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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


ä Nr. 42.— 


(Nr. 3199.) Geſetz, betreffend die Ermäßigung der Briefporto-Taxe. Vom 21. Dezember 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums unter Zuſtimmung bei⸗ 
der Kammern, in Betreff der Ermaͤßigung der Briefporto-Taxe, was folgt: 


WI. 


Das Briefporto für die innerhalb des Preußiſchen Poſtgebietes ge— 
wechſelte Korreſpondenz ſoll betragen: 


a) nach Maaßgabe der Entfernung: 


een e a d dch a ae ale e 1 Sgr. 
en Ale uerge Sieg nn 8 
und auf alle weitere Gntternungen BCS 


für den einfachen Brief; 
b) nach Maaßgabe des Gewichts: 
unter 1 Loth Zollgewicht CL. Loth preußiſch, Verordnung vom 
31. Oktober 1839., Geſetzſammlung S. 325.) das einfache, 
von 1 Loth bis exkl. 2 Loth das zweifache, 
„ 2 e 3 „ das dreifache, 


„„ %%%; das A 8 
e 4 = = 8 fuͤnffache, 
8 - 16 das ſechsfache, 


Porto, fo lange, bis das Porto nach der Paket-Taxe mehr betraͤgt. 


§. 2. 

Die Poſtverwaltung wird ermaͤchtigt, in den mit fremden Poſtbehoͤrden 
zu treffenden Vereinbarungen das Preußiſche Porto nach dem Verhaͤltniſſe des 
im H. 1. verordneten Portotaries fan, zen, in ſoweit das bei der betreffenden 
Korreſpondenz in Anwendung kommende fremde Porto nach annaͤhernd gleichen 
Saͤtzen normirt wird. 

Jahrgang 1849. (Nr. 3199.) s 70 H. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Dezember 1849. 
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§. 3. 

Die Poſtverwaltung hat die Anfertigung und den Verkauf von Stem— 
peln einzuleiten, mittelſt deren durch Befeſtigung auf dem Briefe das Frankiren 
von Briefen nach Maaßgabe des Tarifs bewirkt werden kann. Die weiteren 
Anordnungen wegen Benutzung ſolcher Stempel, ſowie wegen des dabei zu 
bewilligenden Rabatts, hat die gedachte Verwaltung durch ein Reglement zu 
treffen. 

§. 4. 

Fuͤr alle nicht zur Korreſpondenz gehoͤrigen Arten von Poſtſendungen, 
für welche die Briefporto- Tare der Erhebung des Porto zum Grunde liegt, 
tritt die durch gegenwaͤrtiges Geſetz eingefuͤhrte Taxe an die Stelle der bis— 
herigen Briefporto-Taxe. 

H. A. 

An Beſtellgeld für die Paket⸗ und Geldſendungen iſt für die Beſtellung 
einer jeden Adreſſe oder eines jeden Geldſcheins, ebenſo wie fuͤr die Beſtellung 
eines jeden Briefes, 2 Sgr. zu erheben. 


H. 6. 


Das gegenwaͤrtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1850. in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bellevue, den 21. Dezember 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


(Fr. 3200.) 
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(Nr. 3200.) Geſetz, betreffend die Aufhebung des zu Gunſten des Militair-Waiſenhauſes 
zu Potsdam bisher beſtandenen Intelligenz-Inſertionszwanges und der 
amtlichen Intelligenzblaͤtter. Vom 21. Dezember 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


. 

Der bisher zu Gunſten des Militair-Waiſenhauſes zu Potsdam beſtan⸗ 
dene Intelligenz-Inſertionszwang wird mit dem 1. Januar 1850. gaͤnzlich 
aufgehoben. 

H. 2. 

Von eben der Zeit (F. 1.) ab, hört zugleich überall die amtliche Aus⸗ 
gabe von Intelligenzblaͤttern auf. Der Miniſter des Innern iſt ermaͤchtigt, 
wenn es ſich als zweckmaͤßig ergiebt, fuͤr Berlin ein beſonderes Amtsblatt nebſt 
Anzeiger zu gruͤnden. 

H. 3. 

In allen Faͤllen, in welchen die Geſetze eine Bekanntmachung durch das 
Intelligenzblatt vorſchreiben, tritt mit dem 1. Januar 1850. an deren Stelle 
eine Bekanntmachung durch den oͤffentlichen Anzeiger des Amtsblattes. 

Wo die Publikation ſolcher Bekanntmachungen ſowohl durch das Intel— 
ligenzblatt, wie durch den Anzeiger vorgeſchrieben iſt, genuͤgt die Publikation 
durch den letzteren. 

H. 4. 


Dem Militair⸗Waiſenhauſe zu Potsdam wird für die Entziehung der 
ihm ſtiftungsmaͤßig bisher aus dem Intelligenz⸗Inſertionszwange und der Her⸗ 
ausgabe von Intelligenzblaͤttern zuſtaͤndigen Einkuͤnfte vom 1. Januar 1850. 
S Si ber mee eine jährliche Entſchaͤdigungsrente von vierzig tauſend 

alern gezahlt. ö 

Auch uͤbernimmt der Staat die in Folge der Aufhebung des bisherigen 
Intelligenz⸗Inſertionszwanges und Intelligenzblattweſens etwa zu gewaͤhrenden 
Entſchaͤdigungen an Beamte und ſonſtige Intereſſenten. 

Urkundlich unter Unſerer hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bellevue, den 21. Dezember 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg.) v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 
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Regiſter 
zur Geſetz⸗ Sammlung, Jahrgang 1849. 


Bemerkung. Die am Schluſſe der N Sätze befindlichen Zahlen weiſen 


auf die Seiten hin. — 


Abkürzungen: A. E. (Allerhöchſter Erlaß.) 


G. (Geſetz.) V. (Verordnung.) 
— ER ETEE 


Sachregiſter. 


A. 


Abgaben, Nalural-, Feſtſtellung der Normalpreiſe für 
deren Ablöſung durch Diſtrikts-Kommiſſionen. (G. v. 
19. Novbr. 49.) 443— 416. — ſiehe auch Beſitzverände⸗ 
rungs- Abgaben, Gemeinde-Abgaben, Innungs⸗Gebühren 
und Abgaben, desgl. Staatsſteuern. 

Abgeordnete, Wahl derſelben zur zweiten Kammer. 
(V. v. 30. Mai 49. ee 26—31.) 209. — wählbar 
zu ſolchen iſt jeder Preuße, der das dreißigſte Lebens- 
jahr vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte, 
in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes, nicht 
verloren hat und bereits ein Jahr lang dem preußiſchen 

Staatsverbande angehört. (ebend. §. 29.) 209. — zum 
Volkshauſe des deutſchen Parlaments, Ausführung 
deren Wahlen. (V. v. 26. Novbr. 49.) 419430. — 
letztere finden am 31. Janr. 1850 ſtatt. (ebend. §. 38.) 
429. — ſ. auch Kammern und Volkshaus. 

Ablohnung der Fabrikarbeiter und der denſelben gleiche 
ſtehenden Perſonen mit Waaren, ſtatt in Baarzahlung, iſt 
ſtrafbar. (V. v. 9. Febr. 49. 88. 50 — 55.) 104. 105. 
— wer deshalb beſtraft worden iſt, bleibt auch von der 
Theilnahme an der Wahl der Mitglieder eines Gewerbe- 
raths und deren Stellvertreter ausgeſchloſſen. lebend. 
$. 7. Nr. 5.) 94. 95. — ſ. auch Fabrikarbeiter. 

Ablöſungen der Reallaften, Feſtſtellung der bei ſolchen 
anzunehmenden Normalpreiſe und Normal- Marktorte 
durch Bildung von Diſtrikts⸗Kommiſſionen. (G. v. 19. 
Novbr. 49.) 413-446. — endgültige Entſcheidung des 
Reviſions - Kollegiums für Landes ⸗Kulturſachen im 
Wege des Rekurſes in dieſen Angel. lebend. §. 2.) 413. 

Abtheilungsdirigenten, deren Anſtellung bei den 
Appellationsgerichten. (V. v. 2. Janr. 49. §. 25.) 8. 

Abweſende Verbrecher, ſiehe letz. 

Adoption, ſiehe Kindesſtatt. 

Jahrgang 1849. 


M. 


Advokaten, hinſichtlich deren Anſtellung für beſtimmte 
Gerichtsbezirke es bei den beſtehenden Beſtimmungen 
verbleibt, nehmen den Amtscharakter: „Rechtsanwalt“ 
an. (V. v. 2. Janr. 49. §. 30.) 10. — ſiehe ferner 
Rechtsanwalte. 

Agenten, tiplomatifche, dieſelben köunen durch König⸗ 
liche Verfügung jederzeit mit Gewährung des vorſchrifs⸗ 
mäßigen Wartegeldes einſtweilig in den Ru eſtand ver⸗ 
ſetzt werden. (V. v. 11. Juli 49. e 94.) 290. 

Aggravations⸗Nechtsmittel, daſſelbe findet in den 
nach der Verordu. v. 3. Jaur. 49. behandelten Unter⸗ 
ſuchungsſachen nicht ferner Gart, (ot, $. 160.) 42. 

Agnitionsreſolute, deren Abfaſſung und Vollſtreckung 
gehört zur Kompetenz der Einzelrichter. (V. v. 2. Dam, 
49. §. 22. Nr. 2.) 7. 

Altenberge, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 22. 

Alter, ſiehe Lebensalter. 

Amortiſation von Wechſeln, ſiehe Wechfel- Amor» 
tiſation. — ſiehe auch Pfandbriefe, Eiſenbah— 
‚nen . 

A mter, öffentliche, der Verluſt derſelben wird durch die 
Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe, Feſtungsarbeit, zu 
einer andern Freiheitsſtrafe von einjähriger oder länge⸗ 
rer Dauer, zu einer ſchweren Strafe, zu immerwähren⸗ 
der oder zeitiger Unfähigkeit zu öffentlichen Amtern, zu 
Entziehung oder Einſchrankung ſtaatsbürgerlicher Rechte 
oder zu der Stellung unter Polizeiaufſicht, von ſelbſt 
verwirkt, ohne daß darauf beſonders erkannt wird. (V. 
v. 10. Juli 49. e 9.) 255. — (V. v. 11. Juli 49. 
§. 10.) 273.— f. auch Amtsentſetzung und Amtsfuspenfion, 

Amtsblätter, nach Aufhebung der amtlichen Ausgabe 
von Intelligenzblättern iſt der Miniſter des Innern er⸗ 
mächtigt, wenn es ſich als zweckmäßig ergiebt, für Berlin 

a ein 


— 


2 Sachregiſter. 1849. 


Amtsblätter, (FJortſ.) Amtstitel, ſiehe Titel. 
ein beſonderes Amtsblatt nebſt Anzeiger zu gründen. Amtsverbrechen, welche nur mit Amtsentſetzung, Kaſ⸗ 


(G. v. 21. Dezbr. 49. §. 2.) 441. — Bekanntmachung 
jeder rechtskräftigen Verurtheilung wegen verbotwidriger 
Lohnabfindung der Fabrikarbeiter ꝛc. durch ſolche in 
denjenigen Kreiſen, in welchen der Verurtheilte und der 
betheiligte Arbeiter ihren Wohnſitz haben, auf Koſten 
des erſtern. (V. v. 9. Febr. 49. §. 75.) 110. — öf⸗ 
fentlicher Anzeiger für dieſelben, in allen Fällen, 
in welchen die Geſetze eine Bekanntmachung durch das 
Intelligenzblatt vorſchreiben, tritt mit dem 1. Janr. 
1850. an deren Stelle eine Bekanntmachung durch jenen 
ein. (G. v. 21. Dezbr. 49. §. 3.) 441. 


Amtsentſetzung (Dienſtentſetzung, Kaſſation), deren 
Unterſuchung und Entſcheidung in erſter Inſtanz erfolgt 
mit Zuziehung eines Gerichtsſchreibers durch Gerichts— 
abtheilungen, welche aus drei Mitgliedern beſtehen. (V. 
v. 3. Janr. 49, es, 27. und 38.) 19. 21. — die Kom⸗ 
petenz der Einzelrichter iſt davon ausgeſchloſſen. (ebend. 
ss. 27. 38.) 19. 21. — von Mitgliedern des Ge⸗ 
werberaths und deren Stellvertretern, Verfahren bei 
ſolcher. (V. v. 9. Febr. 49. §. 15.) 97. — desgl. von 
Mitgliedern und Stellvertretern der Gewerbegerichte. 
(V. v. 9. Febr. 49. e, 13.) 114. ſ. auch Amter. 


Amtshandlungen der Behörden und einzelnen Be⸗ 
amten, Ausſetzung derſelben am 22. und 29. Janr. 
49., den Tagen der Wahlen für die Kammern, gleich- 
wie an Sonn⸗ und Feſttagen. (A. E. v. 5. Janr. 49.) 
48. — desgl. am 17. Juli 49., dem Tage der ftattfin- 
denden Wahlen zur zweiten Kammer. (A. E. v. 9. Juli 
49.) 251. 


Amtsſuspenſion (einftweilige oder zeitweiſe Entfer⸗ 
nung von den Dienſtverrichtungen), deren Verhängung 
gegen richterliche Beamte im gewöhnlichen oder im 
Disziplinar⸗Strafverfahren. (V. v. 10. Juli 49. e 18. 
Nr. 3. ee, 46 — 49. 83.) 257. 262. 263. 269. 
— desgl. gegen SE richterliche Beamte. (V. v. 
11. Juli. 49. 88. 52 — 58.) 280. 281. — Anordnungen 
wegen theilweiſer oder gänzlicher Innebehaltung des 
Dienſteinkommens während derſ., Verwendung des letz— 
tern und Gewährung nur eines zum nothdürftigen Un⸗ 
terhalte erforderlichen Betrages bei vorläufig ausgeſpro— 
chener Dienſtentlaſſung oder Amtsentſetzung. lebend. 
Ss, 18, 50. 51.) 257. 263. — (ee, 53. 55—58.) 280. 281. 
— bei Freiſprechungen ift der inne behaltene Theil des 
Dienſteinkommens vollſtändig nachzuzahlen. (ebend. §. 52.) 
263. — (§. 57.) 281. — der Mitglieder des Gewerbe— 
raths und deren Stellvertreter, Verfahren bei ſolcher 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 15.) 97. — desgl. derjenigen 
der Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. §. 13.) 114, 


ſation und Unfähigkeits⸗Erklärung zu allen öffentlichen 
Amtern bedroht ſind, deren gerichtliche Unterſuchnng 
und Entſcheidung in erſter Inſtarz. (V. v. 3. Janr. 


49. §. 38. Nr. 3.) 21. — wegen welcher eine Beſtra⸗ 


fung nach den beſtehenden Geſetzen auf Grund eines 
gerichtlichen Verfahrens ſtattfindet. (V. v. 10. Juli 49. 
§. 2.) 253. — (V. v. 11. Juli 49. §. 2.) 271. — die 
Beſtimmung des §. 333. Tit. 20. Thl. II. des Allg. 
L. R. iſt nicht anwendbar, wenn nicht die Verletzung 
der Amtspflicht von dem Richter oder dem Beamten in 
der Abſicht verübt worden iſt, ſich oder Andern Vortheil 
zu verſchaffen, oder dem Staate oder Andern Nachtheil 
zuzufügen. (ebend. §. 3.) 254. —. (§. 4.) 272. 


Angeklagte, über deren Verhaftung oder Freilaſſung 


ſteht dem Gerichte während des ganzen Laufes der Uns 
terſuchung die Beſchlußnahme zu. (V. v. 3. Janr. 49. 
$. 13.) 46. — Beſchwerden über letztere gehören vor 
das zuſtändige Appellationsgericht, bei deſſen Entſchei⸗ 
dung es bewendet. (ebend. §. 13.) 16. — Freilaſſung 
derſ., wenn das Gericht auf die Anklage des Staats 
anwalts die Eröffnung der Unterſuchung für nicht 
zuläſſig erachtet. (V. v. 3. Janur. 49. §. 40.) 22. 


— Verfahren gegen ſolche in Unterſuchungen erfier In⸗ 


ſtanz wegen Vergehen. (V. v. 3. Janr. 49. ee 30— 
37.) 19—21. — gegen ſolche find Zwangsmittel jeder 
Art, durch welche dieſelben zu irgend einer Erklärung 
genöthigt werden ſollen, unzuläſſig. (V. v. 3. Janr. 49. 
§. 18.) 17. — Anordnungen für deren Vertheidigung. 
(V. v. 3. Janr. 49. §8. 16. 17.) 16. 17. — in Haft 
befindliche, deren Freilaſſung darf durch Einlegung eines 
Rechsmittels von Seiten des Staatsanwalts niemals 
verzögert werden, wenn das Urtheil eine Freiheitsſtrafe 
gegen fie nicht verhängt hat. (V. v. 3. Janr. 49. 8. 
157.) 42. — iſt Letzteres der Fall, ſo hält das von dem 
Staatsanwalt gegen das Urtheil eingelegte Rechtsmit⸗ 
tel den Antritt der Strafe nicht auf. lebend. §. 138.) 
42. — dagegen wird durch die Einlegung der Appel⸗ 
lation oder Nichtigkeitsbeſchwerde von Seiten des An- 
geklagten die Vollſtreckung der Strafe aufgehalten. ($. 
159.) 42. — zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt, de⸗ 
ren vorläufige Abführung nach der Strafanſtalt, iſt, 
ſelbſt mit deſſen Einwilligung, nicht ferner zuläſſig. (8. 
159.) 42. — ſchwerer Verbrechen, Verfahren gegen 
ſolche. (V. v. 3. Janr. 49. §8. 79—82.) 28. 29. — 
verhaftete, vor den Kriegsgerichten während des Bela 
gerungszuſtandes, deren Verweiſung an den ordentlichen 
Richter findet ſtatt, wenn das Kriegsgericht ſich für nicht 
kompetent erachtet, in welchem Falle es über die Fort⸗ 
dauer oder Aufhebung der Haft im Urtheile zugleich be⸗ 
ſondere 


Sachregiſter. 1849. 3 


Angeklagte, Gott) 
ſondere Verfügung erläßt. (V. v. 10. Mai 49. e, 13. 
Nr. 4.) 169. 170. — ſ. auch Unterſuchungen, Erkennt⸗ 

niſſe, Rechtsmittel ꝛc.; desgl. Vertheidigung. 

Anhalt⸗Köthen, Herzogthum, daſſelbe iſt dem zwiſchen 
den Staaten des Zollvereins beſtehenden Münzkartel vom 
21. Oktbr. 1845 beigetreten. (Miniſt.⸗Bekanntmach. v. 
31. Aug. 49.) 356. 

Anholt, Ort und Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau Nr. 
23. 

Anklage⸗Prozeß, nur auf deſſen Erhebung, nicht 
ferner von Amtswegen, ſollen die Gerichte bei Einlei⸗ 
tung und Führung der Unterſuchungen wegen einer 
Geſetzesübertretung einſchreiten. (V. v. 3. Janr. 49. 
§. 1.) 14. — wegen Vergehen, Verfahren rückſichtlich 
derſ. in Unterſuchungen erſter Inſtanz. (V. v. 3. Janr. 
49. 88. 29 — 37.) 19 — 21. — desgl. wegen geringer 
Verbrechen. (ebend. eg, 38—59.) 21—24. — desgl. in 
Unterfuchungen wegen ſchwerer Verbrechen, politiſcher 
und Preßverbrechen. lebend. eg, 75 — 78.) 28. 

Anklageſchriften, der Staatsanwalte, was in ſolchen 
zur förmlichen Unterſuchung gegen eine beſtimmte Per- 
ſon enthalten ſein muß. (V. v. 3. Janr. 49. §. 39.) 
21. — Berathung und Beſchlußnahme des Gerichts 
darüber, ohne Beiſein des Staatsanwalts. (ebend. 
Ss, 40.) 21. 

Anreizungen, öffentliche, zur Begehung ſtrafbarer 
Handlungen, Strafbeſtimmungen für ſolche. (V. v. 
30. Juni 49. ee 13 — 49. 31.) 228 — 230. 232. 

Anſchlagezettel, in Städten und Ortſchaften, für 
welche Gegenſtände und Zwecke ſolche nur zuläſſig find. 
(V. v. 30. Juni 49. §. 8.) 227. — Strafen für 
Übertretungen der desfallſigen Vorſchriſten. (§. 11.) 
228. — Bezeichnung der Stellen durch eine allge- 
meine und öffentlich bekannt gemachte Verfügung der 
Ortspolizeibehörde, an welchen ſolche als hiezu ungeeig— 
net nicht ſtattfinden dürfen. (ebend. §. 8.) 227. — auf 
die amtlichen Bekanntmachungen öffentlicher Behörden 
ſind die vorſtehenden Beſtimmungen nicht anwendbar. 
(ebend. §. 8.) 227. 

Anſtalten, öffentliche, die beſondere Regelung der Ar- 
beiten in ſolchen bleibt vorbehalten, daher die Beſtim⸗ 
mungen der Verord. v. 9. Febr. 49. über Handwerks-, 
Innungs- und Fabrikenverhältniſſe, auf ſolche keine An- 
wendung finden. (§. 76, der gedachten Verord.) 140. 

Anſtellungen, anderweitige, der durch die neue Or- 
ganiſation disponibel werdenden richterlichen Beam- 
ten. (V. v. 2. Janr. 49. §. 26.) 9. — desgl. der 
bei den aufgehobenen Privatgerichten angeſtellt geweſe— 
nen Richter, Subaltern- und Unterbeamten. (V. v. 2. 
Janr. 49. Së, 4—7,) 2. 3. 


Anſtellungsſachen, dieſelben verbleiben den Appella⸗ 
tionsgerichten in ihrem Reſſort. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 25. Nr. 6. und §. 35.) 9. 11. 

Anwalte, ſiehe Staatsanwalte, Rechtsanwalte und Po⸗ 
lizeianwalte. 

Anzeiger, öffentlicher, zu den Regierungs- Amtsblät⸗ 
tern, ſiehe Amtsblätter. 

Appellation, Rechtsmittel, gegen die von den Einzel⸗ 
richtern und den Gerichtsabtheilungen für gewiſſe Ver⸗ 
brechen (eg, 27. 38. der Verord. v. 3. Janr. 49.) ge⸗ 
fällten Urtel, Vorſchriften für dieſelbe. (V. v. 3. Janr. 
49. 88. 126 — 137.) 36 — 39. — die Verhandlung 
und Entſcheidung zweiter Inſtanz erfolgt von einer aus 
fünf Mitglieder nebſt einem Gerichtsſchreiber beſtehen⸗ 
den Abtheilung des zuſtändigen Appellationsgerichts 
(ebend. §. 132.) 38. — mündliches und weiteres Ver⸗ 
fahren in derſ. (ebend. ag. 133 — 136.) 38. — gegen 
ein Appellationsurtel über die in dem obigen 8. 27. ge⸗ 
dachten Vergehen findet ein weiteres Rechtsmittel nicht 
ſtatt. lebend. §. 137.) 39. — durch die Einlegung 
derſ. von Seiten des Angeklagten wird die Vollſtreckung 
der Strafe aufgehalten. (Verord. v. 3. Janr. 49. 
$. 159.) 42. — Verfahren in der Appellationg = In⸗ 
ſtanz für Disziplinar-Strafſachen gegen richterliche 
Beamte. (Verordn. vom 10. Juli 49. e 44.) 261. 
— in wie weit die Appellation gegen die Entfihei- 
dungen der Gewerbegerichte ſtattfinden kann, iſt nach 
der in den verſchiedenen Landestheilen beſtehenden all⸗ 
gemeinen Prozeßgeſetzgebung zu beurtheilen. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 54.) 123. — jedoch entſcheidet über 
dieſelbe das Handelsgericht, oder wo ein ſolches nicht 
beſteht, das Kreis- oder Stadtgericht des Bezirks. 
(ebend. §. 54.) 123.— ſ. auch Rechtsmittel, desgl. 
Berufung. 

Appellationsgerichte, dieſe Bezeichnung erhalten 
fortan ſämmtliche Oberlandesgerichte, das Kammerge— 
richt zu Berlin und das Ober-Appellationsgericht zu 
Greifswald, welche ſämmtlich unter Vorbehalt weiterer 
Beſtimmung beſtehen bleiben. (V. v. 2. Janr. 49. sg, 
24. 25.) 8. — fie theilen ih nach Bedürfniß in Se- 
nate und ſollen aus einem (Erſten) Präſidenten, einem 
oder mehreren Senatspräſidenten oder Abtheilungs-Di- 
rigenten und aus der erforderlichen Anzahl von Räthen 
beſtehen. (ebend. §. 25.) 8. — etatsmäßiges Mitglied 
derſ. kann Niemand werden, welcher nicht mindeſtens 
vier Jahre bisher bei einem Obergerichte und künf— 
tig bei einem Kreis- oder Stadtgerichte als Rich- 
ter oder definitiv als Staatsanwalt angeſtellt ge- 
weſen iſt. (V. v. 2. Janr. 49. . 37.) 12. — Aſſeſ⸗ 
ſoren können bei denſelben nur vorübergehend zu einer 
nach den Geſchäftsverhältniſſen nothwendigen Aushülfe 

e oder 
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Appellationsgerichte, (Gert) 


oder zur Stellvertretung beſchäftigt werden. (ebend. $. 
25.) 8. 9. — Reſſort und Kompetenz derſelben lebend. 
$$. 25. und 35.) 9. 11. — dieſ. entſcheiden die Kom⸗ 
petenz- Streitigkeiten der Gerichtsbehörden hinſichtlich 
der zu dem Reſſort der letztern übergehenden Sachen. 
(V. v. 2. Janr. 49. e 16.) 5. — auch können dieſel⸗ 
ben die Führung des Hypothekenbuchs über einen zu⸗ 
ſammen gehörigen Komplex von Gütern, welche in den 
Bezirken verſchiedener Gerichte gelegen find, fo wie eins 
tretenden Falls die Leitung von Sequeſtrationen und 
Subhaſtationen derſelben, Einem dieſer Gerichte über— 
tragen. (ebend. §. 16.) 5. — vor ſolchen findet eine Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung des Rechtsſtreits in erſter 
Inſtanz in den Fällen der eg, 131. bis 147. Tit. 2. 
Thl. I. der allg. Gerichtsordnung nicht weiter ſtatt, 
vielmehr können dieſ. nur einem andern Gerichte er- 
ſter Inſtanz übertragen werden. (V. v. 2. Janr. 49. 


98. 17.) 5. — Abgabe der Rechtsangelegenheiten der 


Eximirten an die ordentlichen Gerichte ſeitens derſelb. 
(ebend. §. 25.) 9. — kommt es bei Gegenſtänden 
ihres Reſſorts auf eine Depoſitalverwaltung an, fo be⸗ 
dienen ſich dieſelben des Depoſitoriums des am Orte 
befindlichen Gerichts erſter Inſtanz. (ebend. §. 25.) 9. 
— ihre eigenen Depoſitorien werden aufgelöſt. (ebend. 
$. 25.) 9. — Anwendung der Gebührentaxe für Ober⸗ 
gerichte v. 23. Aug. 1815. bei denſelben. (V. v. 2. 
Janr. 49. §. 29.) 10. — den bei denſelben künftig an⸗ 
zuſtellenden Rechtsanwalten ſoll in der Regel die gleich⸗ 
zeitige Funktion eines Notars nicht beigelegt werden. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 30.) 10. — Wiederanſtellung 
disponibel werdender richterlicher Beamten bei denſ. 
(ebend. §. 26.) 9. — Erledigung deren Aufträge durch 
Einzelrichter des Gerichtsbezirks. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 22. Nr. 9.) 8. — Entſcheidung bert, auf die Be⸗ 


ſchwerden der Staatsanwalte über die von den 
Gerichten zurückgewieſene Eröffnung einer Un⸗ 
terſuchung. (V. v. 3. Janr. 49. e 12.) 16. 


— auf deren Vorſchlag beſtimmt der Juſtizminiſter die 
zur Abhaltung der Schwurgerichte bei ſchweren Ver- 
brechen geeigneten Gerichtsbehörden und die ihnen an⸗ 
zuweiſenden Bezirke (V. v. 2. Janr. 49. e, 22.) 7. — 
vor ſolche gehoͤren die Beſchwerden über die Beſchlüſſe 
der Gerichte wegen Verhaftung oder Freilaſſung der 
Angeklagten, bei deren Entſcheidung es dann bewendet. 
(V. v. 3. Janr. 49. e 13.) 16. — (einſchließlich des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln und des Juſtizſenats 
zu Ehrenbreitſtein) als Disziplinargerichte in 
Anſehung ihrer Mitglieder, mit Ausſchluß der Prä⸗ 
ſidenten und Direktoren, und in Anſehung aller übri⸗ 
gen Richter ihres Gerichtsſprengels. (V. v. 10. Juli 


Appellationsgerichte, (Fortſ.) 


49. 98. 20. 21. 2528. 31. 32.) 237260. — einer 
aus drei Mitgliedern beſtehenden Abtheilung des Ap⸗ 
pellationsgerichts gebührt die Entſcheidung über den 
Rekurs gegen Urtheile in Polizeiſtrafſachen er- 
ſter Inſtanz, wogegen ein weiteres Rechtsmittel nicht 
ſtattfindet. (Verord. vom 3. Januar 49. eg 168 — 
170.) 43. 44. — auch ſteht dem Appellationsgerichte 
im polizeilichen Mandatsverfahren die Entſcheidung 
auf die Beſchwerde des Angeſchuldigten über die Zu⸗ 
rückweiſung des dagegen eingelegten Reſtitutions⸗ 
geſuchs zu. (ebend. eg 176. 177.) 45. — von den- 
ſelben iſt die gegen Mitglieder und Stellvertreter der 
Gewerbegerichte durch deren Vorſitzenden verhaͤngte 
Amtsſuspenſion zu beſtätigen oder aufzuheben. (V. v. 
9. Febr. 49. e 13.) 114. — denſelben find die Na- 
men der zum Vorſitzenden und Stellvertreter des (Gr, 
werbegerichts Gewählten anzuzeigen. (ebend. §. 14.) 
115.— das Ober⸗Appellationsgericht zu Greifswald, 
in Neuvorpommern, bleibt unter Vorbehalt weiterer 
Beſtimmung beſtehen, es erhält aber die Bezeichnung: 
„Appellationsgericht“. (V. v. 2. Janr. 49. ee 24. u. 
25.) 8. — in den Rechtsſachen aus dem Bezirke deſſel⸗ 
ben bildet das Obertribunal zu Berlin die dritte und 
höchſte Inſtanz. (ebend. §. 28.) 9. — Einführung ei⸗ 
nes gleichmäßigen, auf Mündlichkeit und Öffentlichkeit 
beruhenden Verfahrens in Civilprozeſſen in deſſen Bezirk, 
unter Aufhebung der bisherigen, demſelben entgegen⸗ 
ſtehenden Proz ßvorſchriften. (V. v. 21. Juli 49.) 
307-333. — ſiehe auch Prozeſſe. 


Appellationsgerichtshof, Rheiniſcher, zu Cöln, 


Beſtrafung der Verletzungen der Amtspflicht in deſſen 
Bezirk, ſowie der Dienſtvergehen der Unterſuchungs⸗ 
richter oder Friedensrichter, als Beamte der gerichtli⸗ 
chen Polizei. (V. v. 10. Juli 49. 88. 80. u. 81.) 269. 
— ſ. auch Gerichtsſchreiber, Gerichtsvollzieher ꝛc. 


Appellationsinſtanz, dieſelbe bilden die Appella⸗ 


tionsgerichte für alle Appellationsſachen ihres Bezirks. 
(V. v. 2. Janr. 49. $. 25. Nr. 1.) 9. 


Arbeiten, welche derſelben zu den unter den einzelnen 


Handwerken begriffenen Verrichtungen gehören, darüber 
hat der Gewerberath, mit Berückſichtigung der über 
ihre Abgrenzung getroffenen Anordnungen, nach den 
Verhältniſſen des öffentlichen Gewerbebetriebes zu ent⸗ 
ſcheiden. (V. v. 9. Febr. 49. e, 28.) 99. f. — in öf⸗ 
fentlichen Anſtalten, deren beſondere Regelung bleibt 
vorbehalten, daher die Beſtimmungen der Verord. v. 
9. Febr. 49, über Handwerks-, Innungs- und Fa⸗ 
brikenverhältniſſe, auf ſolche keine Anwendung finden. 
CS, 76. der gedachten Verord.) 110, 

Ar⸗ 
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Arbeitgeber, (Handwerksmeiſter, Fabrikinhaber) de⸗ 
ren Vertretung im Gewerberathe. (V. v. 9. Febr. 49. 
eg 3 — 14. 19.) 94 — 98. — ſ. auch Meiſter, Fa⸗ 
brikinhaber. 

Arbeitnehmer, (Geſellen, Gehülfen, Werkführer, 
Fabrikarbeiter) deren Vertretung im Gewerberathe. 
(Verord. v. 9. Febr. 49. se 5 — 14. 19.) 94 — 98, 
— L auch Geſellen, Fabrikarbeiter ꝛc. 


Arbeitszeit, tägliche, der Geſellen, Gehülfen, Lehr⸗ 
linge und Fabrikarbeiter, dieſelbe iſt vom Gewerberathe 
für die einzelnen Handwerks- und Fabrikzweige 
nach Anhörung der Betheiligten feſtzuſetzen. (V. v. 9 
Febr. 49. §. 49.) 104. — zum Arbeiten an Sonn⸗ 
und Feſttagen iſt, vorbehaltlich der anderweitigen Ver⸗ 
einbarung in Dringlichkeitsfällen, Niemand verpflichtet. 
(ebend. §. 49.) 104. 

Armenkaſſen, Orts-, alle Zahlungen und Abga⸗ 
ben, welche bisher bei der Aufnahme neuer Mitglieder 
in eine Innung und bei der Aufnahme und Entlaſſung 
der Lehrlinge an dieſelben zu entrichten waren, ſind 
aufgehoben. (V. v. 9. Febr. 49. §. 63.) 107. — den⸗ 
ſelben ſollen die Forderungen der Fabrikinhaber und 
der denſelben gleichſtehenden Perſonen an deren Arbei⸗ 
ter, Gehülfen ze. für die ihnen behufs der Anrechnung 
bei der Lohnzahlung kreditirten Waaren zufallen, in Er- 
mangelung von Arbeiter-Hülfskaſſen. (V. v. 9. Febr. 49. 
Së 50. 51. 55.) 104. 105. 

Armenunterſtützung, aus öffentlichen Mitteln, ſchließt 
von der Theilnahme an den Urwahlen für die zweite 
Kammer aus. (V. v. 30. Mai 49. §. 8.) 206. — desgl. 
an den Wahlen zum Volkshauſe des deutſchen Parla⸗ 
ments. (B. v. 26. Novbr. 49. §. 3. Nr. 3.) 419, 


Arnswalder Kreisobligationen, auf den Inha⸗ 
ber lautend, zum Betrage von 100,000 Rthlr., deren 
Ausfertigung und Ausgabe als Anleihe, mit fünf Pros 
zent jährl. Verzinſung auf die den Obligationen bei⸗ 
gefügten Zinskupons, zur Ausführung der für Rech— 
nung des Kreiſes einzuleitenden Chauſſeſbauten. (Allerh. 
Privil. v. 14. April 49.) 177 — 179. — allmälige 
Tilgung derſelben binnen ſpäteſtens 42 Jahren, von 
Vollendung der gedachten Chauſſeebauten ab gerechnet, 
aus dem vom Kreiſe aufzubringenden Tilgungsfonds, 
nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung. 
(ebend.) 177. 

Arreſtſchlag, ſ. Beſchlagnahme. 

Arweiden, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 1. 

Arzte, approbirte, Wählbarkeit derſelben zu Geſchwo— 
renen. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63.) 25. 

Aſſeburg, von der, Graf, ſ. Chauſſeeban Nr. 14. 


Aſſeſſoren, deren Ernennung durch den Juſtizminiſter 
im Namen des Königs. (V. v. 2. Janr. 49. 8. 
36.) 12. — dieſelben können bei den Appellationsge⸗ 
richten nur vorübergehend zu einer nach den Geſchäfts⸗ 
verhältniſſen nothwendigen Aushülfe, oder zur Stelle 
vertretung beſchäftigt werden. (V. v. 2. Janr. 49. e. 
25.) 8. 9. — bei den Kreis- und Stadtgerichten als 
unbeſoldete Mitglieder. (ebend. S. 36.) 12, — ſ. auch 
Gerichtsaſſeſſoren. N 

Anditenre, in wie weit auf ſolche die Disziplinar⸗ 
Vorſchriften und Beſtimmungen der Verord. v. 10. Juli 
49, anwendbar find. (eg, 67. Nr. 72. 73. 76. 77. 79. 
derſ.) 267. 268. 269. : 

Aufenthalt, ſechsmonatlicher in einer Gemeinde, durch 
ſolchen wird auch die Zulaſſung als ſtimmberechtigter 
Urwähler bei den Wahlen für die zweite Kammer be⸗ 
dingt. (V. v. 30. Mai 49. e, 8.) 206. 

Aufforderungen, öffentliche, zur Begehung ſtrafbarer 
Handlungen, Strafbeſtimmungen für ſolche. (V. v. 30. 
Juni 49. ee 13—19. 31.) 228230. 232. 

Aufkauf son Lebensmitteln auf Wochenmärkten, deſſen 
Beſchränkung für gewiſſe Klaſſen von Käufern auf eine 
beſtimmte Zeit. (V. v. 9. Febr. 49. §. 71.) 109. 

Aufläufe, ſ. Volks aufläufe. 

Aufnahmegebühren bei Innungen, ſ. Innungs⸗ 
gebühren. 

Aufruhr, Strafen für diejenigen, welche zu deſſen Ver⸗ 
breitung an öffentlichen Orten oder in öffentlichen Zu⸗ 
ſammenkünften Fahnen, Zeichen oder Symbole aus- 
ſtellen, verkaufen oder ſonſt verbreiten. (V. v. 30. Junt 
49. e 15. Nr. 1.) 229. — ſiehe auch Volksauf⸗ 
läufe. a 

Aufſätze, ſchriftliche, in wie fern die polizeiliche Era 
laubniß zu deren Abfaſſung für Andere, als Gewerbes 
betrieb, zu verſagen iſt. (V. v. 9. Febr. 49. f. 
68.) 108. 

Aufſichtsinſtanz, ſolche bilden für alle Kreis⸗ und 
Stadtgerichte die Appellationsgerichte ihres Sprengels. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 25. Nr. 3. u. §. 35.) 9. 11. 

Aufſtände, ſiehe Volksaufläufe. 

Aufträge, deren Übernahme für Andere, ſiehe Ge⸗ 
ſchäftsvermittler. 

Aufzüge, öffentliche, zu ſolchen müſſen deren Unterneh⸗ 
mer, Ordner oder Leiter die ortspolizeiliche Genehmi- 
gung nachſuchen. (V. v. 29. Juni 49. 58. 10. u. 11.) 
223. — Strafe für die Übertretung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. 8. 17.) 224. 

Auktionen, öffentliche, von neuen Handwerker- 
waaren, ſiehe letz. 

Aus 
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Auseinanderſetzungsbehörden, (General-Kom⸗ 
miſſionen, landwirthſchaftliche Regierungs-Abtheilungen 
und Reviſions-Kollegium für Landeskulturſachen), in 
wie weit auf ſolche die Disziplinar-Vorſchriften der 
Verord. v. 10. Juli 49. anwendbar find, (88. 67. 
Nr. 1. 68 — 71. derſ.) 267. 

Ausgetretene Militairpflichtige, ſiehe letz. 

Auskultatoren, in wie fern ſolche ohne weiteres Ver- 
fahren aus dem Dienſte entlaſſen werden können. (V. 
v. 11. Juli 49. §. 91.) 289. 

Ausländer, in wie fern ſolche zum Betriebe eines ſte⸗ 
henden Gewerbes im dieſſeitigen Inlande zugelaſſen 
werden können. (V. v. 9. Febr. 49. §. 67.) 108. — 
Verfahren mit Geſuchen ausländiſcher Gewerbetreiben⸗ 
den um die Naturaliſation im Inlande, nach §. 8. des 
Geſ. v. 31. Dezbr. 42. — Geſ.⸗Samml. 1843. S. 15. 
— (V. v. 9. Febr. 49. S. 67.) 108. — dieſe Beſtim⸗ 
mungen finden auf Angehörige deutſcher Staaten nur 
fo lange Anwendung, als nicht für dieſelben die gegen- 
ſeitige Zulaſſung der Gewerbetreibenden zur Anſäſſig⸗ 
machung und zum Gewerbebetriebe nach gleichen Grund⸗ 
ſätzen geregelt ift, (ebend. §. 67.) 108. 


B. 


Baarzahlung, deren Leiſtung an Fabrikarbeiter und 
ſonſtige Perſonen, die mit der Anfertigung der Fabri⸗ 
kate für Fabrikinhaber und für diejenigen, welche mit 
Ganz⸗ oder Halbfabrikaten Handel treiben, beſchäftigt 
ſind. (V. v. 9. Febr. 49. 88. 50 — 55.) 104. 105. — 
Strafbeſtimmungen für die Übertretung oder Umgehung 
dieſer Vorſchrift. (ebend. eg, 74. 75.) 109. 110. — Ver⸗ 
wendung der deshalb erkannten Geldbußen. (ebend. 
$. 75.) 110. 

Bäcker, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. lebend. 
$. 74.) 109. — dieſelben können von der Ortspolizei⸗ 
Obrigkeit angehalten werden, die Preiſe und das Ge⸗ 
wicht ihrer Waaren für gewiſſe Zeiträume durch einen 
von außen ſichtbaren Anſchlag am Verkaufslokale zur 
Kenntniß des Publikums zu bringen. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 72.) 109. — auch können ſolche angehalten 
werden, in ihren Verkaufslokalen eine Waage mit den 
erforderlichen geeichten Gewichten aufzuſtellen. lebend. 
$. 73.) 109. — Beſtrafung derſelben für Überſchrei⸗ 
tungen der aufgeſtellten Taxen, nach §. 186. der Ge⸗ 
werbe⸗Ord. (§. 72.) 109. 


Backwaaren, deren Verkäufer haben mit den Bäckern 
gleiche Verpflichtungen. (V. v. 9. Febr. 49. eg. 72. u. 
73.) 109. — f. ferner Bäcker. 

Bagatellſachen, ſolche find ohne Unterſchied alle die⸗ 
jenigen Prozeſſe, deren nach Gelde zu ſchätzender Ge⸗ 
genſtand 50 Rthlr. nicht überſteigt. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 20.) 6. — Kompetenz der Einzelrichter zu deren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung. (ebend. 88. 20. 22.) 6. 7.— 
Rekursverfahren in ſolchen und Verkündigung des Re- 
kursbeſcheides in öffentlicher Sitzung, mit Bezug auf 
die A. K. O. vom 8. Aug. 1832. §. 3. Lit. d. (Verord. 
v. 2. Janr. 49. e 34.) 11. — in den Prozeſſen über 
ſolche bewendet es rückſichtlich der für den Anwalt ont, 
gewendeten Ausgaben bei den beſtehenden Vorſchriften. 
(ebend. §. 29.) 10. 

Bank, Preußiſche, Belegung der für den gerichtlichen 
Depoſitalverkehr entbehrlichen Gelder bei derſelben, und 
Theilnehmung der einzelnen Maſſen an dieſen Bankak⸗ 
tivis und den davon aufkommenden Zinſen. (V. v. 
18. Juli 49. s$. 18. u. 19.) 299. 300. 304. 305. 

Bank, Privat, ritterſchaftliche, in Pommern, neue 
Statuten für dieſelbe und Allerhöchſte Genehmigung zur 
Ausſtellung von Noten unter den in jenen feſtgeſetzten 
Bedingungen. (v. 24. Auguſt 49.) 359—374. 

Tit. I. Von dem Zwecke und den Fonds der Bank. (88. 1—8.) 

359 — 362. 
Dieſelbe iſt eine Aktien-Geſellſchaft, welche den Zweck 
hat, den Umlauf des Geldes zu befördern, Kapitalien 
nutzbar zu machen, Handel und Gewerbe zu unter 
ſtützen und einer übermäßigen Steigung des Zinsfu- 
ßes vorzubeugen. (§. 1.) 359. — das geſammte Ak- 
tien⸗Kapital von 2 Millionen Thalern iſt zu vier vom 
Hundert verzinslich. (§. 2.) 360. — Theilnahme an 
dem verbleibenden Gewinn durch Dividenden und Bil 
dung eines Reſervefonds. (SS. 3. 4.) 360. — Dis- 
poſition über die von der ritterſchaftlichen Privatbank 
bei der General- Staatskaſſe niedergelegten 500,000 
Rihlr. in Staatsſchuldſcheinen. (§. 8.) 361. f. 

Tit. II. Von der Verfaſſung und Verwaltung der Bank. (es, 

9 — 23.) 362-366. 
Die Bank bleibt unter die Oberauffiht des Staats 
geſtellt, welche von dem Miniſterium für Handel, Ge⸗ 
werbe und öffentliche Arbeiten durch einen Kommiſſa⸗ 
rius ausgeübt wird. (§. 9.) 362. — Bankdirektion in 
Stettin, Kuratorium der Bank und Beſchlüſſe der Ge- 
ſellſchaft in ihren General⸗Verſammlungen. (88. 10— 
23.) 362 — 366, 

Tit. III. Von den Geſchäften der Bank. (88. 24—40.) 366 

— 370. 

Tit. IV. Von den Rechten der Bank. (88.41 —47.) 370. 371. 
Die Statuten vom 23. Janr. 1833. und der am 12. 
Mai 1833. beſtätigte Geſellſchafts-Vertrag werden auf⸗ 
gehoben. (. 47.) 371. 

Bar⸗ 
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Barmen, Stadt, vierzehntägige Verlängerung der Zah⸗ 
lungszeit der in derſ. vom 10. bis 25. Mai 49. zahlba⸗ 
ren Wechſel und anderer Handelspapiere. (V. v. 17. Mai 
49.) 175. — dieſer Verordnung haben beide Kammern 
ihre Genehmigung ertheilt. (Staatsminiſt.⸗Bekanntmach. 
vom 6. Oktbr. 49.) 378. 


Bäuerliche Erbfolge, in der Provinz Weſtphalen, 
der über ſolche unter dem 18. Dezbr. 1818. erlaſſenen 
Verordnung haben beide Kammern ihre Genehmigung 
ertheilt. (Staatsminiſt.⸗Bekanntmach. v. 13. Noybr. 
49.) 406. 


Bäuerliche Grundſtücke, ſiehe ländliche Grund⸗ 
ſtucke. 


Baumeiſter, dieſelben ſind nicht befugt, bei der Lei⸗ 
tung von Bauunternehmungen die Arbeiten derjenigen 
Handwerke, für welche ſie das Befähigungszeugniß der 
Regierung nicht beſitzen, oder den vorgeſchriebenen Nach⸗ 
weis der Befähigung nicht geführt haben, ohne Zuzie⸗ 
hung geprüfter Meiſter ausführen zu laſſen. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 25.) 99. — Strafbeſtimmung für Über⸗ 
tretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 8. 
74.) 109. 


Bauten, öffentliche, (mit Einſchluß der Feſtungsbau⸗ 
höfe), deren beſondere Regelung bleibt vorbehalten, da- 
her die Beſtimmungen der Verord. v. 9. Febr. 49. über 
Handwerks- u. Innungsverhältniſſe, auf ſolche keine 
Anwendung finden. (F. 76. der gedachten Verord.) 
110. 


Beamte, in Disziplinarſachen gegen ſolche wird durch 
die Vorſchriften der Verord. v. 3. Janr. 49. über die 
Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfah- 
rens mit Geſchworenen in Unterſuchungsſachen, nichts 
geändert. (daſ. §. 181.) 46. — auf Probe, Kündigung 
oder ſonſt auf Widerruf angeſtellt, deren Dienſtentlaſ⸗ 
ſung ohne förmliches Disziplinarverfahren, wenn ſie 
nicht vorher ohne einen ſolchen Vorbehalt in einem an⸗ 
dern Amte angeſtellt waren. (V. v. 11. Juli 49. §. 90.) 
288. f. — zur Dispoſition geſtellte, Anwendung der 
Dieziplinar - Verordnung v. 11. Juli 49. auf ſolche. 
($. 102. der.) 291. — öffentliche, Beſtrafung der ben. 
ſelben in Ausübung ihres Berufs oder in Beziehung 
auf ſolchen zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 
49. es, 23. u. 31.) 231. 232. — Verfolgung ſolcher 
Beſtrafung durch die Staatsanwaltſchaft nur auf An⸗ 
trag des Beleidigten. (ebend. §. 34.) 233. — öffentl. 
Bekanntmachung des darüber gefällten Urtheils, in der 
durch letzteres zu beſtimmenden Art und Weiſe, auf Koſten 
des Verurtheilten. (§. 36.) 234. — Wählbarkeit derſ. 
zu Geſchworenen. (V. v. 3. Sant, 49, e, 63.) 35, — 
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nicht richterliche, Beſtimmungen über die Dienft- 
vergehen derſelben, ſowie über die Verſetzung derſelben 
auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand. 
(Verord. v. 11. Juli 49.) 271 — 292. — 
dieſe Verordnung findet auf alle in unmittelbarem 
oder mittelbarem Staatsdienſte ſtehenden Beamten An- 
wendung, die nicht unter die Beſtimmungen der die 
Richter betreffenden Verordnung vom 10. Juli 49. 
fallen; ſie iſt jedoch nicht anwendbar auf Geiſtliche und 
Kirchenbeamte. (§. 1.) 271. 

Erſter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen über Dienft- 

vergehen und deren Beſtrafung. (es, 2—20.) 271-274. 
Dienſtvergehen überhaupt (§. 2.) 271. — Amtsverbrechen. 
(Gë, 3. 4.) 271. 272. — Bloße Dienſtvergehen. (es, 
5—7.) 272, — Disziplinar- und gerichtliches Ver⸗ 
fahren wegen der nämlichen Thatſachen. (eg, 8. 9.) 
272. 273. — Verluſt des Amtes als Folge anderer 
Strafen. Ce, 10.) 273. — Unerlaubte Entfernung 
vom Amte (88. 11—15.) 273. 274. — Zuſtellung 
der Vorladungen ze, (S. 16.) 274. — Disziplinar⸗ 
ſtrafen Ces, 17—20,) 274. 

Zweiter Abſchnitt. Von dem Disziplinar - Verfahren, 

(88. 21—51.) 275280. 

Verfahren für Ordnungsſtrafen. (Ge, 21— 23.) 275, 
— Verfahren wegen Entfernung aus dem Amte. (es, 
24. 25.) 275. 276. — entſcheidende Behörden erſter 
Inſtanz. (S. 26— 29.) 276. — Kompetenz ⸗Streitig⸗ 
keiten. (es, 30—33.) 277. — Vorunterſuchung (88. 
34—36.) 277. — mündliche Verhandlung vor der ent- 
ſcheidenden Behörde erfter Inſtanz. (Gg, 3741.) 278. 
— Entſcheidung erſter Inſtanz. (es, 42—44.) 278. 
279. — Berufung an das Staatsminiſterium. (Sg, 
45—51.) 279. 280. 

Dritter Abſchnitt. Vorläufige Dienſtenthebung. (Gg, 

52—58,) 280. 281. 

— Suspenſion kraft des Geſetzes. (SS. 52. 33.) 

280. — Suspenſion durch Verfügung. (§. 54.) 281. — 

Einfluß der Suspenfion auf das Dienſteinkommen. 

(So. 5557.) 281. — Vorläufige Unterſagung der 
Ausübung der Amtsverrichtungen. (§. 58.) 281. 

Vierter Abſchnitt. Nähere und beſondere Beſtimmungen 

in Betreff der Beamten der Juſtiz- Verwaltung. (es, 

59—83.) 281 287. 

1. Ordnungsſtrafen gegen verſchiedene Juſtizbeamte. 
(Ss. 60 — 69.) 282 — 284. — gegen Beamte der 
Staatsanwaltſchaft und der gerichtlichen Polizei. (es, 
61. 62.) 282. — gegen Büreau- und Unterbeamte. 
($. 63.) 282. — gegen Gerichtsſchreiber, Gerichts- 
vollzieher bei den Rheiniſchen Gerichten. (S. 64.) 282, 
283. — gegen Parketſchreiber. (§. 65.) 283. — gegen 
Büreau- und Unterbeamte bei den General- Kommif- 
ſionen und dem Reviſions-Kollegium, fo wie gegen 
Spezial-Kommiſſarien. (eg, 66. 67.) 283. — gegen 
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Übergangs - Beftimmungen. 


Büreau- und Unterbeamte bei dem Beneral-Audito- 
riate und deſſen Unterbehörden. (F. 68.) 283. — 
Beſchwerden gegen Ordnungsſtrafen. CS. 69.) 283, 284. 
2. Enfernung aus dem Amte. (88.70 —83.)284— 287. 
— Staatsanwalte und Beamte der gerichtlichen Po- 
lizei. Ce, 70.) 284. — Büreau- und Unterbeamte. 
($. 71.) 284. — Beſondere Beſtimmungen für Ge- 
richtsſchreiber und Gerichtsvollzieber. (5. 72.) 285. — 
desgl. für Advokaten, Rechtsanwalte und Notarien. 
(88. 7380.) 285. 286. — Dienſtvergehen der Ad⸗ 
vokaten und Rechtganwalte in den Sitzungen. (Ge, 81. 
82.) 286. 287. — Erledigung des Amtes eines Rechts- 
anwaltes, Notars, Gerichtsvollziehers. (8. 83.) 287. 


Fünfter Abſchnitt. Beſondere Beſtimmungen in Betreff 
der Gemeindebeamten. (5. 84.) 287. 

Sechster Abſchnitt. Beſondere Beſtimmungen in Betreff 
der Militairbeamten. (58. 85—89.) 287. 288, 

Siebenter Abſchnitt. Beſondere Beſtimmungen in Be— 
treff der Entlaſſung von Beamten, welche auf Widerruf 
angeſtellt find, der Referendarien ꝛc. (88. 90 — 93.) 
288. 289. 


Achter Abſchnitt. Verfügungen im Intereſſe des Dienſtes, 
welche nicht Gegenſtand eines Disziplinarverfahrens find, 
reg, 94102.) 289 — 291. — Verſetung ohne Strafe, 
mit Wartegelds⸗Bewilligung und Penſion bei einſtweiliger 
Verſetzung in den Ruheſtand. Ce, 94.) 289. 290. — 
gänzliche Verſetzung in den Ruheſtand. (88. 95 — 1027) 
290. 291. 

eſondere Beſtimmung für den Bezirk des Rheiniſchen 

Rechts wegen Verfolgung und Beſtrafung der Verletzungen der 

Amtspflicht in der bisherigen Weiſe und nach den beſtehenden 

Geſetzen, von welchen durch die Beſtimmungen der 85. 3. u. 5. 

der gegenwärtigen Verordnung nichts geändert wird. (5. 103.) 

291. 

Beendigung der bereits er⸗ 

öffneten gerichtlichen Unterſuchungen in der bisherigen Weiſe 

und Vollſtreckung der bisherigen Strafreſolute. ($. 104.) 291, 

292. — Aufhebung aller dieſer Verordnung entgegenſtehenden 

Vorſchriften. (8. 105.) 292. — einſtweilige Verſetzung nicht 

richterlicher Beamten in den Ruheſtand mit Bewilligung von 

Wartegeld. (Verord. vom 11. Juli 49. 88. 50. 94.) 280. 

289. 290. — gänzliche Verſetzung richterlicher und nicht rich⸗ 

terlicher Beamten in den Ruheſtand, ſiehe Penfioni- 

rungen. — ſ. auch Gemeindebeamte, Beſoldungen, Dienſt⸗ 

einkommen, Dienſtentlaſſung ꝛc. — richterliche Beamte, ſ. 

Richter. 


Beglaubigungen, gerichtliche, deren Ertheilung vers 


bleibt den Appellatiensgerichten in bisheriger Art. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 25. Nr. 5 u. §. 35.) 9. 14. 


Behörden, öffentliche, Ausſetzung deren Amtshand⸗ 


lungen am 22. u. 29. Janr. 49., den Tagen der Wah⸗ 
len für die Kammern, gleichwie an Sonn- und Feſt⸗ 


Behörden, öffentliche, (FJortſ.) 


tagen. (A. E. v. 5. Jan. 49.) 48. — desgl. am 17. 
Juli 49., dem Tage der ſtattfindenden Wahlen zur zwei- 
ten Kammer. (A. E. v. 9. Juli 49.) 251. — auf de⸗ 
ren amtliche Bekanntmachungen find die wegen der An⸗ 
ſchlagezettel und Plakate getroffenen Beſtimmungen nicht 
anwendbar. (V. v. 30. Juni 49. S. 8.) 227. — Verpflichtung 
der Herausgeber öffentl. Blätter zur Aufnahme amtlicher 
Bekanntmachungen derſ. gegen Entrichtung der üblichen 
Einrückungsgebühren. (V. v. 30. Juni 49. 6. 6.) 227. 
— Strafe für deren Verweigerung. (ebend. $. 10.) 
228. — deren Entgegnungen zur Berichtigung der in 
Zeitungen und Zeitſchriften erwähnten Thatſachen ſind 
die Herausgeber derſelben reſp. unentgeltlich aufzunehmen 
verpflichtet. (V. v. 30, Juni 49, e 7.) 227. — Strafe 
für deſſen Verweigerung. (8. 10.) 228. — Beſtrafung 
der denſelben in Ausübung ihres Berufs oder in Dr, 
ziehung auf ſolchen zugefügten Beleidigungen. (V. v. 
30. Juni 49. ee 23. u. 31.) 231. 232. — Verfolgung 
ſolcher Beſtrafung durch die Staatsanwaltſchaft nur auf 
Autrag des Beleidigten. (e, 34.) 233. — öffentliche 
Bekanntmachung des darüber gefällten Urtheils auf 
Koſten des Verurtheilten. ($. 36.) 234. — Strafe für 
denjenigen, der zum Ungehorſam gegen deren Anord- 
nungen öffentlich auffordert oder anreizt. (V. v. 30. 
Juni 49. eg, 16. und 31.) 229. 232. — (Civil- und 
Militair-), wer ſich des Angriffs oder des Widerſtandes 
gegen deren Abgeordnete an einem im Belagerungs⸗ 
zuſtand erklärten Orte oder Bezirke, in offener Gewalt 
und mit Waffen oder gefährlichen Werkzeugen verſehen, 
ſchuldig macht, wird kriegsrechtlich mit dem Tode beſtraft. 
(V. v. 10. Mai 49. 5. 8.) 167. — f. auch Provinzial⸗, 
Verwaltungs-, Polizei- ꝛc. Behörden, Regierungen ze. 


Beiſtände, welche der Klaſſe der Gewerbetreibenden 


nicht angehören, deren Zuziehung zu den Verhandlungen 
vor den Gewerbegerichten und deren Vergleichsaus⸗ 
ſchüſſen iſt nicht geftattet, (B. v. 9. Febr. 49. 6.49.) 122. — 
ſ. auch Rechtsanwalte. 


Bekanntmachungen, amtliche, Verpflichtung der 


Herausgeber von Zeitungen und Zeitſchriften zu deren 
Aufnahme in dieſelben, gegen Zahlung der üblichen 
Einrückungsgebühren. (V. v. 30. Juni 49. e, 6.) 227. 
— Strafe für deren Verweigerung. ($. 10.) 228. — 
auf ſolche ſind die wegen der Anſchlagzettel und Plakate 
getroffenen Anordnungen nicht anwendbar. (ebd. 8. 8.) 227. 
— deren Publikation durch die Intelligenzblätter ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchrieben worden, ſollen vom 1. Janr. 1850, 
ab durch den öffentlichen Anzeiger der Amtsblätter er- 
folgen. (G. v. 21. Dezbr. 49. §. 3.) 441. — die öffentliche 
Bekanntmachung gefällter Erkenntniſſe wegen einer Gent, 
lich begangenen Handlung, welche durch die eg, 1821. 

oder 
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Bekanntmachungen, Cortſ.) 

oder durch §. 29. der Verord. v. 30. Juni 49, vor⸗ 
geſehen iſt, kann in der durch jene zu beſtimmenden 
Art und Weiſe auf Koſten des Verurtheilten angeord⸗ 
net werden. (§. 36. derſ.) 234. — jeder rechtskräftigen 
Verurtheilung wegen verbotwidriger Lohnabfindung der 
Fabrikarbeiter ꝛc., durch die Amtsblätter oder andere 
oͤffentliche Blätter in denjenigen Kreiſen, in welchen 
der Verurtheilte und der betheiligte Arbeiter ihren 
Wohnſitz haben, auf Koſten des erſtern. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 75.) 110. 


Belagerungszuſtand, allgemeine Beſlimmungen über 
denſelben. (V. v. 10. Mai 49.) 165—171. — Befug⸗ 
niß der Feſtungs⸗ Kommandanten und der kommandi⸗ 
renden Generale zur Erklärung deſſelben für den Fall 
eines Krieges. (§. 1.) 165. — desgl. ſeitens des 
Staatsminiſteriums, reſp. des oberſten Militairbefehls⸗ 
habers, für den Fall eines Aufruhrs, ſowol in Kriegs- 
als in Friedenszeiten. (§. 2.) 165. f. — öffentliche 
Verkündung deſſelben, fo wie deſſen demnächſtiger Auf- 
hebung. ($. 3.) 166. — Übergang der vollziehenden 
Gewalt an den Militairbefehlshaber. (§. 4.) 166. — Sus⸗ 
penſion der Art. 5. 6. 7. 24. 25. 26. 27. 28. der 
Verfaſſungs⸗Urkunde während deſſelben. (§. 5.) 166. — 
auch außer demſelben können im Falle des Krieges 
oder Aufruhrs die Art. 5. 6. 24. 25. 26. 27. 28. der 
Verf.⸗Urk. vom Staatsminiſterium zeit- und diſtrikts⸗ 
weiſe außer Kraft geſitzt werden. (V. v. 10. Mai 49, 
$. 16.) 170. 174, — Ausübung der Militairgerichts⸗ 
barkeit während deſſelben. (ee 6. 7.) 166. 167. — 
Beſtrafung der während deſſelben verübten Verbrechen. 
(So. 810.) 167. 168. — Errichtung von Kriegsge⸗ 
richten und Verfahren vor bont, ($$. 11— 13.) 168—170, 
— Verfahren bei Aufhebung der Wirkſamkeit derſ. 
Gë, 14. 15.) 170. — andere Faſſung des ebenge- 
dachten §. 15. (V. v. 4. Juli 49.) 250. 

Beleidigungen, ſiehe Injurien. 

Bergämter, Ober-, als entſcheidende Disziplinarbe⸗ 
hörden in erſter Inſtanz gegen nicht richterliche Beamte 
ihres Reſſorts. (V. v. 11. Juli 49. e 26. Nr. 2 

und ee, 28. 29. 33.) 276. 277. — Verfahren u. Ent⸗ 
ſcheidung derſ. (ebend. §§. 33—44.) 277-279. — Be⸗ 
rufung an das Staatsminiſterium gegen deren Entſchei— 
dungen (88. 45—51.) 279. 280, 


Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn, ſiehe Eifen- 
bahnen Nr. 8. 

Bergwerksſachen, für ſolche wird unter Abänderung 
des Edikts vom 21. Febr. 1816. und der Kabinets-Order 
v. 6. Juli u. 12. Oktbr. 1837, der Spezial-Gerichtsſtand 
Jahrgang 1849. 
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aufgehoben, und treten bei den dort bezeichneten Rechts- 
ſtreitigkeiten die ordentlichen Gerichte ein, auch in erſter 
Inſtanz. (V. v. 2. Janr. 49. e 13.) 4. — Zuziehung 
zweier, von dem Oberbergamte des Bezirks zu bezeich⸗ 
nenden bergmänniſchen Sachverſtändigen zu den münd⸗ 
lichen Verhandlungen mit vollem Stimmrechte. (ebend. 
L. 13.) 4. 


Bergwerksverein, Cölner, zu Cöln, die Bildung 
einer Aktiengeſellſchaft unter dieſem Namen iſt mittelſt 
allerhöchſten Erlaſſes v. 22. Okebr. A0. genehmigt und 
das Geſellſchaftsſtatut deſſelben v. 14. Juli 49. be⸗ 
ſtätigt. (Miniſt.⸗Bekanntmach. v. 10. Novbr. 49.) 
404, — das Statut nebſt der allerhöchſten Beſtärigungs⸗ 
Urkunde gelangt durch das Amtsblatt der Regierung 
in Cöln zur öffentlichen Kenntniß. lebend.) 401. 


Berlin, Haupt- und Reſidenzſtadt, die Einrichtung 
des Stadt-, Vormundſchafts -und Kriminalgerichts 
daſelbſt wird durch beſondere Inſtruktionen geregelt. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 20.) 7. — in Stelle des Ge⸗ 
ſetzes v. 17. Juli 46., wegen des Verfahrens in den 
bei dem dortigen Kammergerichte und Kriminalgerichte 
zu führenden Unterſuchungen, tritt nunmehr die Ver⸗ 
ordnung v. 3. Jaur. 49. (e 183. derſ.) 46. — der 
Miniſter des Innern iſt ermächtigt, wenn es ſich als 
zweckmäßig ergiebt, für ſolche ein beſonderes Amtsblatt 
nebſt Anzeiger zu gründen. (G. v. 21. Dezbr. 49. 
§. 2) 441. — ſ. auch Chauſſeebau Nr. 2. 

Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſenbahn, 
ſiehe Eiſenbahnen Nr. 3. 

Bernau, Dit, fihe Chauſſeebau Nr. 3. 

Berufung, an den oberſten Gerichtshof, gegen die 
von den Appellationsgerichten in Disziplinar-Straffachen 
gegen richterliche Beamte erlaſſenen Urtheile. (V. v. 
10. Juli 49. §8. 41 — 45.) 261. 262. — an das 
Staatsminiſterium gegen die in Disziplinar⸗Strafſachen 
wider nicht richterliche Beamte getroffenen Ent- 
ſcheitungen. (V. v. 11. Juli 49. §8. 45 — 51.) 279. 
280. — ſ. auch Rechtsmittel. 

Beſcheinigungen, gerichtliche, deren Ertheilung ver— 
bleibt den Appell ionsgerichten in bisheriger Art. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 25. Nr. 5. u. e 35.) 9. 11. 


Beſchlagnahme (Arreſtſchlag), deren vorläufige Aus- 
fuhrung gehört zur Kompetenz der Einzelrichter. (V. v. 
2. Janr. 49. §. 22. Nr. 2) 7. — ſolche iſt von dem 
Staatsanwalte, wenn nicht Gefahr im Verzuge ob— 
waltet, nicht ſelbſt vorzunehmen. (V. v. 3. Dor, 49. 
$. 7.) 15. — deren Ausführung ſeitens der Gerichte, 
der Polizeibehörden und Sicherheitsbeamten. (ebend. 
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Beſchlagnahme (Arreſtſchlag), (Fortſ.) N 
ee 4. 5. 7.) 14. 15. — im Bezirke des Rheiniſchen 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln hat über die Auf- 
hebung oder Fortdauer der Beſchlagnahme von Drud- 
ſchriften der Unterſuchungsrichter allemal an die Raths- 
kammer zu deren Beſchlußnahme zu berichten. (V. v. 30. 
Juni 49. e, 33.) 233. — auch wird an den dort gel— 
tenden Beſtimmungen über die Regulirung des Gerichts- 
ſtandes — Strafprozeßerdnung Art. 525. bis 541. — 
nichts geändert, (ebend. §. 38.) 234. — vorläufige, von 
Druckſchriften, durch die Staatsanwaltſchaft und deren 
Organe und weitere Verfolgung bert, vor der zuſtändi⸗ 
gen Gerichtsbehörde. (ebend. ge, 32—35.) 232—234.— 
der in gerichtlichen Depoſitorien aufbewahrten Doku⸗ 
mente und deren Wiederaufhebung. (V. v. 18. Juli 
49. 6. 6.) 297. — ſolche kann rückſichtlich der der 
ritterſchaftlichen Privatbank von Pommern anvertrauten 
Gelder niemals ſtattfinden. (Statuten der Bank v. 
24. Aug. 49. e, 45.) 371. 


Beſchwerdeinſtanz, ſolche bilden für alle Kreis- und 
Stadtgerichte die Appellationsgerichte ihres Sprengels. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 25. Nr. 3. u. §. 35.) 9. 11. 


Beſchwerden über gerichtliche Verfügungen in pro⸗ 
zeſſnaliſchen Angelegenheiten. deren Führung und Erxle- 
digung in dem zuläſſigen Inſtanzenzuge. (Verord. v. 
2. oan, 49. 8. 35.) 11. — diejenigen über Diszi⸗ 
plin, Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen (S. 37 der 
Verord. v. 21. Juli 46.) find hinſichtlich aller Rechts- 
angelegenheiten im Aufſichtswege, demnach ſchließlich 
durch den Juſlizminiſter zu erledigen. (ebend. §. 35.) 
11. — ſolche ſtehen den Staatsanwalten innerhalb einer 
zehntägigen präkluſtviſchen Friſt bei den Appellations⸗ 
gerichten — über die von den Gerichten zurückgewieſene 
Eröffnung einer Unterſuchung offen. (Verord. v. 3. Janr. 
49. §. 12.) 16. — bei der Entſcheidung jener Gerichte 
muß es dann aber verbleiben. lebend. §. 12.) 16. — 
über die Entſcheidungen des Gewerberaths, deren Füh- 
rung bei den Regierungen, mit Ausſchluß des Rechts- 
weges. (Verord. v. 9. Febr. 49. eg, 2. 28. 35. 36. 
47. 49.) 94. 99. 101. 103. — ſ. auch Juſtizmini⸗ 
ſterium, Staatsminiſterium, Ober-Tribunal ar. 


Befigveränderungs: Abgaben, die Beſtimmungen 
wegen amtlicher Siſtirung der Prozeſſe über die Ver⸗ 
pflichtung zu deren Entrichtung (§. 2. Nr. 2. Lit. G. 
und Nr. 3. des Geſetzes v. 9. Oktbr. 1848.) beziehen 
ſich auch auf diejenigen Prozeſſe, in welchen bereits be» 
zahlte Beſitzveränderungs-Abgaben zurückgefordert wer— 
den, ſofern hierbei Streit über die Exiſtenz der Ver⸗ 
pflichtung zu deren Entrichtung entſteht. (Dekl. v. 3. 
Juli 49.) 249. — die ſer Deklaration haben beide Kam- 
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mern ihre Genehmigung ertheilt. (StaateminiftBes 
kanntmach. v. 12. Septbr. 49.) 377. 


Beſoldungen (Gehälter), deren theilweiſe Ines 
behaltung und Verwendung bei Amteſuspenſionen. 
(Verord. v. 10. Juli 49. ee 47. 50. 51.) 262. 
263. — Verord. v. 11. Juli 49. ee 53. 55 
—58,) 280. 281. — deren Entziehung wegen uner«- 
laubter Entfernung vom Amte im Wege des Diszipli⸗ 
nar⸗ Strafverfahrens. (ebend. ee, 10. 12.) 255 f. — 
(§§. 11. u. 13.) 273. — bei Freiſprechungen iſt der 
innebehaltene Theil derſelben vollſtändig nachzuzahlen. 
(ebend. §. 52.) 263. — (§. 57.) 281. — dreimonatliche 
Fortzahlung derſelben nach Ankündigung der eintreten⸗ 
den Penfionirung. lebend. §. 66.) 266. — G. 98.) 
291. — ſ. auch Dienſteinkommen. 


Beſtellgeld, für Briefe, Adreſſen und Geldſcheine, deſſen 
Erhebung ſeitens der Poſtanſtalten mit J Sgr. (G. v. 
21. Dezbr. 49. 6. 5.) 440, 


Betten, gebrauchte, in wie fern die polizeiliche Erlaub⸗ 
niß zu dem Handel mit ſolchen zu verſagen iſt. (Ver⸗ 
ord. v. 9. Febr. 49. §. 68.) 108. 

Beurlaubte des Soldatenſtandes (der Linie und Land⸗ 
wehr), Strafe für deren Aufforderung oder Anreizung, 
der Einberufungs-Ordre nicht zu folgen. (Verordn. v. 

23. Mai u. G. v. 19. Novbr. 49.) 180, 447. — ſ. auch 
Soldatenſtand. 


Beutler, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ih- 
res Gewerbes vor Betten ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 

Bevollmächtigte, Zulaſſung von ſolchen bei dem Un⸗ 
terſuchungsverfahren wegen Polizeivergehen. (V. v. 3. 
Janr. 49. §. 164.) 43. — in wie weit ſolche zu den 
Verhandlungen vor den Gewerbegerichten und deren 
Vergleichsausſchüſſen zugelaſſen werden können. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 50.) 122. 


Bewaffnete Macht, Aufbietung derſelben gegen Wi⸗ 
derſetzlichkeiten in den für aufgelöſt erklärten Verſamm⸗ 
lungen. (V. v. 29. Mai 49. 8. 6.) 222. — Beſtrafung 
der den Mitgliedern derſelben in Ausübung ihres Be— 
rufs oder in Beziehung auf ſolchen zugefügten Belei— 
digungen. (V. v. 30. Juni 49. ee 23. u. 31.) 231. 
232. — Verfolgung folder Beſtrafung durch die Staats- 
anwaltſchaft nur auf Antrag des Beleidigten. ($. 34.) 
233. — öffentliche Bekanntmachung des darüber ges 
fällten Urtheils in der durch letzteres zu beſtimmenden 
Art und Weiſe auf Koſten des Verurtheilten. (§. 36.) 

234. 
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234. — wer an einem in Belagerungszuſtand erklärten 
Orte oder Bezirke ſich gegen dieſelbe des Angriffs oder 
des Widerſtandes, in offener Gewalt und mit Waffen 
oder gefährlichen Werkzeugen verſehen, ſchuldig macht, 
wird mit dem Tode beſtraft. (V. v. 10. Mai 49. e 8.) 
167. 

Beweisaufnahme, (Beweisführung), in gerichtlichen 
Unterſuchungen, wegen Vergehen und Verbrechen, Vor⸗ 
ſchriften für dieſelbe. (V. v. 3. Goar, 49. 88. 14. 
1922. 30—35. 41. 44. 49.) 16. 17. 18. 19. 20. 
22. 23. — desgl. wegen ſchwerer Verbrechen, ſowie we⸗ 
gen politiſcher und Preßverbrechen. (ebend. eg. 79. 98.) 
28. 31. — im Disziplinar⸗Strafverfahren gegen rich⸗ 
terliche Beamte. (V. v. 10. Juli 49. §s. 33. 36. 
63. 64.) 260. 266. — desgl. gegen nicht richter— 
liche Beamte. (V. v. 11. Juli 49. ep, 34. 40.) 
277. 278. — über die Wahrheit behaupteter oder ver⸗ 
breiteter Thatſachen gegen beſchuldigte Verläumdung 
durch ſolche. (V. v. 30. Juni 49. §§. 2528.) 231. 
232. — vor den Gewerbegerichten und deren Ver- 
gleichsausſchüſſen. (V. v. 9. Febr. 49. 88. 20. 32— 37.) 
116. 118120. — durch Zeugen, ſiehe dieſe. 

Bezirksrichter, ſiehe Einzelrichter. 

Bibliothek, Landes⸗, in Verlin und Univerfitäts- Bi- 
bliothek der betreffenden Provinz, Verpflichtung der 
Verleger von Druckſchriften, von jedem ihrer Verlages 
artikel ein Exemplar an dieſe unentgeltlich einzuſenden. 
(V. v. 30. Juni 49. §. 4.) 226. 

Bildliche Darſtellungen, mit oder ohne Schrift, 
werden den Druckſchriften im Sinne der Verordnung 
vom 30. Juni 49, gleichgeſtellt. ($. 30. derſ.) 232. — 
ſiehe ferner Druckſchriften. 

Birnbaumſche Kreisſtände, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 12. 

Bitterfelder Kreisſtände, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 13. 

Bittgänge, kirchliche, ſolche gehören nicht zu denjeni⸗ 
gen öffentlichen Aufzügen, welche einer vorgängigen 
Genehmigung oder einer Anzeige bedürfen. (V. v. 29 
Juni 49. $. 11.) 223. 


Blätter, öffentliche, durch ſolche wird die Erklärung 
des Belagerungszuftandes, ſowie deſſen Aufhebung, zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht. (V. v. 10. Mai 49. e, 
3.) 166. — ſ. auch Amtsblätter, Zeitungen, Zeit⸗ 
ſchriften; desgl. Bekanntmachungen. 


Bodungen, Groß -, Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 20. 


Bommern, Ort und Gemeinde, Bebe Chauſſeebau 
Nr. 24 

Boten, ſiehe Unterbeamte. 

Böttcher, Groß⸗ und Klein-, Nachweis deren Befä⸗ 
higung zum Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſt- 
ſtändigem Beginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. 
— Strafbeſtimmung für Übertretung oder Umgehung 
dieſer Vorſchrift. (ebend. e 74.) 109. 

Brandſchütz, Dorf, ſiehe Deichver band. 

Brandſtiftung, vorſätzliche, an einem in Belagerungs⸗ 
zuſtand erklärten Orte oder Bezirke, deren kriegsrecht⸗ 
liche Beſtrafſung mit dem Tode. (V. v. 10. Mai 49.) 
167. 

Braunsberg, Stadt, ſiehe Eiſenbahnen Nr. 1. 

Bredeney, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 26. 

Breeſt, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 9. 

Breitenworbis, Ort und Gemeinde, ſiehe Chauſſee— 
bau Nr. 20. 

Breslau, Stadt, Errichtung einer Handelskammer 
für deren Bezirk. (A. E. v. 30. März 49.) 146, — 
Errichtung eines Gewerbegerichts für deren Ge- 
meindebezirk. (A. E. v. 22. Oktbr. 49.) 431. — f. 
auch Gasbeleuchtungs-⸗Aktiengeſellſchaft. 

Brieſporto⸗Taxe, deren Ermäßigung innerhalb des 
Preußiſchen Poſtgebiets nach Maßgabe der Entfernung 
und des Gewichts, vom 1. Janr. 1850. ab. (G. v. 21. 
Dezbr. 49.) 439. 440. — Anwendung derſ. bei Ver⸗ 
einbarungen mit fremden Poſtbehörden. (ebend. . 2.) 
439. — Beſtempelung frankirter Briefe. (§. 3.) 440. 
— Erhebung des Briefbeſtellgeldes mit 3 Sgr. 
($. 5.) 440. 

Bromberg, Stadt, fiehe Eiſenbahnen. Nr. 1. 

Brunnenbaumeiſter, Nachweis deren Befähigung 
zum ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das 
im §. 45. der allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 
17. Jan. 45. vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 24.) 99. 

Buchbinder, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
0 5 Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 

. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
due oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 

Buchdrucker, ſiehe Drucker. 

Büchſenmacher, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be- 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeftim« 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Buckau, Ortſchaft, ſiehe Gewerbegerichte. 

b* Bür⸗ 
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Bürgerliche Rechte, deren Verluſt in Folge rechts- 
kräftigen richterlichen Erkenniniſſes, ſchließt von der 
Theilnahme an den Wahlen für die zweite Kammer 
aus. (V. v. 30. Mai 49. e 8.) 208. — auch von der 
Wählbarkeit zum Abgeordneten der letztern. (ebend. §. 
29.) 209. — desgl. von den Wahlen zum Volkshauſe 
des deutſchen Parlaments. (V. v. 26. Novbr. 49. e, 9.) 
425. — diejenigen, welche ſich nicht im Vollgenuſſe 
derſ. befinden, ſind von der Theilnahme an der Wahl 
der Mitglieder des Gewerberaths und deren Stellver— 
treter ausgeſchloſſen. (B. v. 9. Febr. 49. §. 7. Nr. 1.) 
94. 95. 

Bürgerrecht, die Unterſuchung und Entſcheidung über 
Verbrechen, welche den Verluſt deſſelben unbedingt 
zur Folge haben, erfolgt in erſter Inſtanz mit Zuzie⸗ 
hung eines Gerichteſchreibers durch Gerichts Abtheilun— 
gen, welche aus drei Mitgliedern beſtehen. (V. v. 3 
Jaxr. 49. 88. 27. u. 38.) 19. 21. — die Kompetenz 
der Einzelrichter iſt davon ausgeſchloſſen. (ebend. §8. 27. 
38.) 19. 21. 

Bürgerwehren, Ausſetzung deren Errichtung und 
Umforung nach dem Geſetze vom 17. Oktbr. 1848, 
bis letzteres auf Grund der revidirten Verfaſſung und 
nach Erlaß der neuen Gemeinde-Ordnung einer Reviſion 
unterworfen worden iſt. (G. v. 24. Oktbr. 49.) 402. 
— Zurückgabe der denſelben zur Ausrüſtung vom Staate 
verabreichten Waffen. (ebend. §. 2.) 402. 
Bürſtenbinder, Nachweis deren Befähigung zum Be 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchriſt. (ebend. 
$. 74.) 109, 


E. 


(C- Cl Co— CEr— Cu- ſiehe Ka. Kl. u. ſ. w., 
mit Ausſchluß der Eigennamen.) 


Chauſſeebau, Ausführung deſſelben auf einzelnen Stra⸗ 
ßen und Straßenſtrecken, und zwar 


A. in der Provinz Preußen. 

1) von Königsberg in Pr. nach Aweiden, dem 
Magiſtrate erſtgedachter Stadt iſt allerhöchſt das 
Recht zur Erhebung eines Chauſſeegeldes für eine 
halbe Meile verliehen, ſowie auch die allgemeinen 
Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei = Vergehen 
auf die bezeichnete Straße Anwendung finden ſollen. 
(A. E. v. 15. Septbr. 49.) 379. 


B. in der Provinz Brandenburg. 
2) vom Roſenthaler Thore bei Berlin über den Ge— 
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ſundbrunnen und Reinickendorf zum Anſchluſſe 
an die Berlin-Strelitzer Chauſſee, deſſen Ausfüh— 
rung für Rechnung der Stadt Berlin, mit Aller— 
höchſter Bewilligung des Rechts zur Chauſſeegeld— 
Erhebung und Anwendung der allgem. Vorſchriften 
wegen der Chauſſee-Polizeivergehen. (A. E. v. 
13. Aug. 49.) 351. 

3) von Bernau nach Weißenſee, zum Anſchluß an 
die Berlin-Stettiner-Stants-Chauffee, deſſen Aus- 
führung durch eine Aktiengeſellſchaſt mit Allerhöchſter 
Genehmigung und Bewilligung des Rechts zur Er— 
hebung eines Chauſſeegeldes, ſowie mit Anwendung 
der allgemeinen Beſtimmungen wegen der Chanffee- 
polizei-Vergehen. (A. E. v. 17. Septbr. 49.) 380. 


4) auf der Jüterbogk-Luckenwalder Straße, für 
ſolche wird den Kreisſtänden des Jüterbogk-Lucken⸗ 
walder Kreiſes das Recht zur Erhebung eines 
Wegegeldes nach dem Chauſſeegeld-Tarife v. 29. 
Febr. 1840. verliehen. (A. E. v. 9. März 49.) 161 
— auch ſollen die dem letztern angehängten Bes 
ſtimmungen wegen der Chauſſee-Polizei-Vergehen 
auf jene Straße Anwendung finden. (lebend.) 161. 


5) von Neuſtadt⸗Eberswalde nach Oderberg, 
Beſtätigung der Statuten der für denſelben unter 
dem Namen: „Neuftadt = Eberswalde - Oderberger 
Chauſſeegeſellſchaft“ gebildeten Aktiengeſellſchaft, mit. 
telſt Allerhöchſten Erlaſſes v. 6. Aug. 49. (Miniſt.⸗ 
Bekanntmachung v. 4. Septbr. 49.) 357. — die 
Statuten ſelbſt werden durch das Amtsblatt der Re- 
gierung in Potsdam zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
langen. (lebend.) 357. 


von Rheinsberg über Lindow, zum Anſchluſſe 
an die Neuſtadt-Ruppiner Straße, deſſen Ausfüh⸗ 
rung durch die Stände des Ruppiner Kreiſes, mit 
Allerhöͤchſter Genehmigung und Verleihung der Be— 
fugniß zur Chauſſeegeld-Erhebung und zur Zen, 
dung der allgemeinen Beſtimmungen wegen der 
Chauſſee-Polizeivergehen. (A. E. v. 22. Oktbr. 49.) 
432. 

im Arnswalder Kreiſe, zu deſſen Ausführung iſt 
den Ständen dieſes Kreiſes eine Anleihe von 100,000 
Rthlr. durch Ausfertigung und Ausgabe auf den 
Inhaber lautender Kreisobligationen, mit jährlicher 
Verzinſung zu fünf Prozent, geſtattet. (Allerh. Priv. 
v. 14. Apr. 49.) 177479. 


C. in der Provinz Pommern. 

in Altpommern, zu deſſen Förderung wird von 

der Altpommerſchen Landſtube eine Anleihe im Be⸗ 
trage 
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12) 


13) 


trage von 300,000 Rthlr. durch Ausfertigung und 
Ausgabe auf den Inhaber lautender, mit fünf Pros 
zent jährlich zu verzinſenden „Pommerſchen Pro- 
vinzial⸗Chauſſeebau- Obligationen“ eröffnet, deren 
allmälige Tilgung aus dem dafür beſtimmten Fonds 
vom Jahre 1852. ab durch jährliche Auslooſung er⸗ 
folgen wird. (Priv. v. 4. Mai 49.) 213215. 


von Breeſt nach Klempenow, zu ſolchem wird 
den Demminer Kreisſtänden das Expropriations⸗ 
recht, ſowie das Recht der Entnahme von Chauſſee⸗ 
Neubau- und Unterhaltungs Materialien von be- 
nachbarten Grundſtücken, nach den Vorſchriften der 
Verordn. v. 11. Juni 1823. verliehen. (A. E. v. 28. 
Novbr. 48.) 73. 


D. in der Provinz Schleſien. 

von Frankenſtein über Silberberg und Neu- 
dorf einerſeits nach Volpersdorf, zum Anſchluſſe 
an die Volpersdorf-Nruroder Chauſſee, und anderer— 
ſeits nach Louiſenhain, zum Anſchluſſe an die 
Neurode-Glatzer Chauſſee, deſſen Ausführung durch 
die zu dieſem Zwecke gebildete Baugeſellſchaft, mit 
Allerhöchſter Genehmigung des Rechts zur Chauſſee⸗ 
geld⸗Erhebung ſowie zur Anwendung der allgemei⸗ 
nen Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Ver⸗ 
gehen. (A. E. v. 9. Oktbr. 49.) 380. 


von Groß⸗Strehlitz nach Krappitz, mit Aller- 
hoͤchſter Bewilligung des Richts zur Erhebung eines 
Chauſſeegeldes ſeitens der Baugeſellſchaft und An- 
wendung der allgemeinen Beſtimmungen wegen der 
Chauſſecpolizei. Vergehen. (A. E. v. 29. Juni 49.) 
336.) 


E. in der Provinz Poſen. 

von Zirke nach Kwilez, den Ständen des Birn— 
baumſchen Kreiſes iſt Allerhöchſt die Befugniß, für 
die gedachte Straßenſtrecke als Wegegeld die Hälfte 
der Sätze des jedesmaligen Staats » Chauffeegelo- 
Tarifs während eines Zeitraums von zehn Jahren 
zu erheben, unter der Bedingung verliehen, daß die 
etwaigen Einnahme- Überſchüſſe vorzugsweiſe zur 
Veränderung der, auf einzelnen Strecken jener Straße 
das vorgeſchriebene Maß von ſechs Zoll für die 
laufende Ruthe überſchreitenden Steigungen ver 
wendet werden. (A. E. u. Tarif vom 20. April 49.) 
239—241. 


F. in der Provinz Sachſen. 
von der Stadt Zörbig bis Stums dorf, ſeitens 
der Stände des Bitterfelder Kreiſes, mit Allerhöch- 
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14) 


15) 
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ſter Bewilligung des Rechts der Expropriation, der 
Erhebung eines Chauſſeegeldes ꝛc. (A. E. v. 21. 
Juli 49.) 337. 

von Meisdorf nach der Anhalt-Bernburgſchen 
Grenze in der Richtung auf Ballenſtedt, von 
dem Grafen von der Aſſeburg ausgeführt, Aller— 
höchſte Verleihung des Rechts zur Erhebung eines 
Chauſſeegeldes auf der gedachten Straße, ſowie des 
Rechts der Anwendung der allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen auf jene 
Straße ſowohl, als auch auf die damit in Anſchluß 
ſtehende, gleichfalls von dem Grafen von der Aſ⸗ 
ſeburg erbaute Straße von Ermsleben nach 
Harzgerode. (A. E. v. 22. Septbr. 49.) 377. 


Bewilligung des Rechts für die Stadt Langen⸗ 
ſalza zur Erhebung eines Chauſſeegeldes auf der 
in ihrer Feldmark belegenen chauſſirten Strecke der 
Langenſalza-Tennſtädter Straße und der 
dieſelbe mit der Heiligenſtadt-Gothaer Chauſſee ver- 
bindenden Chauſſceſtrecke für eine Viertelmeile nach 
dem Chauſſeegeldtarif vom 29. Febr. 1849, unter 
Anwendung der dem letztern angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen, auf die 
vorgedachten Straßenſtrecken. (A. E. v. 30. März 
49.) 173, 


von Tennſtädt nach Langenſalza, deſſen Aus⸗ 
führung ſcitens der Stadt Tennſtädt auf der in 
ihrer Feldmark belegenen Strecke, mit Allerhöchſter 
Bewilligung des Rechts der Expropriation, der 
Chauſſeegeld-Erhebung für eine halbe Meile und 
der Anwendung der allgemeinen Beſtimmungen we⸗ 
gen der Chauſſee-Polizeivergehen. (A. E. v. 21. 
Juli 49.) 336. d 
von Schleuſingen über Ratſcher und Wie- 
ders bach bis zur Sachſen-Meiningenſchen Landes- 
grenze in der Richtung auf Eisfeld, Ausführung 
deſſelben von den Ständen des Kreiſes Schleu— 
ſingen, mit Verleihung des Rechts der Expro— 
priation, ſowie des Rechts der Entnahme von 
Chauſſee-Neubau- und Unterhaltungs-Materialien 
von benachbarten Grundſtücken, nach den Vorſchrif— 
ten der Verordn. v. 11. Juni 1825. (A. E. v. 28. 
Novbr. 48.) 74. — desgl. zur Erhebung eines 
Chauſſeegeldes nach dem für die Staats-Chauſſeen 
geltenden Chauſſeegeld-Tarif v. 29. Febr. 1840. 
(ebend.) 74. — Anwendung aller für die letztern 
beſtehenden polizeilichen Beſtimmungen, insbeſondere 
der Verordn. v. 7. Juni 1844. auf obige Straße. 
(ebend.) 74. 

18) von 
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Sachregiſter. 1849. 


Chauſſeebau, (Fortf.) 
18) von Ratſcher bis zum Gaſthofe zu Engelau, 
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— 


Ausführung deſſelben ſeitens der Gemeinden Rat- 
ſcher, Heckengereuth, Oberrod und Waldau, im 
Kreiſe Schleuſingen, mit Allerhöchſter Bewilligung 
des Expropriationsrechts, ſowie des Rechts zur Er- 
hebung des Chauſſeegeldes für Eine Meile nach dem 
jedesmal für Staatsſtraßen beſtehenden Tarif. (A. 
E. v. 15. Juni 49.) 252. — auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld-Tarife v. 29. Febr. 1840 angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſee-Polizei-Vergehen 
auf obige Gemeinde-Chauſſee Anwendung finden. 


ebend.) 252. 


einer Verbindungsſtraße zwiſchen Worbis und der 
Berlin -Caſſeler Chauſſee in der Richtung nach 
Gernrode, Ausführung deſſelben von den Ständen 
des Kreiſes Worbis, mit Verleihung des Rechts 
der Expropriation, ſowie des Rechts der Entnahme 
von Chauffee - Neubau» und Unterhaltungs-Mate⸗ 
rialien von benachbarten Grundſtücken, nach den 
Vorſchriften der Verordn. v. 14. Juni 1825. (A. 
E. v. 28. Novbr. 48.) 89. — desgl. zur Erhebung 
eines Chauſſeegeldes in Höhe des Satzes für eine 
halbe Meile nach dem für die Staats⸗Chauſſeen geltenden 
Tarif v. 29. Febr. 1840. (ebend.) 89. — Anwen⸗ 
dung aller für die letzteren beſtehenden polizeilichen 
Beſtimmungen, insbeſondere der Verord. v. 7. 
Juni 1844 auf obige Straße. (ebend.) 89. 


20) zwiſchen Breitenworbis und Mackerode, Aus- 


führung der erſten Meile deſſelben von Breitenwor- 
bis aus, durch die Gemeinden Breitenworbis, Hayn⸗ 
rode und Neuſtadt, mit Allerhöchſter Bewilligung 
des Rechts der Expropriation, ſowie des Rechts 
zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs- 
materialien, nach Maßgabe der für die Staatschauſ⸗ 
ſeen geltenden Beſtimmungen. (A. E. v. 9. März 
49.) 181. — zugleich wird den Unternehmern das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem 
Chauſſeegeldtarif vom 29. Febr. 1840 bewilligt; auch 
ſollen die dieſem Tarif angehängten Vorſchriften 
wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 
Straße Anwendung finden. (ebend.) 181. — Fort- 
ſetzung dieſes Chauſſebaues zwiſchen Breitenwor— 
bis nach Mackenrode in ihrer geſammten Aus— 
dehnung ſeitens der Gemeinden Breitenworbis, Hayn— 
rode, Neuſtadt, Groß-Bodungen, Wernigerode, 
Eſchenrode, Limlingerode und Mackenrode, mit dem 
Rechte der Expropriation, der Erhebung eines 
Chauſſeegeldes und der Anwendung der allgemeinen 
Beſtimmungen wegen der Chanſſeepolizeivergehen. 
(A. E. v. 13. Auguſt 49.) 352. 


Chauſſeebau, (Fortf.) 
21) von der Hannoverſchen Grenze bei Steina über 
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— 


— 


Sachſa, Neuhof und Clettenberg nach Got, 
bach, zum Anſchluſſe an die Straße von Nordhau⸗ 
ſen nach Nixei, deſſen Ausführung von den Ge— 
meinden Sach ſa und Clettenberg, mit Aller- 
höchſter Bewilligung des Expropriationsrechts, ſowie 
des Rechts zur Entnahme der Chauſſeebau- und 
Unterhaltungsmaterialien nach Maßgabe der für die 
Staatschauſſeen geltenden Beſtimmungen, auch des 
Rechts zur Erhebung des Chauſſeegeldes, nach dem 
jedesmal für Staatsſtraßen beſtehenden Tarif. (A. 
E. v. 15. Juni 49.) 204. — auch ſollen die dem 
Chauſſeegeldtarif v. 29. Febr. 1840 angehängten 
Vorſchriften wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf 
die gedachte Straße Anwendung finden. (ebend.) 


204. 


G. in der Provinz Weſtphalen. 

von Altenberge über Laer und Horſtmar nach 
Schöppingen, deſſen Ausführung ſeitens der be— 
treffenden Gemeinden mit Allerhöchſter Bewilligung 
des Rechts der Expropriation, ſowie des Rechts zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungsma⸗ 
terialien nach Maßgabe der für die Staatschauſſeen 
geltenden Vorſchriften. (A. E. v. 9. März 49.) 162. 
— zugleich wird den betreffenden Gemeinden das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem 
Chauſſeegeldtarif v. 29. Febr. 1840. verliehen; auch 
ſollen die dem letztern angehängten Beſtimmungen we⸗ 
gen der Chauſſeepolizeivergehen auf obige Gemein- 
dechauſſce Anwendung finden. (ebend.) 162, 

von Anholt bis zur Niederländiſchen Grenze, 
in der Richtung auf Gendringen, deſſen Aus⸗ 
führung ſeitens der Gemeinde Anholt, mit Ver- 
leihung des Rechts zur Erhebung des Chauffeegel- 
des nach dem jedesmal für die Staatschauſſeen gel⸗ 
tenden Chauſſeegeldtarif. (A. E. v. 9. März 49.) 
161. — auch ſollen die dem Chauſſeegeldtarife vom 
29. Febr. 1840 angehängten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizeivergehen auf die gedachte Straße 
Anwendung finden. (ebend.) 161. 


24) von Bommern nach Wetter, deſſen Ausführung 


ſeitens der Gemeinden Wengern und Bommern, im 
Kreiſe Hagen, mit Allerhöchſter Verleihung des 
Rechts zur Expropriation, ſowie des Rechts zur 
Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungsma⸗ 
terialien, nach Maßgabe der für die Staatschauſſeen 
geltenden Beſtimmungen. (A. E. v. 9. März 49.) 
162. — zugleich wird den gedachten Gemeinden das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem 

Chauſ⸗ 


Sachregiſter. 


Chanſſeebau, (Fortſ.) 
Chauſſeegeldtarife v. 29. Febr. 1840 verliehen, auch 
ſollen die dem letztern angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſcepolizeivergehen auf jene Gemeinde⸗ 
chauſſee Anwendung finden. (ebend.) 162, 


von Nierenhof bis Hattingen, deſſen Ausführung 
ſeitens der Stadt Hattingen, mit Anwendung des 
Rechts der Expropriation, ſowie des Rechts zur 
Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungsma⸗ 
terialien nach Maßgabe der für die Staatschauſſeen 
geltenden Vorſchriften, ingleichen der dem Chauſſee⸗ 
geldtarife vom 29. Febr. 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen. (A. 
E. v. 9. März 49.) 138. — zur Unterhaltung deiſer 
Gemeindechauſſee wird die Erhebung des Chauſſee- 
geldes für eine Meile nach den Sätzen des allge— 
meinen Chauſſeegeldtarifs bewilligt. (ebend.) 138. 
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— 


H. in der Rheinprovinz. 

von Kettwig über die Meiſenburg nach Brede— 
ney, Ausführung deſſelben von der Gemeinde 
Kettwig, mit Verleihung des Rechts der Ent— 
nahme von Chauſſee- Neubau- und Unterhaltungs- 
Materialien von benachbarten Grundſtücken, nach 
den Vorſchriften der Verord. v. 11. Juni 1825. 
(A. E. v. 4. Dezbr. 48.) 75. — desgl. zur Erbes 
bung eines Chauſſeegeldes für eine Meile nach dem 
für die Staats⸗Chauſſeen geltenden jedesmaligen 
Chauſſeegeld⸗Tarif. (ebend.) 75. — Anwendung als 
ler für die letztern beſtehenden polizeilichen Beftim- 
mungen, insbeſondere der Verord. v. 7. Juni 1844 
auf obige Straße. lebend.) 75. 


Chauſſeen, Aufhebung der Verpflichtung zur unent- 
geltlichen Hülfsleiſtung bei Räumung des Schnees von 
denſ. (V. v. 6. Janr. 49.) 80. — mit Bezug 
auf die Verord. v. 8. März 1832 ſoll vielmehr 
dafür das zu der Zeit am Orte gewöhnliche Tagelohn 
aus der Chauſſeebaukaſſe gezahlt werden. (ebend.) 80. 
— obiger Verordnung haben beide Kammern ihre Ge— 
nehmigung ertheilt. (Staatsminiſt.⸗Bekanntmach. vom 
4. Oktbr. 49.) 378. 

Civil-Prozeſſe, ſiehe Prozeſſe. 

Civil⸗Supernumerarien, als ſolche bei den Gerich- 
ten einzutreten, bleibt den Subalternbeamten der auf— 
gehobenen Privatgerichte überlaſſen, wenn ſie von jenen 
dazu geeignet befunden worden. (V. v. 2. Janr. 49. 
$. 5.) 2. — in Anſehung deren Entlaſſung kommen die 
darauf bezüglichen beſondern Beſtimmungen zur Anwen⸗ 
dung. (V. v. 11. Juli 49. §. 92.) 289. 

Glettenberg, Ort und Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 21. 


26) 


1849, 15 
Cölner Bergwerksverein, zu Cöln, ſehe Berg⸗ 
werksverein. 


Cölner Stadtobligationen, auf den Inhaber 
lau end, zum Betrage von Einer Million Thalern, deren 
Ausfertigung und Emiſſion als Anleihe behufs der für 
Rechnung der Stadt Cöln auszuführenden öffentlichen 
Arbeiten und andern außerordentlichen Ausgaben, ins- 
beſondere zur Abbürdung der frühern ſtädtiſchen Anleihe 
von 200,000 Rthlr. (Allerh. Privil. v. 1. Mai 49.) 
163. f. — jährl. Verzinſung derſ. mit fünf Prozent auf 
die bei den Obligationen befindlichen Zinskoupons. 
lebend.) 163 f. — Kündbarkeit derſ. von Seiten der 
Stadt Cöln nach 6 Jahren. lebend.) 163. — zu deren 
Tilgung iſt vom 1. Janr. 1851. ab jährl. ein halb 
Prozent nebſt den Zinſen der getilgten Obligationen zu 
verwenden. (ebend.) 163. 

Cöln⸗ Mindener Eiſenbahn und Cöln-Minden⸗ 
Thüringer Verbindungsbahn, ſ. Eiſenbahnen Nr. 6, 
und 7. 


D. 


Dampfſchiffe, Patentirung zu deren Führung auf dem 
Rhein, in Folge des Zuſatz-Artikels XIX. zur Rhein 
ſchifffahrts-Akte vom 31. März 1831 (Genehmigungs- 
Urkunde vom 10. Septbr. 49.) 375. — Vergütung der 
Reiſekoſten bei Militairdienft- und Verſetzungsreiſen mit 
ſolchen. (Regulativ v. 28. Dezbr. 48. §. 2. Nr. 1. u. 2.) 

. 83. 

Danzig, Stadt, ſ. Eiſenbahnen Nr. 2. 

Darſtellungen, bildliche und andere, Verfolgung und 
Beſtrafung der durch ſolche zugefügten Beleidigungen 
und ſonſt begangenen ſtrafbaren Handlungen. (Verord. 
v. 30. Juni 49. ee 20 — 23, 30. 39.) 230. 231. 
234 f. f 

Degradation, in Civilämtern, mit welcher in den bis- 
herigen Geſetzen Verletungen der Amtspflicht bedroht 
find, ſtatt deren ſoll nunmehr nur im Disziplinarver⸗ 
fahren die Strafe für bloße Dienſtvergehen eintreten. 
(V. v. 10. Juli 49. §. 4.) 254. — (V. v. 11. Juli 49, 
8. 6.) 272. 

Deichbaugeſellſchaft zur Melioration des Nieder— 
Oderbruchs, ſ. Oderbruch. 

Deichverband, Herrnprotſch-Brandſchützer, un⸗ 
ter den Eigenthümern aller in der am linken Oderufer 
von dem Dorfe Herrnprotſch bis zum Dorfe Brand- 
ſchütz ſich erſtreckenden Niederung belegenen Grundfiüde, 
in Gemeinſchaft mit der betheiligten ſiskaliſchen Forft- 
verwaltung, zur gemeinſamen Anlegung und Unter« 
haltung eines zum Schutze gegen die Überfluthungen 

der 
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Deichverband, Herrnprolſch-Brandſchützer, (FJortſ.) 
der Oder und Weiſtritz zu erbauenden Deiches, Sta— 
tut für denſelben (v. 2. Oktbr. 49.) 383 — 402. 

Erſter Abſchnitt. Umfang und Zweck des Deichserbandes. 
(eg, 14.) 383, 384, 

Zweiter Abſchnitt. Verpflichtungen der Deichgenoſſen, 
Geldleiſtungen, Beſtimmung der Höhe derſelben und Ver- 
anlagung nach der Deichrolle. (es, 5.—12.) 384 — 
987. — Berichtigung der Deichrollen. (88. 13 — 15.) 
387. 388. — Erlaß und Stundung der Deichkaſſen⸗ 
Beiträge. (es, 16 — 49.) 388. 389. — Natural⸗Hülfs⸗ 

y leiſtungen. (es, 20— 23.) 389, 

Dritter Abſchnitt. Beſchränlungen des Eigenthums an den 
Grundſtücken. (§8. 24— 32.) 390, 391. 

Vierter Abſchnitt. Auſſichtsrechte der Staaksbehörden. 
(S. 3340.) 391. 392. 

Fünfter Abſchnitt. Von den Deichbehörden und deren Ver— 
waltung, Deichamt und Deichbeamte. (SS. 41 100.) 
392 — 400. 

Sechster Abſchnitt. Von der Vertretung der Deichgenoſſen 
bei dem Deichamte. (es, 101—106.) 401. 402. 

Allgemeine Beſtimmung. Abänderungen des 

vorſtehenden Deichſtatuts dürfen nur unter landesherr⸗ 

licher Genehmigung erfolgen. (§. 107.) 402. 

Demminer Kreisſtände, ſiehe Chauſſeebau Nr. 9. 

Depoſital⸗Extrakte, vollſtändige, bei den Gerichten, 
ſolche ſollen nur dann noch gefertigt werden, wenn dazu 
beſonderer Anlaß vorliegt. (V. v. 18. Juli 49. §. 22.) 
301. — ſtatt der jährlichen ſind über die vorhandenen 
Maſſen bloße Beſtands-Anzeigen zu den Akten zu er⸗ 
ftatten. (ebend. §. 22.) 301. 

Depoſital⸗Kaſſen⸗Reviſionen (Viſttationen) gericht» 
liche, Vorſchriften für ſolche. (V. v. 18. Juli 49. 9. 21.) 
300 f. G 

Depoſital⸗Kuratoren, bei den Gerichten, Übertra⸗ 
gung der Verwaltung des Amtes eines zweiten an einen 
Subalternbeamten und Funktionen beider Kuratoren. 
(V. v. 18. Juli 49. e, 2. 9. 12. 13. 15.) 295. 297. 
298. 299. 

Depoſital⸗Mandate, das durch die A. K. O. vom 
17. Juli 1832. u. 17. Juli 1837. geſtattete Verfahren, 
wonach das Ein- und Nachtragen derſ. in die Kontrolle» 
bucher einem höheren Subalternbeamten des Gerichts über— 
tragen werden kann, ſoll fortan bei allen Gerichten in An— 
wendung kommen. (V. v. 18. Juli 49. §. 10.) 298. 
— eine beſondere Vergütigung für dieſes Geſchäft fin— 
det nicht Datt, (ebend. §. 10.) 298. — Faſſung derſ. 
zur Annahme, Aſſervation und Verausgabung von Der 
poſitis. (ebend. §. 11.) 298. 

Depoſital⸗Maſſen, gerichtliche, das durch die A. K. 
O. v. 22. März 1837. bei Transferirungen derſ. ge⸗ 
ſtattete Verfahren findet fortan bei allen Gerichten An⸗ 


Sachregiſter. 1849. 


Depoſital⸗Maſſen, gerichtliche, (Fortſ.) 
wendung. (V. v. 18. Juli 49. §. 17.) 299. — ſ. fer⸗ 
ner Depoſitalordnung. 

Depoſitalordnung, vom 15. Septbr. 1783., einige 
Abänderungen derſelben. (V. v. 18. Juli 49.) 295. 
bis 305. 

zu K. 6. Tit. II. wegen Vereinigung des Judizial- und 
Pupillen-Depoſitoriums unter dem Namen „Depofito« 
rium des Gerichts.“ (§. 1.) 295, 

zu 88. 1—3. 60. ff. 77. ff. Tit. 11., die Verwaltung des 
Amts eines zweiten Depofitalfuraters durch einen 
Subalternbeamten und die Funktionen deſſelben, ſowie 
die des erſten Kurators betr. (§. 2.) 295, 

zu §§. 11— 13. Tit. J. — Gë 13. 14. Tit. II. Anord- 
nungen für die ſichere Aufbewahrung der Dokumente, 
für die Buchführung über dieſelben und für die Aus- 

gabe derſ. (58. 3—8.) 296. 297. 302. 303. 

die Vorſchrift des §. 24. Tit. II. der Depoſitalordnung, 
wonach ein Depoſitalkurator nicht zugleich als Dezer⸗ 
nent an das Depofitorium verfügen ſoll, wird aufge- 
hoben. (F. 9.) 297. 

mee 37. 44. 89. 174. Tit. II. wegen Übertragung des 
Ein- und Nachtragens der Depoſitalmandate in die 
Kontrollbücher an einen der höheren Subalternbeam- 
ten des Gerichts. (§. 10.) 298. 

zu §. 26. Lit, d. und §. 128. Nr. 4. Tit. II., betr. die 
Faſſung der Mandate zur Annahme, Aſſervation und 
Verausgabung von Depoſitis. ($. 11.) 298, 

zu SS. 57. 58. 153. 323. 460. Tit. II. wegen der den 
Kuratoren obliegenden Verpflichtungen hinſichtlich der 
an das Dipofitorium eingehenden Befehle und der 
Anlegung eines Arreſtes. (§. 12.) 298, 

zu $. 167. Tit. II. wegen Beſcheinigung der Handzeichen 
bei Quittungen. (e, 13.) 208. 

zu 88. 73. ff. 169. ff. Tit. II., die Protokollführung und 
die Übertragungen in die Kaſſenbücher betr, (§. 14.) 
298. f. 

zu ee, 182— 184. Tit. II. betr. die Zahlung der abzuſen⸗ 
den Summe an den Rendanten zur Übermachung 
an den Empfänger. (§. 15.) 299, 

zu §§. 185— 187. Tit. II., daß bei Sendungen aus dem 
Depoſitorio mit der Poſt der Poſtſchein bei einem 
Geldbetrage von 10 Thalern oder weniger als Rech- 
nungsbelag genüge. (S. 16.) 299, 

zu ee, 191 ff. Tit. IL, daß das durch die Kabinetsordre 
vom 22. März 1837. geſtattete Verfahren bei Trans- 
ſerirungen fortan bei allen Gerichten Anwendung finde, 
(S. 17.) 299. 

zu 88. 209. ff. Tit. I. wegen Belegung der für den Dr 
poſitalverkehr entbehrlichen Gelder bei der Bank und 
Theilnehmung der einzelnen Maſſen an dergl. Bank» 
aklivis und den davon aufkommenden Zinſen. (88. 18. 
und 19.) 299. 300. 304. 305. 

die im $. 214. Tit. II. vorgeſchriebenen monatlichen De⸗ 
ſignationen über die bei der Bank zu belegenden oder 

von 
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Depoſitalordnung, (Fortf.) 
von derſelben da einzuziehenden Gelder fallen fort, 
(. 18.) 299. 
zu 58. 409 — 422. Tit. II., das Verfahren bei der Ab⸗ 
nahme der Depoſital⸗Rechnungen betr. (§. 20.) 300. 
zu Së, 423. ff. Tit. II., desgl. bei der Abnahme ein er 
ordentlichen Kaffenvifitation am Schluſſe des Kaſſen⸗ 
jahrs und mindeſtens einer außerordentlichen Reviſion 
im Laufe des Kaſſenjahrs. (§. 21.) 300. 
Beſtands - Anzeigen über die vorhandenen Maſſen und 
Fertigung vollſtändiger Depoſital Extrakte nur dann, 
wenn dazu befonderer Anlaß vorliegt, (es, 22.) 301. 
Alle, der obigen Verordnung entgegenſtehenden Vor- 
ſchriften werden aufgehoben, und tritt dieſelbe mit dem 
1. Aug. d. J. in Kraft, demgemäß auch die erforderli⸗ 
chen Verzeichniſſe und Kontrollen anzulegen ſind. ($. 23.) 
301, 

Depoſital⸗Rechnungsabnahme, gerichtliche, Vor⸗ 
ſchriften für ſolche. (V. v. 18. Juli 49. e, 20.) 300. 
Depoſitorien, (Judizial⸗ und Pupillen), deren Ver⸗ 

einigung bei den einzelnen Gerichten unter dem Namen: 
„Depoſitorium des Gerichts.“ (Verord. v. 18. Juli 49. 
§. 1.) 295. — eigene, der Appellationsgerichte, deren 
Auflöſung. (V. v. 2. Janr. 49. §. 23.) 9. — kommt 
es in dem Reſſort der letztern auf eine Depofitalver- 
waltung an, fo bedienen fie ſich des Depofitortums des 
am Orte befindlichen Gerichts erſter Inſtanz. lebend. 
§. 25.) 9. 
Deputationen der Kreisgerichte, ſ. letz. 


Deſerteure, gegen ſolche ſoll, anſtatt der Vermögens- 
Konſiskation, auf Geldbuße von funfzig bis Eintauſend 
Thalern erkannt werden. (V. v. 4. Janr. 49.) 47. 48. 


Deutſches Parlament, ſ. Parlament. 
Diäten, ſ. Tagegelder. 


Diebſtähle, deren Unterſuchung und Entſcheidung in 
erſter Inſtanz. (V. v. 3. Janr. 49. $. 38. Nr. 4. ee, 57. 
59.) 21. 24. — desgl. vor Schwurgerichten. (ebend. Ss, 
60. 112. 117— 125.) 24. 34. 35. 36. — ſ. auch Erkennt⸗ 
niſſe u. Rechtsmittel. 

Dienſtboten, ſ. Geſinde. 

Dienſte, (Hand- und Spann), Ermittelung der Nor- 
malpreiſe für deren Ablöſung. (Gef. v. 19. Novbr. 49, 
F. 4. A.) 414. 


Dienſteinkommen, Anordnungen wegen theilweiſer 
oder gänzlicher Innebehaltung deſſelben während der 
Amtsſuspenſion eines Richters, Verwendung deſſelben 
und Gewährung eines zum nothdürftigen Unterhalte er⸗ 
forderlichen Betrages bei vorläufig ausgeſprochener 
Dienſtentlaſſung oder Amtsentſetzung. (Verord. v. 10. 
Juli 49. ee, 47. 50. 51.) 262. 263. — desgl. bei 
Jahrgang 1849. 
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Dienſteinkommen, (Fortſ.) 

nicht richterlichen Beamten. (Verord. v. 11. Juli 
49. oe 53. 55-58.) 280. 281. — deſſen Entziehung 
wegen unerlaubter Entfernung vom Amte im Wege des 
Disziplinarverfahrens. (Verord. v. 10. Juli 49. 88. 10. 
und 12.) 255. f. — (Verord. v. 11. Juli ss. 11 u. 
13.) 273. — bei Freiſprechungen iſt der innebehnltene 
Theil des Dienſteinkommens vollſtändig nachzuzahlen. 
(ebend. §. 52.) 263 — (8. 57.) 281. — volles, iſt den 
auf Grund der Kündigung entlaſſenen Beamten in 
allen Fällen bis zum Ablaufe der Kündigung zu ge⸗ 
währen. (Verord. v. 11. Juli 49. e. 90.) 288. f. — 
ſ. auch Beſoldungen, Wartegeld und Penfionirungen, 


Dienſtentlaſſung, deren Verhängung gegen Richter 
(richterliche Beamte) im Wege des Disziplinar⸗Straf⸗ 
verfahrens. (Verord. v. 10. Juli 49. ee 2. 4. 11. 13. 
14. 18.) 253. 254. 255. 256. 257. — desgl. gegen 
nicht richterliche Beamte. (Verord. v. 11. Juli 49. 
$$. 3. 5. 12. 14. 15. 19. 20.) 271. 272. 273. 274. 
— dieſelbe muß im Disziplinarſtrafverfahren gegen 
Beamte insbeſondere dann erfolgen, wenn ſolche die 
Pflicht der Treue verletzen, oder ben Muth, den ihr 
Beruf erfordert, nicht bethätigen, oder wenn ſie ſich ei⸗ 
ner feindſeligen Parteinahme gegen die Staatsregierung 
ſchuldig gemacht haben. (Verord. v. 11. Juli 49. $. 20.) 
274. — die Strafe zieht den Verluſt des Titels und 
Penſionsanſpruchs von ſelbſt nach ſich; es wird darauf 
nicht beſonders erkannt. (Verord. v. 10. Juli 49. e, 18. 
Nr. 4.) 257. — (Verord. v. 11. Juli 49. e, 19. Nr. 2.) 
274. — wegen unerlaubter Entfernung vom Amte, im 
Wege des Disziplinarverfahrens. (Verord. v. 10. Juli 
49. ee, 10—14.) 255. 256. — (Verord. v. 11. Juli 
49. $$. 11—15.) 273. 274. — der auf Probe, auf 
Kündigung oder ſonſt auf Widerruf angeſtellten Beam⸗ 
ten. (B. v. 11. Juli 49. §. 90.) 288 f. — der Refe- 
rendarien oder Auskultatoren, in wie weit ſolche ohne 
weiteres Verfahren ſtattfinden kann. (§. 91.) 289. — 
der Supernumerarien nach den darauf bezüglichen be- 
ſondern Beſtimmungen. ($. 92.) 289. — über die Ent- 
laſſung der bei den oberſten Verwaltungsbehörden sc. 
angeſtellten Kanzleidiener, Boten, Kaſtellane 2c. entſchei⸗ 
det im Disziplinarverfahren endgültig der betreffende 
Miniſter. (ebend. §. 93.) 289. 

Dienſtentſetzung (Kaſſation), ſiehe Amtsentſetzung. 

Dienſtleiſtungen, gewerbsweiſe auf öffentlichen Stra- 
ßen und Plätzen, ſo wie in Wirthshäuſern, in wie fern 
die polizeiliche Erlaubniß zu ſolchen zu verſagen iſt. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 68.) 108. 

Dienſtreiſen, ſiehe Reiſe- und Umzugskoſten, desgl. 
Tagegelder. 

0 Dienſt⸗ 
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Dienſtunkoſten, deren Fortfall bei Dienſtverſetzungen 
iſt nicht als eine Verkürzung im Einkommen anzuſehen. 
(V. v. 11. Juli 49. §. 94. Nr. 1.) 299. 
Dienſtvergehen der Richter, Beſtimmungen über 
dieſelben und deren Beſtrafung. (V. v. 10. Juli 49.) 
253— 270, — der nicht richterlichen Beamten, desgl. 
(V. v. 11. Juli 49.) 271 — 292. — ſolche find alle 
Verletzungen der Pflichten, welche dem Richter, wie je⸗ 
dem Beamten, durch ſein Amt auferlegt worden. (VV. 
v. 10. und 11. Juli 49. ss. 1. 2.) 253. 271. — zu 
dieſen Pflichten gehört, daß der Beamte ſich durch ſein 
Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, des 
Anſehens und des Vertrauens würdig beweiſe, die ſein 
Beruf erfordert. (ebend.) 253. 271. — welche Verletzun⸗ 
gen der Amts pflicht als bloße Dienſtvergehen zu 
betrachten und nur im Disziplinarverfahren zu verfol⸗ 
gen und zu beſtrafen find. (V. v. 10. Juli 49. §. 4.) 
254. — (V. v. 11. Juli 49. §. 5.) 272. — ſiehe auch 
Richter und Beamte. 
Dienſtverſetzung, unfreiwillige, deren Ausſpruch und 
Ausführung gegen richterliche Beamte. (V. v. 10. 
Juli 49. es, 53 57.) 263. 264. — desgl. gegen nicht 
richterliche Beamte. (V. v. 11. Juli 49. ee, 50. 94. 
Nr. 1.) 280. 289. 
Dirſchau, Stadt, ſiehe Eiſenbahnen Nr. 1 und 2. 
Dismembrationen von Grundſtücken, ſ. Par⸗ 
zellirungen. 
Dispoſition, auf die zu ſolcher geſtellten Beamten fin⸗ 
den die Vorſchriften der Verord. v. 11. Juli 49., die 
nicht richterlichen Beamten betr., ebenfalls Anwendung. 
(F. 102. derſ.) 291. 
Diſtrikts⸗Kommiſſionen, deren Bildung für die 
Feſtſtellung der bei Ablöſungen der Reallaften anzunch- 
menden Normal-Preife und Normal-Marktorte. (G. v. 
19. Novbr. 49. eg, 2. u. 3.) 413. 414. — Vorſchrif⸗ 
ten für deren Verfahren. (ebend. sg, 4—6.) 414— 446. 
— Gewährung von Tagegeldern und Reiſekoſten für 
die Mitglieder derſ. aus der Staatskaſſe. (ebend. §. 5.) 416. 
Disziplinargerichte, zuſtändige, ſolche ſind: 
das Ober-Tribunal in Anſehung ſeiner Mitglieder und 
der Präſidenten und Direktoren der Appellationsge— 
richte; 

der Rheiniſche Reviſions- und Kaſſationshof in Anſe— 
hung feiner Mitglieder, der Präſidenten des Rheini— 
ſchen Appellationsgerichts- und des Direktors des 
Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein; 

die Appellationsgerichte, einſchließlich des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Cöln und des Juſtizſenats zu Ehren⸗ 
breitſtein, in Anſehung ihrer Mitglieder, mit Aus⸗ 
ſchluß der Präſidenten und Direktoren und in Anſe⸗ 
hung aller übrigen Richter ihres Gerichtsſprengels. 


Sachregiſter. 1849. 


Disziplinargerichte, (Fortſ.) 

(V. v. 10. Juli 49. §. 21.) 257. f. — Erledigung der 
Disziplinarſachen bei ſolchen. (ebend. eg, 22— 27.) 258. 
259. — Entſcheidung der Streitigkeiten über die Kom- 
petenz der Appellationsgerichte. (§. 28.) 259. — Füh⸗ 
rung der Vorunterſuchungen. (Ge, 29—34.) 259. 260. 
— mündliche Verhandlung. (ee. 25 40.) 260. 261. — 
Berufung. (88. 41—45.) 261. 262, 


Disziplinarhof, in Berlin, als entſcheidende Behörde 
erſter Inſtanz in Disziplinar-Strafſachen gegen dieje- 
nigen nicht richterlichen Beamten, zu deren An- 
ftellung eine von dem Könige oder von den Minifterien 
ausgehende Ernennung, Beſtätigung oder Genehmigung 
erforderlich iſt. (Verord. v. 11. Juli 49. se 26. 31. 
32.) 276. 277. — Verfahren und Entſcheidung deſſel⸗ 
ben, (ebend. §§. 34—44.) 277279. — Berufung an 
das Staatsminiſterium gegen deſſen Entſcheidungen. 
(ss. 45 —51.) 279. 280. 


Disziplinarſachen, gegen Beamte, bei ſolchen wird 
durch die Vorſchriften der V. v. 3. Janr. 49. nichts 
geändert. (daſ. §. 181.) 46. — dieſelben verbleiben den 
Appellationsgerichten in ihrem Reſſort. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 25. Nr. 6. und F. 35.) 9. 14. — ſiehe auch Diszi- 
plinar⸗Strafverfahren, Richter und Beamte. 

Disziplinarſtrafen, gegen Beamte, dieſelben beſtehen 
in Ordnungsſtrafen (Warnung, Verweis, Geldbuße) 
und Entfernung aus dem Amte. (V. v. 10. Juli 49. 
ee, 18. u. 19.) 257. — (Verord. v. 11. Juli 49. 
Se, 17—20.) 274. — ſ. auch Ordnungsſtrafen, Amts⸗ 
ſuspenſion, Dienſtentlaſſung 2. 

Disziplinar⸗ Strafverfahren, gegen Richter 
(richterliche Beamte), Vorſchriften für daſſelbe. (Verord. 
v. 10. Juli 49.) 253270. — desgl. gegen nicht 
richterliche Beamte. (V. v. 14. Juli 49.) 271—292 
— welche Verletzungen der Amtspflicht als bloße 
Dienſtvergehen zu betrachten, und nur im Diszi- 
plinarverfahren zu verfolgen und zu beſtrafen ſind. (V. 
v. 10. Juli 49. §. 4.) 254. — (V. v. 11. Juli 49. 
L. 5.) 272. — daſſelbe wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Handlung, welche den Gegenſtand der Anſchul— 
digung bildet, ein gemeines Verbrechen oder Vergehen, 
eine Übertretung oder ein Amtsverbrechen darſtellt, daß 
wegen derſelben eine ſtrafgerichtliche Verfolgung ein⸗ 
geleitet, eine Freiſprechung erfolgt, oder eine ſolche 
Verurtheilung ergangen iſt, die weder auf den Verluſt 
des Amts lautet, noch denſelben kraft des Geſetzes nach 
fi zieht. (V. v. 10. Juli 49. e 7.) 254. 255. — 

(V. v. 11. Juli 49. §. 8.) 272. 273. — daſſelbe darf 

jedoch wegen der nämlichen Thatſachen im Laufe der 

gerichtlichen Unterſuchung nicht eingeleitet werden, wenn 
es 
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Disziplinar⸗ Strafverfahren, (Fortf.) 
es nicht durch das Intereſſe des Dienſtes dringend ge- 
boten wird. (V. v. 10. Juli 49. S. 8.) 255. — (V. 
v. 11. Juli 49. e, 9.) 273. 

Disziplinar⸗Unterſuchungen, gegen richterliche 
Beamte, deren Einleitung, Führung und Entſcheidung. 
(V. v. 10. Juli 49. ee, 20 — 45. 83.) 257 — 262. 269, 
— desgl. gegen nicht richterliche Beamte. (V. v. 
11. Juli 49. ee, 4-51. 104.) 275280. 292. 


Disziplinarvergehen, in der Sitzung eines Gerichts 
vorgefallen oder ermittelt, deren ſofortige disziplina⸗ 
riſche Ahndung. (V. v. 30. Juni 49. §. 40.) 235. 


Dokumente, Vorſchriften für deren Aufbewahrung 
und Buchführung in gerichtlichen Depoſitorien und für 
die Verausgabung derſelben aus letzteren. (V. v. 
18. Juli 49. 68. 3—7.) 296. 297. 

Dolmetſcher, können in einer und derſelben Sache 
nicht auch zugleich Geſchworene ſein. (V. v. 3. Janr. 
49. $. 95.) 31. 

Drechsler, aller Art, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Zär, 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbe⸗ 
ſtimmung für Übertretung oder Umgehung dieſer Bor- 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 


Drucker, (Buchdrucker), deſſen Name und Wohnort muß 
auf jeder Druckſchrift genannt ſein. (V. v. 30. Juni 
49. §. 1.) 226. — Strafe für Zuwiderhandlung da⸗ 
gegen. (ebend. $. 10.) 228. — Verantwortlichkeit deſſel⸗ 
ben für den Inhalt einer Druckſchrift. (ebend. §. 12.) 
228. 

Druckſchriften, auf ſolchen muß der Name und Wohn⸗ 
ort des Druckers und für deren Verbreitung außerdem 
der Name und Wohnort entweder des Verlegers oder 
des Kommiſſionairs, oder endlich des Verfaſſers oder 
Herausgebers, welche ein Werk im Selbſtverlage er— 
ſcheinen laſſen, genannt ſein. (V. v. 30. Juni 49. . 1.) 
226. — Strafen für Zuwiderhandlungen dagegen. 
($. 10.) 228. — diejenigen, welche den vorſtehenden 
Vorſchriften nicht entſprechen, dürfen von Niemandem 
verbreitet werden. (ebend. §. 3.) 226. — Strafe für 
übertretung dieſer Vorſchrift. (§. 10.) 228. — zu deren 
Ausruf, Verkauf, Vertheilung, Anheftung oder Anſchla⸗ 
gung auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen oder 
an anderen öffentlichen Orten iſt die ortspolizeiliche Erlaub- 
niß erforderlich, die immer mit ſich geführt werden muß, auch 
jederzeit zurückgezogen werden kann. lebend. §. 9.) 228. 
— Strafe für Übertretung dieſer Vorſchrift. (S. 11.) 
228. — Verantwortlichkeit des Verfaſſers, des Heraus⸗ 
gebers, des Verlegers oder Kommiſſionairs, des Druckers 


Druckſchriften, (Fortſ.) 

und des Verbreiters einer Druckſchrift für deren In⸗ 
halt. (S. 12.) 228. — Verfolgung anderweitiger vor⸗ 
liegender Thatſachen, welche nach allgemeinen ſtrafrecht⸗ 
lichen Grundſäͤtzen eine wiſſentliche Theilnahme an der 
durch die Druckſchrift begangenen ſtrafbaren Handlung 
begründen. (ebend. § 12.) 228. — welche die Sittlich⸗ 
keit verletzen, Strafe für deren Verkauf, Vertheilung 
oder ſonſtige Verbreitung, ſowie für deren Ausſtellung 
oder Anſchlagung an öffentlichen Orten. lebend. e, 24.) 
231. — öffentliche Bekanntmachung des darüber ge⸗ 
fällten Urtheils in der durch letzteres zu beſtimmenden 
Art und Weiſe, auf Koſten des Verurtheilten. ($. 36.) 
234. — zur Verbreitung beſtimmte, deren vorläufige 
Beſchlagnahme durch die Staatsanwaltſchaft und 
deren Organe, wenn fie den Vorſchriften der Se, 1. u. 
2. der obigen Verordnung nicht genügen, oder wenn ihr 
Inhalt ſich als Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung 
darſtellt. (ebend. §. 32.) 232. 233. — weitere Verfol⸗ 
gung Fett, bei der zuſtändigen Gerichtsbehörde. (SS. 32. 
33. u. 38.) 232. 233. 234. — wenn der Inhalt einer 
Druckſchrift ſich als Thatbeſtand einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung darſtellt, fo iſt die Vernichtung aller vorfindli⸗ 
chen Exemplare und der dazu beſtimmten Platten und 
Formen auszuſprechen. (V. v. 30. Juni 49. §. 37.) 
234. — iſt die Druckſchrift ihrem Inhalte nach eine 
erlaubte, ſo wird nur auf Vernichtung der geſetzwi⸗ 
drigen Stellen und desjenigen Theils der Platten und 
Formen erkannt, auf welchem ſich dieſe Stellen befinden, 
(ebend. §. 37.) 234. — ſ. auch Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften. 


E. 


Eckenſteher, auf den Straßen, ſiehe Dienſtlei— 
ſtungen. 

Ediktalien, mittelſt ſolcher find abweſende und flüch⸗ 
tige Verbrecher auf den Antrag des Staatsanwalts 
vorzuladen. (V. v. 3. Janr. 49. §. 25.) 18. — die 
ss. 577. 578. 580. 581. 585. u. 587. der Kriminal.⸗Ord. 
treten außer Kraft; wogegen es bei den Vorſchriften der 
Ss. 579. 582. 583. 584. u. 586. daſelbſt verbleibt. 
(ebend. §. 25.) 18. 

Ehen, in Prozeſſen über die eivilrechtliche Trennung, Un⸗ 
gültigkeit oder Nichtigkeit derſ. iſt die geiſtliche Ge— 
richtsbarkeit aufgehoben und alle dergl. Rechtsangele— 
genheiten gehören vor die ordentlichen Gerichte. (V. v. 
2. Janr. 49. s. 1.) 1. — die über deren Scheidung, 
Ungültigkeit oder Nichtigkeit nach der Verord. v. 
28. Juni 1844. (Geſ. Samml. S. 184. ff.) zu behan⸗ 

28 deln⸗ 


20 Sachregiſter. 1849. 


Ehen, (FJortſ.) 

delnden Prozeſſe gehen wieder auf die ordentlichen, 
perſönlichen Gerichte über, unter Abänderung der 
§§. 1. 2. u. 56. und Aufhebung des §. 3. jener Ver⸗ 
ordnung, wonach in erſter Inſtanz drei und in zweiter 
Inſtanz fünf Richter genügen ſollen. (V. v. 2. Janr. 49. 
Ss 12.) 4. — Wahrnehmung der Geſchäfte des Staats. 
anwalts bei ſolchen Prozeſſen. (ebend. §. 12.) 4. 


Eheſachen, in der Königlichen Familie, rückſichtlich 
derſelben behält es bei der Hausverfaſſung fein Bewen- 
den. (V. v. 2. Janr. 49. §. 11.) 4. 

Ehrenbreitſtein, ſiehe Juſtizſen at. 

Ehrenkränkungen, ſiehe Injurien. 

Ehrenrath, unter den Juſtizkommiſſarien, Advokaten 
und Notarien, die über deſſen Bildung beſtehende 
Verordnung v. 30. April 47. bleibt mit gewiſſen Mo⸗ 
difikationen in Kraft. (V. v. 11. Juli 49. 8. 75.) 285. 


Ehrenrechte, die Unterſuchung und Entſcheidung über 
Verbrechen, welche den Verluſt jener unbedingt zur 
Folge haben, erfolgen in erſter Inſtanz mit Zuziehung 
eines Gerichtsſchreibers durch Gerichtsabtheilungen, 
welche aus drei Mitgliedern beſtehen. (V. v. 3. Janr. 
49. eg, 27. u. 38.) 19. 21. — die Kompetenz der Ein- 
zelrichter iſt davon ausgeſchloſſen. lebend. 88. 27. u. 
38.) 19. 21. — ſiehe auch bürgerliche und ſtaats- 
bürgerliche Rechte. 

Ehrenſtrafen, Kompetenz der Einzelrichter, in erſter 
Inſtanz auf ſolche neben den Strafen für Vergehen zu 
erkennen. (V. v. 3. Janr. 49. $. 27.) 19. — in wel⸗ 
chen Fällen dieſe Kompetenz ausgeſchloſſen bleibt. (ebend. 
8. 27.) 19. 

Eidesleiſtung, in der Beweisführung vor den Ge⸗ 
werbegerichten. (V. v. 9. Febr. 49. 88. 32—35.) 
118120. — bei der Aufnahme des Beweiſes durch 
den Eid iſt von denſelben wie bei der Abnahme 
der Zeugeneide zu verfahren. lebend. §. 37.) 120. 
— Vorladung zur Ableiſtung eines angetragenen oder 
zurückgeſchobenen Eides vor denſelben. lebend. §. 37.) 
120. — Begründung des Reſtitutionsgeſuchs wegen 
verſäumter Ableiſtung eines rechtskräftig erkannten Eides 
durch das Erbieten des Ausgebliebenen zur Ableiſtung 
des Eides. (V. v. 9. Febr. 49. §. 53.) 123. — der 
Zeugen in dem Verfahren vor den Gewerbegerichten. 
(ebend. eg, 34. 35.) 119. — Zeugen oder Sachver- 
ſtändige eidlich zu vernehmen, oder Eide aufzuerlegen, 
iſt der Vergleichsausſchuß der Gewerbegerichte nicht 
befugt. (V. v. 9. Febr. 49. 8. 20.) 146. — der Ge⸗ 
ſchworenen in Unterſuchungen wegen ſchwerer Verbre⸗ 
chen. (V. v. 3. Janr. 49. 6 97.) 31. — ſeitens der 
Mitglieder der während des erklärten Belagerungszu⸗ 


Eidesleiſtung, (Fortſ.) 


ſtandes angeordneten Kriegsgerichte, ſowie ſeitens des 
zu denſelben als Gerichtsſchreiber zugezogenen Beam— 
ten der Civilverwaltung. (V. v. 10. Mai 49. §. 12.) 
168. 169. — ſiehe auch Zeugen. 


Eingangszoll, deſſen Feſtſetzung für alle ungereinigte 


Soda vom 1. Mai 49. ab auf 1 Rthlr. für den Zent⸗ 
ner. (A. E. v. 3. März 49.) 129. 


Einrückungsgebühren, (Inſertionskoſten), deren Ent⸗ 


richtung für die Aufnahme amtlicher Bekanntmachungen 
in Zeitungen und Zeitſchriften. (V. v. 30. Juni 49. 
$. 6.) 227. — in wie weit ſolche für Entgegnungen 
zur Berichtigung der in dergleichen öffentlichen Blättern 
erwähnten Thatſachen von deren Herausgebern nicht ge- 
fordert werden können. (ebend. §. 7.) 227. 


Einzelrichter, (Bezirksrichter, Gerichtskommiſſarien), 


deren Beſtellung in Verbindung mit Kreis- und Stadt- 
gerichten. (V. v. 2. Janr. 49. ee, 18. 20. 21.) 6. 7. 
— ſie erfolgt bei der erſten Abtheilung dieſer Gerichte 
durch den Direktor für die von denſelben zu verhan⸗ 
delnden und zu entſcheidenden Bagatell-, Injurien- und 
Unterſuchungsſachen. (ebend. §. 20.) 6. — nähere Be- 
zeichnung der zur Kompetenz derſelben gehörenden Ge— 
genſtände. (ebend. §. 22.) 7. 8. — Kompetenz derſel⸗ 
ben in Unterſuchungen erſter Inſtanz wegen Vergehen, 
unter Zuziehung eines Gerichtsſchreibers. (V. v. 3. 
Dour, 49. 58. 27. 37.) 18. 19. 20. 21. — auf ſolche 
findet die Gebührentaxe v. 23. Aug. 1815. für ſämmt⸗ 
liche Untergerichte Anwendung. (V. v. 2. Janr. 49. 
8. 29.) 10. 


Eiſenbahnen, (Eiſenbahn- Anlagen, Eiſenbahngeſell⸗ 


ſchaften.) 


J. Allgemeine Beſtimmungen und Anordnungen 
rückſichtlich derſelben. 
— An die Stelle des durch die A. K. O. v. 1. März 
47. (Geſ. Samml. 112.) angeordneten Gerichtsſtandes 
derſ. bei Entſchädigungsanſprüchen tritt der dingliche 
Gerichtsſtand bei demjenigen ordentlichen Gerichte, in 
deſſen Bezirk das exproprürte oder beſchädigte Grund— 
ſtück gelegen iſt, wenn der Kläger nicht vorzieht, im 
perſönlichen Gerichtsſtande der Eiſenbahngeſellſchaft zu 
klagen. (V. v. 2. Janr. 49. e 9.) 3. — Vergütung 
der Reiſekoſten bei Militair-Dienſt⸗ und Verſetzungs— 
reifen auf ſolchen. (Regulativ v. 28. Dezbr. 48. $. 1. 
Nr. 1— 4.) 81. 82. — Beſtrafung der Vergehen ge- 
gen die mit denſelben in Verbindung ſtehenden Tele- 
graphen-Anſtalten. (V. v. 15. Juni 49.) 217 — 219. 
— (ſ. ferner Telegraphen-Anſtalten.) 
II. Anz 
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II. Anlegung und Fortführung einzelner Eifen- 
bahnen. 


1) Oſtbahn (nach Königsberg in Pr.), deren Ausfüh⸗ 


2 


3 


— 


— 


rung für Rechnung des Staats, einſchließlich des 
Baues der Brücken über die Weichſel und Nogat 
und der durch die Eiſenbahn-Anlage bedingten 
Strom- und Deichregulirungen an dieſen beiden 
Strömen, vorläufig von dem Kreuzungspunkte der 
Oſtbahn mit der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn ab, 
in der Richtung über Bromberg, Dirſchau, Marien⸗ 
burg, Elbing, Braunsberg nach Königsberg. (G. 
v. 7. Dezbr. 49.) 437. — Beſchaffung der Geld⸗ 
mittel zu ſolcher, event. durch eine nach dem Be⸗ 
vürfniß des fortſchreitenden Baues allmälig zu rea⸗ 
liſirende verzinsliche und in angemeſſener Friſt zu 
amortiſirende Staatsanleihe. (ebend. §. 2.) 437. — 
Einſetzung einer beſondern Behörde zur Fortſetzung 
des Baues derſelben, ſowie demnächſt zur Verwal⸗ 
tung des Unternehmens und zur Leitung des Be— 
triebes auf der Bahn, unter dem Namen: „Kö 
nigliche Direktion der Oſtbahn“. (A. E. v. 
5. Noobr. 49.) 404. — letztere ſoll von dem Mi- 
niſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
unmittelbar reſſortiren. (ebend.) 404. 


Zweigbahn von Dirſchau nach Danzig, unver⸗ 
weilte Vorſchreitung mit den Erdarbeiten für die⸗ 
ſelbe, ſoweit als es zur Beſchäftigung erwerbloſer 
Arbeiter nothwendig wird. (A. E. v. 4. Mai 49.) 
174. — Anwendung des Rechts der Expropriation 
auf dieſelbe, ſowie des Rechts zur vorübergehenden 
Benutzung fremder Grundſtücke nach den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes über die Eiſenbahnunterneh⸗ 
mungen e. 3. Novbr. 1838. (ebend.) 174. — wei⸗ 
tere Ausführung bert, für Rechnung des Staats u. 
Beſchaffung der dazu erforderlichen Geldmittel. (G. 
v. 7. Dezbr. 49. §. 1. Nr. 1. u. §. 2.) 437. 


Berlin-Potsdam- Magdeburger, einige Ab— 
änderungen des unterm 17. Aug. 1845 für dieſelbe Al⸗ 
lerhöchſt beftätigten Geſellſchaftsſtatuts, und zwar in ge. 
15. 24, 27. 32. 45. 46. 47. 52. u. 56. (Beſtät.⸗Urk. 
v. 28. Aug. 49.) 353—355. — die Vorſchrift des 
$. 54 gedachten Statuts ſoll ganz fortfallen. (ebend.) 
355. Aufnahme einer fernern Anleihe von 
4,000,000 Thalern zur Beſchaffung der zur Tilgung 
dringender Schulden, zur Ausführung einiger noch 
rückſtändiger, konzeſſionsmäßiger Bauten und zur 
möglichſten Vollendung des zweiten Geleiſes nöthi⸗ 
gen Geldmittel, gegen Ausſtellung und Emiſſion auf 
den Inhaber lautender und mit Zinskoupons verſe⸗ 
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Ki 
Ka 
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hener Prioritäts⸗Obligationen, mit der Bezeichnung 
Lit. D. (Allerh. Privilegium v. 27. Juni 49.) 243 
248. — jährliche Verzinſung derſelb. mit fünf 
Prozent. (ebend. §. 2.) 243. — allmälige Tilgung 
derſelb. aus dem dafür beſtimmten Fonds durch jähr⸗ 
liche Auslooſung. (es, 5. u. 9.) 244. 246, — in 
welchen Fällen die Inhaber der obigen Obliga⸗ 
tionen berechtigt ſind, deren Nennwerth von der 
Eiſen bahngeſellſchaft zurück zu fordern. (§. 8.) 245, 
— die Verwendung dieſer neuen Anleihe erfolgt 
nach einem, vom Handelsminiſter vorzuſchreibenden 
und in der Ausführung durch ſeine Anordnungen zu 
ſichernden Plane. (§. 12.) 247. 


Niederſchleſiſch-Märkiſche, Abänderung der 
Së, 11. 28. 36. (Nr. 1.) 37. 38. 42. 44. 47. 51. 
53. 62. 68. und 71. des Allerhöchſt unterm 27. 
Novbr. 1843 beſtätigten Geſellſchafts-Statuts für 
dieſelbe, durch die in dem vierten Nachtrage zu 
letzterm zuſammen geſtellten Beſtimmungen. (Allerh. 
Beſtät.⸗Urkunde v. 23. Febr. 49. nebſt Nachtrag.) 
135 138. 


Weſtphäliſche, von der Kurheſſiſchen Grenze bei 
Haueda ab, über Warburg, Paderborn, Lipp⸗ 
ſtadt, Soeſt nach Hamm, deren Ausführung für 
Rechnung des Staats. (G. v. 7. Dezbr. 49. e 1. 
Nr. 2.) 437. — Beſchaffung der dazu erforderlichen 
Geldmittel. (ebend. §. 2.) 437. — Errichtung einer 
Königlichen Kommiſſion für dieſelbe, welcher in An⸗ 
gelegenheiten der ihr übertragenen Geſchäfte alle 
Befugniſſe einer öffentlichen Behörde zuſtehen ſol⸗ 
len. (A. E. v. 2. Febr. 49.) 127. — dieſelbe reſ⸗ 
ſortirt unmittelbar von dem Miniſterium für Han- 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. (ebend.) 127. 
— ſie ſoll fortan den Namen: „Königliche Direk— 
tion der Weſtphäliſchen Eiſenbahn“ führen. (A. E. 
v. 5. Novbr. 49.) 404. — vorläufige Ausführung 
der Bahnſtrecke von Lippſtadt über Soeſt nach 
Hamm durch dieſelbe, behufs der nützlichen Befchäfe 
tigung der arbeitenden Volksklaſſen. (A. E. v. 2. 
Febr. 49.) 127. — Verleihung des Expropriations⸗ 
rechts für dieſelbe, ſowie des Rechts zur vorüber- 
gehenden Benutzung fremder Grundſtücke nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen in den eg 8—19 des Ge- 
ſetzes v. 3. Novbr. 38. (ebend.) 127, 
Cöln-Mindener, Aufnahme einer fernern An- 
leihe von 3,500,000 Rthlr. behufs der Vervollſtän⸗ 
digung der Bauten und Anlagen, ſowie zur Ver⸗ 
mehrung der Betriebsmittel für dieſelbe, gegen Aus⸗ 
ſtellung und Emiſſion auf den Inhaber lautender 
und 
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und mit Zinsſcheinen verſehener Privritäts- 
obligationen. (Allerh. Privil. v. 30. März 49.) 
147157. — jährliche Verzinſung derſ. mit fünf 
Prozent. (ebend. §. 2.) 148. — allmälige Tilgung 
derſelben aus dem dafür beſtimmten Fonds durch 
jährl. Auslooſung. (ebend. §. 3.) 148. 154—157. 
— in welchen Fällen die Inhaber der obigen Obli⸗ 
gationen berechtigt find, die Kapitalsbeträge nebſt Zin- 
ſen von der Eiſensahngeſellſchaft zurückzufordern. 
(ebend. 8.5.) 149. — der letztern bleibt das Recht 
vorbehalten, mit Genehmigung des Staats eine fer⸗ 
nere Anleihe zum Betrage von 2 Millionen Thalern 
unter gleichen Amortiſations-Bedingungen und zu 
gleicher Priorität mit den nach dem gegenwärtigen 
Privilegium zu emittirenden Obligationen zu machen. 
(ebend. §. 4.) 148. 149. — eine weitere Vermeh⸗ 
rung des Geſellſchaftskapitals darf hiernächſt nur 
dann erfolgen, wenn den früheren Prioritätsoblige- 
tionen nebſt Zinſen das Vorzugsrecht ausdrücklich 
eingeräumt und ſicher geſtellt iſt. (ebend. $. 4.) 
149. 


7) Cöln-Minden⸗Thüringer Verbindungsbahn, 
deren Erwerbung für den Staat, nach Maßgabe des 
unterm 23. Dezbr. 1848. mit den Bevollmächtigten 
der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrages, 
behufs der Ausführung der Weſtphäliſchen Eiſen⸗ 
bahn. (G. v. 7. Dezbr. 49. §. 1. Nr. 2.) 437. — 
ſ. auch Eiſenbahnen Nr. 5. 


8) Bergiſch-Märkiſche, Aufnahme einer ferneren 
Anleihe von 300,000 Rthlr. zur Deckung der für 
Bauarbeiten und Betriebsmittel durch unvorherge— 
ſehene Fälle erhöhten Ausgaben, gegen Ausſtellung 
und Emiſſion auf den Inhaber lautender Priori⸗ 
täts⸗Obligationen zu gleichem Betrage. (Privil. v. 
28. Juli 49.) 339 — 345. — jährliche Verzinſung 
derſelben mit 5 Prozent auf die den Obligationen 
beizufügenden Zinskoupons. (ebend. $. 3.) 340. 345. 
— allmälige Tilgung derſelben aus dem dafür be⸗ 
ſtimmten Fonds durch jährliche Auslooſung. (d. 4. 
8—11.) 340. 341. 342. — in welchen Fällen die 
Inhaber der obigen Obligationen berechtigt ſind, 
deren Nennwerth von der Eiſenbahngeſellſchaft zu- 
rückzufordern. (§. 7.) 341. 

9) Saarbrücker, Vollendung derſelben für Rechnung 
des Staats. (G. v. 7. Dezbr. 49. . 1. Nr. 3.) 
437. — Beſchaffung der dazu erforderlichen Geld- 
mittel. (ebend. §. 2.) 437. 

Elberfeld, Stadt, vierzehntägige Verlängerung der 

Zahlungszeit der in derſ. v. 10. bis 25. Mai 49. zahl⸗ 


baren Wechſel und anderer Handelspapiere. (V. v. 17. 
Mai 49.) 175. — dieſer Verordnung haben beide Kam— 
mern ihre Genehmigung ertheilt. (Staatsminiſt.-Be⸗ 
kanntmach. v. 6. Oktbr. 49.) 378. 


Elbing, Stadt, ſiehe Eiſen bahnen Nr. 1. 
Engelau, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 18. 
Entgegnungen, behufs der Berichtigung der in Zei. 


tungen und Zeitſchriften erwähnten Thatſachen, zu wel- 
cher fi die betheiligte öffentliche Behörde oder die an- 
gegriffene Privatperſon veranlaßt findet, Verpflichtung 
der Herausgeber jener Blätter zur reſp. unentgeltlichen 
Aufnahme in dieſ. (V. v. 30. Juni 49. . 7.) 227.— 
Strafe für Verweigerung der letztern. (ebend. §. 10.) 
228, 


Erbfolge, bäuerliche, in der Provinz Weſtphalen, der 


über ſolche unter dem 18. Dezbr. 1848 erlaſſenen Ver⸗ 
ordnung haben beide Kammern ihre Genehmigung er- 
theilt. (Staatsminiſt.⸗Bekanntmach. v. 13. Novbr. 49.) 
406. 


Ergänzungsrichter, ſiehe Richter. 
Erkenntniſſe (Urtel), Form für deren Ausfertigung. 


(V. v. 2. Janr. 49. $. 33.) 11. — in der Überfchrift 
führen fie die Worte: „Im Namen des Königs“. 
(ebend. §. 33.) 14. — deren Verkündigung iſt ohne 
Beſchränkung öffentlich. (ebend. §. 32.) 11. — Ab⸗ 
faſſung derſ. in Unterſuchungen bei den Gerichten durch 
Stimmenmehrheit. (V. v. 3. Janr. 49. §. 26.) 18. 
— eine Beſtätigung derſ. durch den Juſtizminiſter fin⸗ 
det nicht ferner ftatt. (ebend. $. 26.) 18. — deren 
Fällung nach freier Überzeugung des Richters, ob der 
Angeklagte ſchuldig oder nicht ſchuldig ſei. (V. v. 3. 
Janr. 49. $. 22.) 18. — auf vorläufige Losſpre⸗ 
chung (Freiſprechung von der Inſtanz) ſoll nicht mehr 
erkannt werden. (ebend. §. 22.) 18. — der für ſchul⸗ 
dig Erklärte iſt zur vollen geſetzlichen Strafe zu ver⸗ 
urtheilen. (ebend. §. 23.) 18. — deren Fällung und 
Verkündigung im Disziplinar - Strafverfahren gegen 
richterliche Beamte. (V. v. 10. Juli 49. e 38.) 
261. — desgl. der Entſcheidungen gegen nicht rich- 
terliche Beamte. (V. v. 11. Juli 49. e 42.) 278. 
— deren Abfaſſung und Publikation in Unterſuchungen 
wegen Vergehen und Verbrechen. (V. v. 3. Janr. 49. 
ss. 27. 30. 34 — 37. 57 — 59.) 19. 20. 24. — deren 
Aufnahme in die Protokolle. (ebend. së. 37. u. 99.) 
20. 31. 32. — Fällung derſ. in Unterſuchungen vor 
Schwurgerichten wegen ſchwerer Verbrechen, ſowie 
wegen politiſcher und Preßverbrechen (Lebend. og. 
117 125.) 35. 36. — iſt die That, deren der Ange⸗ 
klagte für ſchuldig erklart worden iſt, durch ein Straf- 
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Erkenntniſſe, (Jortſ.) 
geſetz nicht vorgeſehen, ſo ſpricht der Gerichtshof den 
Angeklagten frei. (ebend. §. 125.) 36. — wegen einer 
öffentlich begangenen Handlung, welche durch die 88. 

18 — 24. oder durch §. 29. der Verord. v. 30. Juni 
49. vorgeſehen iſt, deren öffentliche Bekanntmachung 
kann in der im Erkenntniſſe zu beſtimmenden Art und 
Weiſe auf Koſten des Verurtheilten angeordnet werden. 
(V. v. 30. Juni 49. §. 36.) 234. — deren Abfaſſung, 
Ausfertigung und Bekanntmachung in Streitigkeiten 
vor den Gewerbegerichten. (V. v. 9. Febr. 49. SS. 32. 
38. 43. 44. 47.) 118. 120. 121. 122. — Zuläſſigkeit 
von Rechtsmitteln gegen dieſelben (ebend. SS. 51—54.) 
123. — Vollſtreckung derſ. ($. 55.) 123. 124. — 
rechtskräftige, über die Beſtrafung verbotwidriger Lohn⸗ 
berechnungen zwiſchen Fabrikinhabern und denjenigen, 
welche mit Ganz- oder Halb- Fabrikaten Handel trei- 
ben, einerſeits, und ihren Arbeitern andererſeits, öf- 
fentliche Bekanutmachung der Verurtheilung durch ſolche 
auf Koſten des Verurtheilten. (B. v. 9. Febr. 49. 
§. 75.) 110. — ſ. auch Rechtsmittel, Appellation, Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde, Reſtitution ꝛc. 

Ermsleben, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 14. 

Erpreſſung, an einem in Belagerungszuſtand erklär⸗ 
ten Orte oder Bezirke, deren kriegsgerichtliche Unterſu⸗ 
chung und Beſtrafung. (V. v. 10. Mai 49. §. 10.) 
168, 

Erſchießen, durch ſolches wird die während des Be⸗ 
lagerungszuſtandes kriegsrechtlich erkannte und beſtä⸗ 
tigte Todesſtrafe vollſtreckt. (V. v. 10. Mai 49. e 13. 
Nr. 8.) 170. 

Eſcheurode, Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau Nr. 20. 

Etats, neue, ſollen die Gerichtsbehörden erhalten, bis 
wohin die vorhandenen Fonds zur Beſoldung der er- 
forderlichen Beamten nach der Beſtimmung des Juſtiz⸗ 
miniſters verwendet werden. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 39.) 13. 

Evangeliſche Kirchenſachen, ſiehe letz. 

Exekution, im Verwaltungswege, durch ſolche erfolgt 
nöthigenfalls die Einziehung der Beiträge der Gewer- 
betreibenden zu den Koſten für die laufende Geſchäfts⸗ 
führung des Gewerberaths. (V. v. 9. Febr. 49. 
§. 21.) 98. — desgl. der Beiträge derſelben zu 
den Koſten der laufenden Geſchäftsverwaltung der 
Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. §. 16.) 115. — 
auf Grund eines vor dem Vergleichsausſchuſſe des 
Gewerbegerichts oder einer Innung abgeſchloſſenen Ber- 
gleichs kann die Vollſtreckung der Exekution erfolgen. 
(V. v. 9. Febr. 49. ee 21. 25.) 116. 117. — desgl. 
bei Aufbringung der Beiträge der Geſellen, Gehülfen 
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und Fabrikarbeiter zu den für dieſelben beſtehenden Un⸗ 


terſtützungskaſſen und ähnlichen Einrichtungen. (ebend. 
$. 59.) 106. 


Eximirter Gerichtsſtand, deſſen Aufhebung. (V. 


v. 2. Jan. 49. 88. 9— 17.) 3—5. — Abgabe der Rechts⸗ 
angelegenheiten der Eximirten von den Appellationsge⸗ 
richten an die ordentlichen Gerichte. (ebendaſ. §. 25.) 9. 
— ſiehe ferner Gerichtsſtand. 

Expropriation, von Grundſtücken, Gerichtsſtand der 
Eiſenbahngeſellſchaften bei Entſchädigungsanſprüchen an 
dieſ. rückſichtlich jener. (V. v. 2. Janr. 49. §. 9.) 3.— 
Verleihung des Rechts zu derſelben bei Eiſenbahn⸗ und 
Chauſſeebauten, ſiehe Eiſenbahnen und Chauſ⸗ 
ſeebau. 


F. 

Fabrikarbeiter, und denſelben gleichſtehende Perfo- 
nen, allgemeine Beſtimmungen über deren Verhältniſſe. 
(V. v. 9. Febr. 49. e 49 — 35.) 104. 105. — als 
ſolche ſind nicht blos diejenigen anzuſehen, welche in der 
Betriebsſtätte beſchäftigt werden, ſondern auch diejeni⸗ 
gen, welche außerhalb der Betriebsſtätte mit eigenen 
oder fremden Werkzeugen, mit oder ohne Verwendung 
von Zuthaten, die ihnen von Fabrikinhabern, Faktoren, 
Ausgebern oder Verlegern gegebenen Rohſtoffe oder 
Halbfabrikate zur Herſtellung von Waaren für das Ge⸗ 
ſchäft derſelben gegen Bezahlung verarbeiten. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 2.) 111. — die Befolgung der Vor⸗ 
ſchriften über deren Annahme und Behandlung hat der Ge⸗ 
werberath zu überwachen. (V. v. 9. Febr. 49. e. 2.) 93. 94. 
— die tägliche Arbeitszeit derſelben iſt vom Gewerberathe 
für die einzelnen Fabrikzweige, nach Anhörung der Bethei— 
ligten, feſtzuſetzen. (V. v. 9. Febr. 49. e, 49.) 104. — 
deren Lohnzahlung ſoll in baarem Gelde erfolgen, daher 
ihnen in Stelle deſſelben keine Waaren kreditirt wer⸗ 
den dürfen. Gë. 50 — 55.) 104. 105. — Strafbe- 
ſtimmungen für die Übertretung oder Umgehung dieſer 
Vorſchrift. (ebend. §s. 74. 75.) 109. 140. — Verwen⸗ 
dung der deshalb erkannten Geldbußen. (ebend. §. 75.) 
110. — die Beſtrafung wegen deren Ablohnung durch 
Waaren ſchließt von der Theilnahme an der Wahl der 
Mitglieder eines Gewerberaths und deren Stellvertre— 
ter aus. (V. v. 9. Febr. 49. §. 7. Nr. 3.) 94. 95. 
— dagegen können denſelben Wohnung, Feuerungsbe⸗ 
darf, Landnutzung, regelmäßige Beköſtigung, Arzeneien 
und ärztliche Hülfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu 
den von ihnen anzufertigenden Fabrikaten, unter An⸗ 
rechnung bei der Lohnzahlung verabreicht werden. (e, 

50 
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50.) 104. — Erledigung der Streitigkeiten zwiſchen 
denſ. und den Fabrikinhabern, Faktoren, Ausgebern und 
Verlegern, über Arbeits- und Lohnsverhältniſſe, durch 
die Gewerbegerichte im Wege der gütlichen Vermitte- 
lung oder durch Erkenntniß. (V. v. 9. Febr. 49. 9. 2.) 441.— 
Errichtung von Hülfs⸗ und Unterſtützungskaſſen für 
dieſelben und Aufbringung der Beiträge zu ſolchen. 
(V. v. 9. Febr. 49. §§. 58. 39.) 106. 


Fabrikate, deren Erzeugung zu den Nebenbefchäfti- 
gungen der Landleute der Gegend gehört, oder durch 
Tagelöhner bewirkt wird, auf ſolche finden die Beſtim⸗ 
mungen des $. 23. der Verord. v. 9. Febr. 49. wegen 
Nachweiſes der Befähigung zum ſelbſtſtändigen, hand— 
werksmäßigen Gewerbebetriebe, keine Anwendung. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 30.) 100. — die durch örtliche 
Verhältniſſe bedingten näheren Feſtſetzungen hierüber 
bleiben der Regierung, nach Anhörung des Gewerbe— 
raths und der Kommunalbehörde, vorbehalten. (ebend. 
e, 30.) 100. 


Fabrikbetrieb, die allgemeinen Intereſſen deſſelben 
hat der Gewerberath in ſeinem Bezirke wahrzunehmen 
und die zur Förderung deſſelben geeigneten Einrichtun⸗ 
gen zu berathen und anzuregen. (V. v. 9. Febr. 49. 
§. 2.) 93. — auch iſt derſelbe mit ſeinen Anſichten und 
Vorſchlägen in allen Angelegenheiten zu hören, bei 
denen es ſich um Anordnungen handelt, welche in die 
Verhältniſſe des Fabrikbetriebes eingreifen. (ebend. 
§. 2.) 93. f. 


Fabriken, (Fabrikanſtalten), auf den Betrieb von 
ſolchen finden die Beſtimmungen des §. 23. der Verord. 
v. 9. Febr. 49. wegen Nachweiſes der Befähigung zum 
ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe, keine Anwendung. (da⸗ 
ſelbſt 9. 30.) 100. — der Militairverwaltung, zur 
Beſchaffung militairiſcher Bedürfniſſe beſtimmt, die 
Verhältniſſe derſelben bleiben der beſondern Regelung 
vorbehalten, daher die Beſtimmungen der Verord. v. 
9. Febr. 49. über Handwerks-, Innungs- und Fabrik⸗ 
verhältniſſe, auf ſolche keine Anwendung finden. (8. 76. 
der gedachten Verord.) 110. 

Fabrikenſtand, Wahl der Mitglieder des Gewerbe— 
raths und deren Stellvertreter zum dritten Theile aus 
demſ. (V. v. 9. Febr. 49. ss. 3 — 14. 19.) 94 — 98. 
— desgl. der Mitglieder der Gewerbegerichte. (V. v. 
9. Febr. 49. se 4. u. 5.) 111. 112. 

Fabrikgehülfen, Erledigung deren Streitigkeiten mit 
ihren Fabrikinhabern über Arbeits- und Lohnverhält⸗ 
niſſe, durch die Gewerbegerichte im Wege der gütlichen 
Vermittelung oder nöthigenfalls durch Erkenntniß. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 2.) 111. 


Sachregiſter. 


1849. 


Fabrikinhaber, in wie fern denſelben die Beſchäfti⸗ 
gung von Handwerksgeſellen nur geſtattet iſt. (V. v. 
9. Febr. 49. $. 31.) 100. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
$. 74.) 109. — diejenigen, welche ein den Beſtimmun⸗ 
mungen der $$. 23. und 26. der Verordn. v. 9. Febr. 
49. unterliegendes Gewerbe betreiben, ohne die Befä— 
higung zum handwerksmäßigen Betriebe deſſelben nach⸗ 
gewieſen zu haben, dürfen außerhalb ihrer Fabrikſtät⸗ 
ten keine Geſellen oder Gehülfen beſchäftigen. (daſelbſt 
§. 32.) 100. — die Lohnzahlung ihrer Arbeiter ſoll in 
baarem Gelde erfolgen, nicht in Kreditirung von Waa— 
ren. (ebend. eg. 50 — 55.) 104. 105. — Strafbeftim- 
mungen für die Übertretung oder Umgehung dieſer Vor- 
ſchrift. (ebend. sg. 74. 75.) 109. 110. — Verwen⸗ 
dung der deshalb erkannten Geldbußen. (§. 75.) 
110. — welche wegen Ablohnung der Fabrikarbei⸗ 
ter mit Waaren beſtraft worden ſind, können 
an den Wahlen für die Gewerbegerichte nicht theil— 
nehmen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 6. Nr. 5.) 112. 
— Erledigung deren Streitigkeiten mit den von ihnen 
beſchäftigten Werkführern und Fabrikarbeitern, ſowie 
mit ihren Fabriklehrlingen und Fabrikgehülfen über 
Arbeits⸗, Lohn- und Lehrverhältniſſe durch die Ge- 
werbegerichte im Wege der gütlichen Vermittelung oder 
nöthigenfalls durch Erkenntniß. (V. v. 9. Febr. 49. 
§. 2.) 111. — ſiehe auch Fabrikarbeiter. 

Fabriklehrlinge, Erledigung deren Streitigkeiten 
mit ihren Fabrikinhabern über Arbeits- und Lehrver⸗ 
hältniſſe durch die Gewerbegerichte im Wege der güt— 
lichen Vermittelung oder nöthigenfalls durch Erkennt- 
niß. (V. v. 9. Febr. 49. §. 2.) 141. 

Fahnen, zur Erregung von Aufruhr oder zur Störung 
des öffentlichen Friedens, Strafbeſtimmung für diejeni- 
gen, welche ſolche an öffentlichen Orten oder in Ar. 
ientlichen Zuſammenkünften ausſtellen, verkaufen oder 
ſonſt verbreiten. (V. v. 30. Juni 49. §. 15. Nr. 4.) 229. 

Familien⸗Fideikommiß⸗Sachen (Familien -Stif- 
tungs - Sachen) dieſelben verbleiben den Apellationsge⸗ 
richten, ſo lange über ſolche von der Geſetzgebung nicht 
anderweit beſtimmt worden. (V. v. 2. Janr. 49. e 25. 
Nr. 4. u. §. 35.) 9. 11. 

Familienſchlüſſe, in der Königlichen Familie, rück⸗ 
ſichtlich derſelben behält es bei der Hausverfaſſung ſein 
Bewenden. (V. v. 2. Janr. 49. e 11.) 4. 

Färber, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 

Jei⸗ 
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Feilenhauer, Nachweis deren Befähigung zum Bes 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(B. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109, 

Feldjägerkorps, auf daſſelbe finden die Beſtimmungen 
des Allerh. Erlaſſes vom 28. Dezbr. 48. wegen Bewil- 
ligung von Tagegeldern bei Militairdienſt⸗ und Ver⸗ 
ſetzungsreiſen keine Anwendung. (daſ. 8. 9.) 87. 


Feldſteine, von benachbarten Grundſtücken zum Chan ſ⸗ 
ſeebau, ſiehe letz. 
Feſttage, zum Arbeiten an ſolchen find Geſellen, Ge— 

hülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter nicht verpflichtet, 
vorbehaltlich der anderweitigen Vereinbarung in Dring⸗ 
lichkeitsfällen. (B. v. 9. Febr. 49. §. 49.) 104. 
Feſtungen, Beſetzung der Kriegsgerichte in Got, 
während des erklärten Belagerungszuſtandes. (V. v. 
10. Mai 49. §. 11.) 168. — ſ. auch Feſtungskom⸗ 
mandanten. 
Feſtungsarbeit, die Verurtheilung zu ſolcher zieht 
den Verluſt des Amtes oder der Penſion von ſelbſt 
nach ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt wird. (V. 
v. 10. Juli 49. §. 9.) 255. — (B. v. 11. Juli 49. 
$. 10.) 273. 3 
Feſtungsbauhöfe, die Verhältniffe derſelben bleiben 
der beſondern Regelung vorbehalten, daher die Beſtim⸗ 
mungen der Verord. v. 9. Febr. 49. über Handwerks⸗ 
und Innungsverhältniſſe auf ſolche keine Anwendung 
finden. (S. 76. der gedachten Verord.) 110. 


Feſtungs⸗ Kommandanten, dieſelben find be⸗ 
fugt, für den Fall eines Krieges, die ihnen anvertrau⸗ 
ten Feſtungen mit ihren Rayonbezirken in den Belage⸗ 
rungszuſtand zu erklären. (V. v. 10. Mai 49. §. 1.) 
465. — auch proviſoriſch, ſowohl in Kriegs- als in 
Friedenszeiten für den Fall eines Aufruhrs. (ebend. 
§. 2.) 166. — Ausübung der höhern Militairgerichts⸗ 
barkeit ſeitens derſ. über ſämmtliche zur Beſatzung ge⸗ 
hörenden Militairperſonen während des erklärten Be⸗ 
lagerungszuſtandes. (ebend. §. 7.) 167. 


Fideikommißſachen, dieſelben verbleiben den Appel⸗ 
lationsgerichten, ſo lange über ſolche von der Geſetz⸗ 
gebung nicht anderweit beſtimmt worden. (V. v. 2. Janr. 
49. §. 25. Nr. 4. u. $. 35.) 9.41% 

Finanzminiſterium, (Finanzminiſter), daſſelbe beſtimmt 
mit dem Miniſter fur Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten den Zinsfag für die ſpäteren Emiſſionen der 
von der Deichbaugeſellſchaft zur Melioration des Nie— 
der⸗Oderbruchs ausgeſtellten, auf jeden Inhaber lau- 
tenden Obligationen über eine Anleihe von 1,300,000 


Jahrgang 1849, 


Finanzminiſterium, (Finanzminiſter), Gart 
Rthlr. (Allerh. Privil. v. 5. Novbr. 49.) 408. — Er⸗ 
mächtigung deſſelben zur eventuellen Aufnahme einer 
Staatsanleihe von höchſtens einundzwanzig Millionen 
Thalern für den etwa nicht zu deckenden Mehrbedarf 
behufs Ausführung des Baues der Oſtbahn, der Weft- 
phäliſchen und der Saarbrücker Eiſenbahn. (G. v. 7. 
Dezbr. 49. §. 2.) 437. 438. 

Fiſchereifrevel, an den Landesgrenzen mit fremden 
Staaten, ſ. Forſtfrevel. 

Fiskaliſcher Unterſuchungsprozeß, derſelbe fin⸗ 
det ferner nicht ſtatt. (V. v. 3. Janr. 49. §. 182.) 46. 
— ſ. auch Unterſuchungen. ö 

Fiskus, deſſen priviligirter Gerichtsſtand wird, ſoweit 
er bisher noch ſtattgefunden hat, allgemein aufgehoben. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 9.) 3. — alle Zahlungen und 
Abgaben, welche bisher bei der Aufnahme neuer Mit⸗ 
glieder in eine Innung und bei der Aufnahme und 
Entlaſſung der Lehrlinge an denſelben zu entrichten wa⸗ 
ren, ſind aufgehoben, wogegen die dafür zu gewähren⸗ 
den Gegenleiſtungen wegfallen. (V. v. 9. Febr. 49. e. 
63.) 107. 

Fleiſcher, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 

Flüchtige Verbrecher, ſ. letzt. 

Forderungen aus den Verhältniſſen zwiſchen Fabrik⸗ 
inhabern und deren Arbeitern, ſ. Fabrikarbeiter und 
Lohnzahlungen. — aus den Kriegsjahren von 1806—7 
und 1812—15. — ſ. Kriegslieferungen. 

Formen, zu unerlaubten Druckſchriften, deren Vernich⸗ 
tung. (V. v. 30. Juni 49. 8. 37.) 234. 

Forſtfrevel (Jagd- und Fiſchereifrevel), Vertrag we- 
gen deren Verhütung und Beſtrafung an den gegen- 
ſeitigen Landesgrenzen, mit dem Großherzogthum 
Luxemburg. (v. 9. Febr. 49.) 131—135, 

Forſtrügeſachen, dieſ. gehören zur Kompetenz der 
Einzelrichter. (V. v. 2. Janr. 49. §. 22. Nr. 3.) 8. 

Frankenſtein, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 10. 

Frankfurt, a. d. Od., Stadt, ſ. Meſſe. 

Frauenzimmer (weibliche Perſonen), deren Beſchäfti- 
gung bei Handwerksmeiſtern im Gewerbebetriebe der 
letztern unterliegt keiner Beſchränkung. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 47.) 103. 

Freiexemplare, zwei, Verpflichtung der Verleger von 
Druckſchriften zur Einſendung derſelben von jedem ihrer 
Verlagsartikel, und zwar eines an die Landesbibliothek 
zu Berlin, das andere an die Univerſitätsbibliothek der 
betreffenden Provinz. (V. v. 30, Juni 49, §. 4.) 226. 
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Frei⸗ 


26 
Freigeſprochene, von der Anklage wegen ſchwerer 
Vergehen, fo wie wegen politiſcher oder Preßverbrechen, 
deren ſofortige Freilaſſung, wenn dieſelben nicht durch 
Urkunden oder Zeugenausſagen eines andern Verbre— 
chens oder Vergehens beſchuldigt ſind. (V. v. 3. Janr. 
49. ee 118. 119.) 35. 36. — auch Freigeſprochene 
vor den Kriegsgerichten werden ſofort der Haft ent— 
laſſen. (V. v. 10. Mai 49. e 13. Nr. 4.) 169. — 
ſ. auch Freiſprechung und Freilaſſung. 
Freiheitsſtrafe, eine vorläufige Abführung des zu ei⸗ 
ner ſolchen Verurtheilten nach der Strafanſtalt iſt, ſelbſt 
mit deſſen Einwilligung, nicht ferner zuläſſig. (V. v. 
3. Janr. 49. Nr. 159.) 42. — von einjähriger oder 
längerer Dauer, die Verurtheilung zu ſolcher zieht den 
Verluſt des Amtes oder der Penſion von ſelbſt nach 
ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt wird. (V. v. 
10. Juli 49. e 9.) 255. — (V. v. 11. Juli, §. 10.) 
273. — bis zu ſechs Wochen, Vergehen, welche in den 
Geſetzen mit ſolcher bedroht ſind, deren Unterſuchung 
und Entſcheidung in erſter Inſtanz erfolgt durch kom— 
miſſariſch dazu beſtellte Einzelrichter, mit Zuziehung ei⸗ 
nes Gerichtsſchreibers. (B. v. 3. Janr. 49. §. 27.) 
18. 19. 

Freilaſſung der Angeklagten, über ſolche ſteht dem Ge- 
richte während des ganzen Laufes der Unterſuchung die 
Beſchlußnahme zu. (V. v. 3. Sant. 49. §. 13.) 16. — 
Beſchwerden über letztere gehören vor das zuſtändige 
Appellationsgericht, bei deſſen Entſcheidung es bewendet. 
(ebend. §. 13.) 16. — dieſelbe darf durch Einlegung 
eines Rechtsmittels von Seiten des Staatsanwalts nie= 
mals verzögert werden, wenn das Urtheil eine Frei- 
heitsſtrafe gegen den Angeklagten nicht verhängt hat. 
(ebend. §. 157.) 42. — ſ. auch Freiſprechung und Frei⸗ 
geſprochene. 

Freiſprechung, gerichtliche, gegen Richter und nicht 
richterliche Beamte, wegen beſchuldigter Verbrechen und 
Vergehen, durch ſolche wird das Disziplinarverfahren 
gegen dieſelben nicht ausgeſchloſſen. (V. v. 10. Juli 
49. §. 7.) 254. f. — (V. v. 11. Juli 49. §. 8.) 272. f. 
— im Disziplinar-Strafverfahren, nach ſolcher muß der 
während der Amtsſuspenſion innebehaltene Theil des 
Dienſteinkommens vollſtändig nachgezahlt werden. (V. 
v. 10. Juli 49. §. 52.) 263. — (V. v. 11. Juli 47. 
§. 57.) 281. — von der Inſtanz (vorläufige Los— 
ſprechung), auf ſolche ſoll in Unterſuchungen nicht mehr 
erkannt werden. (V. v. 3. Janr. 49. §. 22.) 18. — 
ſ. auch Freigeſprochene. 

Friedensrichter, als Beamte der gerichtlichen Polizel, 
im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, de— 
reu Beſtrafung für Dienſtvergehen. (V. v. 10, Juli 
49. §. 81.) 269. 


Sachregiſter. 1849. 
Friedenszeit, Erklärung des Belagerungszuſtandes 


auch während derſelben für den Fall eines Aufruhrs, 
Suspenſion einiger Artikel der Verfaſſungs-⸗Urkunde v. 
5. Dezbr. 48. und Errichtung von Kriegsgerichten. 
(V. v. 10. Mai 49.) 165 — 171. — ſ. auch Belage⸗ 
rungszuſtand. 


Friſten, in Unterſuchungsſachen, bei deren Verſäumniß 


trägt der Säumige die dadurch verurſachten Koſten. 
(V. v. 3. Janr. 49. §. 179.) 46. 


Fuhrkoſten, ſ. Reiſekoſten. 


G. 


Gasbeleuchtungs⸗Aktiengeſellſchaft zu Breslau, 


deren Bildung iſt mittelſt allerhöchſten Erlaſſes vom 
5. Novbr. 49. genehmigt und deren Geſellſchaftsſtatut 
v. 9. Juli 49. beſtätigt. (Miniſt.⸗ Bekanntmachung v. 
13. Novbr. 49.) 405. — das Statut nebſt der aller⸗ 
höchſten Beſtätigungs-Urkunde gelangt durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Breslau zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß. (ebend.) 405. 


Gebühren (Sporteln), deren Liquidation und Einzie⸗ 


hung für Rechnung der Staatskaſſe bei Aufhebung der 
Privatgerichtsbarkeit. (V. v. 2. Janr. 49. §. 2.) 4. — 
für ſolche iſt bei dem gerichtlichen Verfahren vor dem 
Gewerbegerichte zur Kaffe des letztern ein Pauſchquan⸗ 
tum von 15 Sgr. bis zu 5 Rihlr. zu erheben. (V. v. 
9. Febr. 49. e 57.) 124. — bei dem Verfahren vor 
dem Vergleichsausſchuſſe aber nur ein Pauſchquantum 
von 5 bis zu 15 Sgr. (ebend. §. 56.) 124. — bei den 
Gewerbegerichten eingehend, deren Verwendung zu den 
Koſten der laufenden Geſchäftsführung bert, (V. v. 
9. Febr. 49. §. 16.) 115. — ſ. auch Gebührentaxen, 
Innungsgebühren, desgl. Koſten. 


Gebührenfreiheit, für die ritterſchaftliche Privatbank 


von Pommern, in ihren Prozeſſen als Inſtitut. (Sta⸗ 
tuten bert, v. 24. Aug. 49. e 42.) 370. — für die 
von der Schleſiſchen Landſchaft pro inlormatione extra⸗ 
hirten Hypothekenſcheine behufs Bewilligung eines neuen 
landſchaftlichen Pfandbriefdarlehns. (A. E. v. 11. Mat 
49.) 182 f. 


Gebührentaxen, gerichtliche, beſtehende, dieſelben ſol— 


len einer Reviſion unterworfen werden. (V. v. 2. Janr. 
49. $. 29.) 10. — bis dahin werden in Civilprozeſſen 
die Gebühren nach der Gebührentaxe vom 9. Oktober 
1833. und vom 26. Juli 1847. angeſetzt. (ebend. 9. 29.) 
10. — Anwendung derjenigen vom 23. Auguſt 1815, 
reſp. bei den Appellationsgerichten, den Kreis- und 
Stadtgerichten und den Einzelrichtern. lebend. §. 29.) 


10. 


Sachregiſter. 


Gebührentaxen, (Fortſ.) 

10. — deren Beſtimmung in Injurienſachen, welche im 
Civilprozeſſe verhandelt find, (ebend. §. 29.) 10. — 
Erſtattung der in Prozeſſen für den Anwalt aufgewen⸗ 
deten Ausgaben von dem zu den Prozeßkoſten verur- 
theilten Gegner. (ebend. §. 29.) 10. 

Gefangene, kriegsrechtliche Beſtrafung deren Befreiung 
während des Belagerungszuſtandes. (V. v. 10. Mai 
49. oe, 9 u. 10.) 167. 168, 

Gefängniſſe der aufgehobenen Privatgerichte, deren 
Benutzung ſeitens des Staats für die neuen Gerichte. 
(V. v. 2. Janr. 49. e 3.) 2. 

Gehälter, ſ. Beſoldungen und Dienſteinkommen. 

Gehülfen (Handwerksgehülfen), allgemeine Beſtimmun⸗ 
gen über deren Verhaͤltniſſe (V. v. 9. Febr. 49. eg. 46. 
bis 49. 51.) 103. 104. — Feſtſtellung der in Ortsſta⸗ 
tuten aufzunehmenden Anordnungen über deren Verhilt— 
niſſe. lebend. §. 46.) 103. — die Befolgung der Vor⸗ 
ſchriften über deren Annahme und Behandlung hat der 
Gewerberath zu überwachen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 2.) 
93. 94.— Wahrnehmung ihrer Intereſſen in Innungs⸗ 
angelegenheiten. (ebend. §. 46.) 403. — Handwerks- 
meiſter dürfen ſich zu den techniſchen Arbeiten ihres 
Gewerbes nur der Gehülfen ihres Handwerks bedie— 
nen, fo weit nicht von dem Gewerberathe eine Aus⸗ 
nahme geſtattet wird. ($. 47.) 403. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 
109. — eben ſo dürfen Gehülfen in ihrem Gewerbe 
nur bei Meiſtern ihres Handwerks in Arbeit treten. (§. 48.) 
103. — Feſtſetzung deren täglicher Arbeitszeit durch den 
Gewerberath für die einzelnen Handwerkszweige. (S. 49.) 
104. — Erledigung deren Streitigkeiten mit ihren 
ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden über Arbeits» und 
Lohnverhältniffe, durch die Gewerbegerichte im Wege 
der gütlichen Vermittelung oder nöthigenfalls durch 
Erkenntniß. (V. v. 9. Februar 49. §. 2.) 114. — in 
Stelle des Verfahrens vor dem Vergleichsausſchuſſe 
der Gewerbegerichte (88. 17. ff.) tritt für Streitigkeiten 
von Innungsgenoſſen mit ihren Gehülfen das Ver⸗ 
gleichsverfahren vor einem Vergleichsausſchuſſe der 
Innungen ein. (ebend. §. 25.) 117. — arbeitſuchende 
erkrankte, oder aus andern Gründen hülfsbedürftig, 
Errichtung von Unterſtützungskaſſen für dieſ. und Auf⸗ 
bringung der Beiträge zu letztern. (B. v. 9. Febr. 49. 
ss. 37 — 59.) 105. 106. — desgl. von Einrichtungen 
zu deren Fortbildung. ($. 57.) 105. 165 

Geiſtliche, auf ſolche iſt die Verordnung vom 11. Juli 
49., betr. die Dienſtvergehen der nicht richterlichen 
Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand, nicht anwendbar. (§. 1. 


1849. 27 


Geiſtliche, (Gert? 
derſ.) 271. — deren zeitherige Befreiung von der 
Klaſſenſteuer Hört mit dem 1. Janr. 1850. auf. (G. v. 
7. Dezbr. 49.) 436. 


Geiſtliche Gerichtsbarkeit, deren Aufhebung in 
allen weltlichen Angelegenheiten, namentlich auch in 
Prozeſſen über die civilrechtliche Trennung, Ungültig⸗ 
keit oder Nichtigkeit einer Ehe. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 1.) 1. 

Gelbgießer, Nachweis deren Befähigung zum Bes 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(B. o. 9. Febr. 49. §. 23) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Geldſtrafen (Geldbußen), deren Verhängung gegen 
Beamte als Ordnungeſtrafe. (V. v. 10. Juli 49. §. 18.) 
257. — (V. v. 11. Juli 49. §. 18.) 274. — bis zu 
50 Rthlr., Vergehen, welche in den Geſetzen mit ſolcher 
bedroht ſind, deren Unterſuchung und Entſcheidung 
in erfier Inſtanz erfolgt durch kommiſſariſch dazu be⸗ 
ſtellte Einzelrichter, mit Zuziehung eines Gerichts- 
ſchreibers. (V. v. 3. Gan, 49. e, 27.) 18. 19. — 
für gehörig vorgeladene, aber ausgebliebene Zeugen in 
Unterſuchungsſachen. (V. v. 3. Janr. 49. §. 20.) 17. 
— für verbotene Lohnberechnungen zwiſchen Fabrik⸗ 
inhabern und denjenigen, welche mit Ganz- oder Halb⸗ 
fabrikaten Handel treiben, einerſeits, und ihren Arbei⸗ 
tern, andererſeits, deren Verwendung. (V. v. 9. Febr. 
49. $. 75.) 140. — bei den Gewerbegerichten einge— 
hend, deren Verwendung zu den Koſten der laufenden 
Geſchäftsführung derſ. (V. v. 9. Febr. 49. §. 16.) 115, — 
von funfzig bis eintauſend Thalern, für Deſerteure und 
ausgetretene Militairpflichtige, ſtatt der zeitherigen 
Vermögens-Konfiskation. (V. v. 4. Janr. 49.) 47. 48. 


Gemeinde : Abgaben (Kommunal- Abgaben und 
Steuern), direkte, nach Maßgabe deren Entrichtung, in 
Stelle der Klaſſenſteuer, werden die Urwähler bei den 
Wahlen für die zweite Kammer in drei Abtheilungen 
getheilt. (V. v. 30. Mai 49. ss. 10 — 13.) 206, 
207. 


Gemeindebeamte (Kommunalbeamte), Disziplinar- 
Strafverfahren gegen dieſelben. (V. v. 11. Juli 49. 
§. 84.) 287. 


Gemeindekaſſen, alle Zahlungen und Abgaben, welche 
bisher bei der Aufnahme neuer Mitglieder in eine In⸗ 
nung und bei der Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge 
an dieſelben zu entrichten waren, find aufgehoben, wo⸗ 
gegen die dafür zu gewährenden Gegenleiſtungen weg— 
fallen (V. v. 9. Febr. 49. e, 63.) 107, 

= Gen: 


28 
Gendarmerie, Land-, auf das Korps derſelben finden 
die Beſtimmungen des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
28. Dezbr. 48, wegen Bewilligung von Tagegeldern 


bei Militairdienſt- und Verſetzungsreiſen, keine Anwen— 
dung. (daſelbſt a, 9.) 87. 


General⸗-Auditoriat (General-Auditeur) und Mit⸗ 
glieder, in wie weit auf ſolche und die demſelben unter» 
geordneten Auditeure die Disziplinar-Vorſchriften der 
Verordnung v. 10. Juli 49. anwendbar find. (§§. 67. 
Nr. 2. 7279. derſ.) 267. 268. 269. — Wahrneh⸗ 
mung der Verrichtungen der Staatsanwallſchaft bei 
demſ. (ebend. §. 78.) 269. 


Generale, kommandirende, dieſelben ſind befugt, für 
den Fall eines Krieges den Bezirk des Armeekorps 
oder einzelne Theile deſſelben zum Zweck der Verthei— 
digung in den Belagerungszuſtand zu erklären. (V. v. 
10. Mai 49. §. 1.) 165. — fie beſtimmen die Gerichts- 
ſprengel der einzelnen Kriegsgerichte, wenn eine ganze 
Provinz oder ein Theil derſelben in Belagerungs— 
zuſtand erklärt iſt. (ebend. §. 14.) 168. — deren Be- 
ſtätigung bedürfen die während des letztern in Friedens- 
zeiten von den Kriegsgerichten gefällten Todesurtheile. 
(ebend. §. 7.) 167. 


General⸗Kommiſſionen für landwirthſchaftliche 
Angel. (und die ihre Stelle vertretenden Regierungs- 
Abtheilungen), in wie weit auf ſolche die Disziplinar⸗ 
Vorſchriften der Verord. v. 10. Juli 49. anwendbar 
find. (88. 67. Nr. 1. 68 — 71. derſ.) 267. 


General⸗Prokuratoren, Rheiniſche, deren Befug- 
niſſe in Disziplinar⸗Strafſachen. (V. v. 10. Juli 49. 
e 8.) 255. — (V. v. 11. Juli 49. ss. 61. 64. 76.) 
282. 283. 285. — ſ. auch Ober-Staatsanwalte und 
Staatsanwaltſchaft. 


Gerber, aller Art, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be— 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Gerichtliche Polizeibeamte, ſiehe letz. 

Gerichtliches Verfahren, ſiehe Rechtsverfahren und 
Prozeſſe, desgl. Rechtsmittel. 

Gerichtsaſſeſſoren, zu ſolchen werden Referendarien, 
welche die große Staatsprüfung zurückgelegt haben, bis 
zu ihrer anderweitigen Anſtellung beſtellt, und einem 
Kreis- oder Stadtgerichte als unbeſoldete Mitglieder 
überwieſen. (V. v. 2. Ger, 49. §. 36.) 12. — die 
Verleihung des vollen Stimmrechts an ſolche hängt von 
der Beſtimmung des Juſtizminiſters ab. (ebend. §. 36.) 12. 
— L auch Aſſeſſoren. 
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Gerichtsbarkeit, dieſelbe ſoll fortan überall nur durch 
vom Staate beſtellte Gerichtsbehörden im Namen des 
Königs ausgeübt werden. (V. v. 2. Janr. 49. e 1.) 1. 
— Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit, der ſtandes— 
herrlichen, ſtädtiſchen und Patrimonialgerichtsbarkeit jeder 
Art. (ebend. eg. 1— 8.) 1— 3. — desgl. der geiſtlichen 
Gerichtsbarkeit in allen weltlichen Angelegenheiten, na— 
mentlich auch in Eheprozeſſen. (ebend. §. 1.) 1. In 
Folge jener Aufhebung gehen nicht blos die Nutzungen 
und ſonſtigen Gerechtſame, ſondern auch alle Laſten der 
Privatgerichtsbarkeit auf den Staat über. (ebend. §. 2.) 1. 
— Auseinanderſetzung wegen der am Tage des über⸗ 
ganges rückſtändigen Sporteln. (ebend. §. 2.) 1. — 
Übergabe und Benutzung der vorhandenen Gefchäfts- 
Utenſilien, Gerichtsgebäude und Gefängniſſe. lebend. 
§. 3.) 2. — Fürſorge für die zeitherigen Privat- 
Richter, Subaltern- und Unterbeamte. (ebend. $$. 4—7.) 
2. 3. — freiwillige, die Aufnahme der Akte derſelben, 
einſchließlich letztwilliger Dispoſitionen, gehört zur Kom- 
petenz der Einzelrichter. (V. v. 2. Janr. 49. §. 22. 
Nr. 7.) 8. — Umfang der Gerichtsbarkeit der Gewerbe» 
gerichte. (V. v. 9. Febr. 49. §. 3.) 114. — ſiehe auch 
Gerichtsſtand. 

Gerichtsbehörden C(Juſtizbehörden, Gerichte), vom 
Staate beſtellt, nur durch ſolche ſoll die Gerichtsbarkeit 
überall im Namen des Königs ausgeübt werden. (V. 
v. 2. Janr. 49. e 1.) 1. — Aufhebung ſämmtlicher 
Privatgerichte und Auseinanderſetzung mit denſelben 
wegen deren zeitherigen Nutzungen, Gerechtſamen, Spor— 
teln, Laſten und Kriminalkoſten. lebend. §. 2.) 1. — 
Überlaſſung deren Geſchäfts -Utenſilien, Gerichts- 
Gebäude und Gefängniſſe an die neuen Gerichte 
zur Benutzung. (ebend. §. 3.) 2. — Fürſorge für die 
bei den aufgehobenen Privatgerichten lebenslänglich an⸗ 
geſtellten Richter, desgl. für die in Neu-Vorpommern 
zugleich auch als ſtädtiſche Beamte fungirenden Richter. 
(ebend. Së, 4. 6. u. 7.) 23. — desgl. für die Subal⸗ 
tern⸗ und Unterbeamten jener Privatgerichte. (ebend. 
se, 6. 6. u. 7.) 2. 3. — das Verhältniß der Städte 
in denjenigen Provinzen, in welchen bereits früher Kö— 
nigliche Gerichte an die Stelle der ſtädtiſchen getreten 
ſind, erleidet bis zu deſſen anderweiter Regulirung durch 
die obige Verord. v. 2. Janr. 49. keine Veränderung. 
(ebend. §. 8.) 3. — die anderweitige Organiſation der- 
ſelben ſoll ſich bis dahin, daß im Wege der Geſetzge⸗ 
bung die Hinderniſſe einer durchgreifenden und gleich- 
förmigen Umgeſtaltung im ganzen Umfange der Mo- 
narchie beſeitigt fein werden, möglichſt an die beſtehen⸗ 
den Gerichts⸗Einrichtungen anſchließen. (V. v. 2. Janr. 

§. 18.) 5. — die Gerichte erſter Inſtanz beſtehen 
in Kreis- und Stadtgerichten, in Verbindung mit Ein⸗ 
zel⸗ 
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Gerichtsbehörden, (Fortſ.) 
zelrichtern. (ebend. 88. 19 — 23.) 6 —8. — erſter 
Inſtanz, deren Kompetenzſtreitigkeiten hinſichtlich der zu 
ihrem Reſſort übergehenden Sachen haben die Ober- 
gerichte zu entſcheiden. (V. v. 2. Janr. 49. §. 16.) 5. 
— die Juſtizverwaltung in zweiter Inſtanz wird durch 
Appellationsgerichte ausgeübt. lebend. §oͤ. 24 — 26.) 
8. 9. — in letzter Inſtanz durch das Ober-Tribunal 
in Berlin. (ebend. og, 27. 28.) 9. — Gebühren-Taren 
bei denſelben. (§. 29.) 10. — Verhältniſſe der Rechts- 
anwalte und Notarien in deren Bezirken. (es, 30. 31.) 
10. — allgemeine Beſtimmungen über das Verfahren 
bei den Gerichten. (88. 32 — 35.) 10. 11. — Ernen⸗ 
nung und Qualifikation der Juſtizbeamten bei denſ. 
(ss. 36. 37.) 12. — Verhältniß bert, zu den Verwal⸗ 
tungsbehörden. (V. v. 2. Janr. 49. e 38.) 12. 13. 
— ſie ſollen ſich gegenſeitig bei Erledigung der ihnen 
obliegenden Geſchäfte innerhalb ihres Reſſorts Unter⸗ 
ſtützung leiſten. (ebend. $. 38.) 12. — die Verwaltungs⸗ 
behörden find jedoch nicht ferner befugt, in Angelegen⸗ 
heiten ihres Reſſorts den Juſtiz-Unterbehörden Anwei⸗ 
ſungen zu ertheilen, und ſie zu deren Befolgung 
anzuhalten. (ebend. §. 38.) 12. 13. — die dieſem ent⸗ 
gegenſtehende Beſtimmung der Order v. 31. Dezbr. 1825 
unter D. Nr. XII. (Geſ.⸗Samml. von 1826. S. 11.) 
wird aufgehoben. (V. v. 2. Janr. 49. §. 38.) 13. — 
Aufſtellung neuer Etats für dieſelben, bis wohin die 
vorhandenen Fonds zur Beſoldung der erforderlichen 
Beamten nach der Beſtimmung des Juſtizminiſters ver⸗ 
wendet werden. (V. v. 2. Janr. 49. e 39.) 13. — 
obige Verordnung tritt mit dem 1. Apr. 1849 in Kraft, 
event. iſt der nothwendig werdende ſpätere Zeitpunkt 
von dem Juſtizminiſter zu beſtimmen und öffentlich be- 
kannt zu machen. ($. 41.) 13. — Strafverfahren derſ. 
gegen Ruheſtörer in ihren öffentlichen Sitzungsſälen. 
(V. v. 3. Janr. 49. §. 180.) 46. — desgl. ſofortige 
Ahndung der in dem Sitzungsſaale eines Gerichts be⸗ 
gangenen ſtrafbaren Handlungen, ſowie der darin vor⸗ 
gefallenen oder ermittelten Disziplinarvergehungen, ohne 
Mitwirkung von Geſchworenen. (V. v. 30. Juni 49. 
§. 40.) 235. 

Gerichtsboten, Wahl, Anſtellung, Vereidung und Be⸗ 
ſoldung eines ſolchen bei den Gewerbegerichten. (V. v. 
9. Febr. 49. es 15. 16.) 145. — derſelbe verſieht 
zugleich die Geſchäfte eines Exckutors. (ebend. §. 15.) 
115. 

Gerichts⸗Deputationen, ſiehe Kreisgerichte. 

Gerichtsgebäude, beſondere, der aufgehobenen Pri- 
vatgerichte, deren Benutzung ſeitens des Staats für die 
neuen Gerichte. (V. v. 2. Janr. 49. e 3.) 2. 

Gerichtskommiſſarien, ſiehe Einzelrichter. 


Gerichtsordnung, Allgemeine, 


Thl. I. (Prozeßordnung.) 
Tit. 2. ee 131 bis 147, in den darin gedachten Fäl⸗ 


len findet eine Verhandlung und Entſcheidung 


des Rechtsſtreits in erſter Inſtanz vor dem 
Obergerichte nicht weiter ſtatt, vielmehr kann 
dieſelbe nur einem andern Gerichte erſter In- 
ſtanz übertragen werden. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 17.) 5. 


Gerichtsſchreiber, deren Zuziehung bei Unterſuchung 


und Entſcheidung von Vergehen in erſter Inſtanz durch 
kommiſſariſch dazu beſtellte Einzelrichter. (V. v. 3. Janr. 
49. es, 27. 37.) 19. 20, 21. — als folder wird zur 
Führung des Protokolls bei dem während des Belage— 
rungszuſtandes angeordneten Kriegsgerichte ein von dem 
Vorſitzenden des letztern zu bezeichnender und von ihm 
zu vereidigender Beamter der Civilverwaltung zugezo⸗ 
gen. (V. v. 10. Mai 49. e 12.) 169. — Disziplinar⸗ 
Strafverfahren gegen dieſ. (V. v. 11. Juli 49. 8. 72.) 
285. — Wahl, Anſtellung, Vereidung und Beſoldung 
eines ſolchen bei den Gewerbegerichten. (V. v. 9. Febr. 
49. eg, 15. 16.) 115. — derſelbe muß die Aktuariats⸗ 
prüfung beftanden haben. (ebend. §. 15.) 115. — Füh⸗ 
rung von Protokollbüchern ſeitens derſ. (ebend. eg, 18. 
26.) 116. 117. — ſiehe auch Protokolle. 


Gerichtsſtand, Jedermann ſteht rückſichtlich deſſelben 


fortan unter dem ordentlichen Gerichte, welches für den 
Ort oder Bezirk zunächſt und unmittelbar beftellt iſt, 
und jedes Grundſtück gehört im dinglichen Gerichts⸗ 
ſtande vor das ordentliche Gericht desjenigen Spren⸗ 
gels, in welchem es gelegen iſt. (V. v. 2. Janr. 49. 
e, 9.) 3. — Aufhebung des eximirten und privilegir⸗ 
ten Gerichtsſtandes für Perſonen, Grundſtücke und Ge⸗ 
rechtigkeiten, desgl. des privilegirten Gerichtsſtandes 
des Fiskus. (ebend. §. 9.) 3. — Gerichtsſtand der Kor 
porationen und anderer moraliſcher Perſonen bei dem 
ordentlichen Gerichte, in deſſen Bezirke der Vorſtand 
bert, feinen Sitz hat. lebend. §. 9.) 3. — desgl. der 
Eiſenbahngeſellſchaften. (ebend. §. 9.) 3. — die von 
Obigem abweichenden Vorſchriften der Verord. v. 16. 
Juni 1834. (Gef. Samml. S. 75. ff.) über die Ein- 
richtung der Juſtizbehörden im Großherz. Poſen, treten 
außer Kraft. (ebend. §. 9.) 3. — Aufhebung der Aus⸗ 
nahmen in den $$. 1. u. 2. des Geſetzes vom 11. Aug. 
1848. (Gef. Gomm, S. 201) hinſichtlich des Gerichts- 
ſtandes der Richter, der gerichtlichen Polizeibeamten und 
der Patrimonialgerichtsherren in Unterſuchungs- und 
Injurien⸗Sachen. (ebend. §. 10.) 4. — anderweitige 
Regulirung des Militairgerichtsſtandes in Strafſachen, 
fo wie des Gerichtsſtandes der Studirenden. lebend. 
§. 10.) 4. — rückſichtlich der Rechtsſtreitigkeiten unter 

Mit⸗ 
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Gerichtsſtand, (Fortſ.) Gernrode, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 19. 
Mitgliedern der Königlichen Familie, fo wie der nicht Geſandte, viefelben können durch Königl. Verfügung 


ſtreitigen Rechtsangelegenheiten der zur Königlichen Fa— 
milie gehörigen Perſonen behält es bei der Hausver— 
faſſung fein Bewenden. (ebend. §. 14.) 4. — die Pro- 
zeſſe über Scheidung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer 
Ehe gehen wieder auf die ordentlichen perſönlichen Ge— 
richte über, mit Abänderung, reſp. Aufhebung der 88. 
1. 2. 3. u. 56. der Verord. vom 28. Juni 44. (V. v. 
2. Janr. 49. §. 12.) 4. — Aufhebung des Spezial- 
Gerichtsſtandes für Bergwerksſachen, unter Abände⸗ 
rung des Edikts v. 21. Febr. 16. und der Kabinetsorder 
v. 6. Juli u. 12. Oktbr. 37. (V. v. 2. Jaur. 49. §. 13.) 4. 
— die Beſtätigung einer Annahme an Kindes Statt 
($. 667. Tit. 2. Thl. II. des A. L. R.) gehört fortan 
vor das ordentl. perſönliche Gericht, auch genügt zur 
ſubhaſtationsfreien Veräußerung unbeweglicher Güter 
der Pflegebefohlenen (§. 586. Tit. 18. Thl. II. A. L. R. 
und Kabinets⸗Order v. 10. Nov. 1830. Gef, Samml. 
S. 144) der Beſchluß des kompgtenten kollegialiſchen 
Gerichts. (ebend. §. 14.) 5. — Exemlionen in Bezie- 
hung auf die in einzelnen Provinzen noch beſtehenden 
beſondern Provinzial- oder ſtatutariſchen Rechte. lebend. 
§. 15.) 5. — Entſcheidung von Kompetenzſtreitigkeiten 
der Gerichtsbehörden erſter Inſtanz, desgl. wegen Füh— 
rung des Hypothekenbuchs und Leitung von Sequeſtra⸗— 
tionen und Subhaſtationen über einen zuſammen gehö— 
rigen Komplex von Gütern in den Bezirken verſchie— 
dener Gerichte. (ebend. §. 16.) 5. — Verhandlung und 
Entſcheidung von Rechtsſtreiten in erſter Sean in den 

Fällen der §8. 131. bis 147. Tit. 2. Thl. I. der Allg. 
Gerichte⸗Orb. durch Beauftragung eines andern Ge— 
richts erſter Inſtanz. (ebend. §. 17.) 5. — für Wech- 
ſelklagen. (EinführungsOrd. zur allgem. deutſchen 
Wechſel-⸗Ordnung, v. 6. Jan. 49. gë, 5. und 6.) 50. 
— in dem weitern Verfahren wegen der Beſchlagnahme 
unerlaubter Druckſchriften. (V. v. 30. Juni 49. eg, 32. 
33. und 38.) 232. 233. 234. — in dem Bezirke des 
Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Cöln wird an 
den dort geltenden Beſtimmungen über die Regulirung 
des Gerichtsſtandes (Strafprozeß⸗Ordnung Art. 525— 
541.) nichts geändert. (ebend. §. 38.) 234. — ſ. auch 
Gerichtsbarkeit. — desgl. Militair-Gerichtsſtand. 
Gerichtsvollzieher, im Bezirke des Appellationsge⸗ 
richtshofes in Cöln, auch dieſelben gehören zu den Ge— 
richtsbeamten, welche Wechſelproteſte aufnehmen können. 
(Einführungs⸗Ord. zur allgem. deutſchen Wechſel-Ord. 
v. 6. Jan. 49. §. 3.) 50. — Niederlegung ihres Amts 
bei körperlicher oder geiſtiger Unfähigkeit (V. v. 11. Juli 
49. §. 83.) 287. — Disziplinar⸗Strafverfahren gegen 
dieſ. (ebend. §. 72.) 285. 


jederzeit mit Gewährung des vorſchriftsmäßigen Warte- 
geldes einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt werden. 
(V. v. 11. Juli 49. §. 94.) 290. 


Geſchäfts⸗Lokale und Utenſilien, der aufgehobe⸗ 


nen Privatgerichte, deren Übergabe an die neuen Ge— 
richte des Staats, ſo weit ſie für letztere erforderlich 
find, (V. v. 2. Jan. 49. §. 3.) 2. — für die Gewerbes 
räthe, deren Beſchaffung und Unterhaltung liegt den 
Gemeinden ob. (V. v. 9. Febr. 49. e 21.) 98. — wo 
Staatsgebäude entbehrliche und für die Gewerberäthe 
geeignete Räumlichkeiten darbieten, werden dieſe den 
Gewerberäthen überwieſen werden. (ebend. §. 21.) 98. 
— für die Gewerbegerichte, deren Beſchafſung und Un⸗ 
terhaltung. (V. v. 9. Febr. 49. S. 16.) 145. 


Geſchäftsregulativ, deſſen Aufſtellung für die Kreis- 


und Stadtgerichte. (V. v. 2. Jan. 49. 8. 20. 21. 
e 


Geſchäftsvermittler (Geſchäftsträger, Kommiſſio— 


naire), in wie fern zu deren Gewerbebetriebe die poli— 
zeiliche Genehmigung zu verſagen iſt. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 68.) 108. — im Verkehr mit Druckſchriften, 
Nennung deren Namen und Wohnort auf letztern. (V. 
v. 30. Juni 49. ee 1. u. 2.) 226. — Strafe für 
Zuwiderhandlung dagegen. (lebend. §. 10.) 228. — 
Verantwortlichkeit derſelben für den Inhalt einer Druck⸗ 
ſchrift. (ebend. §. 12.) 228. 


Geſchworene, dieſelben werden bei den Unterſuchun⸗ 


gen wegen ſchwerer Verbrechen, ſo wie wegen politiſcher 
und Preßverbrechen, dem aus 5 Richtern und einem 
Gerichtsſchreiber beſtehenden Gerichte als beiſitzende Rich— 
ter zugeordnet. (V. v. 3. Janr. 49. §. 60.) 24. — 
wer dazu wählbar ift. (ebend. eg, 62. 63.) 25. — wer 
nicht. (ebend. 88. 63. u. 95.) 25. 31. — Auſſtellung 
der Geſchworenen-Liſten und Auswahlen aus ſolchen. 
(ebend. og, 62 — 74.) 25— 27. — Strafbarkeit der Ges 
ſchworenen, wenn ſolche ohne genügende Entſchuldigung 
nicht erſcheinen, oder ſich entfernen. (§. 72.) 27. — 
Eidesleiſtung derſ. (ebend. §. 97.) 31. — Reiſeentſchä— 
digung derſ. für jede Meile der Hin- und der Herreiſe 
mit 8 Sgr.; Diäten werden ihnen nicht gezahlt. (8 
74.) 27. — diejenigen, welche an den Verhandlungen 
des Schwurgerichts für die betreffende Sitzungsperiode 
Theil genommen haben, dürfen ohne ihre Einwilligung 
während eines Jahres nicht wieder einberufen werden. 
(ebend. §. 68.) 26. 27. — Beſtrafung der denſ. in 
Ausübung ihres Berufs oder in Beziehung auf ſolchen 
zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 49. 88. 23. 
u. 31.) 231. 232. — Verfolgung ſolcher Beſtrafung 

durch 
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durch die Staatsanwaltſchaft nur auf Antrag der Bes 
leidigten. (ebend. S. 34.) 233. — öffentliche Bekannt⸗ 
machung des darüber gefällten Urtheils in der durch 
letzt. zu beflimmenden Art und Weiſe, auf Koſten des 
Verurtheilten. (§. 36.) 234. 


Geſellen (Handwerksgeſellen), allgemeine Beſtimmun⸗ 
gen über deren Verhältniſſe. (V. v. 9. Febr. 49. Sd. 
46—49.) 103. 104. — Feſtſtellung der in Ortsſtatu⸗ 
ten aufzunehmenden Anordnungen über deren Verhält⸗ 
niſſe. (ebend. §. 46.) 103. — Wahrnehmung ihrer In⸗ 
tereſſen in Innungsangelegenheiten. (ebend. 8. 46.) 103. 
— Handwerksmeiſter dürfen ſich zu den techniſchen Ar- 
beiten ihres Gewerbes nur der Geſellen ihres Hand⸗ 
werks bedienen, ſoweit nicht von dem Gewerberathe eine 
Ausnahme geftattet wird. (S. 47.) 103. — Strafbe⸗ 
ſtimmung für Übertretung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
e, 74.) 109. — ebenſo dürfen Geſellen in ihrem Ge— 
werbe nur bei Meiftern ihres Handwerks in Arbeit tre- 
ten. (§. 48.) 103. — Feſtſetzung deren täglicher Ar⸗ 
beitszeit durch den Gewerberath für die einzelnen Hand⸗ 
werkszweige. (S. 49.) 104. — über die Errichtung, 
Vereinigung oder Auflöſung von Verbindungen unter 
denſ. iſt der Gewerberath mit ſeinen Anſichten u. Vor⸗ 
ſchlägen zu hören. (V. v. 9. Febr. 49. §. 2.) 93. 94. 
— auch hat derſelbe die Befolgung der Vorſchriften 
über deren Prüfung, Annahme und Behandlung zu 
überwachen. (ebend. §. 2.) 93. 94. — Erledigung de» 
ren Streitigkeiten mit ihren ſelbſtſtändigen Gewerbe— 
treibenden über Arbeits⸗ und Lohnverhältniſſe durch die 
Gewerbegerichte im Wege der gütlichen Vermittelung 
oder nöthigenfalls durch Erkenntniß. (V. v. 9. Febr. 
49. e, 2.) 111. — in Stelle des Verfahrens vor dem 
Vergleichsausſchuſſe der Gewerbegerichte (So. 17. und 
folg.) tritt für Streitigkeiten von Innungsgenoſſen mit 
ihren Geſellen, das Vergleichsverfahren vor einem Ver— 
gleichsausſchuſſe der Innungen ein. lebend. F. 25.) 
417. — Anordnungen für die von denſelben abzule- 
genden Meiſterprüfungen. (V. v. 9. Febr. 49. e, 35. 
3743.) 101-403. 

Geſellen⸗Prüfungen der Lehrlinge, Anordnun⸗ 
gen für ſolche. (V. v. 9. Febr. 49. 89. 36—43.) 101 
103. 

Geſellen⸗Unterſtützungskaſſen, Anordnung für 
deren Errichtung und Aufbringung der Beiträge zu 
ſolchen. (V. v. 9. Febr. 49. SS. 56 — 59.) 105, 
106. 

Geſinde, männliches, kann zu Geſchworenen nicht be⸗ 
rufen werden. (B. v. 3. Janr. 49. §. 63. Nr. 7.) 


+ 


Geſuche, jeder Art, welche Eingeſeſſene des Ges 


richtsbezirks in ihren Rechtsangelegenheiten zum Pros 
tokoll geben wollen, deren Aufnahme und Weiterbeför⸗ 
derung gehört zur Kompetenz der Einzelrichter. (V. v. 
2. Janr. 49. e 22. Nr. 6.) 8. 


Gewerbebetrieb, handwerksmäßiger, allgemeine Vor⸗ 


ſchriften für denſelben. (V. v. 9. Febr. 49. sg, 23— 
34.) 98401. — ſelbſtſtändiger, die Unterſuchung und 
Entſcheidung über den Verluſt des Rechts zu demſelben 
erfolgt in erſter Inſtanz mit Zuziehung eines Gerichts⸗ 
ſchreibers durch Gerichtsabtheilungen, welche aus drei 
Mitgliedern beſtehen. (V. v. 3. Jan. 49. gg. 27. und 
38.) 19. 21. — die Kompetenz der Einzelrichter iſt 
davon ausgeſchloſſen. (ebend. SS. 27. 38.) 19. 21. — 
auf den Verluſt der Befugniß zu demſelben kann die 
wiederholte Übertretung der in den 89. 23. 25. 26. 
29. 31. 32. 33. 47. 69. der V. v. 9. Febr. 49. ent⸗ 
haltenen Verbotsbeſtimmungen im Handwerks- und Fa⸗ 
brikenbetriebe, neben der Strafe, erkannt werden. (§. 74. 
der vorgedachten Verord.) 109. — in wie fern zu dem 
Betriebe ſtehender Gewerbe im diesſeitigen Inlande Aus⸗ 
länder zugelaſſen werden können. (V. v. 9. Febr. 49. 
§. 67.) 108. 


Gewerbegerichte, beſondere, in welchen die Rechts- 


pflege durch ſachkundige, von den Berufsgenoſſen frei 
gewählte Richter verwaltet oder mitverwaltet wird, des 
ren Errichtung an Orten, wo ſich dazu ein Bedürfuiß 
ergiebt. (V. v. 2. Janr. 49. §. 18.) 6. — deren Errich- 
tung in der ganzen Monarchie, mit Ausſchluß des Be⸗ 
zirks des Appellationsgerichtshofes in Cöln, für welchen 
eine Reviſion der beſtehenden Geſetzgebung vorbehalten 
wird. (V. v. 9. Febr. 49.) 110—124. 


Erſter Abſchnitt. Errichtung und Beſtimmung derſelben. 
88.116.) 110115. — für jeden Ort oder Bezirk ſoll ein 
ſolches errichtet werden, wo wegen eines erheblichen, gewerb⸗ 
lichen Verkehrs ein Bedürfniß dazu vorhanden iſt. (§. 1.) 
110. f. — gütliche Vermittelung bert, und Ausübung der Ger 
richtsbarkeit von denſ. (SS. 2. und 3.) 111. — Wahl de- 
ren Mitglieder und Stellvertreter, des Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreters, fo wie eines Gerichtsſchreibers und eines Ge⸗ 
richtsboten (Exekutors), deren Vereidigung und Einführung. 
(Ss. 418.) 111115. — die Mitglieder und Stellvertre⸗ 
ter ſind zu einem Theile aus der Klaſſe der ſelbſtſtändigen 
Handwerker, Fabrikinhaber ze. und zum andern Theile aus 
der Klaſſe der Geſellen, Gehülfen, Werkführer und Fabrik⸗ 
arbeiter auf 4 Jahre von den im Gerichtsbezirke wohnenden 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu wählen. (§. 4.) 111, — 
Beſchaffung und Unterhaltung der nöthigen Geſchäftsräume, 
Aufbringung der Koſten für die laufende Geſchäſtsführung, 
mit Einſchluß der Beſoldungen des Gerichtsſchreibers und 
des Gerichtsboten, (8, 16.) 415, 


Zwei⸗ 
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Zweiter Abſchnitt. Verfahren vor dem Vergleichsausſchuſſe. 
(SS. 1725.) 115-117, — den Vergleichsausſchuß bilden 
zwei Mitglieder des Gewerbegerichts, von welchen Einer zur 
Kaffe der Arbeitgeber, der Andere zur Klaſſe der Arbeitneh- 
mer gehören muß. (8. 18.) 115. — der erftere hat 
die Beſugniſſe des Vorſitzenden. (§. 41.) 121. — 
Verfahren vor demſelben. (Ss. 17 — 21.) 115. 116, 
— eventuelle Verweiſung der Streitſache an das Gericht. 
(Ss. 22. 23.) 116. — Tragung der Koſten des Ver- 
fahrens vor dem Vergleichsausſchuſſe. (§. 24.) 116, 117 
— für Streitigkeiten der Innungsgenoſſen mit ihren (Ge: 
hülfen, Geſellen und Lehrlingen tritt das Vergleichs⸗ 
verfahren vor einem Vergleichsausſchuſſe der Innung ein. 
(5. 23.) 117. 

Dritter Abſchnitt. Verfahren vor dem Gewerbege⸗ 
richte. (SS. 26 — 38.) 117 420. — Verhandlungen 
vor verſammeltem Gerichte über die zur Entſcheidung 
deſſelben gelangenden Streitigkeiten. ($. 26.) 117. — Vor- 
ladungen zu dieſem Verfahren. (Ss. 26 — 28.) 117. 118. 
— Klagebeantwortungs-Termin, Beweisführung, Zeugen⸗ 
vernehmung und Ableiſtung angetragener oder zurückge- 
ſchobener Eide. (8d. 30 — 37.) 118120. — Fällung und 
Publikation des Erkenntniſſes und Tragung der Koſten des 
Verfahrens. (§. 38.) 120. 

Vierter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen über das 
Verfahren vor dem Vergleichs-Ausſchuſſe und vor dem Ge⸗ 
werbegerichte. (eg, 39 — 50.) 120 — 122. — Aufſtellung 
eines Geſchäftsregulativs. (§. 39.) 120. — die Sitzungen 
des Gewerbegerichts find öffentlich, jedoch müſſen ſich ſämmt⸗ 
liche, nicht betheiligte Perſonen daraus entfernen, ſobald dies 
vom Vorſitzenden nach dem Beſchluſſe des Gerichts angeordnet 
wird. (§. 40.) 40. — Maßregeln gegen Störung der Ruhe 
und Ordnung während der Verhandlungen vor dem Ge⸗ 
richte. (S. 41. 42.) 121. — Abfaſſung und Ausfertigung der 
Entſcheidungen und Beſchlüſſe. (eg, 43. 44.) 421. — in 
welchen Fällen einzelne Gerichtsmitglieder von den Ver⸗ 
handlungen ausgeſchloſſen werden können. (§. 45.) 121. 
— Anberaumung der Termine und Vorladung zu denſ. 

(SS. 46—48.) 122. — Zulaſſung von Vertretern, Beiſtän⸗ 
den und Bevollmächtigten. ($$. 49. 50.) 122. 

Fünfter Abſchnitt. Von den Rechtsmitteln. (es, 51—55.) 
123. 124. — Einlegung der Reſtitution gegen Kontumazial- 
Beſcheide. (Gë, 51—53.) 123, — Einlegung anderer Rechts- 
mittel, namentlich des Rekurſes, der Appellation, der Reviſion 
und der Nichtigkeitsbeſchwerde ($. 54.) 123. — die Erkenntniſſe 
und Beſcheide der Gewerbegerichte ſind, ungeachtet der dagegen 
etwa zuläſſigen Rechtsmittel, auf den Antrag des Klägers 
ſogleich vollſtreckbar. (S. 55.) 123. — jedoch mit Ausſchluß 
der Vollſtreckung des Perfonal-Arreftes gegen den Verklag— 
ten, oder in Fällen der Kautionsleiſtung ſeitens des letztern. 
(§. 55.) 124. 

Sechster Abſchnitt. Stempel und Gebühren. (Sd. 56. u. 57) 
124. — Stempelfreiheit für Vergleiche und deren Ausfer- 
tigung und Gebühren -Pauſchquantum von 5 bis 15 Sgr. 
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für das Verfahren vor dem Vergleichsausſchuſſe. (§. 56.) 
124. — Pauſchquantum von 15 Sgr. bis zu 5 Rihlr. für 
das gerichtliche Verfahren vor dem Gewerbegerichte; dagegen 
kommen in Anſehung der Stempel die allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten zur Anwendung ($. 57) 124, 

Schluß beſtimmungen. Alle dem vorſtehenden Geſetze ent- 
gegenſtehenden allgemeinen und beſonderen geſetzlichen Beftim- 
mungen werden aufgehoben. (§. 58.) 124. — fo weit in bie- 
ſem Geſetze nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, kommen in 
dem den Gewerbegerichten überwieſenen Rechtsangelegenhei⸗ 
ten, die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung 
G. 39) 124. 

Errichtung von Gewerbegerichten für einzelne 

Städte und Bezirke, und zwar: 

4) für den Polizeibezirk der Stadt Stettin, mit 
Einſchluß der Ortſchaft Kupfermühle, und An⸗ 
weiſung feines Sitzes in gedachter Stadt. (A. E. 
v. 2. Oktbr. 49.) 403. 
für den Gemeindebezirk der Stadt Breslau, 
und Sitz deſſelben in letzterer. (A. E. v. 22. 
Oktbr. 49.) 431. 
für die Städte Magdeburg, Neuſtadt⸗Mag⸗ 
deburg und Sudenburg, und für die Ortſchaft 
Buckau. (A. E. v. 25. Mai 49.) 242. — 
Sitz deſſelben in Magdeburg. (ebend.) 242, 
für die Grafſchaft Wernigerode. (A. E. v. 
15. Juni 49.) 294. — Sitz deſſelben in der 
Stadt Wernigerode. (ebend.) 294. 

5) für den Gemeinde-Bezirk der Stadt Halle, 

welches daſelbſt ſeinen Sitz haben ſoll. (A. E. 

v. 11. Juli 49.) 347. 


2 


— 


3 


— 
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— 


Gewerbeordnung, Allgemeine, vom 17. Janr. 1845, 


Anordnungen und Abänderungen rückſichtlich derſ. (V. 
v. 9. Febr. 49.) 93110. 
I, Errichtung von Gewerberäthen. (88. 1— 22.) 


93 — 98. 
II. Handwerksmäßiger Gewerbebetrieb (88. 2334.) 
98 101. 


III. Prüfungen der Handwerker. (88.35 —43.) 401103. 
IV. Verhältniſſe der Lehrlinge, Geſellen, Gehülfen 
und Fabrikarbeiter (88. 44—55.) 103105. 
V. Unterſtützungskaſſen und ähnliche Einrichtungen. 
(es, 56—59.) 105. 106. 
VI. Innungegebuhren und Abgaben. (Gg, 6066.) 
106. 107. 
VII. Allgemeine Beſtimmungen. ($$. 67 73.) 108. 
109. — (es, 76. 77.) 110. 
VIII. Strafbeſtimmungen. (ss. 74. 75). 109. 
— Errichtung von Gewerbegerichten. (V. v. 9. Febr. 
49.) 110 — 124. — ſiehe ferner Gewerbegerichte, 
Gewerberäthe ze. f i 
Ge 
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Gewerberäthe, deren Errichtung. (V. v. 9. Febr. 49. 
eg, 1-22) BB. — für jeden Ort oder Bezirk, 
wo wegen eines erheblichen gewerblichen Verkehrs ein 
Bedürfniß zu einem Gewerberathe obwaltet, ſoll ein 
ſolcher auf den Antrag von Gewerbetreibenden, nach 
Anhörung der gewerblichen und kaufmänniſchen Korpo⸗ 
rationen und der Gemeindevertreter, mit Genehmigung 
des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten errichtet werden. (ebend. §. 1.) 93. — Be- 
ſtimmung und Funktionen derſ. (S. 2.) 93. 94. — die 
Mitglieder des Gewerberaths ſind zu gleichen Theilen 
aus dem Handwerkerſtande, aus dem Fabrikenſtande und 
aus dem Handelsſtande ſeines Bezirks zu wählen, wor⸗ 
nach derſelbe in drei Abtheilungen zerfällt, deren jede 
mindeſtens aus fünf Mitgliedern beſtehen ſoll. (S8. 3— 
5.) 94. — Verfahren bei der Wahl der Mitglieder und 
deren Stellvertreter. (S8. 5—12.) 94— 96. — Einfüh- 
rung, Verpflichtung bert, durch Handſchlag und Aus- 
ſcheiden bert, (Gg, 13. 14.) 96. — unentgeltliche Ver⸗ 
waltung ihres Amts. (§. 15.) 97. — Amtsjuspenfion 
und Amtsentſetzung derſ. ($. 15.) 97. — Wahl eines 
Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters bei jeder Ab- 
theilung, aus der Mitte ihrer Mitglieder. ($. 19.) 97. 
— Wahl, Verpflichtung und Beſoldung eines Schrift⸗ 
führers und eines Boten. (§. 20.) 98. — Aufbringung 
dieſer Beſoldung durch Beiträge der Gewerbetreibenden 
des Bezirks. (ebend. §. 21.) 98. — Geſchäftsgang, Ge⸗ 
ſchäftsführung, Geſchäftsräume und Aufbringung der 
dazu erforderlichen Koſten durch Beiträge der Gemwerbe- 
treibenden. (SS. 16— 21.) 97. 98. — in denjenigen 
Orten, für welche ein Gewerberath nicht beſteht, ſind 
die demſelben zugewieſenen Angelegenheiten von der 
Kommunal- Behörde zu erledigen. (§. 22.) 98. 
— dieſelben ſind über die Zulaſſung von Ausländern 
zum ſtehenden Gewerbebetriebe, ſowie über die Geſuche 
ausländiſcher Gewerbetreibenden um Naturaliſation, zu 
hoͤren. (V. v. 9. Febr. 49. S. 67.) 108. — desgl. 
über die Fortſetzung des herkömmlichen Wochenmarkt⸗ 
verkehrs mit Handwerkerwaaren ſeitens einheimiſcher 
Verkäufer, mit Ausſchließung auswärtiger. (ebend. 8. 
70.) 108. f. 

Gewerbeſchulen, durch deren Beſuch können Lehr- 
linge von dem Gewerberathe, mit Zuſtimmung des 
Lehrherrn, in kürzerer als dreijähriger Friſt zur Ge- 
fellen-Prüfung zugelaſſen werden. (V. v. 9. Febr. 49. 
F. 36.) 101. 

Gewerbeſteuer, diejenigen, welche nicht wenigſtens 
jährlich 24 Rthlr. derſ. entrichten, können zu Geſchwo⸗ 
renen nicht berufen werden. (V. v. 3. Jan. 49. §. 63 
Nr. 9.) 25. — Ausnahmen von dieſem Prinzipe. lebend. 
$. 63.) 25. — Befreiung der ritterſchaftlichen Pom- 
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merſchen Privatbank von derf. hinſichtlich ihres kauf⸗ 
männiſchen Verkehrs. (Statuten der Bank v. 24. Aug. 
49. §. 44.) 371. — ſiehe auch Staatsſteuern. 

Gewerbetreibende, ſelbſtſtändige, Erledigung Dee 
ren Streitigkeiten mit ihren Geſellen, Gehülfen und 
Lehrlingen über Arbeits-, Lohn- oder Lehrverhältniſſe 
rurch die Gewerbegerichte im Wege der gütlichen Ber- 
mittelung oder nöthigenfalls durch Erkenntniß. (V. v. 9. 
Febr. 49. §. 2.) 111. — in Stelle des Verfahrens vor 
dem Vergleichsausſchuſſe der Gewerbegerichte (SS. 17. und 
folg.) tritt für Streitigkeiten von Innungsgenoſſen mit 
ihren Gehülfen, Geſellen und Lehrlingen, das Vergleichs- 
verfahren vor einem Vergleichsausſchuſſe der Innungen ein. 
(ebend. §. 25.) 117. — ausländiſche, Verfahren bei 
deren Geſuchen um Naturaliſation im diesſeitigen In⸗ 
lande, in Folge des §. 8. des Geſetzes vom 31. Dezbr. 
42. — Geſ.⸗Samml. 1843. S. 15. — (V. v. 9. Febr. 
49. §. 67.) 108. 

Gewicht, für Backwaaren, deſſen Bekanntmachung durch 
Anſchlag in den Verkaufslokalen derſ. (V. v. 9. Febr. 
49. e 73.) 109. — zum Nachwiegen ſind in letztern 
Waagen mit den erforderlichen geeichten Gewichten auf- 
zuſtellen. (ebend. §. 73.) 109. 

Glaſer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für Übertretung 
oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

Glatz, Kreis, ſ. Handelskammern. 

Glockengießer, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be- 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für lübertretung oder Umgehung dieſer Vor⸗ 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

ne Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be— 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. $. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Görlitz, Stadt und Kreis, Errichtung einer Handels— 
kammer für dieſelben. (A. E. v. 19. Novbr. 49.) 435. 
— Sitz derſ. in erfterer. (ebend.) 435. 

Greifswald, ſ. Appellationsgerichte, Hofge— 
richt u. Konſiſtorium; desgl. Prozefſe. 

Grundſteuer, diejenigen, welche nicht wenigſtens jähr⸗ 
lich 20 Rthlr. derſelben Causſchließlich der Beifchläge) 
entrichten, können zu Geſchworenen nicht berufen wer⸗ 
den. (V. v. 3. Janr. 49. e 63. Nr. 9.) 25. — Aus- 
nahmen von dieſem Prinzip. (ebend. §. 63.) 25. — f. 
auch Staatsſteuern. 

V Grund: 


Br" ET ER, 
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Grundſteuerfreiheiten, beſtehende, vorbereitende 
Maßregeln zu deren verheißenen Aufhebung. (V. v. 
29. Juni 49.) 237. 238. — vorläufige Aufſtellung der 
Steuervertheilungs-Nachweiſungen. (ebend. §. 1.) 237. 
— Bildung von Kreiskommiſſionen oder Kreis-Abthei— 
lungs-Kommiſſionen zur Mitwirkung für jene Zwecke. 
(es, 2 — 6.) 237. 238. — Verpflichtung aller Behör⸗ 
den, Gemeinden und Privatperſonen, die in ihren Hän- 
den befindlichen Flurkarten, Riſſe, Pläne ꝛc. und ſonſtige 
Schriftſtücke den Kommiſſionen und deren Vorſitzenden 
zur Einſicht und Benutzung zugänglich zu ſtellen. 
(ebend. §. 7.) 238. 

Grundſtücke, über deren Zertheilung, Abzweigung und 
Abtrennung können fortan auch von Notarien rechtögül- 
tig Verträge aufgenommen werden, in Anwendung des 
§. 2. des Geſetzes vom 3. Janr. 45. (V. v. 2. Janr. 
49. 8.31.) 10. — fie find aber verpflichtet, ſolche Ver⸗ 
träge an die betreffende Hypothekenbehörde einzuſenden. 
(ebend. §. 31.) 10. — (unbewegliche Güter), der Pflege- 
befohlenen, deren ſubhaſtationsfreie Veräußerung. (V. v. 2. 
Janr. 49. e 14.) 5. — ſ. auch ländliche Grundſtücke. 

Gürtler, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 

Güter, zuſammengehöriger Komplex von ſolchen, in ver- 
ſchiedenen Gerichtsbezirken belegen, Führung des Hy⸗ 
pothekenbuches über ſolche und Leitung von Sequeſtra⸗ 
tionen und Subhaſtatiouen derſelbeu. (V. v. 2. Janr. 
49. §. 16.) 5. — unbewegliche Güter der Pflegebe- 
fohlenen, deren ſubhaſtationsfreie Veräußerung. (V. v. 
2. Janr. 49. e 14.) 5. 


H. 

Habelſchwerdt, Kreis, ſ. Handelskammern. 

Hafengelder, in dem Tarif für deren Erhebung in 
Stettin v. 25. Aug. 48. (Geſ.-Samml. S. 249.) ſoll 
es unter I. B. 16., ſtatt: „Kreide für je 3 Centner 
1 Sgr.“ heißen: „Kreide für je 36 Ctr. 1 Sgr.“ 
(Miniſt.⸗Berichtigung vom 30. Dezbr. 48.) 91. — die 
Tarife derſelben für den Hafen von Pillau, vom 18. 
Oktbr. 1838. und für den Hafen von Memel v. 19. 
April 1844. bleiben beide mit den inzwiſchen auf Grund 
beſonderer Anordnungen eingetretenen Ermäßigungen 
einzelner Abgaben bis auf Weiteres in Kraft. (A. E. 
v. 12. Janr. 49.) 92. 

Halle, Stadt, Errichtung eines Gewerbegerichts für de— 
ren Gemeindebezirk, welches daſelbſt ſeinen Sitz haben 
ſoll. (A. E. v. 11. Juli 49.) 347. 

Hamm, Stadt, ſ. Eiſenbahnen Nr. 5. 


Sachregiſter. 1849. 


Handdienſte, Ermittelung der Normalpreiſe für deren 
Ablöſung. (G. v. 19. Novbr. 49. e 4. A.) 4A. 

Handelsgerichte, beſondere, in welchen die Rechts- 
pflege durch ſachkundige von den Berufsgenoſſen frei 
gewählte Richter verwaltet oder mit verwaltet wird, 
deren Errichtung an Orten, wo ſich dazu ein Bedürfniß 
ergiebt. (V. v. 2. Janr. 49. §. 18.) 6. — dieſelben 
entſcheiden über den Rekurs und die Appellation gegen 
die Beſcheide und Erkenntniſſe der Gewerbegerichte. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 54.) 123. — wo jene nicht beſtehen, 
entſcheidet das Kreis- oder Stadtgericht des Bezirks 
darüber. (ebend. §. 54.) 123. — wo ſolche beſtehen, iſt 
bei dieſen die Amortiſation von Wechſeln nachzuſuchen. 
(Einführungs- Ord. zur allgem. deutſchen Wechfelord- 
nung, v. 6. Janr. 49.8.2.) 49. — im Bezirke des Ap⸗ 
pellationsgerichtshofes zu Cöln, vor ſolche gehören die 
Klagen aus eigenen Wechſeln auch dann, wenn ſie 
weder von Handeltreibenden unterſchrieben ſind, noch 
Handelsgeſchäfte zur Veranlaſſung haben — Art. 636. 
637. des Rheiniſchen Handels-Geſetzbuches —. (V. v. 
6. Janr. 49. §. 6.) 50. 

Handelskammern, Perſonen, welche durch einen Be⸗ 
ſchluß derſ. von deren Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen ſind, 
können auch nicht an der Wahl der Mitglieder eines 
Gewerberaths und deren Stellvertreter theilnehmen. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 7. Nr. 3.) 94. 95. 

Errichtung derſelben für einzelne Städte und Kreiſe, 
und zwar: 

1) für den Bezirk der Stadt Breslau (A. E. v. 
30. März 49.) 146. 

2) für die Kreiſe Glatz und Habelſchwerdt, 
im Breslauer Regierungsbezirke. (A. E. vom 
16. März 49.) 145. — Sitz derſ. in der Stadt 
Glatz. lebend.) 145. 

3) für die Kreiſe Reichenbach, Schweidnitz 
und Waldenburg. (A. E. v. 16. März 49.) 
145. — Sitz derſ. in der Stadt Schweidnitz. 
(ebend.) 145. 

4) für die Kreiſe Hirſchberg und Schönau, 
im Regierungsbezirke Liegnitz. (A. E. v. 30. Juli 
49.) 348. — Sitz derſelben in der Stadt Hirſch⸗ 
berg. (ebend.) 348. 

5) für den Kreis Landeshut, im Regierungsbe— 
zirke Liegnitz. (A. E. v. 30. Juli 49.) 349. — 
Sitz bert, in der Stadt Landshut. (ebend.) 349. 

6) für die Stadt und den Kreis Görlitz. (A. E. v. 
19. Novbr. 49.) 435. — Sitz derſ. in letz⸗ 
terer. (ebend.) 435. 

7) für den Kreis Siegen. (A. E. v. 25. Mai 
49.) 215. — Sitz derſ. in der Stadt Siegen. 
(lebend.) 215. 

Han⸗ 


** REDET * 


Sachregiſter. 


Handelsſtand, Wahl der Mitglieder und Vorſitzenden des 
Gewerberaths und deren Stellvertreter zum dritten Theile 
aus jenem. (V. v. 9. Febr. 49. §8. 314. 19.) 94—98. 

Handſchlag, ſiehe Verpflichtung durch ſolchen. 

Handſchuhmacher, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be- 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbe⸗ 
ſtimmung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vor- 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

Handwerke, einzelne, welche Arbeiten zu den unter 
denſelben begriffenen Verrichtungen gehören, darüber 
hat der Gewerberath, mit Berückſichtigung der über 
ihre Abgrenzung beſtehenden Anordnungen, nach den 
Verhältniſſen des öffentlichen Gewerbebetriebes zu ot: 
ſcheiden. (V. v. 9. Febr. 49. §. 28.) 99. f. — in wie 
weit die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke 
durch dieſelbe Perſon, nach Anhörung der betheiligten 
Innungen und des Gewerberaths, durch Ortsſtatuten 
beſchränkt werden können. (§. 29.) 100. — Betrieb 
derſelben in Fabrikanſtalten. (So. 30 — 32.) 100. — 
Strafbeſtimmungen für die übertretung oder Umgehung 
der desfallſigen Vorſchriften. (ebend. §. 74.) 109. 

Handwerker, allgemeine Vorſchriften für deren Prü- 
fungen. (V. v. 9. Febr. 49. eg, 35 — 43.) 101 103. 
— desgl. über deren ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb. 
(V. v. 9. Febr. 49. eg, 23 — 34.) 98 — 101. — die allge⸗ 
meinen Intereſſen des Betriebes derſ. hat der Gewerberath 
in ſeinem Bezirke wahrzunehmen und die zur Förde⸗ 
rung deſſelben geeigneten Einrichtungen zu berathen und 
anzuregen. (V. v. 9. Febr. 49. F. 2.) 93. — auch iſt 

derſelbe mit ſeinen Anſichten und Vorſchlägen in allen 

Angelegenheiten zu hören, bei denen es ſich um An⸗ 
ordnungen handelt, welche in die Verhältniſſe des Hand⸗ 
werksbetriebes eingreifen. (ebend. 8. 2.) 98. f. nie 
here Bezeichnung derjenigen Handwerker, welche vor dem 
Beginn des Betriebes ihre Befähigung dazu nachweiſen müſ⸗ 
fen. (ebend. eg, 23—26.) 98.99. — in wie weit darin nach 
örtlichen Verhältniſſen und nach Vernehmung des Gewerbe 
raths Ausnahmen oder Erweiterungen ſtattfinden können. 
(e, 26— 28.) 99. 100. — Befugniſſe des Miniſteriums 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten in letzter 
Beziehung. (ebend. eg. 26-28.) 99. 100. — Strafbe⸗ 
ſtimmungen für die Übertretung oder Umgehung jener Bor- 
ſchriften. (ebend. ee, 74. 75.) 109.110. — Verwendung 
der deshalb erkannten Geldbußen. (ebend. §. 75.) 110. — 
in Weſel, Kreditverein für dieſ., ſ. Weſel. 

Handwerkerſtand, Wahl der Mitglieder des Ge— 
werberaths und deren Stellvertreter, zum Theile aus 
jenem. (V. v. 9. Febr. 49. sg. 3—14. 19.) 94—98. 
— desgl. der Mitglieder des Gewerbegerichts. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 4.) 111. 
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Handwerkerwaaren, in wiefern das Halten von 
Magazinen zu deren Detailverkauf nur geſtattet werden 
kann. (V. v. 9. Febr. 49. Se 33. 34.) 100. 101. — 
Strafbeſtimmung für Übertretung der desfallſigen Vor⸗ 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109. — neue, deren öffentliche 
Verſteigerungen dürfen nur mit beſonderer Genehmi- 
gung der Kommunalbehörde des Verſteigerungsortes 
ſtattfinden, ſoweit ſie nicht im Wege der Exekution, oder 
im Auftrage eines Gerichts oder einer andern öffent⸗ 
lichen Behörde erfolgen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 69.) 
108. — Strafbeſtimmung für die Übertretung oder 
Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109. — 
gewiſſe, Genehmigung zu deren fernern Verkauf auf 


Wochenmärkten von einheimiſchen Verkäufern, mit 


Ausſchließung der auswärtigen, nach bisheriger Orts⸗ 
gewohnheit. (V. v. 9. Febr. 49. §. 70.) 108. f. 
Handwerksgehülfen, ſ. Gehülfen. 
Handwerksgeſellen, ſ. Geſellen. 
Handwerksmeiſter, ſ. Meiſter. 
Harzgerode, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 14. 
Hattingen, Stadt, ſ. Chauſſeebau Nr. 25. 
Hausverfaſſung, Königliche, ſ. Königliche Fa⸗ 
milie. 
Haynrode, Gemeinde, ſ. Chauſſeebau Nr. 20. 
Hebammen, deren zeitherige Befreiung von der 
Klaſſenſteuer hört mit dem 1. Janr. 1850. auf. (G. v. 
7. Dezbr. 49.) 436. 


Heckengereuth, Ort und Gemeinde, ſ. Chauſſee⸗ 
bau Nr. 18. 

Herausgeber von Druckſchriften, Verantwortlichkeit 
derſelben für den Inhalt der letzteren. (V. v. 30. Juni 
49. e 12.) 228. — von Zeitungen und Zeitſchriften, 
deren Name und Wohnort müſſen gleichfalls auf dieſen 
genannt ſein, wenn ſie von den Verlegern verſchieden 
ſind. (ebend. §. 2.) 226. — Strafen für Zuwider⸗ 
handlung gegen dieſe Vorſchriften. (§. 10.) 228. — 
der im Selbſtverlage erſcheinenden Druckſchriften, deren 
oder des Verfaſſers Name und Wohnort muß auf letz⸗ 
tern genannt fein. (V. v. 30. Juni 49. §. 1.) 226. — 
ſ. auch Druckſchriften, Zeitungen und Zeitſchriften. 

Herrnprotſch⸗Brandſchützer Deichverband, ſ. 
Deich verband. 

Hirſchberger Kreis, ſ. Handelskammern. 

Hochverrath, nach $. 92. Tit. 20. Thl. II. des All⸗ 
gemeinen Landrechts, Strafbeſtimmung für die ohne 
Erfolg gebliebene öffentliche Aufforderung oder An- 
reizung zu demſelben. (V. v. 30. Juni 49. 88. 14. 31.) 
229. 232. — während des zeit- oder diſtriktsweiſe 
erklärten Belagerungszuſtandes deſſelben angeklagt, 
deſſen Unterſuchung und Beſtrafung von dazu ange- 
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Hochverrath, (Fortſ.) 
ordneten Kriegsgerichten. (V. v. 10. Mai 49. §. 10.) 
108. — als ſolcher find im Bezirke des Rheiniſchen 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln die Verbrechen und 
und Vergehen wider die innere und äußere Sicherheit 
des Staats (Art. "5 109. des Rheiniſchen Straf— 
geſetzbuches) anzuſehen. (ebend. §. 10.) 168. — ſ. auch 
politiſche Verbrechen. 

Hochzeitsverſammlungen, deren Züge, wo ſolche 
hergebracht find, gehören nicht zu den öffentlichen Auf- 
zügen, welche einer vorgängigen Genehmigung oder 
einer Anzeige bedürfen. (V. v. 29. Juni 49. $. 11.) 
223. 

Hofgericht, zu Greifswald, Aufhebung deſſelben. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 24.) 8. 

Holbach, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 21. 

Holzdiebſtahl, in dem Verfahren wegen deſſelben wird 
durch die Vorſchriften der Verordnung vom 3. Dour. 
49. nichts geändert. (daſ. §. 181.) 46. 

Horſtmar, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 22. 

Hülfskaſſen, deren Errichtung für Innungsgenoſſen, 
Geſellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter, und Aufbrin⸗ 


gung der Beiträge zu ſolchen von letztern. (V. v. 9. 
Febr. 49. ee, 56— 59.) 105. 106. 


Hutmacher, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 


Hypothekenbücher, an die Gerichte, welche ſolche 
führen, haben die Notarien die von ihnen aufgenom- 
menen Verträge über Zertheilung, Abzweigung und 
Abtrennung von Grundſtücken einzuſenden. (V. v. 2. 
Janr. 49. $. 31.) 10, — über einen zuſammen gehö- 
rigen Komplex von Gütern, welche in den Bezirken 
verſchiedener Gerichte gelegen ſind, deren Führung. 
(V. v. 2. Janr. 49. e 16.) 5. — Verfahren bei Ein- 


tragung der Weſtpreußiſchen Pfandbriefe in dieſelben. 


und deren Loͤſchung in ſolchen. (A. E. v. 5. Novbr. 49.) 
433. f. 


Hypothekenſachen, deren Regulirung durch Einzel- 
richter in ihrem Bezirke. (V. v. 2. Janr. 49. e 22. 
Nr. 8.) 8. 


Hypothekenſcheine, von der Schleſiſchen Landſchaft, 
behufs Bewilligung eines neuen landſchaftlichen Pfand 
briefdarlehns extrahirt, deren gebührenfreie Ausferti- 
gung, blos gegen Erſtattung der Stempel und Kopia- 
lien. (A. E. v. 11. Mal 49.) 182. f. 


Sachregiſter. 


1849. 


J. 


Jagdfrevel, an den Landesgrenzen mit fremden Staa— 
ten, ſ. Forſtfrevel. 


Immediat⸗Kommiſſion, zur Entſcheidung von An- 
ſprüchen an Provinzen, Kreiſe und Kommunen für Lie- 
ferungen und Leiſtungen aus den Kriegsjahren 1806—7. 
und 1812—15. in zweiter und letzter Inſtanz durch die 
Order v. 27. Oktbr. 1820. niedergeſetzt, deren Auflö— 
ſung. (A. E. v. 7. Dezbr. 48.) 90. — Wiedereintritt 
des ordentlichen Rechtsweges in jenen Angelegenhei— 
ten bei den kompetenten Gerichten in den ſonſt zu- 
läſſigen Inſtanzen. (lebend.) 90. — in den von den 
Regierungen bereits in erſter Inſtanz entſchiedenen 
Sachen ſoll das Geheime Ober-Tribunal zur Entfchei- 
dung auf das eingelegte oder einzulegende Rechtsmittel 
in zweiter und letzter Inſtanz an die Stelle der Imme⸗ 
diat⸗Kommiſſion treten. lebend.) 90. 


mmobilien, ſ. Güter, unbewegliche, desgl. Grund— 
9 9 
ſtücke, Sequeſtrationen und Subhaſtationen. 


Injurien (Beleidigungen, Ehrenkränkungen), im Amte 
verübt, deren Rüge und Beſtrafung gegen richterliche 
Beamte. (V. v. 10. Juli 49. e 6.) 254. — desgl. 
gegen nicht richterliche Beamte. (V. v. 11. Juli 
49. S. 7.) 272. — dem Thronfolger, einem andern 
Mitgliede des Königlichen Hauſes oder dem Regenten 
des Preußiſchen Staats zugefügt, deren Beſtrafung. (V. 
v. 30. Juni 49. §. 21.) 230. — desgl. in Beziehung 
auf das Oberhaupt eines deutſchen oder eines andern, 
mit dem preußiſchen Staate in anerkanntem völkerrecht⸗ 
lichen Verkehre ſtehenden Staates. (ebend. §. 22.) 230. 
— desgl. rückſichtlich der beiden Kammern und deren 
Mitglieder, ſowie einer andern politiſchen Körperſchaft, 
einer öffentlichen Behörde, eines öffentlichen Be— 
amten, eines Religionsdieners, eines Geſchworenen 
oder eines Mitgliedes der bewaffneten Macht, in 
Beziehung auf ihren Beruf und während deſſen 
Ausübung. (ebend. §§. 23. 31.) 230. 234. 232. 
— gegen Beamte bei Ausübung ihres Amts oder in 
Beziehung auf daſſelbe, wozu auch Beleidigungen der 
im Dienſte befindlichen Perſonen der bewaffneten Macht 
gehören, ſolche ſind fortan nach Abſchnitt II. und be— 
ziehungsweiſe Abſchnitt III. der Verord. v. 3. Janr. 
49. zu behandeln und unterliegen auch hinſichtlich der 
Rechtsmittel den Vorſchriften derſ. (V. v. 3. Janr. 49. 
F. 181.) 46. — alle fonftigen Injurien, mit Ausnahme 
der ſchweren Realinjurien, können fortan nur im Wege 
des Civilprozeſſes verfolgt werden. lebend. §. 181.) 
An, — Verfolgung der oben in den eg, 22. und 23. 
der Verord. v. 30. Juni 49. gedachten Beſtrafung durch 

den 
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Innungen, (Fortſ.) 


Injurien (Beleidigungen, Ehrenkränkungen), (Fortſ.) 
den Staatsanwalt in Beziehung auf die Beleidigung 
einer Kammer nur mit deren Ermächtigung, hinſichtlich 
der übrigen nur auf Antrag des Beleidigten. (V. v. 
30. Juni 49. §. 34.) 233. — ſchreitet der Staatsan- 
walt nicht ein, ſo bleibt dem Beleidigten die Verfol⸗ 
gung im Wege des Civilprozeſſes unbenommen. (ebend. 
F. 34.) 233. — iſt auf die von der Staatsanwaltſchaft 
angehobene Klage eine gerichtliche Unterſuchung einge⸗ 
leitet, fo wird deren Fortgang, die Erlaſſung und Voll- 
ziehung des Urtheils durch eine Zurücknahme der Er⸗ 
mächtigung oder des Antrages oder durch eine Verzicht⸗ 
leiſtung auf die Beſtrafung nicht gehemmt. (ebend. §. 
34.) 233. — öffentliche Bekanntmachung des gefällten 


Urtheils in der durch letzteres zu beſtimmenden Art 


und Weiſe auf Koſten des Verurtheilten. ($. 36.) 
234. gegen Privatperſonen ohne Merkmale der Ver— 
läumdung begangen, die Beſtimmungen der beſtehenden 
Geſetze darüber werden durch die obige Verordnung v. 
30. Juni 49. nicht berührt. (S. 41. bert) 235. — f. 
auch Majeſtätsverbrechen. 

Injurien⸗ Klagen, in fo weit fie im Wege des Ci⸗ 
vilprozeſſes angeftellt werden können, ſolche werden von 
den in der Verord. v. 30. Juni 49. über die Verjäh⸗ 
rung enthaltenen Beſtimmungen nicht berührt. (. 35. 
derſ.) 234. 

Injurienſachen, deren Verhandlung und Entſcheidung 
durch die mit den Kreis- und Stadtgerichten in Ver- 
bindung ſtehenden Einzelrichter. (V. v. 2. om. 49. 
se, 20. 22.) 6. 7. — es ſoll jedoch dem Ermeſſen des 
Kreis- oder Stadtgerichts überlaſſen bleiben, auf den 
Antrag einer Partei die Verhandlung und Entſcheidung 
vor das Kollegium zu verweiſen. (ebend. §. 20.) 6. — 
Aufhebung des eximirten Gerichtsſtandes der Richter, 
der gerichtlichen Polizeibeamten und Patrimonialgerichts⸗ 
herren in ſolchen, mit Bezug auf die §§. 1. u. 2. des 
Geſetzes vom 14. Aug. 48. (V. v. 2. Janr. 49. . 
10.) 4. — im Civilprozeſſe verhandelt, Feſtſetzung der 
Gebühren in ſolchen nach der Gebührentare und dem 
Ermeſſen des Richters. (V. v. 2. Janr. 49. §. 29.) 10. 

Innungen, über deren Errichtung, Vereinigung oder 
Auflöſung iſt der Gewerberath mit ſeinen Anſichten 
und Vorſchlägen zu hören. (V. v. 9. Febr. 49. 5. 2.) 
93. — auch hat derſelbe die Befolgung der Vorſchrif⸗ 
ten über dieſ. zu überwachen. lebend. §. 2.) 93. 94. 
— Verfahren bei deren Vergleichsausſchuſſe in Strei- 
tigkeiten von Innungsgenoſſen mit ihren Gehülfen, Ge— 
ſellen und Lehrlingen. (V. v. 9. Febr. 49. S. 25.) 
117. Vernehmung derſ. über die Anlegung von Ma- 
gazinen zum Detailverkauf von Handwerkerwaaren. 
(V. v. 9. Febr. 49. 8. 34.) 100. 101. — bei jeder 
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derſelben werden die Meiſter- und Geſellen-Prüfungen 
durch eine Kommiſſion bewirkt. (ebend. §. 37.) 101. — 
gegen die Entſcheidungen dieſer Kommiſſion findet der 
Rekurs an die Kreis-Prüfungs-Kommiſſion ſtatt. (ebend. 
ss. 38—41.) 102. — Verpflichtungen Gert in Bezie⸗ 
hung auf die Verhältniſſe der Geſellen, Gehülfen und 
Lehrlinge. (§§. 45. 46.) 103. — Errichtung von Hülfs⸗ 
und Unterſtützungskaſſen bei ſolchen und Aufbringung 
der Beiträge zu denſ. ſeitens aller dabei Betheiligten. 
(S. 5659.) 105. 106. ältere, Reviſion und Feft- 
ſtellung deren Statuten nach Maßgabe obiger Verord. 
v. 9. Febr. 49. ($. 66. derſ.) 107. 108. — betheiligte, 
dieſelben ſind über die Zulaſſung von Ausländern zum 
ſtehenden Gewerbebetriebe, ſo wie über die Geſuche 
ausländiſcher Gewerbetreibenden um Naturaliſation, 
zu hören. (V. v. 9. Febr. 49. §. 67.) 108. 


Innungs⸗Gebühren und Abgaben, bei der Auf- 


nahme neuer Mitglieder in eine Innung und bei der 
Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge, deren Regu— 
lirung. (V. v. 9. Febr. 49. eg, 6066.) 106408. 
— Aufhebung früherer Zahlungen und Abgaben bet 
dergl. Veranlaſſungen an den Fiskus, an eine Gemeinde 
oder an eine Ortsarmenkaſſe, desgl. an andere Berech— 
tigte (Kirchen, milde Stiftungen ꝛc.), ſoweit dieſe 
nicht nachweiſen, daß ihre Hebungsrechte auf beſondern 
läſtigen Erwerbstiteln beruhen. (§. 63.) 407. — Ver⸗ 
fahren bei Anmeldung, Geltendmachung und Anerken- 
nung ſolcher Hebungsrechte bis zum Schluſſe des Jah⸗ 
res 1849. (ee, 64. 65.) 107. — Rekursverfahren 
gegen die Entſcheidungen der Regierungen in dieſen 
Angelegenheiten. (8. 65.) 107. — Reviſion der Sta- 
tuten der älteren Innungen nach Maßgabe obiger Be— 
ſtimmungen und Feſtſtellung derſ. ($$. 60. 66.) 106, 
107. f. 


Inſertionskoſten, ſiehe Ein rückungsg ebühren, 


desgl. Intelligenz-Inſertionszwang. 


Jutelligenzblätter, deren amkliche Ausgabe hört 


mit dem 1. Janr. 1850. überall auf. (G. v. 21. 
Dezbr. 49. 9.2.) 441. — Entſchädigung des Militair⸗ 
Waiſenhauſes zu Potsdam für die Entziehung der demſ. 
ſtiftungsmäßig bisher aus der Herausgabe von Intelli⸗ 
genzblättern zuſtändigen Einkünfte aus der Staatskaſſe. 
(G. v. 21. Dezbr. 49. §. 4.) 441. — auch übernimmt 
der Staat die in Folge der Aufhebung des bisherigen 
Intelligenzblattsweſens etwa zu gewährenden Entſchä— 
digungen an Beamte und ſonſtige Intereſſenten. (ebend. 
F. 4.) 444. — anderweite Publikation der bisher zur 
Aufnahme in ſolche geſetzlich beſtimmten Bekanntmachun⸗ 
gen durch den öffentlichen Anzeiger der Amtsblätter. 
(ebend. 9. 3.) 441. 

In⸗ 
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Intelligenz⸗Inſertionszwang, bisher zu Gunſten 
des Militair-Waiſenhauſes in Potsdam beſtanden, wird 
mit dem 1. Janr. 1850. gänzlich aufgehoben und dem- 
ſelben dafür eine jährliche Entſchädigungsrente aus der 
Staatskaſſe gezahlt. (G. v. 21. Dezbr. 49. 88. 1. u. 4.) 
441. — auch übernimmt der Staat die in Folge dieſer 
Aufhebung etwa zu gewährenden Entſchädigungen an 
Beamte und ſonſtige Intereſſenten. (ebend. §. 4.) 
441. 
Juſtizbeamte, Ernennung und Qualifikation derſelben. 
(V. v. 2. Janr. 49. 88. 36. u. 37.) 12. — ſchon an⸗ 
geſtellte, deren Beförderung in eine höhere Stelle. 
(ebend. §. 37.) 12. — aufgelöſter Privatgerichte, Für⸗ 
ſorge für dieſelben und anderweite Unterbringung derſ. 
(V. v. 2. Janr. 49. §§. 4—7.) 2. 3. — Penſionsver⸗ 
hältniſſe der bei Königl. Gerichten angeſtellten bisheri- 
gen Privat⸗Gerichtsbeamten. (ebend. §. 7.) 3. — der 
aufgehobenen ſtandesherrlichen Gerichte, deren Über⸗ 
nahme. (ebend. §. 6.) 3. — welche kein Richteramt 
bekleiden, Vorſchriften für das Disziplinar-Strafverfah- 
ren gegen dieſelben. (V. v. 11. Juli 49. §§. 59—83.) 
281—287. — Verhängung von Ordnungsſtrafen gegen 
dieſelben. (ebend. §. 60.) 282. — desgl. gegen Beamte der 
Staatsanwaltſchaft und der gerichtlichen Polizei. (eg, 61. 
62.) 282. — gegen Bureau- und Unterbeamte. (88. 63. 
und 71.) 282. 284. — gegen Gerichtsſchreiber und Ge— 
richtsvollzieher, ſo wie gegen Parketſekretäre bei den 
Rheiniſchen Gerichten. (es, 64. 65. u. 72.) 282. 283. 
285. — gegen Bureau- und Unterbeamte bei den Ge⸗ 
neral⸗Kommiſſionen und dem Reviſtonskollegium, In wie 
gegen deren Spezialkommiſſarien. (88.66. u. 67.) 283. 
— gegen die bei dem General-Auditoriate angeſtellten, 
oder dieſer Behörde untergeordneten Beamten. (§. 68.) 
283. — Entſcheidung über die Beſchwerden der Juſtiz⸗ 
beamten gegen Ordnungsſtrafen. (§. 69.) 283. 284. — 
beſondere Beſtimmungen für Advokaten, Rechtsanwalte 
und Notarien. (§8. 73—82.) 285 — 287. — Erledigung 
des Amtes eines Rechtsanwalts, Notars und Gerichts- 
vollziehers. (8. 83.) 287. 
Juſtizbehörden, ſiehe Gerichtsbehörden, Kreis- und 
Stadtgerichte, Appellationsgerichte, Ober-Tribunal ze. 
Juſtizkommiſſarien, hinſichtlich deren Anſtellung für 
beſtimmte Gerichtsbezirke es bei den beſtehenden Beftim- 
mungen verbleibt, nehmen den Amtscharakter: „Rechts— 
anwalt“ an. (V. v. 2. Don, 49. e 30.) 10. — 
ſiehe ferner Rechts anwalte. 
Juſtizminiſterium (Juſtizminiſter), nach der Be— 
ſtimmung deſſelben werden bis zur Aufſtellung neuer 
Etats für die Gerichtsbehörden die vorhandenen Fonds 
zur Beſoldung der erforderlichen Beamten verwendet. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 41.) 13. — Ernennung 
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der Aſſeſſoren, Rechtsanwalte, Notarien und Neferen- 
darien von demſ. im Namen des Königs. (V. v 
Janr. 49. §. 36.) 12. — von demſ. hängt die Ver⸗ 
leihung des vollen Stimmrechts an die den Kreis- oder 
Stadtgerichten als unbeſoldete Mitglieder überwieſenen 
Gerichtsaſſeſſoren ab. (V. v. 2. Janr. 49. §. 36.) 12. 
— auf Antrag deſſelben erfolgt die definitive Ernen— 
nung der Ober-Staatsanwalte und der Staatsanwalte 
durch des Königs Majeſtät. (V. v. 3. Janr. 49. §. 3.) 14. 
— von demſelben ſind jedem Staatsanwalte, ſo weit 
das Bedürfniß es erfordert, Gehülfen beizuordnen. (V. 
v. 3. Janr. 49. §. 2.) 14. — daſſelbe hat das Wei⸗ 
tere wegen der durch Beſchluß des Gerichts beſtimmten 
unfreiwilligen Verſetzung eines Richters in den Ruhe— 
ſtand zu veranlaſſen. (V. v. 10. Juli 49. 8. 65.) 266. 
— deſſen Aufſicht ſind die Ober-Staatsanwalte und 
Staatsanwalte unterworfen, daher ſie deſſen Anwei— 
ſungen nachzukommen haben. (V. v. 3. Janr. 49. 8. 3.) 
14. — durch daſſelbe ſind die Beſchwerden, welche die 
Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen in 
Rechtsangelegenheiten betreffen, ($. 37. der Verord. 
v. 24. Juli 46.) ſchließlich zu erledigen. (V. v. 2. Janr. 
49. e 35.) 11. — ſolches ertheilt dem Staatsanwalte 
des betreffenden Gerichts den Befehl zur Beantragung 
der unfreiwilligen Verſetzung eines Richters. (V. v. 
10. Juli 49. §. 56.) 264. — von demſ. find die Ge- 
richtsbehörden zur Ausführung der Verord. v. 2. Janr. 
49., die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des 
eximirten Gerichtsſtandes, ſowie die anderweitige Orga— 
niſation der Gerichte betr., mit der erforderlichen wei— 
tern Anweiſung zu verſehen. (V. v. 2. Janr. 49. §. 41.) 
13. — auch iſt von demſ. für den zur Ausführung die⸗ 
ſer Verord. auf den 1. April 49. feſtgeſetzten Zeitpunkt 
nöthigenfalls ein ſpäterer zu beſtimmen, und öffentlich 
bekannt zu machen. (ebend. §. 41.) 13. — Erlaß einer 
Inſtruktion ſeitens deſſelben wegen übergabe der Rechts- 
angelegenheiten der Eximirten von den Appellationsge— 
richten an die ordentlichen Gerichte. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 25.) 9. — es beſtimmt die zur Abhaltung der Schwur⸗ 
gerichte bei ſchweren Verbrechen geeigneten Gerichtsbe— 
hörden und die ihnen anzuweiſenden Bezirke, auf den 
Vorſchlag des Appellationsgerichts. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 22.) 7. — von demſelben und dem Miniſter des 
Innern ſind die Anordnungen wegen Bildung der Ge— 
ſchworenenliſten zu treffen. (V. 8. 3. Janr. 49. §. 184.) 
47. — durch daſſelbe findet eine Beſtätigung des 
richterlichen Urtheils in Unterſuchungsſachen nicht mehr 
ſtatt. (V. v. 3. Janr. 49. e 26.) 18. — es beſtimmt 
das Gericht zur Führung des Hypothekenbuchs über 
einen zuſammengehörigen Komplex von Gütern, welche 
in 
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Juſtizminiſterium, (Juſtizminiſter), (Gert 
in den Sprengeln verſchiedener Obergerichte belegen 
find, ſowie eintretenden Falls zur Leitung von Seque- 


ſtrationen und Subhaſtationen derſ. (V. v. 2. Janr. 49. 


$. 16.) 5. 

Juſtizräthe, Kreis-, fiche Kreis-Juſtizräthe. 

Juſtizſenat zu Ehrenbreitſtein, derſ. bleibt unter 
Vorbehalt weiterer Beſtimmung beſtehen. (V. v. 2. Janr. 
49. ee, 24. 25.) 8. — ſolcher iſt zugleich das Disziplinar- 
gericht in Anſehung ſeiner Mitglieder und aller übrigen 
Richter ſeines Gerichtsſprengels. (V. v. 10. Juli 49. 
§. 21.) 257. 258. — Abgabe der Rechtsangelegenhei— 
ten der Eximirten an die ordentlichen Gerichte ſeitens 
deſſelben. (V. v. 2. Janr. 49. §. 25.) 9. — Einführung 
eines gleichmäßigen, auf Mündlichkeit und Offentlichkeit 
beruhenden Verfahrens in Civilprozeſſen in deſſen Be- 
zirk, unter Aufhebung der bisherigen, demſelben entge- 
genſtehenden Prozeßvorſchriften. (V. v. 21. Juli 49.) 
307 — 333. — die Kompetenz der Schöffengerichte und 
Landſchreibereien im Bezirke deſſelben wird durch be— 
ſondere Inſtruktionen geregelt. (V. v. 2. Janr. 49. 
F. 20.) 7. — ſ. auch Prozeſſe. 

Juſtizviſitationen, ſolche verbleiben den Appellations- 
gerichten. (V. v. 2. Janr. 49. . 25. Nr. 6. und $. 35.) 
9244, 

Jüterbogk⸗Luckenwalder Kreisſtände, ſ. Chauffer= 
bau Nr. 4. 


K. 


Kammacher, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. lebend. 
§. 74.) 109. 

Kammergericht, in Berlin, daſſelbe bleibt unter Vor⸗ 
behalt weiterer Beſtimmung beſtehen, es erhält aber 
fortan die Bezeichnung „Appellations gericht“ 
(V. v. 2. Janr. 49. 88. 24. 25.) 8. — in Stelle des 
Geſetzes vom 17. Juli 1846. wegen des Verfahrens in 
den bei demſ. zu führenden Unterſuchungen, tritt nun⸗ 
mehr die Verord. v. 3. Janr. 49. (at, §. 183.) Ap, 
— ſiehe auch Appellationsgerichte. 

Kammern, Ausſetzung der Rechtsgeſchäfte, ſo wie 
der Amtshandlungen der Behörden und einzelnen 
Beamten, am 22. und 29. Janr. 49., den Wahl- 
tagen für dieſelben, gleichwie an Sonn- und Feſtta— 
gen. (A. E. v. 5. Janr. 49.) 48. — beide, wer⸗ 
den auf den 7. Aug. 49. zuſammenberufen. (V. v. 
30. Mai 49. Art. 2.) 212. — innerhalb zweier 
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Kammern, (Fortſ.) 
Meilen von dem Orte des Sitzes derſ. dürfen während 
deren Sitzungsperiode keine Volksverſammlungen unter 
freiem Himmel ſtattfinden. (V. v. 29. Juni 49. §. 12.) 
223. — Strafen für die Übertretungen dieſes Verbots. 
(ebend. §. 17.) 224. — auf die Verſammlungen deren 
Mitglieder während der Dauer der Sitzungsperiode fin⸗ 
det die Verordnung v. 29. Juni 49 wegen des Verſamm⸗ 
lungs- und Veretnigungsrechts keine Anwendung. (V. 
v. 29. Juni 49. e 21.) 225. — denſelben muß ſofort 
nach ihrem Zuſammentreten über die während eines er— 
klärten Belagerungszuſtandes erfolgte zeit- und diſtrikts⸗ 
weiſe Suspendirung der Art. 5. 6. 7. 24. 25. 26. 27 
und 28. der Verfaſſungsurkunde v. 5. Dezbr. 48. oder 
einzelne dieſer Artikel, Rechenſchaft gegeben werden. 
(V. v. 10. Mai 49. e 5.) 166. — desgl. wenn auch 
außer dem Belagerungszuſtande im Falle des Krieges 
oder Aufruhrs die Art. 5. 6. 24. 25. 26. 27. 28. der 
Verf.⸗Urk. vom Staats-Miniſterium zeit- und diſtrikts⸗ 
weiſe außer Kraft geſetzt worden find. (ebend. §. 16.) 
170. 474. — Beſtrafung der denſelben und ihren Mit- 
gliedern zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 
49. se 23. und 31.) 231. 232. — wegen Beleidigung 
einer Kammer kann die Staatsanwaltſchaft nur mit 
deren Ermächtigung die Verfolgung einleiten, ſonſt aber 
nur auf den Antrag des Beleidigten. (ebend. §. 34.) 
233. — nach eingeleiteter gerichtlicher Unterſuchung 
wird deren Fortgang durch Zurücknahme dieſer Er- 
mächtigung oder durch eine Verzichtleiſtung auf die 
Beſtrafung nicht gehemmt. (ebend. §. 34.) 233. — 
öffentliche Bekanntmachung des gefällten Urtheils 
in der durch letzteres zu beſtimmenden Art und 
Weiſe auf Koſten des Verurtheilten. (§. 36.) 234. 
Erſte Kammer. 
Vertagung derſelben. (V. v. 27. Apr. 49.) 159. 
Zweite Kammer. 
Auflöſung derſelben. (V. v. 27. Apr. 49.) 159, — Aus. 
führung der ferneren Wahl der Abgeordneten für 
dieſelbe. (V. v. 30. Mai 49.) 205211. — die 
Beſtimmungen dieſer Verordnung ſind ſtatt des Wahl⸗ 
Geſetzes vom 6. Dezbr. 1848. zur Anwendung zu brin⸗ 
gen. (ebend.) 205. — die Abgeordn. derſelben werden 
von Wahlmännern in Wahlbezirken, die Wahlmänner 
von den Urwählern in Urwahlbezirken gewählt. (ebend. 
$. 1.) 205. — Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu 
wählenden Abgeordneten. (§. 2. nebſt Verzeichniß) 205.211. 
— Bildung der Wahlbezirke für dieſelbe. (§§. 3. u. 4.) 205. 
— desgl. der Urwahlbezirke zur Wahl der Wahlmänner 
der Abgeordneten. ($$. 5 — 7.) 205. 206. — Bildung 
beſonderer Wahlbezirke im Militair und den Stamm- 
Mannſchaften der Landwehr. ($. 9.) 206. — Erforder- 
niſſe 


\ 
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Kammern, (Fortſ.) zweite Kammer. 
niſſe zur Zulaſſung als ſtimmberechtigte Urwähler. (ee. 8. 
und 9.) 206. — Theilung der Urwähler in drei Ab- 
theilungen nach Maßgabe der von ihnen zu entrichten- 
den direkten Staats- oder Kommunal-Steuern, ſo daß 
auf jede Abtheilung ein Drittheil der Geſammtſumme 
der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. (S8. 10 — 14.) 
206. 207. — Aufſtellung, Auslegung und Berichtigung 
der Urwählerliſten. (§§. 15. u. 16.) 207. 208. — An⸗ 
ordnung der Wahlen der Wahlmänner und Verfahren 
bei ſolchen. (eg, 17 — 25.) 208. 209. — desgl. bei den 
Wahlen der Abgeordneten. (§§. 26 — 31.) 209. — Er⸗ 
forderniſſe zur Wählbarkeit als Abgeordnete. ($. 29.) 
209. — die Tage zur Wahl der Wahlmänner und der 
Abgeordneten ſind von dem Miniſter des Innern Ip. 
zuſetzen. (88. 17. u. 28.) 208. 209. — die zur Aus- 
führung obiger Verordnung erforderlichen näheren Be— 
ſtimmungen hat das Staatsminiſterium in einem zu erlaſ— 
ſenden Reglement zu treffen. (§. 32.) 240. — die Urwähler 
für ſolche haben ſich am 17. Juli 49. zur Wahl der Wahl⸗ 
männer zu verſammeln. (V. v. 30. Mai 49. Art. 1.) 212. 
— Ausſetzung der Rechtsgeſchäfte und Amtshandlungen an 
dieſem Tage. (A. E. v. 9. Juli 49.) 251. — f. auch Wahlen. 

Kantonnirungen, des Militairs, in ſolchen findet eine 
Bewilligung der Tagegelder nicht ſtatt; vielmehr ver— 
bleibt es in dieſer Hinſicht bei den beſtehenden Vor— 
ſchriften. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. §. 6.) 87. 

Kanzleidiener, ſiehe Unterbeamte. 

Kaſernen, wenn in ſolchen Kommandirte anf Dienſt⸗ 
reiſen ihr Unterkommen finden, fo erfolgen die Tage- 
gelder nur bis zur Ankunft am Beſtimmungsorte. (A. 
E. v. 28. Dezbr. 48. e 4.) 87. 

Kaſſation, ſiehe Amtsentſetzung. 

Kaſſationshof, Rheiniſcher, ſiehe Reviſions- und 
Kaſſationshof. 

Kaſſationsrekurs, derſelbe findet in Disziplinar- 
Sachen nicht ſtatt. (V. v. 10. Juli 49. e 45.) 202. 

Kaſtellane, ſiehe Unterbeamte. 

Kaufmänniſche Korporationen, Perſonen, welche 
durch einen Beſchluß derſelben von deren Mitglied- 
ſchaft ausgeſchloſſen ſind, können auch nicht an der 
Wahl der Mitglieder eines Gewerberaths und deren 
Stellvertreter theilnehmen. (V. v. 9. Februar 49. 
$. 7. Nr. 3.) 94. 95. — auch nicht an derjenigen für 
die Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. §. 6. Nr. 3.) 112. 

Kaufmänniſche Rechte, Perſonen, welche ſolche durch 
ein rechtskräftiges Erkenntniß verloren haben, ſind von der 
Theilnahme an der Wahl der Mitglieder eines Gewerberaths 
und deren Stellvertreter ausgeſchloſſen. (V. v. 9. Febr. 49. 
8.7. Nr. 4.) 94. 95. — auch an derjenigen für die Ge⸗ 
werbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. e, 6. Nr. 4.) 112. 
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Kaution, in baarem Gelde oder in geldwerthen Pa- 
pieren, deren freiwillige Beſtellung ſeitens des verur- 
theilten Verklagten nach eingelegtem Rechtsmittel gegen 
das Erkenntniß eines Gewerbegerichts. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 55.) 124. 


Kies, von benachbarten Grundſtücken zum Chauſſee⸗ 
bau, ſiehe letzt. 

Kindesſtatt, Annahme an ſolcher, (Adoption) — . 667 
Tit. 2. Thl. II. des Allg. L.⸗R. — die Beſtätigung 
derſ. gehört fortan vor das ordentliche perſönliche Ge- 
richt. (V. v. 2. Janr. 49. §. 14.) 5. 

Kirchen, die für ſolche erhobenen Zahlungen und 
Abgaben bei der Aufnahme neuer Mitglieder in eine 
Innung und bei der Aufnahme und Entlaſſung der 
Lehrlinge ſind aufgehoben, ſoweit nicht nachgewieſen iſt, 
daß ihre Hebungsrechte auf beſonderen läftigen Er» 
werbstiteln beruhen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 63.) 107. 
— Präkluſivfriſt für die Anmeldung und Anerkennung 
von dergl. Hebungsrechten. (ebend. eg, 64. 65.) 107. 


Kirchenbeamte, auf ſolche iſt die Verordnung vom 
14. Juli 49., betr. die Dienſtvergehen der nicht rich- 
terlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine an 
dere Stelle oder in den Ruheſtand, nicht anwendbar. 
(§. 1. derſ.) 271. 

Kirchenſachen, evangeliſche, innere, zu dem Reſſort 
der Konſiſtorien gehörig, dieſelben ſollen in der höhern 
Inſtanz von der evangeliſchen Abtheilung des 
Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizi- 
nal= Angelegenheiten unter dem Vorſitze des Direktors 
derſelben ſelbſtſtändig und kollegialiſch bearbeitet wer— 
den, bis der Art. 12. der Verfaſſungsurkunde vom 5. 
Dezbr. 48. in Vollziehung zu ſetzen ſein wird. (A. E. 
vom 26. Janr. 49.) 125. — die gedachte Abtheilung 
ſoll ſich unverzüglich mit der Berathung der für letzte 
Angelegenheit erforderlichen Maßregeln beſchäftigen. 
(ebend.) 125. — in Betreff der den Regierungen zur 
Zeit noch zuſtehenden Befugniſſe in Kirchenſachen bes 
wendet es vorläufig bei der gegenwärtigen Einrichtung. 
(ebend.) 125. — Reſſortverhältniſſe der gedachten Ab- 
theilung zu dem Minifterium. lebend.) 125. 


Kirchliche Vereine und deren Verſammlungen, auf 
ſolche beziehen ſich die Beſtimmungen der Verordnung 
v. 29. Juni 49. über das Verſammlungs- und Verei⸗ 
nigungsrecht nicht. (daſelbſt §. 2.) 221. — auch nicht 
auf kirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgänge. 
(ebend. §. 11.) 223. 

Klagen, gerichtliche, deren An- und Aufnahme und Be- 
antwortung gehört zur Kompetenz der Einzelrichter. 
(B. v. 2. Janr. 49. §. 22. Nr. 2.) 7. — dieſelben 

kön⸗ 


Sachregiſter. 


Klagen, gerichtliche, (Fortſ.) 
können von Fabrikinhabern und denſelben gleichgeſtellten 
Perſonen gegen ihre Arbeiter, Gehülfen, Faktoren ꝛc., 
wegen Forderungen für die den letztern behufs der An⸗ 
rechnung bei ber Lohnzahlung kreditirten Waaren, nicht 
erhoben werden. (V. v. 9. Febr. 49. §. 55.) 105. — 
auch nicht aus Verträgen und Verabredungen zwiſchen 
Fabrikinhabern oder ihnen gleichgeſtellten Perſonen ei— 
nerſeits und Arbeitern andererſeits über die Verwendung 
des Verdienſtes der letztern zu andern Zwecken, als 
zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der 
Lage der Arbeiter oder ihrer Familien, (ebend. ag, 50. 
53. 54.) 104. — bei den Gewerbegerichten, ſ. 
dieſ. — ſiehe auch Prozeſſe. 

Klaſſenſteuer, die zeitherigen Befreiungen der ehe— 
mals Reichsunmittelbaren, der Geiſtlichen und Schul- 
lehrer, der Offiziere des ſtehenden Heeres und der 
Landwehr und der Militairbeamten, ſofern dieſelben 
nicht mobil gemacht ſind, ſowie der Hebammen, wer— 
den aufgehoben, und die bisher befreiten Perſonen v. 
1. Janr. 1850. ab nach den beſtehenden Einſchätzungs— 
Grundſätzen zur Klaſſenſteuer veranlagt. (G. v. 7. 
Dezbr. 49.) 436. — diejenigen, welche nicht wenige 
ſtens jährlich 18 Rthlr. derſelben entrichten, können zu 
Geſchworenen nicht berufen werden. (V. v. 3. Janr. 
49. §. 63. Nr. 9.) 25. — Ausnahmen von dieſem 
Prinzip. (ebend. §. 63.) 25. — ſiehe auch Staats- 
ſteuern. 

Kleider, gebrauchte, in wie fern die polizeiliche Erlaubniß 
zu dem Handel mit ſolchen zu verſagen iſt. V. v. 
9. Febr. 49. §. 68.) 108. 


Klempenow, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 9. 


Klempuer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
übertretung oder Umgehung dieſer Vorfchrift. lebend. 
§. 74.) 109. 

Kuopfmacher, Nachweis deren Befähigung zum Be— 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be— 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Kodizille, deren Annahme und Aufbewahrung in ge— 
richtlichen Depoſitorien. (V. v. 18. Juli 49. §. 8.) 
297. — f. auch letztwillige Dispoſitionen. 


Kommiſſarieu, Spezial-, der General-Kommiſſſonen 
und landwirthſchaftlichen Regierungs- Abtheilungen, 
Disziplinar-Strafverfahren gegen dieſ. (V. v. 11. Juli 
49. §. 67.) 283. 

Jahrgang 1849. 
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Kommiſſionaire, ſ. Geſchäftsvermittler. 
Kommunal⸗Abgaben, ſ. Gemeinde-Abgaben. 
Kommunalbeamte, ſ. Gemeindebeamte. 


Kommunalbehörden, Mitwirkung derſelben bei den 
Urwahlen für die zweite Kammer. (V. v. 30. Mai 49. 
ss. 6. 11. 15 u. 16.) 206. 207 f. — ſolche haben 
während eines erklärten Belagerungszuſtandes den An- 
ordnungen und Aufträgen der Militairbefehlshaber 
Folge zu leiſten. (V. v. 10. Mai 49. e 4.) 166. — 
Aufſtellung und Fortführung der Verzeichniſſe der Wahl⸗ 
berechtigten zur Wahl der Mitglieder des Gewerbe- 
raths und deren Stellvertreter durch dieſelben. (V. v. 
9. Febr. 49. §§. 11. 12.) 95. 96. — ſie entſcheiden 
über nachgeſuchte nachträgliche Einſchreibungen in jene 
Verzeichniſſe, mit Vorbehalt des Rekurſes an die Re⸗ 
gierung. lebend. 8. 14.) 95. — von ſolchen find in 
denjenigen Orten, für welche ein Gewerberath nicht be⸗ 
ſteht, die dem letzteren zugewieſenen Angelegenheiten zu 
erledigen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 22.) 98. — Mitwir⸗ 
kung derſelben bei den Wahlen der Mitglieder und de— 
ren Stellvertreter für die Gewerbegerichte. (V. v. 9. 
Febr. 49. ee, 9. 10.) 113. — Konkurrenz derſ. bei 
Stiftung von Hülfs- und Unterſtützungskaſſen und 
ähnlichen Einrichtungen für Geſellen oder Gehülfen, ſo 
wie für die Fortbildung derſ. und der Lehrlinge. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 57.) 105. — desgl. bei Erörterung 
ſtreitiger, angeblich auf beſonderen läſtigen Erwerbs— 
titeln beruhenden Zahlungen und Abgaben an Kirchen, 
milde Stiftungen ꝛc. bei der Aufnahme neuer Mitglie- 
der in eine Innung und bei der Aufnahme und Ent- 
laſſung der Lehrlinge. (ebend. §. 65.) 107. — desgl. 
hinſichtlich der polizeilichen Erlaubniß zum Trödelhandel, 
zum Pfandleihgewerbe, zu Kommiſſions- und Konzipienten- 
Geſchäften, zum Gewerbe der Lohnlakaien und anderer 
Perſonen, welche auf öffentlichen Straßen und Plätzen 
oder in Wirthshäuſern ihre Dienſte anbieten. (ebend. 
§. 68.) 108. — nur mit deren Genehmigung und nach 
vorgängiger Vernehmung der betheiligten Innungen 
und des Gewerberaths kann die Anlegung von Maga⸗ 
zinen zum Detailverkauf von Handwerkerwaaren den- 
jenigen geſtattet werden, welche nicht zum ſelbſtſtändigen 
Betriebe der betreffenden Handwerke befugt ſind. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 34.) 100 f. — auch nur mit beſonderer 
Genehmigung bert, können im Orte öffentliche Verſtei— 
gerungen neuer Handwerkerwaaren ſtattfinden. (ebend. 
$. 69.) 108. — Zuſtimmung derſ. zum Betriebe eines 
ſtehenden Gewerbes von Ausländern, ſo wie zur Na⸗ 
turaliſation ausländiſcher Gewerbetreibenden. lebend. 
§. 67.) 108. 


Kommunalſteuern, ſ. Gemeinde-Abgaben. 
Kom⸗ 


42 


Kompetenz: Streitigkeiten zwiſchen den Appella⸗ 
tionsgerichten in Disziplinarſachen richterlicher Be— 
amten, deren Entſcheidung von dem oberſten Gerichts 
hofe. (V. v. 10. Juli 49. e, 28.) 259. — desgleichen 


zwiſchen den Disziplinarbehörden in Disziplinarſachen 


nicht richterlicher Beamten, deren Entſcheidung von 
dem Staatsminiſterium, nach Vernehmung des Gut- 
achtens des Disziplinarhofes. (V. v. 11. Juli 49. §. 30.) 
277. — der Gerichtsbehörden erfier Inſtanz hinſichtlich 
der zu ihrem Reſſort übergehenden Sachen, deren Ent- 
ſcheidung durch die Obergerichte. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 16.) 5. — eine Verhandlung und Entſcheidung des 
Rechtsſtreits in erſter Inſtanz vor dem Obergerichte 
in den Fällen der eg, 131 bis 147. Tit. 2. Thl. I. der 
Allgem. G. Ord. findet nicht weiter ſtatt, vielmehr kann 
dieſelbe nur einem anderen Gerichte erſter Inſtanz 
übertragen werden. (V. v. 2. Dan, 49. §. 17.) 5. — 
in Unterſuchungen erſter Inſtanz, über ſolche hat das 
Gericht der höheren Inſtanz zu entſcheiden. (V. v. 3. 
Janr. 49. §. 36.) 20. 

Konditoren, Nachweis deren Befähigung zum Be- 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be— 
ginn. (B. v. 9. Febr. 49. e, 23.) 98. — Straf⸗ 
beſtimmung für Übertretung oder Umgehung dieſer 
Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

Königinn Majeſtät, Strafe für deren Beleidigung 
durch Wort, Schrift, Zeichen, bildliche oder andere 
Darſtellung ꝛc. (V. v. 30. Juni 49. e, 20.) 230. 

Königliche Autorität, Strafbeſtimmung für denje⸗ 
nigen, der die öffentlichen Zeichen derſelben wegnimmt, 
zerſtört oder beſchädigt. (V. v. 30. Juni 49. e, 15. 
Nr. 3.) 229. 

Königliche Familie, rückſichtlich der Rechtsſtreitig⸗ 
keiten unter Mitgliedern derſelben, ſo wie der nicht 
ſtreitigen Rechtsangelegenheilen der zu derſelben gehö— 
rigen Perſonen, namentlich in Betreff der Teſtaments⸗ 
errichtungen, Nachlaßregulirungen, Familienſchlüſſe, Ehe— 
ſachen, Vormundſchafts- und ähnliche Angelegenheiten, 
behält es bei der Hausverfaſſung ſein Bewenden. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 11.) 4. 

Königliches Haus, Beſtrafung der den Mitgliedern 
deſſelben zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 
49. 8. 21.) 230. — öffentliche Bekanntmachung des 
darüber gefällten Urtheils in der darin zu beſtimmen⸗ 
den Art und Weiſe, auf Koſten des Verurtheilten. 
(ebend. §. 36.) 234, 

Königsberg, in Pr., Stadt, ſ. Chauſſeebau Nr. 1. 
und Eiſenbahnen Nr. 1. 

Königs Majeſtät, in deſſen Namen ſoll die Ge⸗ 
richtsbarkeit durch vom Staate beſtellte Gerichtsbehör⸗ 
den ausgeübt werden. (V. v. 2. Janr. 49. §. 1.) 1. 


Sachregiſter. 


1849. 


Königs Majeſtät, (Fortſ.) 

— desgl. find in Bellen Namen die gerichtlichen Ur- 
theile auszufertigen. (V. v. 2. Janr. 49. §. 33.) 11. 
— ſ. auch Majeſtäts verbrechen. 

Konkurs, diejenigen, welche ſich in ſolchem befinden, 
ſind von der Theilnahme an der Wahl der Mitglieder 
des Gewerberathes und deren Stellvertreter ausgeſchloſ— 
fen. (V. v. 9. Febr. 49. e 7. Nr. 2.) 94. 95. — 
auch rückſichtlich der Wahlen für die Gewerbegerichte. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 6. Nr. 2.) 112. — desgleichen 
rückſichtlich der Wahlen für das Volkshaus des deut- 
ſchen Parlaments. (V. v. 26. Novbr. 49. §. 8. Nr. 2.) 
424. — in ſolchem iſt die ritterſchaftliche Privatbank 
von Pommern nicht verpflichtet, die Unterpfänder ihrer 
Schuldner herauszugeben. (Statuten der Bank v. 24. 
Aug. 49. §. 46.) 371. 

Konſiſtorien, die nach der Inſtruktion vom 23. Ok⸗ 
tober 1817., der Order vom 31. Dezember 1825. und 
der Verordnung vom 27. Juni 1845. §. 1. zu deren 
Reſſort gehörenden Angelegenheiten ſollen in der höhe— 
ren Inſtanz einſtweilen von der evangeliſchen Abthei— 
lung des Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten unter dem Vorſitze des Dis 
rektors derſelben ſelbſtſtändig und kollegialiſch bearbei- 
tet werden. (A. E. v. 26. Janr. 49.) 125. — Aufhe⸗ 
bung des Konſiſtoriums zu Greifswald. (V. v. 2. 
Janr. 49. §. 24.) 8. 

Kontumazialbeſcheide, deren Abfaſſung und Voll⸗ 
ſtreckung gehört zur Kompetenz der Einzelrichter. (V. v. 
2. Janr. 49. §. 22. Nr. 2.) 7. — deren Abfaſſung ſei⸗ 
tens der Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. eg, 27. 
Nr. 4. 29.) 117. 118. — Verfahren bei Einlegung 
des Rechtsmittels der Reſtitution gegen letztere. (V. v. 
9. Febr. 49. ee, 51—53,) 123. 

Kontumazialverfahren gegen vorgeladene, aber aus- 
gebliebene Angeklagte in Unterſuchungen wegen Ver— 
gehen. (V. v. 3. Janr. 49. §§. 32. 33. 35.) 20, — 
desgl. gegen Angeklagte ſchwerer Verbrechen. (ebend. 
Se, 79—81.) 29. 

Konzipienten ſchriftlicher Aufſätze für Andere, f. 
Aufſätze. 

Korbflechter, Nachweis deren Befähigung zum Be— 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be— 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbe⸗ 
ſtimmung für Übertretung oder Umgehung beier Vor— 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109, 

Korduaner, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift, (ebend. 
§. 74.) 109. 

Kör⸗ 
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Körperſchaften, politiſche, Beſtrafung der denfelben 
zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 49. ee 23. 
31.) 234. 232. — Verfolgung ſolcher Beſtrafung 
durch die Staatsanwaltſchaft nur auf den Antrag der 
Beleidigten. (ebend. §. 34.) 233. — öffentliche Be- 
kanntmachung des gefällten Urtheils in der in letzterm 
zu beſtimmenden Art und Weiſe, auf Koſten des Ver- 
urtheilten. ($. 36.) 234, 

Korporationen, ſolche müſſen bei dem ordentlichen 
Gerichte belangt werden, in deſſen Bezirke der Vo rſtand 
derſelben feinen Sitz hat. (V. v. 2. Janr. 49. F. 9.) 

3. — Ausnahmen hievon beſtimmen die Geſetze (ebend. 
8. 9.) 8. 

Koſten, in Disziplinar-Unterſuchungen wegen Amts 
fuspenfion, deren Beſtreitung aus dem innebehaltenen 
Theile des Dienſteinkommenr des Angeſchuldigten. (V. 
v. 10. Juli 49. 88. 60. 51.) 263. — (B. v. 11. Juli 
49. eg, 55. 56.) 281. — für den Anwalt aufgelaufene, 
deren Erſtattung von dem zu den Prozeßkoſten verur⸗ 
theilten Gegner. (V. v. 2. Janr. 49. §. 29.) 10. — 
diejenigen eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels, 
fallen demjenigen zur Laſt, welcher daſſelbe eingewendet 
hat. (V. v. 3. Janr. 49. §. 179.) 46. — iſt dies der 
Staatsanwalt, ſo werden ſie niedergeſchlagen. (ebend. 
§. 179.) 46. — bei der Verſäumniß von Friſten und 
Terminen trägt der Säumige die dadurch verurſachten 
Koſten. (ebend. §. 179.) 46. — im Unterſuchungs⸗ 
verfahren, ſolche hat nur der Angeklagte zu tragen, 
wenn er zu einer Strafe rechtskräftig verurtheilt wor— 
den. (V. v. 3. Janr. 49. e, 178.) 45. — durch An⸗ 
ſetzung eines neuen Termins in Unterſuchungsſachen 
verurſacht, deren Tragung von früher gehörig vorge— 
ladenen, aber ausgebliebenen Zeugen. (V. v. 3. Janr. 
49. §. 20.) 17. — für die öffentliche Bekanntmachung 
gewiſſer Straf-Erkenntniſſe in der darin ausgeſproche— 
nen Art und Weiſe, deren Tragung ſeitens des Ver— 
urtheilten. (V. v. 30. Juni 49. S. 36.) 234. — aus 
der Zahl der bei dem Gerichte zur Praxis berechtigten 
Rechtsanwalte können ſich die wegen Polizeivergehen 
Angeſchuldigten auf ihre Koſten vertreten laſſen. (V. v. 
3. Janr. 49. §. 164.) 43. — die Koſten der erſten 
Einrichtung der Gewerberäthe werden von den Gemein— 
den, diejenigen der laufenden Geſchäftsführung, mit 
Einſchluß der Beſoldungen des Schriftführers und des 
Boten, durch Beiträge der Gewerbetreibenden des Be— 
zirks aufgebracht. (V. v. 9. Febr. 49. §. 21.) 98. — 
für die laufende Geſchäftsführung der Gewerbegerichte, 
mit Einſchluß der Beſoldungen des Gerichtsſchreibers 
und des Gerichtsboten, deren Deckung durch die einge» 
henden Gebühren und Strafgelder, und ſoweit dieſe 
nicht ausreichen, durch Briträge der Gewerbetreibenden 


Koſten, (Fortſ.) 
des Gerichtsbezirks. (V. v. 9. Febr. 49. §. 16.) 115, 
— des Verfahrens in Streitigkeiten vor den Gewerbe- 
gerichten, Ausſpruch in den Erkenntniſſen der letztern 
über die Verpflichtung zu deren Tragung. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 38.) 120. — des Verfahrens vor dem Vergleichs- 
ausſchuſſe der Gewerbegerichte, deren Aufbringung. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 24.) 146. 117. — für die öffent⸗ 
liche Bekanntmachung der rechtskräftigen Verurtheilung 
wegen verbotwidriger Lohnabfindung der Fabrikarbeiter ꝛc., 
ſolche fallen dem Verurtheilten zur Laſt. (V. v. 9. Febr. 
49. e, 75.) 110. — bei Beleihung des ländlichen Grund 
eigenthums mit neuen Pfandbriefen der Schleſiſchen 
Landſchaft, deren Aufbringung. (A. E. v. 11. Mai 49. 
u. $. 18. des beigefügten Regulativs.) 182. 189. f. — 
L auch Kriminalkoſten, desgl. Gebühren und Gebühren- 
taxen. 

Kottwig, Ort und Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 26. 

Krankenkaſſen, deren Errichtung für Innungsgenoſſen, 
Geſellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter und Aufbringung 
der Beiträge zu ſolchen von letztern. (V. v. 9. Febr. 
49, ee, 56 — 59.) 105. 106. 

Krappitz, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 11. 


Kreditverein für Handwerker des Stadtbezirks 
Weſel, ſiehe Weſel. 

Kreisgerichte, Gerichte erſter Inſtanz, deren Errich- 
tung, Jurisdiktionsbezirk, Geſchäfts- und Reſſortver⸗ 
hältniſſe, in Verbindung mit Einzelrichtern. (V. v. 
2. Janr. 49. ee 18 — 23.) 6 — 8. — der Bezirk eines 
jeden derſ. ſoll ungefähr 40,000 bis 70,000 (durch 
ſchnittlich 50,000) Einwohner umfaſſen, und für jeden 
landräthlichen Kreis oder nach dem Umfange für zwei 
derſ. ein ſolches in der Kreisſtadt beſtehen. (ebend. 
$. 19.) 6. — Errichtung eines befondern Kreisgerichts 
in Städten von 50,000 und mehr Einwohnern, neben 
dem beizubehaltenden Stadtgerichte. (ebend. e 19.) 6. — 
Eintheilung der Kreisgerichte in zwei Haupt⸗Abtheilun⸗ 
gen, von welchen der erſten Abtheilung die ſtreitige 
Gerichtsbarkeit in Civil- und Strafſachen, einſchließlich 
der Kredit- und Subhaſtationsſachen, der zweiten 
Abtheilung aber alle übrigen Gegenſtände der Juſtiz⸗ 
verwaltung, welche nicht den Appellationsgerichten vorbe- 
halten find, zugewieſen werden. (ebend. 8. 20.) 6. 
— Ernennung ſtändiger Kommiſſarien bei der erſten 
Abtheilung durch den Direktor, für die von Einzel⸗ 
richtern zu verhandelnden und zu entſcheidenden Baga— 
tell-, Injurien- und Unterſuchungs- Sachen. lebend. 
$. 20.) 6. — jedes Kreisgericht ſoll aus einem Di⸗ 
rektor und der erforderlichen Anzahl von Mitgliedern 
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Kreisſtadt, in ſolcher ſoll der Sitz des Kreisgerichts 


Kreisgerichte, (Fortſ.) 

(Räthen und Aſſeſſoren), mindeſtens zuſammen aus ſechs, 
ausnahmsweiſe aus fünf Richtern beſtehen. (ebend. 
$. 19.) 6. — ſoweit es bei der erſten Abtheilung für 
die Aburtheilung der Verbrecher an der erforderlichen 
Anzahl von Richtern fehlen ſollte, find von dem Di- 
rektor Mitglieder der zweiten Abtheilung zu Ergän- 
zungsrichtern zu beſtellen. (ebend. §. 20.) 6. 7. — der Di- 
rektor kann Vorſitzender beider Abtheilungen fein. (ebend. 
§. 20.) 6. — Aufſtellung eines Geſchäftsregulativs 
für dieſ. (ebend. §. 20.) 7. — in wie fern Deputatio⸗ 
nen und beſondere Abtheilungen der Kreisgerichte für 
die kollegialiſch zu behandelnden Civil- und Strafſachen 
eines gewiſſen Bezirks beibehalten werden können. 
(ebend. §. 21.) 7. — Überweifung von Gerichtsaffef- 
foren zu unbeſoldeten Mitgliedern derſ., mit Verleihung 
des vollen Stimmrechts. (V. v. 2. Janr. 49. §. 36.) 
12. — dergl. Mitglieder mit letzterm dürfen jedoch 
bei einem Gerichte niemals die Hälfte der etatsmäßigen 
Richter erreichen. (ebend. §. 36.) 12. — Anwendung 
der Gebührentaxe v. 23. Aug. 1815. für Untergerichte 
in großen Städten bei denſ. (V. v. 2. Janr. 49. 
e 29.) 10. — bei den Einzelrichtern Fer, nach jener 
Taxe für ſämmtliche Untergerichte. (ebend. §. 29.) 10. — 
die Aufſichts- und Beſchwerde-Inſtanz über dieſelben bil⸗ 
den die Appellationsgerichte. (V. o 2. Janr. 49. e, 25. 
Nr. 3. und e 35.) 9. 14. — dieſelben entſcheiden da, 
wo keine Handelsgerichte beſtehen, über den Rekurs 
und die Appellation gegen die Beſcheide und Erfennt- 
niſſe der Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. §. 54.) 
123. — in Weſtpreußen, hypothekariſches Verfahren 
bei denſelben hinſichtlich der Eintragung und Löſchung 
Weſtpreußiſcher Pfandbriefe. (A. E. v. 5. Novbr. 49.) 
433. f. 

Kreisgerichts⸗ Direktoren, zur Verwaltung des 
Amts eines ſolchen iſt die Ablegung der großen Staats- 
prüfung erforderlich. (V. v. 2. Janr. 49. §. 37.) 12. 

Kreis ⸗Juſtizräthe, das Inſtitut derſelben wird auf- 
gehoben. (V. v. 2. Janr. 49. $. 23.) 8. — ein An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung ſteht den betheiligten Beam— 
ten nicht zu. (ebend. §. 23.) 8. 

Kreis⸗Kommiſſionen und Kreis⸗Abtheilungs⸗ 
Kommiſſionen, deren Bildung für die Vorarbeiten 
zur Aufhebung der beſtehenden Grundſteuerfreiheiten. 
(V. v. 29. Juni 49. ee, 2—6.) 237. 238. — Bewil⸗ 
ligung von Reiſe- und Tagegeldern für deren Mitglie- 
der. (ebend. §. 5.) 238. — ſ. auch Diſtrikts-Kom⸗ 
miſſionen. 

Kreis: Obligationen, Arnswalder, ſ. letz. 

Kreis⸗Prüfungs⸗Kommiſſionen für Hand⸗ 
werker, ſ. Prüfungen. 


1849. 


ſein. (V. v. 2. Janr. 49. §. 19.) 6 


Kriegsgerichte, deren Anordnung für die in Bela» 


gerungszuſtand erklärten Orte oder Bezirke, unter Sus— 
penfion des Art. 7. der Verfaſſungs-Urkunde v. 5. 
Dezbr. 48. (V. v. 10. Mai 49. §. 10.) 168. — die⸗ 
ſelben beſtehen aus fünf Mitgliedern, und zwar aus 
zwei richterlichen Civilbeamten und drei Offizieren, von 
mindeſtens Hauptmannsrang. (ebend. §. 11.) 168. — 
die Zahl ſolcher Gerichte richtet ſich nach dem Bedürf— 
niß, und den Gerichtsſprengel eines jeden derſ. beſtimmt 
der kommandirende General. (ebend. §. 11.) 168. — 
Geſchäftsverfahren und Vereidung der Mitglieder und 
des Gerichtsſchreibers bei denſ. (eg, 12. 13.) 168170. 
— den Vorſitz in den Sitzungen Fer, führt ein richter- 
licher Beamte. (ebend. §. 12.) 168. — Abfaſſung, Be- 
kanntmachung und Vollſtreckung der Urtheile, von wel— 
chen diejenigen, welche auf Todesſtrafe lauten, zuvor 
der Beſtätigung des Militairbefehlshabers unterlie— 
gen. (§. 13.) 169. 170. — die Wirkſamkeit dieſer Ge- 
richte hört mit Aufhebung des Belagerungszuſtandes 
auf, und ſind dann deren Verhandlungen und die noch 
ſchwebenden Unterſuchungsſachen an die ordentlichen Ge— 
richte abzugeben. (§§. 14. u. 15.) 170. — der er 
gedachte §. 15. erhält eine andere Zeng (V. v. 4 
Juli 49.) 250. 


Kriegs⸗Lieferungen und Leiſtungen, aus den Jah- 


ren 1806 — 7. und 1812 —15., Auflöſung der zur Ente 
ſcheidung von Anſprüchen an Provinzen, Kreiſe und 
Kommunen für ſolche in zweiter und letzter Inſtanz 
durch die Ordre v. 27. Oktbr. 1820 niedergeſetzten 
Immediat-Kommiſſion. (A. E. v. 7. Dezbr. 48.) 90. 
— Wiedereintritt des ordentlichen Rechtsweges in 
jenen Angelegenheiten bei den kompetenten Gerichten 
in den ſonſt zuläſſigen Inſtanzen. (ebend.) 90. — in 
den von den Regierungen bereits in erſter Inſtanz ent— 
ſchiedenen Sachen ſoll das Geheime Obertribunal zur 
Entſcheidung auf das eingelegte oder einzulegende Rechts— 
mittel in zweiter und letzter Inſtanz an die Stelle der 
Immediat⸗Kommiſſion treten. (ebend.) 90. — die Re⸗ 
gierungen haben die ſchwebenden Sachen, in denen noch 
keine Entſcheidung erfolgt iſt, zur weitern Verhandlung 
und Entſcheidung an die kompetenten Gerichte abzu— 
geben. (ebend.) 90. 


Kriegsminiſterium, (Kriegsminiſter), daſſelbe iſt 


ermächtigt, die erforderlichen Erläuterungen zu dem 
v. 1. Janr. 49. an in Kraft tretenden Reiſekoſten- 
Regulativ für die Armee v. 28. Dezbr. 48. zu erlaſſen 
und im Sinne derſelben etwaige Anträge und Zweifel 
zu erledigen. ($. 9. deſſelben.) 85. — daſſelbe hat zu be⸗ 

ſtim⸗ 


Sachregiſter. 


Kriegsminiſterium, (Kriegsminiſter), (Fortſ.) 
ſtimmen, wann Unteroffiziere und Soldaten bei Dienſt⸗ 
und Verſetzungsreiſen ausnahmsweiſe auf der Eiſen⸗ 
bahn oder mit Dampfſchiffen befördert werden ſollen. 
(Regulativ v. 28. Dezbr. 48. §. 1. Nr. 1. litt. c. 
Nr. 2.) 81. — mit der Ausführung der vorläufigen, 
am 1. Janr. 49. in Kraft tretenden Beſtimmungen 
wegen der Tagegelderbewilligung bei Militairdienſt- 
und Verſetzungsreiſen beauftragt, wird ſolches zugleich 
ermächtigt, dieſelben für ihre Anwendung näher zu 
deklariren. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. §§. 10. 11.) 88. 
— daſſelbe kann die Tagegelder bei Dienſtreiſen im 
Inlande in geeigneten Fällen über den ſiebenten Tag 
des Aufenthalts am Beſtimmungsorte hinaus weiter 
bewilligen. (ebend. §. 4.) 86. — es ernennt die Mit⸗ 
glieder der Militair-Disziplinar-Kommiſſionen. (V. v. 
11. Juli 49. $. 87.) 288. — demſelben iſt der Lehrplan der 
Thierarzneiſchule vor deſſen Genehmigung durch den 
Minifter der Medizinal-Angelegenheiten zur Außerung 
mitzutheilen, auch mit demſelben jede organiſche Ver— 
fügung über die Ausbildung der Thierärzte vorher zu 
berathen. (A. E. v. 22. Juni 49.) 335. 

Kriegszeit, Erklärung des Belagerungszuſtandes wäh⸗ 
rend derſelben, Suspenſion einiger Artikel der Verfaf- 
ſungs⸗Urkunde v. 5. Dezbr. 48 und Errichtung von 
Kriegsgerichten. (V. v. 10. Mai 49.) 165—171. — f. 
auch Belagerungszuſtand. 

Kriminalgericht, zu Berlin, deſſen Einrichtung wird 
durch beſondere Inſtruktion geregelt. (V. v. 2. Oo, 
49. §. 20.) 7. — in Stelle des Geſetzes vom 17. Juli 
1846., wegen des Verfahrens in den bei demſ. zu füh⸗ 
renden Unterſuchungen, tritt nunmehr die Verord. v. 
3. Janr. 49. (§. 183 derſ.) 46. 

Kriminalkoſten, deren Übertragung auf den Staat 
nach Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit. (V. v. 2. 
Janr. 49. §. 2.) 1. — ſiehe auch Koften. 

Kriminal⸗Ordnung, vom 11. Dezbr. 1805. — die 
Erlaſſung aller den Civilgerichten in Strafſachen nach 
e, 20. derſelben obliegenden vorläufigen Verfügungen, 
desgl. die Funktion eines auf Antrag des Staatsan- 
walts zu beſtellenden Unterſuchungsrichters, gehören 
zur Kompetenz der Einzelrichter. (V. v. 2. Janr. 49. 
$. 22. Nr. 5.) 8. — die 88. 532. 588. und 589., das 
Rechtsmittel der Reſtitution betreffend, treten außer 
Kraft. (V. v. 3. Janr. 49. §. 156.) 42. — die 88. 
577. 578. 580. 581. 585. und 387. derſelben, 
das Kontumazialverfahren gegen abweſende und flüch- 
tige Verbrecher betreffend, treten außer Kraft; wogegen 
es bei den Vorſchriften der SS. 579. 582, 583. 584. 
und 586, derſ. verbleibt. (V. v. 3. Janr. 49. 8. 
25.) 18. 


1849. 45 


Kriminal⸗Unterſuchungen, wegen ſchwerer Ver⸗ 
brechen, ſowie wegen politiſcher und Preß-Verbrechen, 
deren Führung und Entſcheidung, unter Zuziehung von 
Schwurgerichten. (B. v. 3. Janr. 49. es. 36. 38— 184.) 
20. 21—47. — f. auch Unterſuchungen. 

Kündigung, auf ſolche angeſtellte Beamte, Verfahren we⸗ 
gen deren Entlaſſung. (V. v. 11. Juli 49. e 90.) 288. f. 

Kupfermühle, Ortſchaft, ſ. Stadt Stettin. 

Kupferſchmiede, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtändigem Be- 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Kuratelſachen, deren Regulirung durch Einzelrichter des 
Gerichtsbezirks. (V. v. 2. Janr. 49. §. 22. Nr. 8.) 8. 

Kürſchner, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 9. 
Febr. 49. 8.23.) 98. — Strafbeſtimmung für Übertre- ` 
tung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. . 74.) 109. 

Kwilcz, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 12. 


L. 


Lackirer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. S. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
$. 74.) 109. 

Laer, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 22. 

Landeshuter Kreis, ſ. Handelskammern. 

Landesverrath, deſſelben während des zeit- oder di⸗ 
ſtriktsweiſe erklärten Belagerungszuſtandes angeklagt, 
deſſen Unterſuchung und Beſtrafung von dazu angeord- 
neten Kriegsgerichten. (V. v. 10. Mai 49. F. 10.) 
168. — als ſolcher ſind im Bezirke des Rheiniſchen 
Appellationshofes zu Cöln die Verbrechen und Ver- 
gehen wider die innere und äußere Sicherheit des 
Staats (Art. 75 — 108. des Rheiniſchen Strafgeſetz⸗ 
buchs) anzufehen. (ebend. §. 10.) 168. — ſ. auch po⸗ 
litiſche Verbrechen. 

Landleute, auf die Anfertigung von Fabrikaten, de⸗ 
ren Erzeugung zu den Nebenbeſchäftigungen derſelben 
in der Gegend gehört, finden die Beſtimmungen des 
Ss, 23. der Verord. v. 9. Febr. 49., wegen Nachweiſes 
der Befähigung zum ſelbſtſtändigen handwerksmäßigen 
Gewerbbetriebe, keine Anwendung. Got, §. 30.) 100. 
— die durch örtliche Verhältniſſe bedingten näheren 
Feſtſetzungen hierüber bleiben der Regierung, nach An⸗ 
hörung des Gewerberaths und der Kommunalbehörde, 
vorbehalten. (V. v. 9. Febr. 49.58. 30.) 100, 

Länd⸗ 


46 Sachregiſter. 1849. 
Ländliche Grundſtücke, deren Aufnahme in den Landrecht, Allgemeines, (Fortſ.) 


oſtpreußiſchen landſchaftlichen Kreditverband. (A. E. 
v. 4. Mai 49.) 182. — von dem Schleſiſchen land— 
ſchaftlichen Kreditverbande nach dem Landſchaftsregle— 
ment vom 9. Juli 1770. zeither ausgeſchloſſen, deren 
Beleihung mit Darlehnen in neuen ſchleſiſchen landſchaft— 
lichen Pfandbriefen. (A. E. vom 11. Mai 49. nebſt 
Regulativ.) 182— 203. — ſ. auch Landſchaften und 
Grundſtücke. 
Laudräthe, dieſelben können durch Königliche Ver— 
fügung jederzeit mit Gewährung des vorſchriftsmäßi— 
gen Wartegeldes einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt 
werden. (V. v. 11. Juli 49. §. 94.) 290. — Wirk⸗ 
ſamkeit derſ. bei der Bildung der Urwahlbezirke behufs 
der Wahlen für die zweite Kammer. (V. v. 30. Mai 
49. e 5.) 205. — desgl. bei den Wahlen für das 
Volkshaus des deutſchen Parlaments. (V. v. 26. Novbr. 
49. 88. 23. 25.) 427. — als Vorſitzende der Kommif- 
ſionen für die Vorarbeiten zur Aufhebung der beſtehen— 
den Grundſteuerfreiheiten. (V. v. 29. Juni 49. e, 2.) 
237. — dieſ. können zu Geſchworenen nicht berufen wer 
den. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63. Nr. 3.) 25. 
Landräthliche Kreiſe, Errichtung eines Kreisgerichts 
für jeden derſelben, oder mit Hinzufügung eines Theils 
des Nachbarkreiſes, ſonſt aber für zwei derſelben. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 19.) 6. — ſ. auch Kreisgerichte. 
Landrecht, Allgemeines. 
A. Beſtimmungen über die Anwendung 
deſſelben im Allgemeinen. 
— in denjenigen Landestheilen, in welchen daſſelbe 
nicht Geſetzeskraft hat, entſcheidet rückſichtlich der Kom— 
petenz zu Unterſuchungen gewiſſer Verbrechen das durch 
Gerichtsgebrauch hergebrachte Strafmaß, in hiernach 
zweifelhaften Fällen aber die Beſtimmung des Allg. 
L. R. (V. v. 3. Janr. 49. ee, 38. u. 61.) 21. 24. 
B. Beſtimmungen über einzelne Para— 
graphen deſſelben. 
Thl. J. 

Tit. 16. ee, 93 — 95., 

Anwendung derſelben im gerichtlichen Depofitalver- 

kehr auf die Beſcheinigung der Handzeichen bei Quit— 

tungen der des Schreibens und Leſens unkundigen 

Perſonen. (V. v. 18. Juli 49. §. 13.) 298. 

Thl. II. 

Tit. 2. §. 667., 

Beſtätigung einer Annahme an Kindesſtatt. (V. v. 

2. Janr. 49. §. 14.) 5 
Tit. 8. eg, 713 bis 1249., 

von Wechſeln, diefelben treten mit dem 1. Febr. 49. 

durch Einführung der allg. Deutſchen Wechſel⸗ Ord⸗ 

nung außer Kraft. (Einführungs-Ord. v. 6. Janr. 

49. e 1.) 49. 


Tit. 18. §. 586., 
Subhaſtationsfreie Veräußerung unbeweglicher Gü- 
ter der Pflegebefohlenen. (V. v. 2. Janr. 49. e 14.) 5. 

Tit. 20. Abſchnitt 2 bis 5 einſchließlich. (ee, 91—213) 
die darin aufgeführten Verbrechen gelten im Sinne 
der Verord. v. 3. Dout, 49, als politiſche Verbrechen; 
jedoch ſind als ſolche nicht anzuſehen die in den 
ee, 157 bis 160, 166. 180 bis 195. 207 bis 213. 
gedachten Geſetzes-Übertretungen. (V. v. 3. Janr. 
49. §. 61.) 24. 25. 

Tit. 20. §. 92, 
Strafbeſtimmung für die ohne Erfolg gebliebene öffent⸗ 
liche Aufforderung oder Anreizung zu dem darin 
gedachten Verbrechen des Hochverraths. (V. v. 30. Juni 
49. es, 14. u. 31.) 229. 232, 

Tit. 20, ee, 151— 153. 620. 621., 
Aufhebung derſelben durch die neuern Vorſchriſten 
und Beſtimmungen für die Preſſe. (V. v. 30. Juni 
49. §. 43.) 235. 

Tit. 20. 8. 333., 
die Beſtimmung deſſelben iſt nicht anwendbar, wenn 
nicht die Verletzung der Amtspflicht von dem Richter 
oder Beamten in der Abſicht verübt worden iſt, ſich 
oder Anderen Vortheil zu verſchaffen, oder dem Staate 
oder Anderen Nachtheil zuzufügen. (V. v. 10. Juli 
49. §. 3.) 254. — (V. v. 11. Juli 49. §. 4.) 272. 


Landſchaften (läandſchaftliche Kreditſyſteme, Kreditinſti⸗ 


tute). — Oſtpreußiſche, Aufnahme ländlicher 
Grundſtücke in deren landſchaftlichen Kreditverband. 
(A. E. v. 4. Mai 49.) 182. — Weſtpreußiſche, 
Abänderung einiger Beſtimmungen deren Landſchafts- 
Reglements vom 19. April 1787. Thl. III. Kap. 1. 
Se, 24 — 27. in Bezug auf die Ausfertigung, Eintra- 
gung und Löſchung ihrer Pfandbriefe. (A. E. v. 5. Novbr. 
49.) 433. f. — Schleſiſche, Beleihung des nach deren 
Landſchaftsreglement v. 9. Juli 1770, von ihrem land- 
ſchaftlichen Kreditverbande bisher ausgeſchloſſenen länd- 
lichen Grundeigenthums, mit neuen landſchaftlichen 
Pfandbriefen. (A. E. v. 11. Mai 49. nebſt Regulativ.) 
182203. 
A. Von den Darlehnen. (eg, 1—18. des Regulativs.) 
183 — 190. — Beleihungsfähigkeit der Grundſtücke. 
(S. 1.) 183. 184. — Antrag und Beleihungsquote. 
(So. 2. und 3.) 184. — Abſchätzung mit Taxregula⸗ 
tiv. (S. 4. und Anl. A.) 184. f. 198-201, — Ber 
leihung ohne Taxe. (§. 5.) 185. — Verbindlichkeiten des 
Darlehnnehmers. (S. 6.) 185. f. — Perſönliche Verbind⸗ 
lichkeit, Valuta und Jahreszahlung. (SS. 7. 8. 9.) 186, 
— Zahlungstermine, Stundung und Beitreibung. (eg, 10. 
11. und 12.) 186. 187. — Srqueftrationen und Sub- 
haſtationen. ($$. 13. 14. 15.) 188. — Überwachung, 
Rückzahlung und Koſten. (ee, 16. 17. 29 18.) 189, 
190. 
B. Von 


Sachregiſter. 
Lebensmittel, Beſchränkung des Einkaufs derſelben 


Landſchaften, (Fortſ.) 

B. Von den Pfandbriefen. (Ss. 19—29.) 190196. 
— Umfang der Emiſſion bert, (§. 19.) 190. — Aus- 
fertigung derſ. nach beigefügten Muſtern. (So. 20. und 
21. nebſt Anl. B. und C.) 190. 191. 202. 203. — 
Rechte des Inhabers. (§. 22.) 191. f. — Zinszahlung. 
Verjährung. (§. 23.) 192. — Kapitalzahlung. ($. 24.) 
192-194. — Umlauf, Depoſition und Umfertigung. 
(88.25. 26. 27.) 194. 195. — Aufgebot, Amortifation, 
(S. 28.) 195. — Kapital⸗Verjährung. (5. 29.) 195. f. 

C. Von dem Sicherheitsfonds. (So. 30. 31. und 32.) 
196. 197. — Quellen des Fonds. (§. 30.) 196. — 
Verwaltung. ($. 31.) 196. — Rechnungslegung und 
Vorbehalt der Reviſion des gegenwärtigen Regulativs. 
(F. 32.) 196. 197. 

Landſchreibereien, im Bezirke des Juſtizſenats zu 

Ehrenbreitſtein, deren Kompetenz wird durch beſondere 

Inſtruktion geregelt. (V. v. 2. Janr. 49. $. 20.) 7. 

Landwehr, deren Stammmannſchaften nehmen an den 

Wahlen für die zweite Kammer an ihrem Stand- 

orte Theil, ohne Rückſicht darauf, wie lange ſie ſich an 

demſelben vor der Wahl aufgehalten haben. (V. v. 30. 

Mai 49. F. 9.) 206. — Landwehrpflichtige, welche zur 

Zeit der Wahlen zum Dienſte einberufen ſind, wählen 

an dem Orte ihres Aufenthalts für ihren Heimatsbe- 

zirk. (ebend. §. 9.) 206. — in gleicher Art bei den 

Wahlen zum Volkshauſe des deutſchen Parlaments. 

(V. v. 26. Novbr. 49. §. 10.) 425. — bei den Übun- 

gen derſ. findet eine Bewilligung der Tagegelder nicht 

ſtatt; vielmehr verbleibt es in dieſer Hinſicht bei den be- 

ſtehenden Vorſchriften. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. $. 6.) 87. 

— ſ. auch Soldatenſtand, desgl. bewaffnete Macht. 

Landwehr ⸗Offiziere, deren zeitherige Befreiung von 

der Klaſſenſteuer hört mit dem 1. Janr. 1850. auf, 

ſofern dieſelben nicht mobil gemacht ſind. (G. v. 7 

Dezbr. 49.) 436. 

Langenſalza, Stadt, 

u. 16. 

Lebensalter, 24jähriges, ſolches muß derjenige voll 

endet haben, welcher als ſtimmfähiger Urwähler zu 

den Wahlen für die zweite Kammer zugelaſſen werden 
will. (V. v. 30. Mai 49. e 8.) 206. — die Wähl⸗ 
barkeit zum Abgeordneten der letztern wird auch durch 
die Vollendung des dreißigſten Lebensjahrs bedingt. 

(ebend. §. 29.) 209. — die Wähler zum Volkshauſe 

müſſen das 25ſte Lebensjahr zurückgelegt haben. (V. v. 

26. Novbr. 49. ee 1. u. 7.) 419. 424. — die wähl⸗ 

baren Abgeordneten zu demſelben das 30ſte Lebensjahr. 

(ebend. §§. 6. u. 41.) 420. 430. — 30jähriges ift zur 

Berufung als Geſchworner erforderlich. (V. v. 3. Janr. 

49. . 62.) 25. — ein 70jähriges entbindet davon. 

(ebend. §. 63.) 25. 


ſiehe Chauſſeebau Nr. 15. 


1849. 47 


auf Wochenmärkten für gewiſſe Klaſſen von Käufern 
auf eine beſtimmte Zeit. (V. v. 9. Febr. 49. §. 71.) 
109. 


Lederbereiter, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 


triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be⸗ 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. $. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Lehnsſachen, dieſelben verbleiben den Appellations⸗ 


gerichten, ſo lange über ſolche von der Geſetzgebung 
nicht anderweit beſtimmt worden. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 25. N 1 4. u. 5. 35) 9. 11. 


Lehrlinge, allgemeine Beſtimmungen über deren Ver⸗ 


hältniſſe. (V. v. 9. Febr. 49. gg. 44. 45. 47. 49.) 103. 
104. — als ſolche ſind alle diejenigen zu betrachten, 
welche bei einem Lehrherrn zur Erlernung eines Ge— 
werbes in Arbeit treten. (§. 44.) 103. — Feſtſetzung 
deren Aufnahme und Entlaſſung bei den Innungen 
durch Ortsſtatuten. ($. 45.) 103. — bei deren Auf- 
nahme und Entlaſſung dürfen neben der Erſtattung der 
im $. 159. der Gewerbeordnung erwähnten baaren 
Auslagen (als: Stempel, Kopialien, Diäten für die 
einzelnen Innungsgenoſſen und Sachverſtändige, welche 
die Prüfung bewirkt haben ꝛc.) keine Gebühren oder 
Zahlungen eingezogen werden. (V. v. 9. Febr. 49. 
$$. 60. 61.) 106. 107. — Beförderung von Einrich⸗ 
tungen, welche die Fortbildung derſ. bezwecken und Auf⸗ 
bringung der dazu erforderlichen Beiträge ſeitens der 
ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden. (ebend. eg, 57. 59.) 
105, 106. — die Befolgung der Vorſchriften über de⸗ 
ren Annahme und Behandlung hat der Gewerberath 
zu überwachen. (V. v. 9. Febr. 49. e 2.) 93. 94. — 
Feſtſetzung deren täglicher Arbeitszeit durch den Ge— 
werberath für die einzelnen Handwerkszweige. (§. 49.) 
104. — Handwerksmeiſter dürfen ſich zu den techniſchen 
Arbeiten ihres Gewerbes nur der Lehrlinge ihres 
Handwerks bedienen, ſoweit nicht von dem Gewerbe— 
rathe eine Ausnahme geſtattet wird. (ebend. §. 47.) 
103. — Strafbeſtimmung für die Übertretung, oder 
Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109. — 
Erledigung deren Streitigkeiten mit ihren ſelbſtſtändi⸗ 
gen Gewerbetreibenden über Arbeits- und Lehrverhält⸗ 
niffe ꝛc. durch die Gewerbegerichte im Wege der güt⸗ 
lichen Vermittelung oder nöthigenfalls durch Erkennt⸗ 
niß. (V. v. 9. Febr. 49. e 2.) 111. — in Stelle des 
Verfahrens vor dem Vergleichsausſchuſſe der Gewerbe⸗ 
gerichte (88. 17. ff.) tritt für Streitigkeiten von In⸗ 
nungsgenoſſen mit ihren Lehrlingen, das Vergleichsver⸗ 
fahren vor einem Vergleichsausſchuſſe der Innungen 
ein. (ebend. §. 25.) 117. 

Lei⸗ 


48 


Leichenbegängniſſe, gewöhnliche, ſolche gehören nicht 
zu den öffentlichen Aufzügen, welche einer vorgängigen 
Genehmigung oder einer Anzeige bedürfen. (V. v. 29. 
Juni 49. §. 11.) 223. 

Leiſtungen, Nalural-, Feſtſtellung der Normalpreiſe 
für deren Ablöſung. (G. v. 19. Nov. 49. §. 4.) 414 
— 416. — aus den Kriegsjahren 1806 —7. und 1812 
—15,, ſ. Kriegs-Lieferungen und Leiſtungen. 

Letztwillige Dispoſitionen, deren Aufnahme ge- 
hört zur Kompetenz der Einzelrichter. (V. v. 2. Jan. 
49. e 22. Nr. 7.) 8. — deren Annahme und Aufbe- 
wahrung in gerichtlichen Depofitorien, (V. v. 18. Juli 
49. e 8.) 297. — ſ. auch Teſtamente und Kodizille. 

Lieferungen aus den Kriegsjahren 18067, und 1812 
—15., ſ. Kriegslieferungen. 

Limlingerode, Gemeinde, ſ. Chauſſeebau Nr. 20. 

Lindow, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 6. 

Lippeſchifffahrts⸗ Abgaben, Aufhebung der für 
ſolche beſtimmten Empfangſtelle zu Lünen und Übertra- 
gung der derſelben beigelegten Hebebefugniß auf die 
Empfangsſtellen zu Hamm und Haltern. (A. E. v. 22. 
Okt. 49.) 407. 

Lippſtadt, Stadt, ſ. Eiſenbahnen Nr. 5. 

Lohnlakaien, in wie fern diepolizeiliche Erlaubniß zu deren 
Gewerbe zu verſagen iſt. (V. v. 9. Febr. 49. §. 68.) 108. 

Lohnzahlungen, deren Leiſtung in baarem Gelde an 
Fabrikarbeiter und ſonſtige Perſonen, die mit der An- 
fertigung der Fabrikate für Fabrikinhaber und für die⸗ 
jenigen, welche mit Ganz- oder Halbfabrikaten Handel 
treiben, beſchäftigt find. (V. v. 9. Febr. 49. e, 50.— 
55.) 104. 105. — Strafbeſtimmungen für die Über- 
tretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 
109. 110. — Verwendung der deshalb erkannten Geld— 
bußen. (ebend. §. 75.) 110. — behufs der Anrechnung 
bei ſolchen dürfen denſelben keine Waaren kreditirt wer— 
den. ($. 50.) 104, — welche Leiſtungen an die Arbei- 
ter, Gehülfen ꝛc. dabei in Anrechnung kommen können. 
(ebend. 88. 50. 51. 52.) 104. — dahin gehören auch 
die von den Fabrikinhabern vorſchußweiſe geleiſteten 
Beiträge der Fabrikarbeiter zu deren Unterſtützungs— 
kaſſen. (ebend. eg, 58. 59.) 106. 

Losſprechung, vorläufige, (Freiſprechung von der 
Inſtanz), auf ſolche ſoll in Unterſuchungen nicht mehr 
erkannt werden. (V. v. 3. Jan. 49. §. 22.) 18. 

Loniſenhain, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 10. 

Luckenwalde⸗Jüterbogker Straße, ſiehe Chauf- 
ſeebau Nr. 4. 

Luxemburg, Großherzogthum, Vertrag mit demfel- 
ben wegen Verhütung und Beſtrafung der Forſt-, Jagd⸗ 
und Fiſchereifrevel an den gegenſeitigen Landesgrenzen 
(v. 9. Febr. 49.) 131—135. 
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M. 


Mackenrode, Ort und Gemeinde, ſiehe Chauſſee— 
bau Nr. 20. 

Magazine von Handwerkerwaaren, zum Detail— 
verkauf, in wie weit das Halten von ſolchen nur geſtattet 
werden kann. (V. v. 9. Febr. 49. sg, 33. u. 34.) 100. 
101. — Strafbeſtimmung für die Übertretung der des— 
fallſigen Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

Magdeburg, Stadt, Errichtung eines Gewerbegerichts 
für dieſelbe, jo wie für Neuſtadt-Magdeburg und Su- 
denburg und für die Ortſchaft Buckau. (A. E. v. 25. 
Mai 49.) 242. — Sitz deſſelben in Magdeburg. 
lebend.) 242, 

Mahnungen, deren Erlaß an Richter wegen geringer 
Disziplinarvergehen. (V. v. 10. Juli 49. 88. 16. u. 
17.) 256. f. 

Majeſtäts verbrechen (Majeſtätsbeleidigung), durch 
Verletzung der Ehrfurcht gegen den König und die Kö— 
nigin in Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildlicher oder 
anderer Darſtellung, deſſen Beſtrafung. (V. v. 30. Juni 
49. §. 20.) 230. 

Maler, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 9. 
Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für Über⸗ 
tretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 
109. 

Mandatsverfahren wegen Polizeivergehen, 
ſiehe letz. 

Marienburg, Stadt, ſiehe Eiſenbahnen Nr. 1. 

Marktorte, Normal ⸗, deren Feſtſtellung bei Ablöſun⸗ 
gen der Reallaſten durch Bildung von Diſtrikts-Kom⸗ 
miſſionen. (G. v. 19. Novbr. 49.) 413416. 

Märſche, bei dieſen, fo wie bei marſch- und etappen⸗ 
mäßig zurückzulegenden Reiſen des Militairs, findet eine 
Bewilligung der Tagegelder nicht ſtatt, vielmehr ver— 
bleibt es in dieſer Hinſicht bei den beſtehenden Vor— 
ſchriften. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. e 6.) 87. 

Materialien (an Sand, Kies und Feldſteinen) von 
benachbarten Grundſtücken zum Chauſſeebau, ſ. letz. 

Maurer, Nachweis deren Befähigung zum ſelbſtſtändi⸗ 
gen Betriebe ihres Handwerks durch das im S. 45. der 
allgem. Gewerbeord. v. 17. Janr. 45. vorgeſchriebene 
Zeugniß der Regierung. (V. v. 9. Febr. 49. §. 24.) 99. 

Medizinal⸗Polizei, ſ. Medizinal⸗Verwaltung. 

Medizinal⸗Verwaltung, geſammte, mit Einſchluß 
der Medizinal- und Sanitäts- Polizei, deren Überwei- 
fung an den Miniſter der Unterrichts- und Medizinal- 
Angel., unter Aufhebung der Order v. 29. Janr. 25. 
(A. E. v. 22. Juni 49.) 335. — letzterer ſoll in allen 
Fällen, in welchen dabei die Intereſſen anderer Reſſorts 

be⸗ 
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Medizinal⸗Verwaltung, (Fortſ.) 
betroffen werden, vor der Entſcheidung ſich mit den be⸗ 
theiligten Miniſterien benehmen und nach Lage der Um⸗ 
ſtände gemeinſchaftlich mit ihnen handeln. (ebend.) 335. 

Meineid, von Zeugen begangen, gegen jedes rechts- 
kräftige Urtheil kann der in Unterſuchungen Verur⸗ 
theilte zu jeder Zeit das Rechtsmittel der Reſtitution 
einwenden, wenn jenes auf die Ausſage eines ſolchen 
Zeugen gegründet iſt, zuvor muß aber das gedachte Ver- 
brechen des letztern rechtskräftig feſtgeſtellt ſein. (V. v. 3. 
Janr. 49. 88. 151. 153.) 41. 

Meisdorf, Ort, ſ. Chauſſeebau Nr. 14. 

Meiſenburg, die, ſ. Chauſſebau Nr. 26. 

Meiſter (Handwerksmeiſter), deren Vertretung im Ge⸗ 
werberathe. (V. v. 9. Febr. 49. ss. 5—14. 19.) 94—98. 
— ſolche dürfen ſich zu den techniſchen Arbeiten ihres Ge⸗ 
werbes nur der Geſellen, Gehülfen und Lehrlinge ihres 
Handwerks bedienen, ſoweit nicht von dem Gewerberathe 
eine Ausnahme geſtattet wird. (V. v. 9. Febr. 49. §. 47.) 
103. — Strafbeſtimmung für die Übertretung oder Um- 
gehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109. — f. 
auch Baumeiſter. 

Meifter : Prüfungen, behufs des ſelbſtſtändigen 
handwerksmäßigen Gewerbebetriebes, Erforderniſſe für 
die Zulaſſung zu ſolchen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 35.) 
101. — Bewirkung derſ. vor den bei den Innungen 
beſtehenden Prüfungskommiſſionen oder bei den in den 
einzelnen Kreiſen angeordneten Kreis-Prüfungskommiſ⸗ 
ſionen. (ebend. ae, 37 — 44.) 101. 102. — Rekurs⸗ 
verfahren gegen Entſcheidungen in dergl. Angelegenhei— 
ten. (SS, 38. 40. 41.) 102. — Anordnungen für die 
Prüfungsaufgaben und Prüfungszeugniſſe bei denſ. 
(s$. 42. u. 43.) 102. 103. — Inhaber von Magazi- 


nen zum Detailverkauf von Handwerkerwaaren dürfen 


ſich mit deren Anfertigung nicht befaſſen, wenn ſie nicht 
die zum Betriebe des betreffenden Handwerks erforder⸗ 
liche Meiſterprüfung beſtanden haben. (ebend. §. 33.) 
100. — die Befolgung der vorſtehenden Prüfungs⸗ 
Vorſchriften hat der Gewerberath zu überwachen. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 2.) 93. 94. — ſ. auch Prüfungen. 

Memel, Stadt, der dortige Hafengeldtarif vom 19. 
Apr. 1844. bleibt mit den inzwiſchen auf Grund bes 
ſonderer Anordnungen eingetretenen Ermäßigungen ein⸗ 
zelner Abgaben bis auf Weiteres in Kraft. (A. E. v. 
12. Janr. 49.) 92. 

Meſſe, Reminiscere⸗, inländiſche, zu Frankfurta. d. O., 
deren Anfang wird wiederum auf den Montag nach 
Reminiscere feſtgeſetzt, wonach der §. 1. der revidirten 
Meßordnung vom 31. Mai 1832. abgeändert wird. 
(A. E. v. 18. Juli und Miniſt.⸗ Bekanntmachung v. 8. 
Aug. 49.) 346. 

Jahrgang 1849. 
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Meſſerſchmiede, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be⸗ 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Metallgeräth, altes, in wie fern die polizeiliche Er- 
laubniß zum Handel mit ſolchem zu verſagen iſt. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 68.) 108. 

Metallurgiſche Geſellſchaft zu Bonn, früher zu 
Stolberg, allerhöchſte Genehmigung des Fortbeſtehens 
derſelben als einer Aktiengeſellſchaft und Beſtätigung 
des für dieſelbe in Stelle des früheren Geſellſchafts— 
vertrages angenommenen Statuts, v. 30. Mai 1849. 
(Miniſt. Bekanntmach. v. 6. Oktbr. 49.) 381. 

Meuterei, an einem in Belagerungszuſtand erklärten 
Orte oder Bezirke, deren kriegsgerichtliche Unterſuchung 
und Beſtrafung. (V. v. 10. Mai 49. e 10.) 168. 

Militair, ſiehe bewaffnete Macht, Landwehr und 
Soldatenſtand. 

Militairbeamte, denen ein beſtimmter Rang beigelegt 
iſt, Vergütung der Reiſe- und Umzugskoſten für dieſ. in 
Dienſtangelegenheiten und bei Verſetzungen. (Regulativ 
v. 28. Dezbr. 48.) 81-85. — desgl. Gewährung von 
Tagegeldern in und bei denſ. (A. E. v. 28. Dezbr. 48.) 
85—88. — deren zeitherige Befreiung von der Klaſſen⸗ 
ſteuer hört mit dem 1. Janr. 1850. auf, ſofern dieſelben 
nicht mobil gemacht find. (G. v. 7. Dezbr. 49.) 436. — 
Disziplinar-Strafverfahren gegen dieſelben. (V. v. 11. 
Juli 49. ge, 85—89.) 287. 288. — in Betreff der Ver⸗ 
fügung von Disziplinarftrafen, die nicht in der Entfer- 
nung aus dem Amte beſtehen, gegen Militairbeamte, kom⸗ 
men die auf dieſe Beamten bezüglichen beſonderen Be— 
ſtimmungen zur Anwendung. (ebend. S. 89.) 288. — daſ⸗ 
ſelbe gilt von der Amtsſuspenſion aller Beamten der Mili« 
tairverwaltung im Falle des Krieges. (ebend. §. 89.) 288. 
— ſ. auch Reiſe- und Umzugskoſten, desgl. Tagegelder. 

Militairbefehlshaber, oberſte, dieſelben können für 
den Fall eines Aufruhrs, auf den Antrag des Ser. 
waltungschefs des Regierungsbezirks, in dringenden 
Fällen rückſichtlich einzelner Orte und Bezirke den Be— 
lagerungszuſtand erklären. (V. v. 10. Mai 49. §. 2.) 
165. — letzteres kann, wenn Gefahr im Verzuge iſt, 
durch den Militairbefehlshaber unmittelbar geſchehen. 
(ebend. §. 2.) 165. — mit der Erklärung des Bela⸗ 
gerungszuftandes geht die vollziehende Gewalt an die— 
ſelben über, auch haben alsdann die Civil-Verwaltungs⸗ 
und die Kommunal- Behörden den Anordnungen und 
Aufträgen derſ. Folge zu leiſten. (ebend. $. 4.) 166. — 
zeit- und diſtriktsweiſe Suspendirung der eg, 5. 6. 7. 
24. 25. 26. 27. u. 28. der Verfaſſungsurkunde v. 5. Dezbr. 
48. durch dieſelben während des Belagerungszuſtandes. 
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Militairbefehlshaber, oberſte, (Fortſ.) 
(V. v. 10. Mai 49. §. 5.) 166. — Ausübung der höhern 
Militairgerichtsbarkeit ſeitens derſ. während des Belage— 
rungszuſtandes eines Orts oder Bezirks über ſämmtliche zur 
Beſatzung gehörende Militairperſonen. (ebend. §. 7.) 167. 

Militair⸗Disziplinar⸗Kommiſſionen, eine ſolche 
beſteht für jedes Armeekorps und iſt die entſcheidende 
Disziplinarbehörde für Militairbeamte, welche der Mi- 
litair-Intendantur nicht untergeordnet find. (V. v. 
11. Juli 49. 88. 86. 87. 88.) 288. — die. Mitglieder 
derſ. werden von dem Kriegsminiſterium ernannt. (ebend. 
ee, 86—88.) 288. 

Militair⸗ Gerichtsbarkeit, deren Ausübung über 
Militairperſonen während eines erklärten Belagerungs— 
zuſtandes. (V. v. 10. Mai 49. ee 6. u. 7.) 166. 167. 

Militair⸗Gerichtsſtand, in Strafſachen, derſelbe 
ſoll durch beſondere Geſetze anderweit beſtimmt werden, 
bis wohin es bei den darüber beſtehenden Vorſchriften 
verbleibt. (V. v. 2. Janr. 49. §. 10.) 4. — auch ver⸗ 
bleibt es hinſichtlich deſſelben wegen der in der Verord. 
v. 30. Juni 49. vorgeſehenen ſtrafbaren Handlungen 
bei den beſtehenden Vorſchriften. (§. 40. derſ.) 235. 

Militair⸗Intendantur, dieſelbe iſt die entſcheidende 
Disziplinarbehörde erſter Juſtanz für die ihr unterge— 
ordneten Militairbeamten und Civilbeamten der Militair— 
verwaltung. (V. v. 11. Juli 49. es, 85. 88.) 287. 288. 

Militairperſonen, Vergütung der Reiſe- und Um- 
zugskoſten für dieſ. in Dienſtangelegenheiten und bei 
Verſetzungen. (Regulativ v. 28. Dezbr. 48.) 81 — 85. 
— desgl. Gewährung von Tagegeldern in und bei denſ. 
(A. E. v. 28. Dezbr. 48.) 85—88. — dieſelben ſtehen 
während des Belagerungszuſtandes unter den Geſetzen, 
welche für den Kriegszuſtand ertheilt ſind. (V. v. 10. 
Mai 49. eg, 6. 7.) 166 — 467. — Theilnahme derſel⸗ 
ben an den Wahlen für die zweite Kammer. (V. v. 
30. Mai 49. S. 9.) 206. — desgl. an den Wahlen 
für das Volkshaus des deutſchen Parlaments. (V. v. 
26. Novbr. 49. §. 10.) 425. — im aktiven Dienſt be= 
findlich, dieſ. können zu Geſchworenen nicht berufen 
werden. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63. Nr. 4.) 25. — 
im Dienſt befindliche, die denſelben zugefügten Beleidi— 
gungen find fortan nach Abſchnitt II. und beziehungs— 
weiſe Abſchnitt III. der Verord. v. 3. Janr. 49. zu 
behandeln und unterliegen auch hinſichts der Rechts- 
mittel den Vorſchriften derſ. (V. v. 3. Janr. 49. 8. 
181.) 46. — im Dienſt befindliche, Begründung des 
Mandatverfahrens in Polizeiſtrafſachen durch deren 
Anzeige, wenn ſie ſolche aus eigener dienſtlicher Wahr— 
nehmung bekunden. (V. v. 3. Janr. 49. . 171.) 44. — 
ſ. auch Militairgerichtsbarkeit und Mililairgerichtsſtand. 
— desgl. Reiſe- und Umzugskoſten und Tagegelder. 
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Militairpflichtige, ausgetretene, gegen ſolche ſoll, 
anſtatt der Vermögens-Konfiskation, nunmehr auf Geld⸗ 
buße von funfzig bis eintauſend Thalern erkannt wer⸗ 
den. (V. v. 4. Janr. 49.) 47. 48. 

Militair⸗Probedienſt, die Reifen der Anſtellungs⸗ 
berechtigten zur Leiſtung deſſelben ſchließen den Anſpruch 
auf Tagegelder aus; dagegen werden letztere auch bei 
ſelbſt nachgeſuchten Kommandos gegeben, wenn dieſe an 
ſich unmittelbar im dienſtlichen Intereſſe liegen. (A. 
E. v. 28. Dezbr. 48. e 5.) 87. 

Militair⸗Prüfungs⸗Kommiſſionen, die Reiſen 
der zu Prüfenden zu denſelben ſchließen den Anſpruch auf 
Tagegelder aus. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. §. 5.) 87. 

Militair⸗Strafgeſetzbuch, bei deſſen Vorſchriften 
über die Ausübung der niederen Militairgerichtsbarkeit 
verbleibt es auch während eines erklärten Belngerungs- 
zuſtandes. (V. v. 10. Mai 49. e 7.) 167. — nach 
den Beſtimmungen des $. 125. des erſten Theils deſſel— 
ben werden Perſonen des Soldatenſtandes beſtraft, welche 
gegen die Vorſchrift des Art. 37. der Verfaſſungsur⸗ 
kunde zur Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
oder zur Berathung militairiſcher Befehle und Anord- 
nungen in Vereine zuſammentreten oder zu ſolchen 
Zwecken ſich ſonſt verſammeln. (V. v. 29. Juni 49. 
8. 22.) 225. 

Militair⸗ Übungen, der Linientruppen und der Land- 
wehr, bei ſolchen findet eine Bewilligung der Tagegel— 
der nicht ſtatt; vielmehr verbleibt es in dieſer Hinſicht 
bei den beſtehenden Vorſchriften. (A. E. v. 28. Dezbr. 
48. §. 6.) 87. 

Militair⸗Unterrichts⸗ und Vorbereitungs⸗ 
Anſtalten, die Reiſen der Schüler zu ſolchen ſchließen 
den Anſpruch auf Tagegelder aus; dagegen werden letz— 
tere auch bei ſelbſt nachgeſuchten Kommandos gegeben, 
wenn dieſe an ſich unmittelbar im dienſtlichen Intereſſe 
liegen. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. §. 5.) 87. 

Militair⸗Waiſenhaus zu Potsdam, der bisher zu 
Gunſten deſſelben beſtandene Intelligenz-Inſertionszwang 
wird mit dem 1. Janr. 1850. gänzlich aufgehoben. (G. 
v. 21. Dezbr. 49.) 441. — für die Entziehung der 
demſelben ſtiftungsmäßig daraus und aus der Heraus- 
gabe von Intelligenzblättern bisher zuſtändigen Ein- 
künfte wird ihm aus der Staatskaſſe eine jährl. Ent⸗ 
ſchädigungsrente von vierzig tauſend Thalern gezahlt. 
(ebend, §. 4.) 441. 

Militair⸗Werkſtätten und Fabriken, zur Be⸗ 
ſchaffung militairiſcher Bedürfniſſe beſtimmt, ſolche blei- 
ben der beſonderen Regelung vorbehalten, daher die Be— 
ſtimmungen der Verord. v. 9. Febr. 49. über Handwerks-, 
Innungs⸗ und Fabrikenverhältniſſe, auf ſolche keine An- 
wendung finden. (§. 76. der gedachten Verord.) 140. 

Min⸗ 
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Minden: Edlner Eiſenbahn, ſ. Eiſenbahnen Miniſterium für Handel, Gewerbe und öf⸗ 


Nr. 6. 


Miniſter (Staatsminiſter), Befugniſſe derſelben im Dis⸗ 
ziplinar⸗Strafverfahren gegen die ihnen unmittelbar oder 
mittelbar untergebenen Beamten. (V. v. 11. Juli 49. 
88. 22. 25. Nr. 1. u. 2. §8. 36. 91. 93. 97. 99.) 
275. 276. 277. 289. 290. 291. — dieſelben können zu 
Geſchworenen Vo berufen werden. (V. v. 3. Jan. 49. 
e, 63. Nr. 1.) 25. 


Miniſterialdirektoren, dieſelben können durch Kö 
nigliche Verfügung jederzeit mit Gewährung des vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Wartegeldes einſtweilig in den Ruhe— 
ſtand verſetzt werden. (V. v. 11. Juli 49. . 94.) 
90 " 


Miniſterien, betheiligte in Angelegenheiten der Me- 
dizinal⸗Verwaltung, mit ſolchen ſoll der Miniſter der 
Medizinal» Angelegenheiten ſich über deren Intereſſen 
benebmen und nach Lage der Umſtände gemeinſchaftlich 
mit ihnen handeln. (A. E. v. 22. Juni 49.) 335. 


Meiniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗Angelegenheiten, von der evangeli⸗ 
ſchen Abtheilung deſſelben ſollen einſtweilen in höherer 
Inſtanz die zu dem Reſſort der Konſiſtorien gehörenden 
Angelegenheiten, unter dem Vorſitze des Direktors ge— 
dachter Abtheilung, ſelbſtſtändig und kollegialiſch bear- 
beitet werden, bis der Art. 12 der Verfaſſungsurkunde 
v. 5. Dezbr. 48 in Vollziehung zu ſetzen ſein wird. (A. 
E. v. Op. Janr. 49.) 125. — Reſſortverhältniſſe jener 
Abtheilung zu dem Miniſterium. lebend.) 125. — in 
Betreff der den Regierungen zur Zeit noch zuſtehenden 
Befugniſſe in Kirchenſachen bewendet es vorläufig bei 
der gegenwärtigen Einrichtung, während in Fällen ge= 
miſchten Reſſorts es des Einverſtändniſſes der evange— 
liſchen Abtheilung bedarf. (ebend.) 125. — Überweifung 
der geſammten Medizinal- Verwaltung, mit Einſchluß 
der Medizinal- und Sanitäts-Polizei, an daſſelb e. (A. 
E. v. 22. Juni 49) 335. (ſ. auch Thierarzeneiſchchule 
u. Thierärzle.) 


Miniſterium für Handel, Gewerbe und öf⸗ 
fentliche Arbeiten, daſſelbe ertheilt die Genehmi— 
gung zur Errichtung von Gewerberäthen. (B. v. 9. Fe⸗ 
bruar 49. §§. 1. u. 3.) 93. 94. — es entſcheidet über 
die Beſchwerden gegen die Anordnungen der Regierun— 
gen bei den Wahlen für die Gewerberäthe. (ebend. 
§. 12.) 96. — desgl. über Beſchwerden gegen die An⸗ 
ordnungen der Regierungen in Wahlangelegenheiten für 
die Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. e 10.) 113. 
— Feſtſtellung der Statuten der ältern Innungen durch 


fentliche Arbeiten, (Fortſ.) 

daſſelbe nach Maßgabe der Verordn. v. 9. Febr. 49. 
(S. 66. derſ.) 107. 108. — Entſcheidung deſſelben über 
die Ausführung der Beſtimmungen wegen Zulaſſung 
zum ſelbſtſtändigen Betriebe gewiſſer Handwerke. (ebend. 
§§. 26 — 28.) 99. — demſelben bleiben die näheren 
Beſtimmungen über die Prüfungs-Aufgaben der Hand⸗ 
werker und über die Form der Prüfungs- und Ent⸗ 
laſſungszeugniſſe vorbehalten. (ebend. §. 42) 402. — 
— an daſſelbe findet der Rekurs oder die Berufung 
auf rechtliches Gehör gegen die Entſcheidungen der Re⸗ 
gierungen über ſtreitige, angeblich auf beſondern läſti⸗ 
gen Erwerbstiteln beruhende Zahlungen und Abgaben 
an Kirchen, milde Stiftungen ꝛc. bei der Aufnahme 
neuer Mitglieder in eine Innung und bei der Auf⸗ 
nahme und Entlaſſung der Lehrlinge Datt, (ebend. H. 69.) 
107. — demſelben iſt die Königliche Telegraphen⸗Di⸗ 
rektion untergeordnet. (A. E. v. 23. März 49.) 146. 
— von demſelben reſſortirt unmittelbar die Königliche 
Kommiſſion für die Weſtphäliſche Eiſenbahn. (A. E. v. 
2. Febr. 49.) 127. — dieſe Kommiſſion führt fortan 
den Namen: „Königliche Dircktion der Weſtphäliſchen 
Eiſenbahn.“ (A. E. v. 5. Novbr. 49.) 404. — Aus⸗ 
übung des Obanfſch brachte über die ritterſchaftliche 
Privatbank von Pommern durch daſſelbe. (Statuten 
der Bank v. 24. Aug. 49. §. 9.) 362. — daſſelbe 
beſtimmt mit dem Finanzminiſterium den Zinsſatz für 
die ſpäteren Emiſſionen der von der Deichbaugeſellſchaſt 
zur Melioration des Nieder-Oderbruchs ausgeſtellten, 
auf jeden Inhaber lautenden Obligationen über eine 
Anleihe von 1,300,000 Rthlr. (Allerh. Privil. v. 5. 
Novbr. 49.) 408. 


Miniſterium des Innern (Miniſter des Innern), 


daſſelbe ſetzt die Tage feſt, an welchen die angeordneten 
Wahlen für die zweite Kammer ſtattfinden ſollen. (V. 
v. 30. Mai 49. ee 17. u. 28.) 208. 209. — desgl. 
den Tag der Wahl der Wahlmänner für die Wahlen 
der Abgeordneten zum Volkshauſe des deutſchen Par- 
laments. (V. v. 26. Novbr. 49. §. 26.) 428. — nach 
der Überweifung der geſammten Medizinal⸗Ve rwaltung 
an das Miniſterium der Medizinal-Angelegenheiten geht 
an daſſelbe vom Miniſterio des Innern auch die Me— 
dizinal⸗ und Sanitätspolizei über. (A. E. v. 22. Juni 
49.) 335. — von demſelben und dem Juſtizminiſter 
find die Anordnungen wegen Bildung der Gefchwore- 
nenliſten zu treffen. (V. v. 3. Janr. 49. §. 184.) 47. 
— Ermächtigung deſſelben zur Gründung eines befon- 
deren Amtsblatts nabſt Anzeiger für Berlin, wenn ſich 
ſolches als zweckmäßig ergiebt. (G. v. 21. Dezbr. 49. 
+ 2.) 441 D 
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Miniſterium für landwirthſchaftliche Ange⸗ 
legenheiten, demſelben iſt der Lehrplan der Thier⸗ 
arzeneiſchule vor deſſen Genehmigung durch den Mini⸗ 
ſter der Medizinal-Angelegenheiten zur Außerung mit⸗ 
zutheilen, auch mit demſelben jede organiſche Verfügung 
über die Ausbildung der Thierärzte vorher zu berathen. 
(A. E. v. 22. Juni 49.) 335. 

Mobiler Zuſtand des Militairs, in ſolchem wer⸗ 
den bei Dienft- und bei Verſetzungsreiſen Taggelder 
in der Regel nicht gewährt; Ausnahmen kann nur das 
Kriegs⸗Miniſterium genehmigen. (A. E. v. 28. Dezbr. 
48. F. 8.) 87. — Befreiung der Offiziere des ſtehen⸗ 
den Heeres und der Landwehr und der Militairbeamten 
von der Klaſſenſteuer während deſſelben. (V. v. 7. 
Dezbr. 49.) 436. 

Mord, an einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte 
oder Bezirke, deſſen kriegsgerichtliche Unterſuchung und 
Beſtrafung. (V. v. 10. Mai 49. §. 10.) 168. 

Mühlenbaumeiſter, Nachweis deren Befähigung zum 
ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das im 
$. 45. der allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. 
Janr. 45. vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 24.) 99. 

Müller, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 9. 
Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für über⸗ 
tretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 
109. 

Mündliches Verfahren, in den Verhandlungen vor 
dem erkennenden Richter, und der Verkündigung der 
Urtheile. (V. v. 2. Janr. 49. §. 32.) 10. 11. — in 
Unterſuchungen wegen Vergehen, ſowie wegen Polizei- 
vergehen. (V. v. 3. Janr. 49. së, 31. 164. 170.) 19. 
43. 44. — desgl. wegen Verbrechen. lebend. og, 48. 
54.) 23. — desgl. in Unterſuchungen mit Schwurges 
richten wegen ſchwererer Verbrechen, ſowie wegen poli— 
tiſcher und Preßverbrechen. (88. 14. 19. 98. 100. 147. 
121.) 16. 17. 31. 32. 35. 36. — desgl. in der Appel» 
lations-Inſtanz. (ebend. e, 134. 136.) 38. — desgl. 
in der Nichtigkeitsbeſchwerde vor dem Ober⸗Tribunal. 
(S. 143.) 40. — (ohne Gffentlichkeit), vor den Dis⸗ 
ziplinargerichten in Disziplinar -Strafſachen gegen 
richterliche Beamte (V. v. 10. Juli 49. 88. 34 — 39.) 
260. 261. — desgl. gegen nicht richterliche Beamte. 
(V. v. 11. Juli 49. 88. 24. 37 — 44. 43.) 275. 278. 
279. — ſ. auch Öffentliches Verfahren. 

Münzkartel, zwiſchen den Staaten des Zollvereins, 

vom 21. Oktbr. 1845, demſelben iſt auch das Herzog⸗ 
thum Anhalt⸗Köthen beigetreten. (Miniſt.⸗Bekanntmach. 
v. 31. Aug. 49.) 356, 


Sachregiſter. 


1849. 


Muſikalien, mit Text oder ſonſtigen Erläuterungen, 
dieſelben werden den Druckſchriften im Sinne der Ver⸗ 
ordnung v. 30. Juni 49. gleichgeſtellt. ($. 30. derſ.) 
232. — ſiehe ſerner Druckſchriften. 

Muth, Beamte, die ſolchen in ihrem Berufe nicht bes 
thätigen, ſollen im Disziplinar- Strafverfahren des 
Dienſtes entlaſſen werden. (V. v. 11. Juli 49. 5. 20.) 
274. 


\ 


N. 


Nachlaß regulirungen, in der Königlichen Familie, 
rückſichtlich derſelben behält es bei der KEEN 
fein Bewenden. (V. v. 2. Janr. 49. . 11.) 4 

Nachlaßſachen, deren Regulirung durch Eingelrüchter 
des Gerichtsbezirks. (V. v. 2. Janr. 49, §. 22. Nr. 
8.) 8. 

Nadler, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
$. 74.) 109. 

Nagelſchmiede, Nachweis deren Befähigung zum Bes 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Natural⸗Abgaben, (und Leiſtungen), Feſtſtellung der 
Normalpreiſe für deren Ablöſung. (G. v. 19. Novbr. 
49.) 414—416, 


Naturaliſation, ausländiſcher Gewerbetreibendene 
Verfahren bei Anträgen derſelben auf ſolche, in Folgr 
des §. 8. des Geſetzes v. 31. Dezbr. 42. — Geſ.⸗ 
Samml. 1843. S. 15. (V. v. 9. Febr. 49. §. 67.) 108. 

Natural⸗Lieferungen in den Kriegen von 1806—7 

und 181245, ſiehe Kriegs lieferungen. 

Natural⸗Quartier, der Anſpruch auf ſolches fällt fü, 
die Zeit, in welcher Tagegelder gegeben werden, im 
Kommandoorte des Militairs weg. (A. E. v. 28. Dezbr 
48. §. 3.) 86. 


Nebenämter, die Entziehung der Gelegenheit zu ſol⸗ 


chen bei Dienſtverſetzungen iſt nicht als eine Verkürzung 
im Einkommen anzuſehen. (V. v. 11. Juli 49. §. 94. 
Nr. 1.) 289. 


Nebenkoſten bei Dienſtreiſen, ſiehe Reiſekoſten. 
Neudorf, Ort, ſiehe Chauſſee bau Nr. 10. 
Neuhof, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 21. 

Neu: 


F 12 rer ee 
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Neußer Stadtobligationen, auf den Inhaber lau- 
tend, zum Betrage von 80,000 Rthlr., deren Ausſtellung 
und Emiſſion als Darlehn behufs Regulirung des ſtädti⸗ 
ſchen Schuldenweſens. (Allerh. Privil. v. 14. März 49.) 
139—144. — jährliche Verzinſung derſelben mit fünf 
Prozent auf die bei den Obligationen befidlichen Zins- 
koupons. (ebend.) 139. 140. — allmälige Tilgung der⸗ 
ſelben durch Ankauf oder jährliche Verlooſung. (ebend.) 
141. 142. 

Neuſtadt, Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau Nr. 20. 

Neuſtadt⸗Eberswalde, ſiehe Chauſſeebau Nr. ö. 

Neu⸗Vorpommern, ſiehe Pommern. 

Nichtigkeit, bei Strafe derſelben ſoll der Fällung des 
Urtheils in Unterſuchungsſachen ein mündliches öffent⸗ 
liches Verfahren vor dem erkennenden Gerichte vorher 
gehen. (V. v. 3. Jan. 49. §. 14.) 16. 

Nichtigkeitsbeſchwerde, Rechtsmittel, durch ſolche 
können Appellationserkenntniſſe über die im §. 38 der 
Verord. v. 3. Janr. 49. bezeichneten Verbrechen und 
Erkenntniſſe der Geſchworenengerichte (S. 60. ibid.) 
angefochten werden. (V. v. 3. Janr. 49. §. 138.) 39. 
— dieſelbe findet wegen Verletzung von Förmlichkeiten 
im Verfahren und wegen Verletzung eines Strafgeſetzes 
fott, (ebend. eg, 139. 140.) 39. — die Entſcheidung 
über dieſelbe erfolgt auf mündlichen Vortrag von einem 
aus ſieben Mitgliedern beſtehenden Senate des Ober— 
Tribunals in öffentlicher Sitzung. (ebend. ee. 144—150.) 
40. 41. — Anbringung derſ. binnen einer präkluſivi⸗ 
ſchen Friſt von 10 Tagen bei dem Gerichte erſter In⸗ 
ſtanz, vom Tage der Verkündung des Urtels. lebend. 
ss. 143. 144.) 39. 40. — durch die Einlegung derſ. 
von Seiten des Angeklagten wird die Vollſtreckung der 
Strafe aufgehalten. (V. v. 3. Janr. 49. §. 159.) 42, — 
findet in Disziplinarſachen nicht ſtatt. (V. v. 10. Juli 
49. e, 45.) 262. — dieſelbe wird als Appellations⸗ 
Beſchwerde behandelt, wenn die Berufung zuläſſig und 
eingelegt iſt. (ebend. §. 45.) 262. — in wie weit ſolche 
gegen Erkenntniſſe der Gewerbegerichte ſtattfinden kann, 
iſt nach der in den verſchiedenen Landestheilen beftehen- 
den allgemeinen Prozeßgeſetzgebung zu beurtheilen. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 54.) 123. 

Nieder⸗Oderbruch, ſiehe Oderbruch. 

Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn, ſiehe 
Eiſenbahnen Nr. 4. 

Nierenhof, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 25. 

Nogat, die, (Strom), Ausführung des Brückenbaues über 
Biefelbe und der durch die Oſteiſenbahn-Anlage beding⸗ 
ten Strom- und Deichregulirungen an derſ. für Rech- 
nung des Staats. (G. v. 7. Dezbr. 49. e, 1. Nr, 1. 
u. §. 2.) 437, 


. 
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2 H " 
3 bei Ablöſungen der Reallaſten, 
deren Feſtſtellung durch Bildung von Diſtrikts-Kom⸗ 
miſſionen. (G. v. 19. Novbr. 49.) 413416. 
Notarien, deren Ernennung durch den Juſtizminiſter 
im Namen des Königs. (V. v. 2. Janr. 49. §. 36.) 
12. — beſondere, können in den Städten von 50,000 
und mehr Einwohnern angeſtellt werden. (V. v. 2. Janr. 
49. §. 30.) 10. — die gleichzeitige Funktion derſ. fol 
den bei dem Ober-Tribunal und den Appellationsge⸗ 
richten künftig anzuſtellenden Rechtsanwalten in der 
Regel nicht beigelegt werden. (ebend. §. 30.) 10, — 
Disziplinar- Strafverfahren gegen dieſelben. (V. v. 
11. Juli 49. ee 73 — 82.) 285 — 287. — Niederlegung 
ihres Amts bei körperlicher oder geiſtiger Unfähigkeit, 
lebend. §. 83.) 287. — Befugniß derſ. zur rechtsgül⸗ 
tigen Aufnahme von Verträgen über Zertheilung von 
Grundſtücken, über Abzweigung einzelner Theile ꝛc., in 
Anwendung des §. 2. des Geſetzes v. 3. Janr. 45, 
(B. v. 2. Janr. 49. e, 31.) 10. — fie find aber ver⸗ 
pflichtet, ſolche Verträge an die betreffende Hypotheken⸗ 
behörde einzuſenden. lebend. §. 31.) 10. — Wählbarkeit 
derſ. zu Geſchworenen. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63.) 25. 


O. 


Ober⸗Appellationsgericht, zu Greifswald, 
daſſelbe bleibt unter Vorbehalt weiterer Beſtimmung 
beſtehen, erhält aber die Bezeichnung: „Appellations⸗ 
gericht“. (V. v. 2. Janr. 49. ee 24. und 25.) 8. — 
Aufhebung desjenigen zu Poſen. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 24.) 8. — f. ferner Appellationsgerichte. 

Ober⸗Bergämter, ſiehe letz. 

Oberlandesgerichte (Obergerichte), zu Inſterburg, 
Königsberg, Marienwerder, Bromberg, Poſen, Stettin, 
Cöslin, Frankfurt, Breslau, Glogau, Ratibor, Naum⸗ 
burg, Halberſtadt, Magdeburg, Münſter, Paderborn 
und Arnsberg, dieſelben bleiben, unter Vorbehalt wei⸗ 
terer Beſtimmung, beſtehen, jedoch erhalten fie die Be⸗ 
zeichnung: „Appellationsgerichte“. (V. v. 2. Janr. 
49. s$. 24. u. 25.) 8. — ſ. ferner Appellationsgerichte. 

Oberpräſidenten, dieſelben können durch Königliche 
Verfügung jederzeit mit Gewährung des vorſchrifts⸗ 
mäßigen Wartegeldes einſtweilig in den Ruheſtand ver- 
ſetzt werden. (V. v. 11. Juli 49. e 94.) 290, — 
durch dieſelben können bei den Wahlen der Abgeordne⸗ 
ten für die zweite Kammer, Kreiſe, die zu verſchiedenen 
Regierungsbezirken gehören, zu einem Wahlbezirke oer. 
einigt werden. (V. v. 30. Mai 49. §. 3.) 205. — Wirk- 
ſamkeit Ser, bei den Wahlen zum Volkshauſe des deutſchen 
Parlaments. (V. v. 26, Novhr, 49, $$, 3. u. 37.) 429. 

Ober⸗ 


, 
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Ober⸗Prokuratoren, Rheiniſche, Befugniſſe derſel⸗ 
ben in Disziplinar-Strafſachen. (V. v. 11. Juli 49. 
Së, 62. 64.) 282. 283. — L auch Staatsanwalte u. 
Staatsanwaltſchaft. 

Oberrod, Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau Nr. 18. 


Ober Staatdanwalte, dieſelben gehören nicht zu 


den richterlichen Beamten, daher fie in ihrer Amtsfüh- 
rung nicht der Aufſicht der Gerichte, ſondern der des 
Juſtizminiſters unterworfen ſind, deſſen Anweiſungen 
fie nachzukommen haben. (V. v. 3. Janr. 49. $. 3.) 14. 
— Anſtellung eines ſolchen bei jedem Appellationsge— 
richte. (ebend. §. 2.) 14. — die definitive Ernennung 
derſ. erfolgt durch des Königs Majeſtät auf den An- 
trag des Juſtizminiſters. (ebend. §. 3.) 14. — dieſel⸗ 
ben können auch die Funktionen der Staatsanwaltſchaft 
bei den Gerichten erſter Inſtanz übernehmen, wenn ſie 
dies für zweckmäßig erachten. (ebend. §. 10.) 46. — 
ſolche können nur nach einer mindeſtens vierjährigen 
Dienſtzeit bei einem Appellationsgerichte, eine elats— 
mößige Richterſtelle bei dem Obertkribunale bekleiden. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 37.) 12. — ſ. auch Staats- 
anwaltſchaft. 

Ober⸗Tribunal, Geheimes, in Berlin, daſſelbe führt 
künftig den Namen: „Ober-Tribunal“ (V. v. 
2. Janr. 49. §. 27.) 9. — die Vereinigung des Rhei— 
niſchen Reviſions- u. Kaſſationshofes mit demſelben wird 
einem beſondern Geſetze vorbehalten. (ebend. §. 27.) 9. 
— die Präsidenten und Räthe deſſelben werden durch 
des Königs Majeſtät ſelbſt ernannt. (V. v. 2. Janr. 
49. e 36.) 12. — bei demſelben kann Niemand eine 
etatsmäßige Richterſtelle bekleiden, welcher nicht minde— 
ſtens vier Jahre als Richter oder Ober-Staatsanwalt 
bei einem Appellationsgerichte fungirt hat. (V. v. 2. 
Janr. 49. §. 37.) 12. — den bei demſ. künftig anzu⸗ 
ſtellenden Rechtsanwalten ſoll in der Regel die gleich- 
zeitige Funktion eines Notars nicht beigelegt werden. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 30.) 10. — daſſelbe bildet 
fortan in den Rechtsſachen aus dem Bezirke des Appel- 
lationsgerichts zu Greifswald die dritte und höchſte 
Inſtanz. (ebend. §. 28.) 9. — daſſelbe iſt die entſchei⸗ 
dende Inſtanz über Nichtigkeitsbeſchwerden gegen Appel» 
lationserkenntniſſe, über die im §. 38. der Verord. v. 
3. Janr. 49. bezeichneten Verbrechen u. gegen Erkennt- 
niſſe der Geſchworenengerichte ($. 60 ibid.) (V. v. 
3. Janr. 49. $$. 144 — 150.) 40. 41. — als Diszi⸗ 
plinargericht in Anſehung feiner Mitglieder u. der Prä- 
ſidenten u. Direktoren der Appellationsgerichte. (V. v. 
10. Juli 49. Së. 21. 23.) 257. 258. — Verweiſung 
der Erledigung einer Disziplinar-Sache von einem Ap⸗ 
pellationsgerichte an ein anderes durch daſſelbe. (ebend. 
eg, 26. 32, 68 u. 69.) 259. 260, 267. — Berufung 
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Ober⸗Tribunal, (Fortſ.) 
an daſſelbe gegen die von den Appellationsgerichten 
erlaſſenen Urtheile. (SS. 41. 43.) 261. — daſſelbe be⸗ 
ſchließt über die unfreiwillige Verſetzung eines Richters. 
(V. v. 10. Juli 49. §. 56.) 264. — daſſelbe und deſ⸗ 
ſen erſter Präſident üben die ihnen beigelegten Befug— 
niſſe auch in Anſehung der landwirthſchaftlichen Aus- 
einanderſetzungs-Behörden aus. (V. v. 10. Juli 49. 
se, 68. u. 69.) 267. — Verhältniſſe deſſelben zu dem 
General-Auditoriate. (ebend. §§. 72 — 77.) 267. 268. 
— in den von ben Regierungen bereits in erſter In⸗ 
ſtanz entſchiedenen Anſprüchen aus den Kriegsjahren 
1806 — 7. u. 1812 — 15, tritt daſſelbe in die Stelle 
der aufgelöſten Immediat-Kommiſſion für die zweite 
und letzte Inſtanz. (A. E. v. 7. Dezbr. 48.) 90. 

Oder, Strom (linken Ufers), Statut des Herrnprotſch— 
Brandſchützer Deichverbandes zur gemeinſamen Anlegung 
und Unterhaltung eines zum Schutze gegen die Überfluthun- 
gen derſ. und der Weiſtritz, in Gemeinſchaft mit der bethei— 
ligten fiskaliſchen Forſtverwaltung, zu erbauenden Deiches, 
(v. 2. Oktbr. 49.) 383 402. — f. ferner Deich verband. 

Oderberg, Ort, ſiehe Chauſſebau Nr. 5. 

Oderbruch, Nieder-, Ausführung des Meliorations- 
werks für denſelben durch die beſtehende Deichbaugeſell⸗ 
ſchaft nach dem früheren Plane mittelſt Durchſtichs der 
Höhe bei Hohenſaathen, in Verfolg der Verordnung 
vom 22. Aug. 1848. (A. E. v. 23. Juli 49.) 338, — 
Aufnahme einer Anleihe ſeitens der zur Melioration 
deſſelben beſtehenden Deichbaugeſellſchaft, zum Betrage 
von 1,300,000 Rthlr. gegen Ausſtellung und Emiſſion 
auf jeden Inhaber lautender, mit Zinskoupons verſe— 
hener Obligationen. (Allerh. Privil. vom 5. Novbr. 49, 
nebſt beigefügtem Plan.) 408 — 412. — der Zinsſatz 
für die erſte Emiſſion dieſer Obligationen wird auf 
43 Prozent beſtimmt; für jede ſpätere Emiſſion wird 
derſelbe von dem Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten und von dem Finanzminiſter feſtge— 
ſtellt. (ebend.) 408. — allmälige Tilgung derſelben aus 
dem von der Deichkorporation aufzubringenden Tilgungs— 
fonds, nach der durch das Loos zu beſtimmenden Reihe— 
folge. (ebend. und gg, 4 — 6. des Planes.) 408. 409. f. 
— Bewilligung der Staatsgarantie für die Zinſen 
dieſer Anleihe. lebend.) 408. 

Öffentlich, im Sinne der 88. 13. 14. 16. 17. 18. 19. 
23. und 29. der Verordnung v. 30. Juni 49. iſt eine 
Handlung, wenn ſie an öffentlichen Orten oder in 
öffentlichen Zuſammenkünften, oder durch Druck- und 
andere Schriften vorgenommen wird, welche verkauft, 
verbreitet, an Orten, welche dem Publikum zugänglich 
ſind, ausgeſtellt oder angeſchlagen werden. (V. v. 30. 
Juni 49. e, 31.) 232, 


DI 


Of⸗ 
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Öffentliches Verfahren, bei den Verhandlungen 
vor dem erkennenden Gerichte durch mündlichen Vortrag. 
(V. v. 2. Janr. 49. e 32.) 10. 11. — die Verkündi⸗ 
gung der Urtheile ſind ohne Beſchränkung öffentlich. 
(ebend. eg, 32. und 34.) 14. — Ausnahmen für ge⸗ 
wiſſe Sachen werden durch die Geſetze beſtimmt. (ebend. 
$. 32.) 11. — in Unterſuchungen vor Schwurgerichten 
wegen ſchwerer Verbrechen, ſowie wegen politiſcher und 
Preßverbrechen. (V. v. 3. Janr. 49. eg, 14. 15.83.) 16. 29. 
— daſſelbe ſoll der Fällung des Urtheils, bei Strafe der 
Nichtigkeit, vor dem erkennenden Gerichte vorhergehen. 
(ebend. §. 14.) 16. — bei den während des Belage⸗ 
rungszuſtandes angeordneten Kriegsgerichten. (V. v. 
10. Mai 49. e, 13.) 169. — Ausſchließung der Öf- 
fentlichkeit der Verhandlungen, wenn das Gericht dies 
aus Gründen des öffentlichen Wohls oder der Sittlich— 
für angemeſſen erachtet. (V. v. 2. Janr. 49. e, 32.) 
10. 11. — (V. v. 3. Janr. 49. §. 15.) 16. — (V. v. 
10. Mai 49. e 13. Nr. 1.) 169. — in den Sitzungen 
der Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 49. §. 40.) 120, 
— ſ. auch Unterſuchungen. 

Öffentliches Wohl, Ausſchließung der Öffentlichkeit 
der gerichtlichen Verhandlungen aus Gründen deſſelben. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 32.) 11. — (V. v. 3. Janr. 49. 
§. 15.) 46. — (V. v. 10. Mai 49, e 13. Nr. 1.) 169. 


Offiziere, Vergütung der Reiſe- und Umzugskoſten 
für dieſelben in Dienſtangelegenheiten und bei Verſetzun⸗ 
gen. (Regulativ v. 28. Dezbr. 48.) 81 - 85. — desgl. 
Gewährung von Tagegeldern in und bei denſ. (A. E. v. 
28. Dezbr. 48.) 85 — 88. — welche zu ihrer Ausbil 
dung bei einer andern Waffe Dienſte zu leiſten wün⸗ 
ſchen, haben auf Tagegelder während dieſer Zeit keinen 
Anſpruch; dagegen werden letztere auch bei ſelbſt nach⸗ 
geſuchten Kommandos gegeben, wenn dieſe an ſich un. 
mittelbar im dienſtlichen Intereſſe liegen. (A. E. v. 
28. Dezbr. 48. §. 5.) 87. — (des ſtehenden Heeres und 
der Landwehr), deren zeitherige Befreiung von der Klaſ⸗ 
ſenſteuer hört mit dem 1. Janr. 1850. auf, ſofern die⸗ 
ſelben nicht mobil gemacht ſind. (G. v. 7. Dezbr. 49.) 
436. — ſ. auch Reife» und Umzugskoſten, desgl. Tage⸗ 
gelder. 

Oppoſition, Rechtsmittel des Einſpruchs, findet in 
Disziplinar⸗Strafſachen gegen Beamte nicht ſtatt. (V. 
v. 10. Juli 49. e, 40.) 261. — (V. v. 11. Juli 49. 
F. 44.) 279. 

Ordnungsſtrafen, gegen richterliche Beamte, in 
Warnungen, Verweiſen und Geldbußen beſtehend, Vor⸗ 
ſchriften für das Dioziplinarverfahren wegen folder, 
(V. v. 10. Juli 49. ee, 16 — 49. 20 — 45.) 256 — 262. 
— desgl. gegen nicht richterliche Beamte. (V. v. 


55 


Ordnnngsſtrafen, (Fortf.) 
11. Juli 49. e 17. 18. 20. 21. — 1.) 274 280. 
— gegen die Verfügung von ſolchen findet nur die 
Beſchwerde bei der vorgeſetzten Inſtanz ſtatt. lebend. 
S. 23.) 275. — ſobald die Beſchwerde erhoben 
wird, iſt davon derjenigen Behörde Anzeige zu 
machen, welche die Strafe verfügt hat. (ebend. §. 23.) 275. 
Ortsſtatuten, über die durch ſolche auf Grund der 
SS, 168. und 169, der allg. Gem, Ep, v. 17. Janr. 
45. und ber es, 45. 56. 57. 58, der Verord. v. 9. Febr. 
49. feſtzuſetzenden Innungs- ꝛc. Verhältniſſe iſt der Ge⸗ 
werberath mit ſeinen Anſichten und Vorſchlägen zu hö 
ren. (V. v. 9. Febr. 49. §. 2.) 93. f. — durch ſolche 
kann die gleichzeitige Ausübung mehrerer Handwerke 
durch dieſelbe Perſon, wenn dadurch erhebliche Nach- 
theile entſtehen, den örtlichen Verhältniſſen entſprechend, 
beſchränkt werden. (V. v. 9. Febr. 49. §. 29.) 100. 
— Feſtſetzungen in ſolchen über die Anlegung von Ma⸗ 
gazinen zum Detailverkanf von Handwerkerwaaren. 
(ebend. §. 34.) 100. 101. — Aufnahme der Anordnun⸗ 
gen über die Verhältniſſe der Geſellen, Gehülfen und 
Lehrlinge in dieſelben. (ebend. es. 45. 46.) 103. — 
desgl. über die Errichtung von Hülfs- und Unter⸗ 
ſtützungs⸗Kaſſen für Innungsgenoſſen, Geſellen und 
Gehülfen, desgl. für die Fortbildung der letztern und 
der Lehrlinge, und Aufbringung der Beiträge zu ſolchen 
ſeitens aller Betheiligten. (es, 56. 57. u. 59.) 105. 
106. — desgl. in Beziehung auf Fabrikarbeiter. (ee, 58. 
59.) 106. — Strafbeſtimmung für die Übertretung oder 
Umgehung der in Folge der vorſtehenden sg, 29. u. 34. 
getroffenen Feſtſetzungen. (ebend. §. 74.) 109, 
Oſtbahn, ſiehe Eiſenbahnen Nr. 1. 
Oſtpreußiſche Landſchaft, ſiehe Landſchaften. 


P. 


Paderborn, Stadt, ſiehe Eiſen bahnen Nr. 5. 

Pantoffelmacher, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be⸗ 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbe⸗ 
ſtimmung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vor⸗ 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

Parketſekretaire, Rheiniſche, Disziplinar - Strafver- 
fahren gegen Mel, (V. v. 11. Juli 49, §. 65.) 283. 
Parlament, deutſches, behufs der Berathung und Ver- 
einbarung des Verfaſſungswerks, Ausführung der Wah- 
len der Abgeordneten für das Volkshaus deſſelben. 
(V. v. 26. Novbr. 49.) 419 — 430. — Anordnung der- 
ſelben auf den 31. Janr. 1850, (ebend. SS, 24. u. 38.) 

423. 429. 
Par⸗ 
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Parteinahme, feinbfelige, gegen die Staatsregierung, 
Beamte, welche ſich deren ſchuldig machen, ſollen im 
Disziplinar⸗Strafverfahren des Dienſtes entlaſſen wer- 
den. (V. v. 11. Juli 49. e, 20.) 274. 

Parzellirungen (Dismembrationen, Zertheilungen, Zer⸗ 
ſtückelungen) von Grundſtücken, über ſolche können 
fortan auch von Notarien rechtsgültig "ice aufge⸗ 
nommen werden, in Anwendung des 8. 2. des Geſ. v. 
3. Janr. 45. (V. v. 2. Janr. 49. §. 31.) 10. — fie 
ſind aber verpflichtet, ſolche Verträge an die betreffende 
Hypothekenbehörde einzuſenden. (ebend. §. 31.) 10. 

Patrimonialgerichtsbarkeit, jeder Art, deren Auf- 
hebung in Civil- und Strafſachen. (V. v. 2. Janr. 49. 
88.1 — 8.) 1—3. — ſiehe ferner Gerichtsbarkeit uud 
Gerichtsſtand. 

Patrimonialgerichtsherren, die Ausnahmen hin- 
ſichtlich deren Gerichtsſtandes in den og, 1. u. 2. des 
Geſetzes vom 11. Aug. 48. (Geſ.⸗Samml. S. 201.) 
werden aufgehoben. (V. v. 2. Janr. 49. §. 10.) 4. 

Penſionen, der Verluſt derſelben wird durch die 
Verurtheilung zu Zuchthausſtrafe oder Feſtungsarbeit, 
zu einer andern Freiheitsſtrafe von einjähriger oder 
längerer Dauer, zu einer ſchwereren Strafe, zu Unfä— 
higkeit zu öffentlichen Amtern, zu einer ſonſtigen Ent- 
ziehung oder Einſchränkung ſtaatsbürgerlicher Rechte 
oder zu der Stellung unter Polizeiaufſicht, von ſelbſt 
verwirkt, ohne daß darauf beſonders erkannt wird. (V. 
v. 10. Juli 49. §. 9.) 255. — (V. v. 11. Juli 49. §. 10.) 
273. — deren Verluſt in Folge der Dienſtentlaſſung im 
Disziplinar⸗Strafverfahren, ohne daß darauf beſonders 
zu erkennen iſt. (V. v. 10. Juli 49. §. 18. Nr. 4.) 

257. — (V. v. 11. Juli 49. §. 19. Nr. 2.) 274. 

Penſionirungen, unfreiwillige, der Richter (rich— 
terlichen Beamten), Verfahren rückſichtlich derſelben. (V. 
v. 10. Juli 49. ee, 58. 66.) 265. 266. — desgl. 

der nicht richterlichen Beamten. (V. v. 11. Juli 
49. §. 94. Nr. 3. 88. 95 — 102.) 290. 291. — die des⸗ 
fallfigen Beſtimmungen finden nur auf Beamte im un⸗ 
mittelbaren Staatsdienſte Anwendung; in Bezug auf 
die mittelbaren Staatsdiener bleiben die wegen Pen— 
ſionirung derſelben beſtehenden Vorſchriften in Kraft. 
(ebend. §. 101.) 291. — bei ſolchen wird den in 
Königl. Gerichten angeſtellten bisherigen Privat-Gerichts⸗ 
beamten ihre frühere Dienſtzeit mitangerechnet. (V. v. 
2. Janr. 49. §. 7.) 3. 

Penſionsbeiträge, alle mit ſixirtem Gehalte wie— 
der angeſtellte Privat-Juſtizbeamte find, wenn fie bis⸗ 
her noch nicht penſionsberechtigt waren, bei ihrem Ein— 

tritt in den unmittelbaren Staatsdienſt dem Zwölf 
tel⸗Penſionsabzuge unterworfen. (V. v. 2. Janr. 
49, §. 7.) 3. 
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Penſionsreglement, vom 30. Apr. 1825., An⸗ 
wendung der Beſtimmungen deſſelben auch auf die bei 
Königl. Gerichten angeſtellten bisherigen Privat-Ge— 
richtsbeamten. (V. v. 2. Janr. 49. §. 7.) 3. 


Pergamenter, Nachweis deren Befähigung zum Be- 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn 
(V. v. 9. Febr. 49. 6. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Perrückenmacher, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem 
Beginn. (V. v. 9. Febr. 49. e, 23.) 98. — Strafbe⸗ 
ſtimmung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vor⸗ 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109, 


Perſonal⸗Arreſt, deſſen Vollſtreckung gegen den 
durch Erkenntniß eines Gewerbegerichts verurtheilten 
Verklagten bleibt ausgeſetzt, bis über das gegen letzte— 
res eingelegte Rechtsmittel entſchieden iſt. (V. v. 
9. Febr. 49. e 55.) 124. 

Pfandbriefe, Weſtpreußiſche, Vorſchriften für 
deren Ausfertigung, Eintragung und Löſchung, in Ab— 
änderung der darüber ſprechenden Beſtimmungen des 
Landſchafts-Reglements vom 19. Avril 1787. Thl. III. 
Kap. Lee 24—27. (A. E. v. 3. Novbr. 49.) 
433. f. — Schleſiſche landſchaftliche, Einführung 
von Zinskupons zu denſelben und Verfahren bei Auf- 
kündigung dieſer Pfandbriefe. (A. E. v. 7. Dezbr. 48. 
nebſt Regulativ.) 76—79. — die Ausfertigung von 
Zinsrekognitionen (A. K. O. v. 6. Aug. 1840. — 
Geſ.-Samml. S. 230.) findet nicht weiter ſtatt, und 
die gegenwärtig exiſtirenden müſſen zurückgegeben wer⸗ 
den. (§. 2. des Regulativs.) 76. — Aufgebot und 
Mortifikation verlorner Zinskupons nach Vorſchrift der 
Verord. v. 16. Janr. 1810.; jedoch bleibt die Anwen⸗ 
dung der 88. 3. u. 4. Ki letztgedachten Verord. hier- 
bei ausgeſchloſſen. (§. 5. des Regulativs.) 77. — Ver⸗ 
fahren bei Aufkündigung der Pfandbriefe und nach der⸗ 
ſelben. (eg, 6. 7. des Regulativs.) 77—79. — die 
Beſtimmungen der A. K. O. v. 6. Aug. 1840., betr. 
das Verfahren zu Herbeiſchaffung aufgekündigter Schle- 
ſiſcher Pfandbriefe, find aufgehoben. (§. 6. lit. k. des Rex 
gulativs.) 78. 79. — Löſchung gekündigter aber nicht ein⸗ 
gelieferter Pfandbriefe im Hypothekenbuche. (8. 6. lit. ) 78. 
— verwahrliche Niederlegung von Pfandbriefen bei 
der Landſchaft gegen Depoſitalrekognitionen und Ent- 
richtung gewiſſer Depoſitalgebühren. (e. 8. des Re⸗ 
gulativs.) 79. — neue der Schleſiſchen Land— 
ſchaft, nebſt beigegebenen Zinskoupons, Beleihung 
des nach dem Schleſiſchen Landſchafts-Reglement v. 
9. Juli 1770. von dem landſchaftlichen Kredit⸗ 

verbande 
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Pfandbriefe, (Ati) — Schleſiſche. 
verbande bisher ausgeſchloſſenen ländlichen Grund⸗ 
eigenthums mit ſolchen. (A. E. v. 11. Mai 49. nebſt 
Regulativ.) 182 — 203. 

Pfandleihergewerbe, in wie fern die polizeiliche 
Erlaubniß zu deſſen Betriebe zu verſagen iſt. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 68.) 108. 

Pfefferküchler, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be⸗ 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49, e, 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Üebertretung oder Umgehung dieſer Vor⸗ 
ſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

Pferdeausfuhr, über die Grenzen gegen die nicht 
zum deutſchen Bundesgebiete gehörigen Länder, Aufhe— 
bung des unter dem 16. März 48. angeordneten Ver⸗ 
bots derſelben (A. E. v. 15. Juni 49.) 293. 

Pflegebefohlene, zur ſubhaſtationsfreien Veräuße— 
rung unbeweglicher Güter derſ. (§. 586, Tit. 18. 
Thl. II. Allg. L. R. — A. K. O. v. 10. Nov. 
1830. Geſ. Samml. S. 144.) bedarf es nicht weiter 
der Genehmigung der vorgeſetzten Behörde, vielmehr 
genügt der Beſchluß des kompetenten kollegialiſchen Ge— 
richts. (V. v. 2. Janr. 49. §. 14.) 5. 

Pflichttreue, auf die Verletzung derſelben ſeitens der 
Beamten fol im Disziplinar-Strafverfahren die Dienft- 
entlaſſung erfolgen. (V. v. 14. Juli 49. §. 20.) 274 

Pillau, Stadt, der dortige Hafengeldtarif v. 18. Oklbr. 
1838. bleibt mit den inzwiſchen auf Grund beſonderer 
Anordnungen eingetretenen Ermäßigungen einzelner Ab- 
gaben bis auf Weiteres in Kraft. (A. E. v. 12. Janr. 
49.) 92. 

Plakate, in Städten und Ortſchaften, für welche Ge— 
genſtände und Zwecke deren Anſchlagung, Anheftung 
oder ſonſtige öffentliche Bekanntmachung nur zuläſſig 
ſind. (V. v. 30. Juni 49. §. 8.) 227. — Strafe für 
Übertretungen der desfallſigen Vorſchriften. lebend. 
Ss, 11.) 228. — Bezeichnung der Stellen durch eine 
allgemeine und öffentlich bekannt gemachte Verfügung 
der Ortspolizeibehörde, an welchen ſolche als hiezu un— 
geeignet nicht ſtattfinden dürfen. (ebend. §. 8.) 227. — 
auf die amtlichen Bekanntmachungen öffentlicher Be⸗ 
hörden ſind die vorſtehenden Beſtimmungen nicht an⸗ 
wendbar. (ebend. §. 8.) 227. 

Platten, zu unerlaubten Druckſchriften, deren Vernich⸗ 
tung. (V. v. 30. Juni 49. e 37.) 234. 

Plätze, öffentliche, Bebe Straßen, desgl. Anſchlagezettel, 
Plakate, Druckſchriften und Verſammlungen. 

Plünderung, an einem in Belagerungszuſtand erklär⸗ 

ten Orte oder Bezirke, deren kriegsgerichtliche Unter— 
ſuchung und Beſtrafung. (V. v. 10. Mai 49. e, 10.) 
1 


. 
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Politiſche Verbrechen und Vergehen, welche 
Vergehen nach den Beſtimmungen der Verord. v. 30. 
Juni 49. als politiſche nicht zu betrachten ſind. (§. 39. 
derſ.) 235. — die in der Verord. v. 29. Juni 49., die 
Verhütung des Mißbrauchs des Verſammlungs- und 
Vereinigungsrechts betr., mit Strafe bedrohten Hand⸗ 
lungen werden als politiſche Vergehen nicht betrachtet, 
unbeſchadet der Zuſtändigkeit der Schwurgerichte in An⸗ 
ſehung der politiſchen Vergehen, welche in Verſamm⸗ 
lungen begangen werden. (V. v. 29. Juni 49. e 20.) 
224. 225. — gerichtliche Unterſuchung und Entſchei⸗ 
dung politiſcher Verbrechen, unter Zuziehung von Ge⸗ 
ſchworenen, als beiſitzenden Richtern. (V. v. 3. Jan. 49, 
ee 60. 61. und 75.) 24. 25. 28. — als ſolche gel- 
ten die im Allg. L. R. Thl. II. Tit. 20. Abſchn. 2. 
bis Abſchn. 5. einſchließlich aufgeführten Verbrechen. 
(V. v. 3. Janr. 49. §. 61.) 24. — jedoch find als ſolche 
nicht anzuſehen die in den s$. 157460. 166. 180495. 
207 213. gedachten Geſetzes-Übertretungen. (ebend. 
§. 61.) 25. — bei ſolchen, über welche am 1. April 49. 
noch nicht in erſter Inſtanz erkannt worden, iſt das Ver⸗ 
fahren nach den Vorſchriften der obigen Verord. v. 3. 
Janr. 49. umzuleiten. (§. 184. derf.) 47. 

Polizeianwalte, dieſelben verwalten bei den Unter⸗ 
ſuchungen wegen Vergehen die Geſchäfte des Staats- 
anwalts. (V. v. 3. Janr. 49. e 28.) 19. — fie werden 
von dem Regierungspräſidenten, nach Anhörung des 
Ober⸗Staatsanwalts, als ſolche kommiſſariſch ernannt, 
über ihre Amtsführung hat aber der Ober-Staats⸗ 
anwalt die Aufſicht zu führen. (ebend. §. 28.) 19. 
— im Übrigen findet Alles, was über die Pflichten 
und Befugniſſe der Staatsanwalte beſtimmt iſt, auch 
auf dieſe Polizeianwalte Anwendung. lebend. §. 28.) 

19. — durch ſolche ſoll die Verfolgung der Übertreter 

der Polizeiſtrafgeſetze vor Gericht geſchehen. (V. v. 
3. Janr. 49. §. 163.) 43. — deren Ernennung, Be⸗ 
aufſichtigung, Befugniſſe und Obliegenheiten. (ebend. 
88. 28. ff. 163. 165. 177.) 19. 43. 45. — Diszi⸗ 
plinar⸗Strafverfahren gegen dieſelben. (V. v. 14. Juli 
49. ss. 61. 70.) 282. 284. 

Polizeiaufſicht, die Verurtheilung zur Stellung 
unter ſolche, zieht den Verluſt des Amtes oder der 
Penſion von ſelbſt nach ſich, ohne daß darauf beſonders 
erkannt wird. (V. v. 10. Juli 49. e 9.) 255. — (V. 
v. 11. Juli 49. §. 10.) 273. 

Polizeibeamte, die als ſolche in einer Sache thätig 
geweſen, können in eben derſ. nicht auch zugleich Ge⸗ 
ſchworene ſein. (V. v. 3. Janr. 49. §. 95.) 31. — 
gerichtliche, die Ausnahmen hinſichtlich deren Gerichts 
ſtandes in den §§. 1. 2. des Geſetzes vom 14. Aug. 48. 
(Geſ.-Samml. S. 201.) werden aufgehoben. (V. v. 

H 
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Polizeibeamte, (Fortſ.) 

2. Janr. 49. §. 10.) 4. — Disziplinar⸗Strafverfahren 
gegen dieſelben. (V. v. 11. Juli 49. 88. 61. 62. 
70.) 282. 284. 

Polizeibehörden, denſelben verbleibt die ihnen geſetz— 
lich obliegende Verpflichtung, Verbrechen nachzuforſchen 
und alle keinen Aufſchub geſtattenden vorbereitenden 
Anordnungen zur Aufklärung der Sache und vorläu— 
figen Haftnahme des Thäters zu treffen. (V. v. 3. Janr. 
49, e 4.) 14. 45. — Einſendung der von ihnen auf- 
genommenen Verhandlungen an den betreffenden Staats- 
anwalt, deſſen Requiſitionen wegen Einleitung oder Ver⸗ 
vollſtändigung ſolcher polizeilichen Vorunterſuchungen 
fie Folge zu leiſten haben. (ebend. e 4.) 15. — Kö⸗ 
nigliche, deren Vorſteher können durch Königliche 
Verfügung jederzeit mit Gewährung des vorſchrifts— 
mäßigen Wartegeldes einſtweilig in den Ruheſtand ver— 
ſetzt werden. (V. v. 11. Juli 49. e 94.) 290. — 
Orts -Polizeibehörden, Pflichten und Befugniſſe 
bert, zur Verhütung des Mißbrauchs des Verſamm— 
lungs- und Vereinigungsrechts. (V. v. 29. Juni 49. 
Se, 110.) 221223. — Hinterlegung eines Exempl. 
von jeder Nummer, jedem Heft oder Stück einer Zei— 
tung oder einer in monatlichen oder kürzeren Friſten 
erſcheinenden Zeitſchrift, welche im Inlande herauskom— 
men, bei derſelben ſeitens des Herausgebers, ſobald 
die Austheilung oder Vertheilung beginnt. (V. v. 30. 
Juni 49. §. 5.) 226. 227. — Strafe für deſſen Unter⸗ 
laſſung. (ebend. §. 10.) 228. — dieſelben haben durch 
eine allgemeine und öffentlich bekannt gemachte Verfü- 
gung die Stellen zu bezeichnen, welche für die Anſchla⸗ 
gung, Anheftung und ſonſtige öffentliche Ausſtellung 
von Anſchlagezetteln und Plakaten, wenn auch erlaubten 
Inhalts, nicht geeignet find. (V. v. 30. Juni 49, §. 8.) 
227. — Strafe für Zuwiderhandlung dagegen. (ebend. 
$. 14.) 228. — ohne deren, immer bei ſich zu führende 
Erlaubniß darf Niemand auf öffentlichen Wegen, Stra— 
ßen oder Plätzen oder an andern öffentlichen Orten, 
Druckſchriften oder andere Schriften ausrufen, verkau⸗ 
fen, vertheilen, anheften oder anſchlagen. (ebend. $. 9.) 
228. — Strafe für Übertretungen dieſer Vorſchrift. 
(S. 11.) 228. 

Polizeidirektoren, dieſelben können zu en 
nicht berufen werden. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63. Nr. 3.) 25. 
Polizeigerichtsbarkeit, deren Verwaltung in erſter 
Inſtanz durch einzelne dazu kommiſſariſch ernannte Po⸗ 
lizeirichter, unter Aſſiſtenz von Polizeianwalten. (V. v. 
2. Janr. 49. §. 22. Nr. 4.) 8. — (V. v. 3. Dom, 49. 
88. 162. 163.) 42. 43. — Verfahren bei Ausübung 
derſelben. (ebend. So. 164 — 477.) 43—45, — ſ. auch 
Polizeivergehen. 
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Polizeipräſidenten, dieſe können zu Geſchworenen nicht 


berufen werden. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63. Nr. 3.) 25. 


Polizeirichter, einzelne, kommiſſariſch ernannte, Ver⸗ 


waltung der Polizeigerichtsbarkeit ws dieſelben, unter 
Aſſiſtenz von Polizeianwalten. (V. v. 2. Janr. 49. e 22. 
Nr. 4.) 8. — (V. v. 3. Janr. 49. ss. 162. 163.) 42. 
43. — Verfahren bei Ausübung ihrer Funktionen. lebend. 
Se, 164—177.) 4345. — ſ. auch Polizeivergehen. 


Polizeivergehen, Verfahren bei Unterſuchungen und 


Beſtrafungen derſelben. (V. v. 3. Janr. 49. 88. 161 — 
177.) 42—45, — Verwaltung der Polizeigerichtsbarkeit 
in erſter Inſtanz von einzelnen dazu n be⸗ 
ſtellten Polizeirichtern. (V. v. 2. Janr. 49. e, 22. Nr. 4.) 
8. — (V. v. 3. Janr. 49. 5. 162.) 42. — Verfolgung 
der Übertreter der Polizeiſtrafgeſetze vor Gericht durch 
Polizeianwalte. (V. v. 3. Janr. 49. §. 163.) 43. — or⸗ 
dentliches Verfahren wegen derſelben und Ur⸗ 
theilsfällung. (S. 164.) 43. — Einlegung des Rechts- 
mittels des Rekurſes und Entſcheidung darüber von 
einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Abtheilung des 
Appellationsgerichts, wogegen ein weiteres Rechtsmittel 
nicht ſtattfindet. (ebend. eg, 165 — 170.) 43. 44. — 
Mandatsverfahren, wenn die Anklage wegen ei— 
nes Polizeivergehens auf der Anzeige eines Beamten 
oder einer im Dienſte befindlichen Militairperſon be⸗ 
ruht. (Gg, 171473.) 44. — Zuläſſigkeit des Reſtitu⸗ 
tionsgeſuchs, gegen deſſen Zurückweiſung mittelſt Reſo⸗ 
lution dem Angeſchuldigten binnen 24 Stunden die 
Beſchwerde an das Appellationsgericht offen ſteht. (es. 
175 - 177.) 45. — wird für die Zulaſſung der Reſti⸗ 
tution entſchieden, ſo geht die Sache zur Verhandlung 
in erſter Inſtanz an den Polizeirichter zurück. (§. 176.) 45. 
— die Angeſchuldigten können ſich ſowohl in dieſer, als 
in der folgenden Inſtanz durch einen Bevollmächtigten aus 
der Zahl der Rechtsanwalte vertreten laſſen. ($. 164.) 43, 


Pommern, Provinz. — Neu vorpommern, Für⸗ 


ſorge für diejenigen ſtädtiſchen Beamten in dem⸗ 
ſelben, welche das Richteramt nur in Verbindung 
mit andern Funktionen als Gemeindebeamte zeither 
verwalteten. (V. v. 2. Janr. 49. §. 4.) 2. — für ſol⸗ 
ches ſoll über die Ausſchließung des öffentlichen und 
mündlichen Verfahrens vor Gericht, aus Gründen 
des öffentlichen Wohls und der Sittlichkeit, eine be— 
fondere Verordnung ergehen. (V. v. 2. Janr. 49. . 32.) 
14. — Einführung eines gleichmäßigen, auf Mündlich⸗ 
keit und Öffentlichkeit beruhenden Verfahrens in Ci- 
vilprozeſſen im Bezirke des Appellationsgerichts zu 
Greifswald, unter Aufhebung der bisherigen, dem 
ſelben entgegenſtehenden Prozeßvorſchriften. (Verord. v. 
21. Juli 49.) 307 — 333. — ſ. auch Appellations⸗ 
gericht, Hofgericht und Konſiſtorium daſelbſt. 

Pom⸗ 


Sachregiſter. 


Pommerſche Provinzial⸗Chauſſeebau⸗Obli⸗ 
gationen, auf den Inhaber lautend, zum Betrage 
von 300,000 Rthlr., deren Ausfertigung und Ausgabe 
als Anleihe ſeitens der Altpommerſchen Landſtube, mit 
fünf Prozent jährlicher Verzinſung auf die den Obli- 
gationen beigefügten Zinskoupons, zur Förderung des 
Chauſſeebaues in Altpommern. (Privil, v. 4. Mai 49.) 
213 — 215. — allmälige Tilgung derſelben aus denje- 
nigen 25,000 Rthlrn., welche die Provinz alljährlich 
zum Chauſſeebau aufzubringen hat, durch jährliche 
Auslooſung von mindeſtens einhundert Stück, zum Be⸗ 
trage von 10,000 Rthlr. vom Jahre 1852. ab. (ebend.) 
213. 

Pommerſche ritterſchaftliche Privatbank, ſ. 
Bank. 


Portofreiheit der ritterſchaftlichen Privatbank von 
Pommern, wie ſolche derſelben innerhalb der Provinz 
für die Korreſpondenz mit ihren Beamten und Agen— 
ten bereits verliehen iſt. (Statuten der Bank v. 24. 
Aug. 49. §. 43.) 370. 

Poſamentierer, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Bes 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. e 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Poſen, Provinz, (Großherzogthum). — das Ober-Ap⸗ 
pellationsgericht zu Poſen wird aufgehoben, die Ober— 
landesgerichte zu Poſen und Bromberg bleiben aber 
unter Vorbehalt weiterer Beſtimmung beſtehen, jedoch 
erhalten fie die Bezeichnung: „Appellationsgerichte“. 
(V. v. 2. Janr. 49. së, 24. 25.) 8. — die von den 
Beſtimmungen der Verord. v. 2. Janr. 49., die Auf- 
hebung des erimirten Gerichtsſtandes betr., abweichen- 
den Vorſchriften der Verord. v. 16. Juni 34. (Geſ. 
Samml. S. 75 ff.) über die Einrichtung der Juſtizbe⸗ 
hörden in jener Provinz, treten außer Kraft. (V. v. 
2. Janr. 49. §. 9.) 3. 

en) Befugniß derſelben zur Ver- 
hängung von Geldbußen gegen ihre Untergebenen, ſo— 
weit ihnen ſolche durch beſondere Geſetze oder Inſtruk— 
tionen beigelegt iſt. (V. v. 14. Juli 49. §. 22.) 275. 

Präſident, dieſer Amtscharakter ſoll dem erſten Direk- 
tor eines Stadtgerichts in Städten von 50,000 und 
mehr Einwohnern zuſtehen. (V. v. 2. Janr. 49. 
$. 19.) 6. 

Preiſe, Normal-, bei Ablöſung der Reallaſten, deren 
Feſtſtellung durch Bildung von Diſtrikts-Kommiſſionen. 
(G. v. 19. Novbr. 49.) 413416. 
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Preſſe, Anordnungen und Vorſchriften für dieſelbe, mit 
Aufhebung des Preßgeſetzes vom 17. März 1848. und 
der sg. 151 — 155. 620. und 621. Tit. 20. Thl. II. 
des Allg. Landrechts, ſowie der Art. 102. 201. 204. 
217., ferner der Art. 367. bis 372. und die auf dieſe 
Art. bezügliche Beſtimmung des Artikels 374, des Rhei⸗ 
niſchen Strafgeſetzbuches. (V. v. 30. Juni 49. es, 1—12. 
24. 30. 32. 37. 43.) 226— 228. 231. 232. 234. 235. 
236. — ſ. auch Druckſchriften, Zeitungen, Zeitfehrif- 
ten, Drucker, Herausgeber, Verleger ꝛc. 

Preßverbrechen, deren gerichtliche Unterſuchung und 
Beſtrafung unter Zuziehung von Geſchworenen, als 
beiſitzenden Richtern. (V. v. 3. Janr. 49. ee. 60. 61. 
75.) 24. 25. 28. — bei ſolchen, über welche am 1. Apr. 
49. noch nicht in erſter Inſtanz erkannt worden, iſt das 
Verfahren nach den Vorſchriften der obigen Verord. 
umzuleiten. (ebend. §. 184.) 47. 

Preßvergehen, welche Vergehen nach den Beſtimmun⸗ 
gen der Verord. v. 30. Juni 49. als jene nicht zu 
betrachten find. (§. 39. derſ.) 235. — als ſolche wer⸗ 
den auch die in der Verord. v. 29. Juni 49., die Ver⸗ 
hütung des Mißbrauchs des Verſammlungs- u. Ver⸗ 
einigungsrechts betr., mit Strafe bedrohten Handlungen 
nicht betrachtet. (V. v. 29. Juni 49. §. 20.) 224. 

Privatbank, ritterſchaftliche, von Pommern, ſiehe 
Bank. 

Privat⸗Gerichte, ſiehe Gerichtsbehörden. 

Privat⸗ Gerichtsbarkeit, deren Aufhebung ohne 
Entſchädigung der zeitherigen Inhaber. (V. v. 2. Janr. 
49. es 1—8.) 1— 3. — ſiehe ferner Gerichtsbarkeit. 

Privat⸗Gerichtsbeamte, ſiehe Juſtizbeamte. 


Privatperſonen, Verfahren mit deren Anträgen auf 
Verfolgung von Verbrechen ſeitens der Staatsanwalte. 
(V. v. 3. Janr. 49. §. 9.) 15. 16. — in Zeitungen 
oder Zeitſchriften angegriffen, Verpflichtung der Her— 
ausgeber dieſer, zur reſp. unentgeltlichen Aufnahme der 
Entgegnungen behufs der Berichtigung der in denſel— 
ben erwähnten Thatſachen. (V. v. 30. Juni 49. §. 7.) 
227. — Strafe für die verweigerte Aufnahme. (ebend. 
$. 10.) 228. — die Beſtimmungen der beſtehenden 
Geſetze über die gegen dieſ. begangenen Beleidigungen, 
welche die Merkmale der Verläumdung nicht enthalten. 
werden durch die Verord. v. 30. Juni 49. nicht berührt, 
($. 41. derſ.) 235. e 

Privilegirter Gerichtsſtand, deſſen Aufhebung. 
(V. v. 2. Janr. 49. ee, 9 — 17.) 3—5, 

Probe, auf ſolche angeſtellte Beamte, Verfahren wegen 
deren Entlaſſung. (V. v. 11. Juli 49. §. 90.) 288 f. — 
Probedienſt im Militair, ſiehe Militair-Probedienſt. 
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Profeſſoren, Wählbarkeit derſ. zu Geſchworenen. (VB. 
v. 3. Janr. 49. §. 63.) 25. 

Protokolle, deren Aufnahme mit Eingeſeſſenen des 
Gerichtsbezirks über Geſuche in ihren Rechtsangelegen— 
heiten und deren Weiterbeförderung gehört zur Kom⸗ 
petenz der Einzelrichter. (V. v. 2. Janr. 49. . 22. 
Nr. 6.) 8. — deren Führung von einem vereideten 
Gerichtsſchreiber in Unterſuchungen wegen Vergehen. 
(V. v. 3. Janr. 49. S. 37.) 20. — desgl. wegen Ver⸗ 
brechen. (ebend. §. 38.) 21. — desgl. wegen ſchwerer 
Verbrechen, ſowie wegen politiſcher und Preßverbrechen, 
vor Schwurgerichten. (ebend. SS. 99. 114.) 31. 32. 
35. — deren Führung in Disziplinar-Unterſuchungen 
gegen richterliche Beamte. (Verord. v. 10. Juli 49. 
§. 39.) 261. — desgl. gegen nicht richterliche 
Beamte. (V. v. 11. Juli 49. §. 43.) 279. 

Protokollführer, vereidete, Zuziehung eines ſolchen 
zu den Vorunterſuchungen wegen Verbrechen. (Verord. 
v. 3. Janr. 49. §. 43.) 22. 

Provinzialbehörden, als entſcheidende Disziplinar⸗ 
behörden in erfier Inſtanz gegen nicht richterliche Be— 
amte ihres Reſſorts. (V. v. 11. Juli 49. . 26. 
Nr. 2., 28. 29. 33.) 276. 277. — Verfahren u. Ent⸗ 
ſcheidung bert, lebend. gg, 33—44.) 277-279. — 
Berufung an das Staatsminiſterium gegen deren Ent⸗ 
ſcheidungen. (88. 45—51.) 279. 280. — dieſelben find 
ermächtigt, die ihnen untergeordneten Beamten mit Geld⸗ 
buße bis zu dreißig Thalern zu belegen. (Verord. v. 
11. Juli 49. $. 22.) 273. — ſiehe ferner Regierungen, 
Oberpräſidenten 2. desgl. Verwaltungsbehörden. 

Provinzlalrechte, welche auf die nach den zeitherigen 
Beſtimmungen vom ordentlichen Gerichtsſtande eximir⸗ 
ten Perſonen und Sachen nicht Anwendung gefunden 
haben, deren Anwendung bleibt für ſolche auch ferner 
ausgeſchloſſen. (V. v. 2. Janr. 49. $. 15.) 5. 

Provinzial⸗Schulkollegien, ſiehe letz. 

Provinzial⸗Steuerdirektionen, ſiehe letz. 

Provinzial⸗Steuerdirektoren, ſiehe letz. 

Prozeſſe, Civil⸗, (Rechtsſtreitigkeiten), über die Ver⸗ 

pflichtung zur Entrichtung von Beſitzveränderungs⸗Ab⸗ 
gaben, die wegen deren amtlichen Siſtirung im 8. 2. 
Nr. 2. Lit. g. u. Nr. 3. des Geſetzes vom 9. Oktbr. 
1848 enthaltenen Beſtimmungen beziehen ſich auch auf 
diejenigen Prozeſſe, in welchen bereits bezahlte Beſttz⸗ 
veränderungs-Abgaben zurückgefordert werden, ſofern 
hierbei Streit über die Exiſtenz der Verpflichtung zu 
deren Entrichtung entſteht. Gef, v. 3. Juli 49.) 249. 
— dieſer Deklaration haben beide Kammern ihre Ge⸗ 
nehmigung ertheilt. (Staatsminiſt.⸗Bekanntm. v. 12. 
Septbr. 49.) 377. — Einführung eines gleichmäßigen, 


Prozeſſe, (Fortſ.) 


auf Mündlichkeit und Offentlichkeit beruhenden Ver⸗ 
fahrens in ſolchen in den Bezirken des Appellations⸗ 
gerichts zu Greifswald und des Juſtizſenats zu 
Ehrenbreitſtein, unter Aufhebung der bisherigen, 
demſelben entgegenſtehenden Prozeßvorſchriften. (Verord. 
v. 21. Juli 49.) 307—333, 

Erſter Abſchnitt. Vom Mandatsprozeß. (eg, 1—5.) 
307309. a 

Zweiter Abſchnitt. Ordentlicher Prozeß. (eg, 6—41.) 
309—317, 

1) Verfahren in nicht einfachen und nicht ſchleunigen 
Sachen. ICH 6-36.) 309-346. 

2) desgl. in ſchleunigen und einfachen Sachen. 
(ee, 37. 38.) 316. 

3) desgl. in Injurien-Prozeſſen und geringfügigen 
Sachen. ($. 39.) 316. 317. 

4) Verhandlung vor einem Kommiſſar. ($. 40.) 317. 

5) Inſinuation der Erkenntniſſe und Verfügungen, 
(S. 41.) 317. 

Dritter Abſchnitt. Von den Rechtsmitteln und Be- 
ſchwerden gegen erlaſſene Entſcheidungen, Beſcheide 
und Verfügungen. 

J. Gemeinſame Beſtimmungen für die Rechtsmittel 
der Appellation, Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde. 
(s$. 42— 46.) 317. 318. 
II. Beſtimmungen über die Appellation. (eg 47—55,) 
318320. 
III. Vom Rechtsmittel der Reviſion. (88. 56—58,) 
320. 321. 
IV. Von dem Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde. 
(eg, 59—63,) 321. 322. 
V. Von dem Rechtsmittel des Rekurſes. (eg, 64— 66.) 
322. 323. 
VI. Von der Reſtitution. (eg, 67—69.) 323. 324. 
VII. Von der Konkurrenz verſchiedener Rechtsmittel. 
(8. 7073.) 324. 325. 
VIII. Von Beſchwerden. ($$. 74. 73.) 325. 

Vierter Abſchnitt. Beſondere Prozeß arten. (es, 76, 
bis 79.) 323327. 

Fünfter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmuntzen. 
(eg, 8090.) 328—331, 

Sechster Abſchnitt. Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
(88. 91—9 .) 331—333, 


Prozeſſionen, kirchliche, ſolche gehören nicht zu den⸗ 


jenigen öffentlichen Aufzügen, welche einer vorgängigen 
Genehmigung oder Anzeige bedürfen. (V. v. 29. Juni 
49. $. 11.) 223. 


Prozeſßkoſten, ſiehe Koſten, Gebühren und Gebühren 


taxen. 


Prüfungen, juridiſche, rückſchtlich derſelben bleibt 


eine Reviſion der darüber beſtehenden Vorſchriften vor⸗ 
behalten. (V. v. 2. Janr. 49. §. 37.) 12. — Staats- 
prüfung, große juridiſche, — Referendarien, welche 

ſolche 


Sachregiſter. 1849. 


Prüfungen, Gert) 
ſolche zurückgelegt haben, werden bis zu ihrer anderwei— 
tigen Anſtellung zu Gerichtsaſſeſſoren beſtellt. (V. v. 2. 
Sanur, 49. §. 36.) 12. — die Ablegung derſ. iſt zur 
Verwaltung des Amts eines Direktors bei allen Kreis- 
gerichten erforderlich. (ebend. §. 37.) 12. — der Hand- 
werker, allgemeine Vorſchriften für ſolche. (V. v. 9 
Febr. 49. §8. 35 — 43.) 101 — 103. — Bedingungen 
der Zulaſſung zu den abzulegenden Meiſterprüfungen 
der Geſellen. (ebend. §. 35.) 101. — desgl. zu den 
Geſellenprüfungen der Lehrlinge. (§. 36.) 101. — Er⸗ 
richtung einer Prüfungs-Kommiſſion für Meiſter- und 
Geſellenprüfungen bei jeder Innung. (§. 37.) 101. — 
desgl. einer Kreis-Prüfungs⸗Kommiſſion oder mehrerer 
derſelben für jedes Handwerk in den einzelnen Kreiſen, 
nach Maßgabe der örtlichen und gewerblichen Verhält— 
niſſe, durch die Regierung. ($$. 38 — 41.) 102. — 
Rekursverfahren in dergl. Prüfungs = Angelegenheiten. 
(ss. 38. 40. 41.) 102. — Anordnungen für die Prüs 
fungs⸗Aufgaben, Prüfungs- und Entlaſſungszeugniſſe. 
($. 42.) 402. — die Prüfungszeugniſſe der Prüfungs⸗ 
Kommiſſionen, ſowie die Befähigungszeugniſſe der Re- 
gierung, gelten überall als genügender Nachweis der 
gewerblichen Befähigung ſowohl für die Aufnahme in 
eine Innung, wie für die Befugniß zum ſelbſtſtändigen 
Betriebe des Handwerks. (8. 43.) 103. — ſ. auch 
Militair-Prüfungskommiſſionen. 

Pulvertransporte, bei ſolchen können den Offi- 
zieren, welche dieſelben führen, Tagegelder zugeſtan— 
den werden. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. §. 6.) 87. 


Q. 


Quartier, Natural, der Anſpruch auf ſolches fällt für 
die Zeit, in welcher Tagegelder gegeben werden, im 
Kommando - Orte des Militairs weg. (A. E. v. 28, 
Dezbr. 48. §. 3.) 86. 

Quittungen, Vorſchriften für deren Ausſtellung und 
Prüfung im gerichtlichen Depoſitalverkehr. (V. v. 18. 
Juli 49. ss. 2. 4. 20.) 295. 296. 300. 


N. 


Nademacher, Nachweis deren Befähigung zum Be— 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109, 
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Räthe, deren Anſtellung bei den Appellationsgerichten. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 25.) 8. 

Natſcher, Ort und Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 17. u. 18. 

Naub, an einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte 
oder Bezirke, deſſen kriegsgerichtliche Unterſuchung und 
Beſtrafung. (V. v. 10. Mai 49. §. 10.) 168. 

Realinjurien, ſchwere, ſiehe Injurien. 

Meallaſten, Feſtſtellung der bei Ablöſungen derſelben 
anzunehmenden Normalpreife und Normal- Marktorte 
durch Bildung von Diſtrikts-Kommiſſionen. (G. v. 19. 
Novbr. 49.) 413446. 

Rechte, ſ. Provinzial⸗ und ſtatutariſche Rechte; 
desgl. bürgerliche, Aa ae und faufs 
männiſche Rechte. 

Nechtsanwalte, Gielen Amtsch Fragt nehmen fortan 
die Juſtizkommiſſarien und Advokaten an. (V. v. 2. 
Janr. 49. e 30.) 10. — hinſichtlich deren Anſtellung 
für beſtimmte Gerichtsbezirke verbleibt es bei den beſte— 
henden Beſtimmungen. (ebend. §. 30.) 10. — denjeni⸗ 
gen bei dem Obertribunal und den Appellationsgerich— 
ten ſoll in der Regel die gleichzeitige Funklion eines 
Notars nicht beigelegt werden. (ebend. §. 30.) 10, -— 
dieſelben müſſen die Qualifikation der Mitglieder des 
Säi, bei welchem fie angeſtellt fein wollen, beſitzen. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 37.) 12. — deren Ernennung 92 
den Juſtizminiſter im Namen des Königs. (V. v. 2. 
Janr. 49. §. 36.) 12. — Disziplinar- Strafverfahren 
gegen dieſelben. (V. v. 11. Juli 49. ee, 7382.) 285— 
287. — Niederlegung ihres Amts bei körperlicher oder 
geiſtiger Unfähigkeit. (ebend. §. 83.) 287. — Erſtat⸗ 
tung der für ſolche aufgewendeten Ausgaben von den 
zu den Prozeßkoſten verurtheilten Gegnern. (V. v. 2. 
Janr. 49. §. 29.) 10. — aus der Zahl der bei dem 
Gerichte zur Praxis berechtigten können ſich die wegen 
Polizeivergehen Angeſchuldigten auf ihre Koſten vertre- 
ten laſſen. (V. v. 3. Janr. 49. e, 164.) 43. — Wähl⸗ 
barkeit derſelben zu Geſchworenen. (V. v. 3. Janr. 49. 
F. 63.) 25. 

Rechtsgeſchäfte, Ausſetzung derſelben am 22. und 29. 
Janr. 49., den Tagen der Wahlen für die Kammern, 
gleichwie an Sonn- und Feſttagen. (A. E. v. 3. Janr. 
49.) 48. — desgl. am 17. Juli 49., dem Tage der 
Wahlen zur zweiten Kammer. (A. E. v. 9. Juli 49.) 
251. 

Rechtsmittel, die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten 
Rechtsmittels fallen demjenigen zur Laſt, welcher daſſelbe 
eingewendet hat. (V. v. 3. Janr. 49. §. 179.) 46. — 
deren Einlegung gegen die in Unterſuchungen erſter 
Inſtanz wegen Vergehen und Verbrechen gefällten Er- 

kennt⸗ 
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Rechtsmittel, (Fortf.) 

kenntniſſe. (V. v. 3. Janr. 49, ee, 126—160.) 36—42. 
— dem Verurtheilten in gerichtlichen Unterſuchungen 
zuſtehend, über ſolche bedarf es einer Belehrung deſſel— 
ben nicht. (V. v. 3. Janr. 49. §. 24.) 18. — durch 
Einlegung eines ſolchen von Seiten des Staatsanwalts 
darf die Freilaſſung des in Haft befindlichen Angeklag— 
ten, wenn das Urtheil eine Freiheitsſtrafe gegen ihn 
nicht verhängt hat, niemals verzögert werden. (V. v. 
3. Janr. 49. §. 157.) 42. — iſt der Angeklagte zu 
einer Freiheitsſtrafe verurtheilt, ſo hält das von dem 
Staatsanwalt gegen das Urtheil eingelegte Rechtsmittel 
den Antritt der Strafe nicht auf, (ebend. §. 158.) 42. 
— dagegen wird durch die Einlegung der Appellation 
oder Nichtigkeitsbeſchwerde von Seiten des Angeklagten 
die Vollſtreckung der Strafe aufgehalten. (ebend. §. 159.) 
42. — gegen die Urtheile der während des Belagerungs— 
zuſtandes angeordneten Kriegsgerichte finden Rechtsmittel 
nicht ſtatt; jedoch unterliegen deren Todesurtheile der Be— 
ſtätigung des Militairbefehlshabers. (V. v. 10. Mai 49. 
$. 13. Nr. 6.) 170. — in wie weit ſolche gegen Er- 
kenntniſſe und Beſcheide der Gewerbegerichte ſtattfinden. 
(V. v. 9. Febr. 49. eg, 51—54,) 123. — ſ. auch Ap⸗ 
pellation, Nichtigkeitsbeſchwerde, Reſtitution 2c., desgl. 
Berufung. 

Rechtsverfahren (gerichtliches Verfahren, Rechtsweg, 
rechtliches Gehör), allgemeine Beſtimmungen über daf- 
ſelbe. (V. v. 2. Janr. 49. 88. 32—35.) 10, 11. — 
Zuläſſigleit deſſelben gegen die Entſcheidungen der Re- 
gierungen über ſtreitige, angeblich auf beſondern läſtigen 
Erwerbstiteln beruhende Zahlungen und Abgaben an 
Kirchen, milde Stiftungen ꝛc. bei der Aufnahme neuer 
Mitglieder einer Innung und bei der Aufnahme und 
Entlaſſung der Lehrlinge. (V. v. 9. Febr. 49. §. 65.) 
107. — findet in den dem Gewerberathe zur Entſchei— 
dung überwieſenen Angelegenheiten nicht ſtatt. (V. v. 
9. Febr. 49. ee 2. 28. 35. 36. 47. 49.) 94. 99. 101. 
103. — ſ. auch Prozeſſe, Rechtsmittel e. — desgl. 
Kriegslieferungen. 

Neferendarien, deren Ernennung durch den Juſtiz⸗ 
miniſter im Namen des Königs. (V. v. 2. Janr. 49. 
H. 36.) 12. — diejenigen, welche die große Staats- 
prüfung zurückgelegt haben, werden bis zu ihrer ander⸗ 
weitigen Anſtellung zu Gerichtsaſſeſſoren beſtellt. (ebend. 
$. 36.) 42. — Überweiſung der letzteren an Kreis- 
oder Stadlgerichte als deren unbeſoldete Mitglieder, 
wenn fie nicht bei einem Appellationsgerichte vorüber 
gehend, oder bei der Staatsanwaltſchaft zu beſchäftigen 
find. (lebend. $. 36.) 12. — in wie fern ſolche ohne 
weiteres Verfahren aus dem Dienſte entlaſſen werden 
können. (V. v. 11. Juli 49. §. 91.) 289. 


Sachregiſter. 1849. 
Regent des preußiſchen Staats, Beſtrafung der 


demſelben zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 
49. 8.21.) 231. — desgl. in Beziehung auf das Ober⸗ 
haupt eines deutſchen oder eines anderen, mit dem preu⸗ 
ßiſchen Staate in anerkanntem völkerrechtlichen Verkehr 
ſtehenden Staats. (ebend. §. 22.) 230. — Verfolgung 
letzterer durch die Staatsanwaltſchaft nur auf Antrag 
des Beleidigten. (ebend. §. 34.) 233. — ſiehe auch 
Majeſtätsverbrechen. 


Regierungen, als entſcheidende Disziplinarbehörden 


in erſter Inſtanz gegen nicht richterliche Beamte ihres 
Reſſorts. (V. v. 11. Juli 49. ee, 26. Nr. 2. 28. 29. 
33.) 276. 277. — Verfahren und Entſcheidung derſ. 
(ebend. eg, 3344.) 277279. — Berufung an das 
Staatsminiſterium gegen deren Entſcheidungen. (88. 
45—51.) 279. 280. — dieſelben find ermächtigt, die 
ihnen untergeordneten Beamten mit Geldbuße bis zu 
dreißig Thalern zu belegen. (V. v. 11. Juli 49. e, 22.) 
275. — ſolche ernennen den Wahlkommiſſar für jeden 
Wahlbezirk zur Wahl der Abgeordneten der zweiten 
Kammer und beſtimmen den Wahlort. (V. v. 30. 
Mai 49. F. 26.) 209. — in Betreff der denſelben 
zur Zeit noch zustehenden Befugniſſe in Kirchen⸗ 
ſachen bewendet es vorläufig bei der gegenwärtigen 
Einrichtung. (A. E. vom 26. Janr. 49.) 125. 
— dieſelben haben, nach Auflöſung der Immediatkom⸗ 
miſſion zur Entſcheidung von Anſprüchen an Provinzen, 
Kreiſe und Kommunen aus den Kriegsjahren 1806 — 7. 
u. 1812 — 15. in zweiter und letzter Inſtanz und nach 
Wiedereintritt des ordentlichen Rechtsweges in dieſen 
Angelegenheiten, die bei ihnen in erſter Inſtanz ſchwe⸗ 
benden Sachen, in denen noch keine Entſcheidung erfolgt 
iſt, zur weitern Verhandlung und Entſcheidung an die 
kompetenten Gerichte abzugeben. (A. E. v. 7. Dezbr. 
48.) 90. — für die bei den Regierungen bereits in er. 
ſter Inſtanz entſchiedenen Sachen tritt das Geheime 
Ober⸗Tribunal in zweiter und letzter Inſtanz an die 
Stelle der aufgelöſten Immediat⸗Kommiſſion. (ebend. ) 
90. — Kompetenz derſ. bei Errichtung von Gewerbe- 
räthen, in Ausführung der Verordn. v. 9. Febr. 49. 
(Gë, 2. 10. 11. 12. 13. 15. 18. 19. 20. 21.) 93 — 98, 
— Kompetenz derſelben bei Ausführung der Verordnung 
vom 9. Febr. 49., die Errichtung von Gewerbegerichten 
betr. (ss. 8. 10. 14. 15. 16. 39.) 113. 114. 116. 120. 
— denſelben müſſen die nach Maßgabe der Verordn. 
v. 9. Febr. 49. revidirten Entwürfe der Statuten älte- 
rer Innungen behufs der Feſtſtellung durch das Mini- 
ſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
eingereicht werden. ($. 66. derſ.) 107. 108. — desgl. 
bei Führung des Nachweiſes der Befähigung zum ſelbſt— 
ſtändigen handwerksmäßigen Gewerbebetriebe, in Yusfüh- 

rung 
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Regierungen, (Fortſ.) 

rung ebenderſ. Vererd. ($$. 24. 26. 28. 30. 43.) 99. 
100. 103. — dieſelben entſcheiden über ftreitige, angeb- 
lich auf beſondren läſtigen Erwerbstiteln beruhende Zah- 
lungen und Abgaben an Kirchen, milde Stiftungen 2. 
bei der Aufnahme neuer Mitglieder in eine Innung und 
bei der Aufnahme und Entlaſſung der Lehrlinge. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 65.) 107. — fie ertheilen die Ge⸗ 
nehmigung zur Beſchränkung des Einkaufs von Lebens⸗ 
mitteln auf den Wochenmärkten ſeitens gewiſſer Klaſſen 
von Käufern, während einer beſtimmten Zeit. lebend. 
$. 71.) 109. — dieſelben können die Fortſetzung des 
herkömmlichen Wochenmarktsverkehrs mit Handwerker- 
waaren, ohne Zulaſſung auswärtiger Verkäufer Serie, 
ben Waaren, geſtatten. (V. v. 9. Febr. 49. e. 70.) 
108. f. — ſiehe auch Provinzial- und Verwaltungs- 
behörden. 


Negierungsbezirke, Zahl der in jedem derſelben zu 
wählenden Abgeordneten für die zweite Kammer. (V. 
v. 30. Mai 49. F. 2. nebſt Verzeichniß.) 205. 214. 
— auf den Antrag deren Verwaltungschefs kann für 
den Fall eines Aufruhrs der oberſte Militairbefehlsha— 
ber rückſichtlich einzelner Orte und Bezirke proviſoriſch 
den Belagerungszuſtand erklären. (V. v. 10. Mai 49. 
§. 2.) 165. 


Negierungspräſidenten (und Vicepräſidenten), die- 
ſelben können durch Königliche Verfügung jederzeit mit 
Gewährung des vorſchriftsmäßigen Wartegeldes einft- 
weilig in den Ruheſtand verſetzt werden. (V. v. 11. 
Juli 49. §. 94.) 290. — Ernennung von Polizeian- 
walten durch erſtere, nach Anhörung des Ober-Staats- 
anwalts, zu den Geſchäften des Staatsanwalts in Un⸗ 
terſuchungen wegen Vergehen. (V. v. 3. Janr. 49. 
§. 28.) 19. — dieſelben ſtellen die Geſchworenen-Liſten 
definitiv zuſammen. (V. v. 3. Jaur. 49. eg, 66. u. 
67.) 26. — zu Geſchworenen ſelbſt können ſie nicht 
berufen werden. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63. Nr. 3.) 
25. 

Reichenbach, Kreis, ſiehe Handelskammern. 


Reichsunmittelbare, ehemalige, deren zeitherige Be— 
freiung von der Klaſſenſteuer hört mit dem 1. Janr. 
1850. auf. (G. v. 7. Dezbr. 49.) 436. 


Reifſchläger, Nachweis deren Befähigung zum Bes 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be— 
ginn. (VB. v. 9. Febr. 49. $. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Reinickendorf, Ort, bei Berlin, ſ. Chauſſeebau 
Nr. 2. 


Neiſekoſten, deren Feſtſetzung für die Offiziere und 


Militairperſonen, ſowie für diejenigen Militairbeam⸗ 
ten, denen ein beſtimmter Militairrang beigelegt iſt, bei 
Dienft= und Verſetzungsreiſen. (Regulativ v. 28. 
Dezember 48.) 81—85. — bei dergl. Reifen auf Eiſen⸗ 
bahnen oder Dampfſchiffen, nebſt Vergütung der Neben⸗ 
koſten. (ebend. §. 1. Nr. 1—4.) 81. 82. — bei ſolchen, 
welche nicht auf Eiſenbahnen oder mit Dampfſchiffen 
zurückgelegt werden können. (ebend. §. 2. Nr. 1. u. 2.) 
82. 83. — Berechnung einzelner Meilentheile bei fol= 
chen. (S. 3.) 83. — Offiziere und Militairbeamte, welche 
mehr als eine Fourageration beziehen, erhalten für 
Dienſtreiſen innerhalb einer Entfernung von 6 Meilen, 
von ihrem Wohnſitze ab gerechnet, keine Entſchädigung. 
(§. 4.) 83. — Entſchädigungen für den Umzug bei Ver⸗ 
ſetzungen, reſp. mit und ohne Familie. (es, 5—8.) 83. 
bis 85. — ſolche finden bei Verſetzungen auf eigenen 
Antrag nicht Gott, ($. 7.) 84. — das Kriegsminiſterium 
iſt ermächtigt, die erforderlichen Erläuterungen zur obi⸗ 
gen vom 1. Janr. 1849. an in Kraft tretenden Ver⸗ 
ordnung zu erlaſſen und im Sinne derſ. etwaige An- 
träge und Zweifel zu erledigen. (§. 9.) 85. — der 
Geſchworenen mit 8 Sgr. für jede Meile der Hin- und 
der Herreiſe. (V. v. 3. Janr. 49. §. 74.) 27. — für die 
Mitglieder der Diſtrikts-Kommiſſionen zur Feſtſtellung 
der bei Ablöſung der Reallaſten zu beachtenden Normal⸗ 
preiſe und Normal-Marktorte. (G. v. 19. Noobr. 49, 
§. 5.) 416. — desgl. für die Mitglieder der Kreis- 
Kommiſſionen und Kreis-Abtheilungs-Kommiſſionen be= 
hufs der Vorarbeiten zur Aufhebung der beſtehenden 
Grundſteuer-Freiheiten. (V. v. 29. Juni 49. S. 6.) 


EI + 


Nekurs, an das Nevifions- Kollegium für Landes- 


kulturſachen gegen die Entſcheidungen der Auseinander- 
ſetzungsbehörden wegen der bei Ablöſungen der Real— 
laſten anzunehmenden Normalpreiſe und Normal-Markt⸗ 
orte. (G. v. 19. Novbr. 49. §. 2.) 413. — an die 
Regierungen gegen die Entſcheidungen der Kommunal- 
behörden über die Geſuche wegen nachträglicher Ein- 


ſchreibungen in die Verzeichniſſe der Wahlberechtigten 
zur Wahl der Mitglieder des Gewerberaths und deren 


Stellvertreter. (V. v. 9. Febr. 49. e 11.) 93. f. — 
in wie weit ſolcher gegen die Beſcheide der Gewerbes 
gerichte ſtattfinden kann, iſt nach der in den verſchie— 
denen Landestheilen beſtehenden allgemeinen Prozeß 
geſetzgebung zu beurtheilen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 54.) 
123. — jedoch entſcheidet über denſelben das Handels- 
gericht, oder wo ein ſolches nicht beſteht, das Kreis— 
oder Stadtgericht des Bezirks. (ebend. §. 54.) 123. — 
an das Miniſterium für Handel, Gewerbe und Gent. 
liche Arbeiten oder Berufung auf rechtliches Gehör, 


ge⸗ 
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Rekurs (Fortſ.) 

gegen die Entſcheidungen der Regierungen über frei, 
tige, angeblich auf beſondern läſtigen Erwerbstiteln bes 
ruhende Zahlungen und Abgaben an Kirchen, milde 
Stiftungen ꝛc., bei der Aufnahme neuer Mitglieder in 
eine Innung und bei der Aufnahme und Entlaſſung der 
Lehrlinge. (V. v. 9. Febr. 49. §. 65. 107. — gegen 
die Entſcheidungen der Handwerker-Prüfungskommiſſio⸗ 
nen an die Kreis-Prüfungskommiſſionen. (V. v. 9. 
Febr. 49. ee, 38. 40. 41.) 102. — gegen Urtheile er— 
ſter Inſtanz in Unterſuchungen wegen Polizeivergehen, 
deſſen Einlegung innerhalb einer zehntägigen präkluſi⸗ 
viſchen Friſt bei dem Polizeirichter. (V. v. 3. Janr. 49. 
sg, 165170.) 43. 44. — die Entſcheidung darüber 
gebührt einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Abthei« 
lung des Appellationsgerichts, wogegen ein weiteres 
Rechtsmittel nicht ſtattfindet. (ebend. ge, 168 — 170.) 
43. 44. 


Rekursinſtanz, dieſelbe bilden die Appellationsgerichte 
für alle Rekursſachen in Civil- und Straſſachen ihres 
Bezirks. (V. v. 2. Janr. 49. §. 25. Nr. 2.) 9. — 
in Bagatellſachen und Verkündigung des Rekursbeſchei⸗ 
des in öffentlicher Sitzung, mit Bezug auf die A. K. 
O. v. 8. Aug. 1832, e 3. Lit, d. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 34.) 11. 

Religionsdiener, aller Konfeſſionen, dieſ. können zu 
Geſchworenen nicht berufen werden. (B. v. 3. Janr. 
49. §. 63. Nr. 5.) 25. — Beſtrafung der denſelben in 
Ausübung ihres Berufs oder in Beziehung auf ſolchen 
öffentlich zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 
49. 88. 23. u. 31.) 231. 232. — Verfolgung ſolcher 
Beſtrafung durch die Staatsanwaltſchaft nur auf An⸗ 
trag des Beleidigten. (ebend. §. 34.) 233. — öffentliche 
Bekanntmachung des darüber gefällten Urtheils in der 
durch letzteres zu beſtimmenden Art und Weiſe. ($. 36.) 
234. 


EI 


Neligionsgeſellſchaften, im Staate beſtehende, 
Beſtrafung desjenigen, der ſich über eine ſolche oder 
ihre Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche öffentlich 
in einer Weiſe ausläßt, welche dieſelben dem Haſſe 
oder der Verachtung ausſetzt. (V. v. 30. Juni 49. 
ss. 19. u. 31.) 230. 232. — öffentliche Bekannt- 
machung des darüber gefällten Urtheils in der durch 
letzteres zu beſtimmenden Art nnd Weiſe, auf Koſten 
des Verurtheilten. (§. 36.) 234. 


Neligiöſe Vereine und deren Verſamm⸗ 
lungen, auf ſolche beziehen ſich die Beſtimmungen 
der Verordnung vom 29. Juni 49. über das Ber- 
ſammlungs⸗ und Vereinigungsrecht nicht. (daſelbſt 
§. 2.) 221. 


Sachregiſter. 1849. 


Neminiscere-Meſſe zu Frankfurt a. d. O., 
ſiehe Meſſe. 

Neſidenz, jedesmalige des Königs Majeſtät, innerhalb 
zweier Meilen von dem Orte derſelben dürfen Volks- 
verſammlungen unter freiem Himmel nicht ſtattfinden. 
(V. v. 29. Juni 49. §. 12.) 223. — Strafen für die 
übertretungen dieſes Verbots. (ebend. §. 17.) 224. 


Neſtitution, Rechtsmittel, daſſelbe kann der Bere 
urtheilte gegen jedes rechtskräftige Urtheil zu jeder Zeit 
einwenden, wenn er darzuthun vermag, daß das Ur- 
theil auf eine falſche Urkunde oder auf die Ausſage 
eines meineidigen Zeugen gegründet iſt. (V. v. 3. Janr. 
49. $. 151.) 41. — Anbringung deſſelben bei dem 
Gerichte erſter Inſtanz. (ebend. §. 152.) 41. — dem⸗ 
nächſt rechtskräftige Feſtſtellung der angeblichen Ver— 
brechen der Fälſchung und des Meineides. lebend. 
§. 153.) 44. — Erneuerung des mündlichen Ver⸗ 
fahrens und Fällung eines neuen Urtheils, gegen 
welches die gewöhnlichen Rechtsmittel zuläſſig ſind. 
(ebend. §. 155.) 44. 42. — über die Zurückweiſung 
des Reſtitutionsgeſuchs ſteht dem Imploranten frei, 
innerhalb der nächſten 10 Tage, nach dem Empfange 
des Beſcheides, bei dem Gerichte der höheren 
Inſtanz Beſchwerde zu führen, eine weitere Be— 
ſchwerdeführung iſt aber unzuläſſig. (ebend. §. 154.) 
44. — die Së, 532. 588. und 589. der Kriminal- 
Ordnung treten außer Kraft. (ebend. §. 156.) 42, — 
findet in Disziplinar-Strafſachen gegen Beamte nicht 
Datt, (V. v. 10. Juli 49. §. 40.) 261. — V. v. 11. 
Juli 49. §. 44.) 279. — Zuläſſigkeit der Geſuche um 
ſolche gegen Kontumazialbeſcheide der Gewerbegerichte 
und weiteres Verfahren rückſichtlich derſelben. (V. v. 9. 
Febr. 49. ge, 5153.) 123. — Begründung des Reſti⸗ 
tutionsgeſuchs wegen verſäumter Ableiſtung eines rechts- 
kräftig erkannten Eides durch das Erbieten des Aus- 
gebliebenen zur Ableiſtung deſſelben. (ebend. §. 53.) 
123. — Reſtitutionsgeſuche gegen polizeiliche Straf- 
verfügungen im Mandatsverfahren, ſiehe Polizeiver- 
gehen. 

Reviſion, grchtsmittel, deren Zuläſſigkeit gegen die 
Erkenntniſſe der Gewerbegerichte iſt nach der in den 
verſchiedenen Landestheilen beſtehenden allgemeinen Pro- 
zeßgeſetzgebung zu beurtheilen. (V. v. 9. Febr. 49. 
§. 64.) 123. 

Neviſions⸗ und Kaſſationshof, Rheiniſcher, in 
Berlin, deſſen Vereinigung mit dem Geheimen her, 
Tribunal daſelbſt, welches künftig den Namen: „Ober⸗ 
Tribunal“ führt, wird einem beſonderen Geſetze vorbe⸗ 
halten. (V. v. 2. Janr. 49. e 27.) 9. — als Dis⸗ 
ziplinargericht in Anſehung feiner Mitglieder, der Prä- 

ſiden⸗ 
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Reviſions⸗ und Kaſſationshof, (Fortſ.) 
ſidenten des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes und 
des Direktors des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein. (V. 
v. 10. Juli 49. 58. 21. 24. 27. 28. 32.) 257. 238. 
259. f. — derſelbe beſchließt über die unfreiwillige 
Verſetzung eines Richters. (V. v. 10. Juli 49. S. 56.) 
264, 

Nevifions: Kollegium für Landeskulturſachen, 
inwieweit auf daſſelbe, ſowie auf Selen Präſidenten, 
Dirigenten und etatsmäßigen Räthe die Disziplinar— 
Vorſchriften der Verordnung vom 10. Juli 49. an⸗ 
wendbar find, (es, 67. Nr. 1. 6871. derſ.) 267. — 
unfreiwillige Verſetzung der Mitglieder deſſelben. (V. v. 
10. Juli 49. §. 70.) 267. — als endgültige Rekurs⸗ 
Inſtanz gegen die Entſcheidungen der Auseinander— 
ſetzungsbehörden wegen der bei Ablöſungen der Real— 
laſten anzunehmenden Normalpreiſe und Normal-Markt⸗ 
orte. (G. v. 19. Novbr. 49. §. 2.) 413. — Wahrneh- 
mung der Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft bei 
demſelben. (V. v. 10. Juli 49. §. 71.) 267. 

Nheinifcher Reviſions⸗ und Kaſſationshof, 
ſiehe Reviſions- und Kaſſationshof. ; 

Rheiniſches Handelsgeſetzbuch, die Art. 110. bis 
189. deſſelben treten mit dem 1. Febr. 49. durch Ein⸗ 
führung der allgemeinen deutſchen Wechſelordnung außer 
Kraft. (Einführungs⸗Ord. v. 6. Janr. 49.) 49. 


Rheiniſches Strafgeſetzbuch, die in den Art. 
75108. deſſelben gedachten Verbrechen und Vergehen 
wider die innere und äußere Sicherheit des Staats 
find im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichts— 
hofes zu Cöln als Hochverrath und Landesverrath an- 
zuſehen, namentlich bei kriegsgerichtlicher Unterſuchung 
und Beſtrafung der während des Belagerungszuſtandes 
begangenen Verbrechen. (V. v. 10. Mai 49. §. 10.) 168. 
— Strafbeſtimmung für die ohne Erfolg gebliebene 
öffentliche Aufforderung oder Anreizung zu einem durch 
die Artikel 86. u. 87. deſſelben vorgeſehenen Verbrechen. 
(V. v. 30. Juni 49. ee, 14. u. 31.) 229. 232. — 
Aufhebung der Art. 102. 201. 204. 217., ferner der 
Art. 367— 372. und die auf dieſe Art. bezügliche Be⸗ 
ſtimmung des Art. 374. deſſelben, durch die über die 
Preſſe ꝛc. ergangenen neueren Vorſchriften und Beſtim— 
mungen. (V. v. 30. Juni 49. §. 43.) 235. 236. 

Rheiniſche Strafprozeßordnung, die Art. 280. 
281. 282. derſ., das Disziplinar-Straſverfahren gegen 
Beamte der Staatsanwaltſchaft und der gerichtlichen 
Polizei betr., find aufgehoben. (V. v. 11. Juli 49. $. 61.) 
282. — an den in den Art. 525. bis 541. Gert, ot 

haltenen Beſtimmungen über die Regulirung des Ge— 
richtsſtandes wird in Beziehung auf die Beſchlagnahme 

Jahrgang 1849. 
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Nheiniſche Straſprozeßordnung, (Fort) 
von Druckſchriften nichts geändert. (V. v. 30. Juni 
49. e, 38.) 234. 

Rheinprovinz, für den Oſtrhein ſoll über die Aus⸗ 
ſchließung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens 
vor Gericht, aus Gründen des öffentlichen Wohls und 
der Sittlichkeit eine beſondere Verordnung ergehen. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 32.) 11. — ſ. auch öffent⸗ 
liches und mündliche s Verfahren. 

Rheinsberg, Ort, ſiehe Chauſſeebau, Nr. 6. 

Rheinſchifffahrts⸗Akte, som 31. März 1831, Zu⸗ 
ſatz⸗Artikel XIX. zu derſelben, betr. die Führung eines 
andern Segelſchiffes, als das in dem Patente bezeichnete, 
ſowie die Patentirung zur Führung von Dampfſchiffen 
auf dem Rheine. (Genehmigungs-Urkunde v. 10. Septbr. 
49.) 375. 376. 

Richter (richterliche Beamte), die Ausnahmen hin- 
ſichtlich deren Gerichtsſtandes in den §§. 1. u. 2. des 
Geſetzes vom 11. Ang. 48. (Geſ.-Samml. S. 201.) 
werden aufgehoben. (V. v. 2. Janr. 49. e 10.) 4. 
— kollegialiſcher Gerichte, aus den Ausfertigungen der 
von denſ. abgefaßten Erkenntniſſe müſſen die Namen 
der Richter erſichtlich fein. (ebend. §. 33.) 14. — dieſ. 
können zu Geſchworenen nicht berufen werden. (V. v. 
3. Janr. 49. §. 63. Nr. 2.) 25. — deren Wahl für 
Handels- und Gewerbegerichte (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 18.) 6. — als ſolche ſollen in Eheſcheidungsprozeſſen 
in erſter Inſtanz drei, in zweiter Inſtanz fünf genügen. 
(ebend. §. 12.) 4. — disponibel werdende, deren ander⸗ 
weite Anſtellung. (ebend. §. 26.) 9. — bei aufgehobenen 
Privatgerichten angeſtellt geweſen, anderweite Unter- 
bringung derſ. (V. v. 2. Janr. 49. a 4. 6. 7.) 
2. 3. — desgl. in Neuvorpommern. (ebend. §. 4.) 2. 
— Ergänzungsrichter, deren Berufung zur erſten 
Abtheiluug der Kreis- und Stadtgerichte für die Ab— 
urtheilung der Verbrechen. (V. v. 2. Janr. 49. §. 20.) 
6. 7. — auch an einzelſtehende Richter (Bezirksrichter 
oder Gerichtskommiſſarien) kann nöthigenfalls eine ſolche 
Berufung ergehen. lebend. §. 21.) 7. (ſ. auch Einzel- 
richter.) — Beſtimmungen über die Dienſt vergehen 
der Richter und deren Beſtrafung, ſowie über die un— 
freiwillige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruheſtand. (V. v. 10. Juli 49.) 253 — 
270. 

Erſter Abſchnitt. Allgemeine Beſtimmungen über Dienft- 
vergehen und deren Beſtrafung. (es 1 — 19.) 253 — 257. 
Dienſtvergehen überhaupt. (§. 1.) 253. — Amtsver- 
brechen. (Ss. 2. u. 3.) 253. 254. — Bloße Dienft- 
vergehen. (So. 4 — 6.) 254. — Disziplinar- und ge- 
wöhnliches Strafverfahren wegen der nämlichen That— 

ſachen. (Gë, 7. 8.) 254. 255. — Verluſt des Amts als 

i Folge 
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Richter, (Fortſ.) 
Folge anderer Strafen. (§. 9.) 255. — unerlaubte 
Entfernung vom Amte. (es, 10 — 14.) 255. 256. — 
Zuſtellung der Vorladungen ꝛc. (§. 15.) 256. — 
Mahnung an die Amtspflichten. Ces, 16. 17.) 256. f. 
— Disziplinar-Strafen, (SS. 18. 19.) 257. 


Zweiter Abſchnitt. Vom dem Disziplinar- Verfahren. 
Ge, 20 — 45.) 237 — 262. 

Disziplinar⸗Verfahren. (e, 20.) 257. — Disziplinar- 
gerichte. (eg, 21 — 27.) 257 — 259. — Kompetenz- 
Streitigkeiten. (S. 28.) 259. — Vorunterſuchung. (eg, 
29 — 34.) 259. 260. — mündliche Verhandlung. (es, 
35. — 40.) 260. 261. — Berufung. (Gë, 41 — 45.) 
261. 262. 

Dritter Abſchnitt. Von der Amtsſuspenſion. (eg, 46 — 

i 52.) 262. 263. 

Suspenſion kraft des Geſetzes. ($$. 46. 47.) 262. — 
Suspenſion durch Beſchluß. (eg, 48. 49.) 262. 263, 
— Einfluß der Suspenſion auf das Dienſteinkommen. 
(ee, 50 — 52.) 263, 


Vlerter Abſchnitt. Von der unfreiwilligen Verſetzung auf 
eine andere Stelle. (es, 53-57.) 263. 264. 


Fünfter Abſchnitt. Von der unfreiwilligen Verſetzung in 
den Ruheſtand. (ee, 58 —66.) 265. 266. 

Sechster Abſchnitt. Nähere Beſtimmungen, betreffend die 
Auseinanderſetzungs-Behörden, das General-Auditoriat 
und die Auditeure. (Gs, 67-84.) 266—269, — Anwend⸗ 
barkeit derſelben. (§. 67.) 266. f. — Beſtimmungen we- 
gen der Auseinanderſetzungs Behörden. (es, 6871.) 
267. — desgl. wegen des Generals-Auditoriats und der 
Auditeure. (SS. 72— 79.) 267269. 


Beſtimmungen für den Bezirk des rheiniſchen Rechts 
wegen Verfolgung und Beſtrafung der Verletzungen der 
Amtspflicht in der bisherigen Weiſe und nach den befte- 
henden Geſetzen, an welchen durch die Beſtimmungen der 
68. 2. u. 4. der gegenwärtigen Verordnung nichts geandert 
wird. (§. 80.) 269. — in den nämlichen Bezirken findet 
wegen Dienſtvergehen, welche Unterſuchungs richter oder 
Friedensrichter als Beamte der gerichtlichen Polizei be— 
gehen, lediglich eine Beſtrafung und ein Verfahren nach 
den Beſtimmungen dieſer Verordnung ſtatt. ($. 81.) 269. 

übergangs-Beſtim mungen. Beendigung der Unterfu- 
chungen, welche im Wege des gewöhnlichen Strafverfah- 
rens oder des Disziplinarverfahrens bereits eröffnet ſind, 
in der bisherigen Weiſe und Vollſtreckung der desfallſigen 
Strafreſolute. (§. 82.) 269. — Siüspenſion vom Amte. 
(§. 83.) 269. — Aufhebung aller, dieſer Verord. entgegen- 
ſtehenden Vorſchriften. (§. 84.) 270. — ſ. auch Einzel- 
richter. — nicht richterliche Beamte, ſiehe Beamte. 


Nichterſtellen, rückſichtlich der zur Verwaltung bert, 
nothwendigen Qualifikationen bleibt eine Reviſion der 
darüber beſtehenden Vorſchriften vorbehalten. (V. v. 
2. Janr. 49, §. 37.) 12. 


Sachregiſter. 1849. 


Riemer, ſiehe Sattler. 

Ritterſchaftliche Privatbank von Pommern, 
ſiehe Bank. 

Nothgießer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtmmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Nuheſtand, einſtweilige Verſetzung nicht richterlicher 
Beamten in denſelben, mit Gewährung von Wartegeld. 
(V. v. 11. Juli 49. §§. 50. 94.) 280. 289. 290. — 
gänzliche Verſetzung richterlicher und nicht richterlicher 
Beamten in denſelben, ſiehe Penſionirungen. 

Ruheſtörer, in öffentlichen, gerichtlichen Sitzungen, de⸗ 
ren Entfernung aus den Sitzungsſälen und nach den 
Umſtänden fofortige Beſtrafung derſelben mit einer Ge— 
fängnißſtrafe bis zu acht Tagen, nachdem der Staats- 
anwalt darüber gehört worden. (V. v. 3. Janr. 49. 
§. 180.) 46. — (V. v. 30. Juni 49. §. 40.) 235. 


Ruppiner Kreisftände, ſiehe Chauſſebau Nr. 6. 


S. 


Saarbrücker Eiſenbahn, ſiehe Eiſenbahnen Nr. 9. 
Weg? Ort und Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau 
b. 21. 

Sachverſtändige, dief. können in einer und derſelben 
Sache nicht auch zugleich Geſchworne ſein. (V. v. 
3. Dom, 49. §. 95.) 31. — deren Zuziehung bei den 
Verhandlungen vor den Gewerbegerichten und deren 
Vergleichsausſchüſſen. (V. v. 9. Febr. 49. 88. 20. 31.) 
416, 118. — bergmänniſche, deren Zuziehung ſeitens der 
ordentlichen Gerichte in ſtreitigen Bergwerksſachen. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 13.) 4. 

Sand, von benachbarten Grundſtücken zum Chauſſee⸗ 
bau, ſiehe letz. 

Sanitäts⸗Polizei, ſiehe Medizinal⸗Verwaltung. 

Sattler, mit Einſchluß der Riemer und Täſchner, Nach- 
weis deren Befähigung zum Betriebe ihres Gewerbes 
vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 9. Febr. 49. 
$. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für Übertretung oder 
Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109, 

Schadenserſatz, Klagen vor den Civilgerichten auf Tote 
chen werden von den in der Verordn. v. 30. Juni 49. 
über die Verjährung enthaltenen Beſtimmungen nicht 
berührt. (§. 35, bert) 234. — wenn das Geſetz bei 
bloßen Dienſtvergehen die Verpflichtung zu ſolchem ous, 
ſpricht, ſo gehört die Klage der Betheiligten vor das 
Civilgericht. (V. v. 10. Juli 49. §. 5.) 254. — (V. 
v. 14. Juli 49, §. 6.) 272. 

Schie⸗ 
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Schieferdecker, Nachweis deren Befähigung zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das im 8. 45. 
der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Janr. 45. 
vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung. (V. v. 9. Febr. 
49. e, 24.) 99. 

Schiffszimmerleute, Nachweis deren Befähigung 
zum ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das 
im §. 45. der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. 
Janr. 45. vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 24.) 99. 

Schleſien, Provinz, (Herzogthum), — Einführung 
von Zinskoupons zu den Schleſiſchen landſchaftlichen 
Pfandbriefen und Verfahren bei Aufkündigung oder 
verwahrlicher Niederlegung der letztern bei der Land⸗ 
ſchaft. (A. E. v. 7. Dezbr. 48. nebſt Regulativ.) 76— 
79. — f. auch Pfandbriefe, Schleſiſche. 

Schleſiſche Landſchaft, ſiehe Land ſchaften. 

Schleſiſche Pfandbriefe, ſiehe Pfandbriefe. 

Schleuſinger Kreisſtände, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 17. 

Schloſſer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend 
§. 74.) 109. 


Schmiede, Grob- und Klein, jeder Art, Nachweis des 
ren Befähigung zum Betriebe ihres Gewerbes vor deſ— 
fen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 9. Febr. 49. $. 23.) 
98. — Strafbeſtimmung für Übertretung oder Umge⸗ 
hung dieſer Vorſchrift. (ebend. . 74.) 109. 


Schnee, Aufhebung der Verpflichtung zur unentgeltli— 
chen Hülfsleiſtung bei Räumung deſſelben von den 
Chauſſeen. (V. v. 6. Janr. 49.) 80. — mit Bezug auf 
die Verord. vom 8. März 1832. ſoll vielmehr dafür 
das zu der Zeit am Orte gewöhnliche Tagelohn aus 
der Chauſſeebaukaſſe gezahlt werden. lebend.) 80. — 
obiger Verordnung haben beide Kammern ihre Geneh— 
migung ertheilt. (Staatsminiſt. Bekanntmachung v. 
4. Oktbr. 49.) 378. 

Schneider, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
8. 74.) 109. 

Schöffengerichte, im Bezirke des Juſtizſenats zu Eh⸗ 
renbreitſtein, deren Kompetenz wird durch beſondere 
Inſtruktion geregelt. (V. v. 2. Jaur. 49. $. 20.) 7. 

Schönauer Kreis, ſiehe Handelskammern. 

Schöppingen, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 22. 
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Schornſteinfeger, Nachweis deren Befähigung zum 
ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das im 
$. 45. der allgemeinen Gewerbeordnung v. 17. Janr. 
45. vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung. (V. v. 9. 
Febr. 49. §. 24.) 99. 


Schriften, alle auf mechaniſchem Wege irgend einer 
Art vorgenommenen Vervielfältigungen derſelben wer— 
den im Sinne der Verord. v. 30. Juni 49. den Druck⸗ 
ſchriften gleichgeſtellt (§. 30. derſ.) 232. — zu deren Aus⸗ 
ruf, Verkauf, Vertheilung, Anheftung oder Anſchlagung 
auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen oder an 
andern öffentlichen Orten iſt die ortspolizeiliche Erlaubniß 
erforderlich, die immer mit ſich geführt werden muß, 
auch jederzeit zurückgezogen werden kann. (V. v. 30. Juni 
49. §. 9.) 228. — Strafe für Übertretung dieſer Vor⸗ 
ſchrift. (ebend. §. 11.) 228. — ſiehe ferner Druck- 
ſchriften. 

Schuhmacher, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be— 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. $. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 


Schuldig oder nicht ſchuldig, ob der Angeklagte 
eins von beiden ſei, hat der erkennende Richter nach 
feiner freien überzeugung zu entſcheiden; er iſt aber 
verpflichtet, die Gründe, welche ihn dabei geleitet haben, 
in dem Urtheile anzugeben. (V. v. 3. Janr. 49. $. 22.) 
18. — auf vorläufige Losſprechung (Freiſprechung von 
der Inſtanz) ſoll nicht mehr erkannt werden. (ebend. 
e, 22.) 18. — der für ſchuldig Erklärte iſt zur vol⸗ 
len geſetzlichen Strafe zu verurtheilen. (ebend. §. 23.) 
18. — Verfahren vor und nach dem Ausſpruche der 
Geſchworenen: „ſchuldig oder nicht ſchuldig“ 
bei ſchweren Verbrechen, ſowie bei politiſchen und Preß⸗ 
verbrechen, nebſt Urtelsſprechung. (V. v. 3. Janr. 49. 
98. 96—125.) 31- 36. — ift die That, deren der An- 
geklagte für ſchuldig erklärt worden iſt, durch ein Straf- 
geſetz nicht vorgeſehen, ſo ſpricht der Gerichtshof den 
Angeklagten frei. (ebend. §. 125.) 36. — ſ. auch Er⸗ 
kenntniſſe und Rechtsmittel. 

Schulkollegien, Provinzial», als entſcheidende Dis⸗ 
ziplinarbehörden in erſter Inſtanz gegen nicht richterliche 
Beamte ihres Reſſorts. (V. v. 11. Juli 49. §. 26. 
Nr. 2. und eg, 28. 29. 33.) 276. 277. — Verfahren 
und Entſcheidung derſ. (ebend. eg, 3344.) 277279, 
— Berufung an das Staatsminiſterium gegen deren 
Entſcheidungen. (88. 45—51.) 279. 280. 

Schullehrer, deren zeitherige Befreiung von der Klaſ— 


ſenſteuer hört mit dem 1. Janr. 1850, auf. (G. v. 7. 
Dezbr. 49.) 436. 


Ve Schwã⸗ 
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Schwägerſchafts⸗Verhältniß, bis zum dritten 
Grade, zwiſchen Richtern bei dem nämlichen Gerichte, 
als Veranlaſſung zur unfreiwilligen Verſetzung. (V. v. 
10. Juli 49. §. 54.) 264. — Verſchwägerte im zweiten 
Grade können nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Ge⸗ 
werberaths ſein. (V. v. 9. Febr. 49. §. 8.) 95. 

Schweidnitz, Kreis, ſ. Handels kammern. 

Schwertfeger, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. e 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebd. 
$. 74.) 109. 

Schwurgerichte, in Unterſuchungen wegen ſchwerer 
Verbrechen, die in den Geſetzen mit einer härtern als 
dreijährigen Freiheitsſtrafe bedroht ſind und die nicht 
zu den im §. 38. der Verord. v. 3. Janr. 49. bezeich⸗ 
neten gehören, fo wie wegen politiſcher und Preßverbre— 
chen, allgemeine Anordnungen und Vorſchriften für 
dieſelben. (V. v. 3. Janr. 49. eg, 60— 160.) 24—42. 
— ein ſolches wird dem für dergl. Verbrechen aus 
5 Richtern und einem Gerichtsſchreiber beſtehenden Ge— 
richte zugeordnet. (ebend. §. 60.) 24. — für ſolche ſind 
die dazu geeigneten Gerichtsbehörden und die ihnen 
anzuweiſenden Bezirke durch den Juſtizminiſter auf den 
Vorſchlag des Appellationsgerichts beſonders zu beſtim⸗ 
men. (V. v. 2. Janr. 49. §. 22.) 7. . 

Bildung der Geſchworenen-Liſten. (V. v. 3. Janr. 49. 
§§. 62—68.) 25. 26. 
Eröffnung der Unterſuchung. (ës, 75— 78.) 28. 
Hauptverfahren. (Gë, 79— 125) 28 —36. 
a, Vorladung und Kontumazialverfahren. (es, 7982.) 
28. 29. 
b. Bildung des Schwurgerichts. (es, 8397.) 29—31. 
c. Verhandlung der Sache vor dem Schwurgerichte. (88. 
98116.) 3135. 
d. Urtelsſprechung. (SS. 117—125.) 35. 36. 
Anfechtung der Erkenntniſſe. (es, 126160.) 36— 42. 
1. Appellation. (eg, 126—137.) 36—39, 
2. Nichtigkeitsbeſchwerde. (88. 138— 150.) 39—41. 
3. Reſtitution. (So. 151— 1456.) 41. 42. 
4, Folgen der Einlegung der Rechtsmittel auf die Haft 
des Angeklagten. (es, 157159.) 42. 
5. Aufhebung des Rechtsmitlels der Aggravation. CS, 160.) 
42. 
— die in den §§. 13—22. der Verord. v. 30. Juni 49. 
vorgeſehenen ſtrafbaren Handlungen gehören zur Kom- 
petenz derſ. (V. v. 30. Juni 49. §. 39.) 234. 235. — 
daſſelbe gilt von den in dem §. 23. erwähnten Belei⸗ 
digungen, welche mittelft verkaufter, verbreiteter, öffent⸗ 
lich ausgeſtellter oder angeſchlagener Druckſchriften be⸗ 
gangen werden. lebend. §. 39.) 235. — die übrigen 
Vergehen, welche in dem §. 23., ſowie diejenigen, welche 
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Schwurgerichte, (Fortf.) 
in den $$. 10. und 11. 24. und 29, vorgeſehen find 
werden als politiſche oder Preßvergehen nicht betrachtet. 
(ebend. §. 39.) 235. — Ausſchließung deren Mitwir- 
kung, wenn nach den beſtehenden Geſetzen die in der 
Sitzung eines Gerichts begangenen ſtrafbaren Hand- 
lungen ſofort abgeurtheilt, oder die in derſelben vorge— 
fallenen oder ermittelten Disziplinarvergehungen ſo⸗ 
fort disziplinariſch geahndet werden ſollen. (ebend. 
$. 40.) 235. 

Seifenſieder, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be⸗ 
ginn. (B. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Seiler, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 
9. Febr. 49. e. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für Über⸗ 
tretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 
109. 

Selbſtverlag, auf den in ſolchem erfcheinenden Zeng, 
ſchriften muß der Name und Wohnort des Verfaſſers 
oder Herausgebers genannt ſein. (V. v. 30. Juni 49. 
§. 1.) 220. — Strafe für Zuwiderhandlung dagegen. 
(§. 10.) 228. 

Senatspräſideuten, deren Anftellung bei den Appel⸗ 
lationsgerichten. (V. v. 2. Janr. 49. F. 25.) 8. 

Sequeſtrationen, eines zuſammengehörigen Komplexes 
von Gütern, welche in den Bezirken verſchiedener Ge- 
richte gelegen ſind, deren Leitung. (V. v. 2. Janr. 49. 
$. 10.) 5. — der von der Schleſiſchen Landſchaft mit 
neuen Pfandbriefen beliehenen ländlichen Grundſtücke, 
Anordnungen für dieſelben. (A. E. v. 14. Mai 49. 
und Se, 13. und 14. des beigefügten Regulativs.) 
182. 188. 

Servis, der Anſpruch auf ſolchen fällt für die Zeit, 
in welcher Tagegelder gegeben werden, im Kommando- 
Ort des Militairs weg. (A. E. v. 28. Dezbr. 48. 
$. 3.) 86. 

Sicherheitsbeamte, Handhabung der Sicherheits 
polizei ſeitens derſelben in Verbindung mit dem Staats⸗ 
anwalte. (V. v. 3. Janr. 49. 88. 4. 7. 8.) 14. 13. 

Siebmacher, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. § 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Siegen, Kreis, Errichtung einer Handelskammer für 
denſ. (A. E. v. 25. Mai 49.) 213. — Sitz derſelben 
in der Stadt Siegen. (lebend.) 215. 


Sil⸗ 
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Silberarbeiter, (Silberſchläger), Nachweis deren Be- 
fähigung zum Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen felbft- 
ſtändigem Beginn. (V. v. 9. Febr. 49. e, 23.) 98. — 
Strafbeſtimmung für Übertretung oder Umgehung dieſer 
Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109. 

Silberberg, Ort, ſiehe Chauſſebau Nr. 10. 

Sittlichkeit, Beſchränkung der Offentlichkeit der ge— 
richtlichen Verhandlungen, aus Gründen der erſteren. 
(V. v. 2. Janr. 49. e 32.) 11. — (V. v. 3. Janr. 
49. e 15.) 16. — (V. v. 10. Mai 49. e 13. Nr. 1.) 
169. — Strafen für den Verkauf, für die Vertheilung, 
oder ſonſtige Verbreitung, ſowie für die öffentliche Aus- 
ſtellung und Anſchlagung der dieſelbe verletzenden Druck— 
ſchriften. (V. v. 30. Juni 49. §. 24.) 231. — öffent⸗ 
liche Bekanntmachung des darüber gefällten Urtheils in 
der durch letzteres zu beſtimmenden Art und Weiſe, auf 
Koſten des Verurtheilten. (ebend. §. 36.) 234. 

Sitzungen, öffentliche gerichtliche, Strafverfahren gegen 
Ruheſtörer in denſelben. (V. v. 3. Janr. 49. S. 180.) 
46. — (V. v. 30. Juni 49. e, 40.) 235. 

Soda, ungeremigte, Feſtſetzung des Eingangszolls für 
dieſelbe vom 1. Mai 49. ab ohne Unterſchied auf 1 Rthlr. 
für den Zentner. (A. E. v. 3. März 49.) 129. 

Soeſt, Stadt, ſiehe Eiſenbahnen Nr. 5. 


Soldatenſtand, Perſonen deſſelben, welche zur Ein- 
wirkung auf öffentliche Angelegenheiten oder zur Be— 
rathung militairiſcher Befehle und Anordnungen in er - 
eine zuſammen treten, oder zu ſolchen Zwecken ſich ſonſt 
verſammeln, werden nach den Beſtimmungen des e 125. 
des erſten Theils des Militair-Strafgeſetzbuchs beſtraft. 
(Verord. v. 29. Juni 49. e 22.) 225. — die Beftim- 
mungen der beſtehenden Geſetze über die von Perſonen 
deſſelben unter ſich begangenen Beleidigungen werden 
durch die V. v. 30. Juni 49. nicht berührt. (§. 41. derſ.) 
235. — (der Linie und Landwehr), Beſtrafung der Auf- 
ſorderung oder Anreizung der Perſonen deſſelben zum 
Ungehorſam. (V. v. 23. Mai 49.) 180, — (Verord. 
v. 30. Juni 49. §. 42.) 235. — in Stelle der V. v. 
23. Mai 49. tritt nunmehr das unter Zuſtimmung der 
Kammern erlaſſene Geſetz (v. 19. Novbr. 49.) 417. — 
kriegsrechtliche Beſtrafung desjenigen, welcher Perſonen 
deſſelben an einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte 
oder Bezirke zu Verbrechen gegen die Subordination 
oder zu Vergehungen gegen die militairiſche Zucht und 
Ordnung zu verleiten ſucht. (V. v. 10. Mai 49. 88. 9. 
u. 10.) 167. 168. 

Sonntage, zum Arbeiten an ſolchen find Geſellen, Ge— 
hülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter nicht verpflichtet, 
vorbehaltlich der anderweitigen Vereinbarung in Dring— 
lichkeitsfällen. (V. v. 9. Febr. 49. e, 49.) 104, 
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Spanndienſte, Ermittelung der Normalpreiſe für des 
ren Ablöſung. (G. v. 19. Novbr. 49. S. 4. K.) 414. 

Sporer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ih- 
res Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 

Sporteln, ſiehe Gebühren. 


Staatsanleihe, von höchſtens ein und zwanzig Millio- 
nen Thalern, deren eventuelle Aufnahme für den etwa 
nicht zu deckenden Mehrbedarf behufs Ausführung des 
Baues der Oſtbahn, der Weſtphäliſchen und der Goar, 
brücker Eiſenbahn. (G. v. 7. Dezbr. 49. §. 2.) 437. 
438. 

Staatsanwalte, deren Beſtellung für jedes Kreis- oder 
Stadtgericht aus der Zahl der zum höheren Richter— 
amte befähigten Beamten. (V. v. 3. Janr. 49. §. 2.) 
14. — ihr amtlicher Beruf iſt es, bei Verbrechen die 
Ermittelung der Thäter herbeizuführen, und dieſelben 
vor Gericht zu verfolgen. (ebend. §. 2.) 14. — ſoweit 
es das Bedürfniß erfordert, ſind denſelben vom Juſtiz⸗ 
miniſter Gehülfen beizuordnen. (ebend. e, 2.) 14. — 
ſie und ihre Gehülfen gehören nicht zu den richterlichen 
Beamten, daher ſie der Aufſicht des Ober— 
Staatsanwalts und dieſer mit ihnen der des Juſtiz⸗ 
miniſters unterworfen wird. (ebend. §. 3.) 14. 
— die definitive Ernennung derſ. erfolgt durch des 
Königs Majeſtät auf den Autrag des Juſtizminiſters. 
(ebend. §. 3.) 14. — nur wenn dieſ. mindeſtens vier 
Jahre als ſolche definitiv angeſtellt geweſen, können 
ſie etatsmäßige Mitglieder eines Appellationsgerichts 
werden. (V. v. 2. Janr. 49. §. 37.) 12. — bei den 
kompetenten Gerichten für Strafſachen beſtellt, dieſel⸗ 
ben nehmen die Geſchäfte des Staatsanwaltes in Ehe— 
ſcheidungsprozeſſen wahr. (V. v. 2. Janr. 49. e 12. 
4. — (und deren Gehülfen), Tief. können zu Geſchwo⸗ 
renen nicht berufen werden. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63. 
Nr. 2.) 25. — ſiehe auch Ober-Staatsanwalte, 
desgl. Staatsanwaltſchaft. 

Staatsanwaltſchaft, deren Einrichtung, Pflichten 
und Befugniſſe. (V. v. 3. Janr. 49. ee, 2—13) 
1416. — Verhältniß derſ. zu anderen Behörden 
(Polizeibehoͤrden, Sicherheitsbeamten ꝛc.) (ebend. §§. 4. 
5. 7. 8.) 14. 15. — bei den Gerichten, deren Beamte 
können durch Königliche Verfügung jederzeit mit Ger 
währung des vorſchriftsmäßigen Wartegeldes einſtweilig 
in den Ruheſtand verſetzt werden. (V. v. 14. Juli 49. 
§. 94.) 290. — deren Funktionen im Disziplinar⸗ 
Strafverfahren gegen richterliche Beamte. (V. v. 
10. Juli 49. SS. 8. 23. 26. 30. 31. 35, 36. 41. 48. 

49. 


70 


Staatsauwaltſchaft, (Fortſ.) 

49. 56. 71. 78.) 255. 258. 259. 260. 261. 262. 263. 
264. 267. 269. — desgl. gegen nicht richterliche 
Beamte. (V. v. 11. Juli 49. ee, 38. 39. 40. 45. 47. 
49. 61. 62. 70. 83. 88.) 278. 279. 282. 284. 287. 
288. — vorläufige Beſchlagnahme von Druckſchriften 
durch dieſelbe und deren Organe — Polizeibehörden, 
Sicherheitsbeamte, Beamte der gerichtlichen Polizei — und 
weiteres Verfahren vor der zuſtändigen Gerichtsbehörde. 
(V. v. 30. Juni 49. 88. 32. 33.) 232. 233. — Be⸗ 
fugniß derſelben, in Anſehung der in den eg, 23. und 
29. vorgedachter Verordnung vorgeſehenen Beleidigun⸗ 
gen die Verfolgung einzuleiten. (ebend. S. 34.) 233. 
— es findet jedoch wegen Beleidigung einer Kammer 
nur mit Ermächtigung derſelben und wegen der in den 
88. 22. 23. und 29. ſonſt vorgeſehenen Beleidigungen 
nur auf den Antrag des Beleidigten eine Verfolgung 
Datt, (ebend. §. 34.) 233. — nach eingeleiteter ge⸗ 
richtlicher Unterſuchung wird deren Fortgang durch Zu⸗ 
rücknahme jener Ermächtigung oder durch eine Verzicht— 
leiſtung auf die Beſtrafung nicht gehemmt. (S. 34.) 233. 
— ſchreitet die Staatsanwaltſchaft nicht ein, ſo bleibt 
dem Beleidigten die Verfolgung im Wege des Civil⸗ 
prozeſſes unbenommen. (ebend. §. 34.) 233. 

Staatsbeamte (Staatsdiener) ſ. Beamte. 

Staatsbürgerliche Nechte, die Verurtheilung zu 
deren immerwährender oder zeitiger Entziehung oder Ein⸗ 
schränkung, zieht den Verluſt des Amtes oder der Penfion 
von ſelbſt nach ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt 
wird. (V. v. 10. Juli 49. §. 9.) 255. — (V. v. 11. 
Juli 49. §. 10.) 273. 

Staats⸗Garantie, deren Bewilligung für die Zinſen 
der von der Deichbau⸗Geſellſchaft zur Melioration des 
Nieder -Oderbruchs gemachten Anleihe von 1,300,000 
Rthlr. (Allerh. Privil. v. 5. Novbr. 49.) 408, 

Staatsgebäude, wo ſolche entbehrliche und für den 
Gewerberath geeignete Räumlichkeiten darbieten, wer— 
den dieſe dem Gewerberathe überwieſen werden. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 21.) 98. — desgl. in Beziehung auf 
die Beſchaffung der Geſchäftslokale für die Gewerbe 
gerichte. (VB. v. 9. Febr. 49. §. 16.) 115. 

Staatsminiſterium, daſſelbe hat die zur Ausführung 
der Wahlen der Abgeordneten für die zweite Kammer 
erforderlichen näheren Beſtimmungen in einem zu er⸗ 
laſſenden Reglement zu treffen. (V. v. 30. Mai 49. 
e, 32.) 210. — Erlaß eines Reglements ſeitens bet. 
ſelben zur ſpeziellen Ausführung der Wahlen der Ab- 
geordneten zu dem Volkshauſe des deutſchen Parla- 
ments. (V. v. 26. Novbr. 49. §. 43.) 430. 
— von demſelben kann für den Fall eines Aufruhrs 
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Staatsminiſterium, (Fortſ.) 
die Erklärung des Belagerungezuftandes erfolgen. (B. 
v. 10. Mai 49. §. 2.) 165. — alsdann kann daſſelbe 
erforderlichenfalls die Art. 5. 6. 7. 24. 25. 26. 27. 
und 28. der Verfaſſungs-Urkunde v. 5. Dezbr. 48. zeit⸗ 
und diſtriktsweiſe außer Kraft ſetzen. (ebend. $. 5.) 166. 
— auch außer dem Belagerungszuſtande können im Falle 
des Krieges oder Aufruhrs die Art. 5. 6. 24. 25. 26. 
27. und 28. derſ. vom Staats-Miniſterium zeit- und 
diſtriktsweiſe außer Kraft geſetzt werden. (ebend. §. 16.) 
170. — erfolgt die zeit- oder diſtriktsweiſe Suspendi⸗ 
rung der in den ep, 5. u. 16. angeführten Artikel der 
Verfaſſungs-Urkunde oder einzelner dieſer Artikel, fo 
muß den Kammern ſofort nach ihrem Zuſammentreten 
darüber Rechenſchaft gegeben werden. (Gë, 5. u. 16.) 
166. 170. 171. — Befugniſſe deſſelben in Disziplinar⸗ 
Strafſachen gegen Beamte. (V. v. 11. Juli 49. 88. 22. 
27. 28. 29. 30. 45—51. 97.) 275. 276. 277. 279. 
280. 290. 

Staats⸗Oberhaupt, eines deutſchen oder eines an⸗ 
dern mit dem Preußiſchen Staate in anerkanntem völ⸗ 
kerrechtlichen Verkehr ſtehenden Staats, Beſtrafung der 
demſelben zugefügten Beleidigungen. (V. v. 30. Juni 
49. §. 22.) 230. — Verfolgung ſolcher Beſtrafung 
durch die Staatsanwaltſchaft nur auf Antrag des Be⸗ 
leidigten. (ebend. §. 34.) 233. — öffentliche Bekannt⸗ 
machung des darüber gefällten Urtheils in der durch 
letzteres zu beſtimmenden Art und Weiſe, auf Koſten 
des Verurtheilten. (§. 36.) 234. — des Preußiſchen 
Staats, ſ. Königs Majeſtät u. Majeſtätsver⸗ 
brechen. 

Staatsprüfungen, große, ſ. Prüfungen. 

Staatsſteuern, direkte, (Klaſſenſteuer, Grundſteuer, 
Gewerbeſteuer) nach Maßgabe deren Entrichtung wer- 
den die Urwähler bei den Wahlen für die zweite Kam⸗ 
mer in drei Abtheilungen getheilt. (V. v. 30. Mai 49. 
ss. 10—13.) 206. 207. 

Staatsverband, Preußiſcher, demſelben muß auch der⸗ 
jenige bereits ein Jahr lang angehört haben, welcher 
zum Abgeordneten der zweiten Kammer wählbar ſein will. 
(V. v. 30. Mai 49. e, 29.) 209. — ſ. auch Volkshaus 
und Wohnſitz. 

Städte, in denjenigen Provinzen, in welchen bereits 
früher Königl. Gerichte an die Stelle der ſtädtiſchen 
getreten ſind, deren Verhältniß erleidet bis zu deſſen 
anderweiter Regulirung durch die Verord. v. 2. Jan. 
49. keine Veränderung. (daſelbſt §. 8.) 3. — ſ. auch 
Notarien, Stadt» u. Kreisgerichte. 

Stadtgerichte, Gerichte erſter Inſtanz, kollegialiſche 
Einrichtung, Jurisdiktionsbezirke, Geſchäfts- und Reſ⸗ 
ſortverhältniſſe derſelben, in Verbindung mit Einzelrich⸗ 

tern. 
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Stadtgerichte, (Fortſ.) 
tern. (V. v. 2. Jan. 49. gë, 1822.) 6—8. — über⸗ 

weiſung von Gerichtsaſſeſſoren zu unbeſoldeten Mitglie- 
dern derſ., mit Verleihung des vollen Stimmrechts. (V. 
v. 2. Jan. 49. §. 36.) 12. — dergl. Mitglieder mit 
letzterem dürfen jedoch die Hälfte der etatsmäßigen Rich⸗ 
ter niemals erreichen. (ebend. §. 36.) 12. — Anwen⸗ 
dung der Gebührentaxe v. 23. Aug. 1815. für Unter⸗ 
gerichte in großen Städten bei denſ. (V. v. 2. Jan. 
49. §. 29.) 10. — bei den Einzelrichtern derſ. nach 
jener Taxe für ſämmtliche Untergerichte. (ebend. §. 29.) 
10. — die Aufſichts⸗ u. Beſchwerde⸗Inſtanz über die⸗ 
ſelben bilden die Appellationsgerichte. (V. v. 2. Jan. 
49. e 25. Nr. 3. u. §. 35.) 9. 11. — in Städten 
von 50,000 u. mehr Einwohnern wird neben den beizu— 
behaltenden Stadtgerichten, ein beſonderes Kreisgericht 
eingerichtet, ſofern es mit Rückſicht auf den Geſchäfts⸗ 
umfang unangemeſſen erſcheint, ihre Bezirke auf den 
übrigen Theil des betreffenden Kreiſes auszudehnen. 
(ebend. §. 19.) 6. — Eintheilung der Stadtgerichte in 
zwei Hauptabtheilungen, von welchen der erſten Ab- 
theilung die ſtreitige Gerichtsbarkeit in Eivil- und 
Strafſachen, einſchließlich der Kredit- u. Subhaſtations⸗ 
ſachen, der zweiten Abtheilung aber alle übrigen Ge⸗ 
genſtände der Juſtizverwaltung, welche nicht den Ap⸗ 
pellationsgerichten vorbehalten ſind, zugewieſen werden. 
(ebend. §. 20.) 6. — Ernennung ſtändiſcher Kommiſſa⸗ 
rien bei der erſten Abtheilung durch den. Direktor, für 
die von Einzelrichtern zu verhandelnden u. zu entſchei⸗ 
denden Bagatell-, Injurien- u. Unterſuchungs⸗Sachen. 
(ebend. §. 20.) 6. — ſoweit es bei der erſten Abthei⸗ 
lung für die Aburtheilung der Verbrechen an der er. 
forderlichen Anzahl von Richtern fehlen ſollte, find von 
dem Direktor Mitglieder der zweiten Abtheilung zu 
Ergänzungsrichtern zu beſtellen. (ebend. §. 20.) 6. 7. 
— dem erſten Direktor eines Stadtgerichts in Städten 
von 50,000 und mehr Einwohnern ſoll der Amtscharak⸗ 
ter „Präſident“ zuſtehen. (ebend. §. 19.) 6. — der 
Direktor kann Vorſitzender beider Abtheilungen ſein. 
(ebend. §. 20.) 6. — Aufſtellung eines Geſchäftsregu— 
lativs für dieſelben. (ebend. §. 20.) 7. — dieſelben 
entſcheiden da, wo keine Handelsgerichte beſtehen, über 
den Rekurs und die Appellation gegen die Beſcheide 
und Erkenntniſſe der Gewerbegerichte. (V. v. 9. Febr. 
49. $. 54.) 123. — die Einrichtung des Stadtgerichts 
zu Berlin wird durch beſondere Inſtruktion geregelt. 
(V. v. 2. Janr. 49. e 20.) 7. 

Stadtgerichtsdirektoren, dem erſten derſ. in Städ⸗ 
ten von 50,000 und mehr Einwohnern ſoll der Amts- 
charakter „Präſident“ Ss (V. v. 2. Janr. 49, 
$. 19.) 6. 


71 


Städtiſche Gerichtsbarkeit, ſ. letz. 

Stadtobligationen, Cölner, Neußer, ſ. dieſe. 

Standesherrliche Gerichtsbarkeit, deren Aufhe⸗ 
bung in Civil⸗ und Strafſachen. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 1.) 1. — übernahme der Juſtizbeamten der ſtan⸗ 
desherrlichen Gerichte. (ebend. §. 6.) 3. 

Statutariſche Nechte, welche auf die nach den zeit⸗ 
herigen Beſtimmungen vom ordentlichen Gerichtsſtande 
eximirten Perſonen und Sachen nicht Anwendung ge— 
funden haben, deren Anwendung bleibt für ſolche auch 
ferner ausgeſchloſſen. (V. v. 2. Janr. 49. e, 15.) 5. 

Steina, Ort, ſ. Chauſſeebau No. 21. 

Steinhauer, Nachweis deren Befähigung zum ſelbſt⸗ 
ſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das im . 45. 
der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Janr. 45. 
vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 24.) 99. 


Stellmacher, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 

SN Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 

. 9. Febr. 49. e 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 

geg oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109, 


Stellvertretungskoſten, deren Aufbringung aus 
dem innebehaltenen Theile des Dienſteinkommeus eines 
angeklagten und vom Amte ſuspendirten Beamten. (V. 
v. 10. Juli 49. §. 50.) 263. — (V. v. 11. Juli 49. 
§. 56.) 281. 

Stempel, in Anſehung derſelben kommen bei dem ges 
richtlichen Verfahren vor den Gewerbegerichten die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften zur Anwendung. (V. v. 9. Febr. 
49. e 57.) 124. 


Stempelfreiheit der Verhandlungen über die vor 
dem Gewerbegerichte oder dem Vergleichsausſchuſſe zu 
Stande gekommenen Vergleiche und deren Ausfertigun- 
gen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 56.) 124. — für die rit⸗ 
terſchaftliche Privatbank von Pommern. (Statuten bert. 
v. 24. Aug. 49. e, 42.) 370. 


Sterbekaſſen, deren Errichtung für Innungsgenoſſen, 
Geſellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter und Aufbringung 
der Beiträge zu ſolchen von letzteren. (V. v. 9. Febr. 
49. eg, 56— 59.) 105. 106. 

Stettin, Stadt, Errichtung eines Gewerbegerichts für 
den Polizeibezirk derſelben, mit Einſchluß der Ortſchaft 
Kupfermühle. (A. E. v. 2. Oktbr. 49.) 403. — in dem 
Tarif zur Erhebung des Hafengeldes daſelbſt vom 25. 
Aug. 48. (Geſ. Samml. S. 249.) ſoll es unter I. B. 
16. ſtatt: „Kreide für je 3 Centner 1 Sgr.“, heißen: 
„Kreide für je 36 Centner 1 Sgr.“ (Miniſt.⸗Berichti⸗ 
gung v. 30. Dezbr. 48.) 91. 

Stet⸗ 
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Stettiner Kaufmannſchaft, Aufnahme eines Dar- 
lehns von derſelben im Betrage von 100,000 Rthlr., 
gegen Ausfertigung und Ausgabe auf den Inhaber lau⸗ 
tender, mit Zinskoupons zu fünf Prozent verſehener 
Obligationen, zur Errichtung eines neuen Theater- 
gebäudes daſelbſt. (Privil. v. 25. Mai 49.) 215. 216. 
— deren Tilgung durch jährliche Auslooſung vom 
Jahre 1850. ab nach dem dafür aufgeſtellten Amorti⸗ 
ſationsplane. (ebend.) 216. 


Steuerdefraudationen und Kontraventionen, 
die Unterſuchungen wegen derſelben ſind fortan nach 
Abſchnitt II. und beziehungsweiſe Abſchn. III. der Ver⸗ 
ord. v. 3. Janr. 49. zu behandeln und unterliegen auch 
rückſichts der Rechtsmittel den Vorſchriften derſ. (V. v. 
3. Janr. 49. e 181.) 46. 

Steuerdirektionen, Provinzial, als entſcheidende 
Disziplinarbehörde in erſter Inſtanz gegen nicht richterliche 
Beamte ihres Reſſorts. (V. v. 11. Juli 49. e 26. Nr. 2. 
u. Gë, 28. 29. 33.) 276. 277. — Verfahren und Ent⸗ 
ſcheidung derſ. (ebend. se, 33 — 44.) 277 — 279. — 
Berufung an das Staatsminiſterium gegen deren Ent- 
ſcheidungen. (§§. 45—51.) 279. 280, 


Steuerdirektoren, Provinzial-⸗, dieſ. können zu 
Geſchworenen nicht berufen werden. (V. v. 3. Janr. 
49. §. 63. Nr. 3.) 25, 


Steuern, direkte, ſiehe Staatsſteuern und Gemeinde⸗ 
Abgaben, direkte. 

Steuerſätze, in wie weit deren Entrichtung die Wähl⸗ 
barkeit zu Geſchworenen begründet oder davon aus⸗ 
ſchließt. (V. v. 3. Janr. 49. §. 63. Nr. 9.) 25. 


Stiftungen, milde, die für ſolche erhobenen Zahlungen 
und Abgaben bei der Aufnahme neuer Mitglieder in 
eine Innung und bei der Aufnahme und Entlaſſung 
der Lehrlinge find aufgehoben, fo weit nicht nachgewie⸗ 
ſen iſt, daß ihre Hebungsrechte auf beſondern läſtigen 
Erwerbstiteln beruhen. (V. v. 9. Febr. 49. e 63.) 
107. — Präkluſivfriſt für die Anmeldung und Aner- 
kennung von dergl. Hebungsrechten. (ebend. SS. 64. 
65.) 107. 

Stiftungsſachen, dieſ. verbleiben den Appellations⸗ 
gerichten, ſofern deren Verwaltung in der Stiftungs⸗ 
Urkunde ausdrücklich dem Obergerichte übertragen iſt. 
(V. v. 2. Janr. 49. e, 25. Nr. 4. u. §. 35.) 9. 11. 

Stimmenmehrheit, durch ſolche werden die Befchlüffe 
des Gerichts und ſeiner Abtheilungen gefaßt, auch wenn 
es auf Fallung des Urtheils ankommt. (V. v. 3. Janr. 
49. e, 26.) 18. 

Stimmrecht, volles, deſſen Verleihung an die einem 
Kreis- oder Stadtgerichte als unbeſoldete Mitglieder 
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Stimmrecht, (Fortſ.) 
überwieſenen Gerichtsaſſeſſoren hängt von der Beſtim⸗ 
mung des Juſtizminiſters ab. (V. v. 2. Janr. 49. 
§. 36.) 12. 

Stinnes, Matthias, Handlung zu Mühlheim an der 
Ruhr, Beſtätigung des Statuts des zur Fortführung 
der von derſ. bisher betriebenen Handlungsgeſchäfte un⸗ 
ter dem Namen: „Matthias Stinnesſche Handlungs- 
Aktien⸗Geſellſchaft zu Mühlheim an der Ruhr“, zuſam⸗ 
mengetretenen Aktienvereins, ſowie der nachträglichen 
Beſtimmung in dem Notariatsakte v. 30. Juni 49., 
mittelſt Allerhöchſter Genehmigungs-Urkunde v. 22. 
Oktbr. 49. (Miniſt. Bekanntmach, v. 12. Novbr. 49.) 
405. — das Statut nebſt der nachträglichen Beſtim⸗ 
mung gelangt durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
es in Düſſeldorf zur öffentlichen Kenntniß. lebend.) 
05. 


Strafanſtalt, eine vorläufige Abführung des zu einer 
Freiheitsſtrafe Verurtheilten nach derſelben iſt, ſelbſt 
mit deſſen Einwilligung, nicht ferner zuläſſig. (V. v. 
3. Janr. 49. §. 159.) 42. — ſiehe auch Strafvoll- 
ſtreckung. 

Strafbare Handlungen, verſchiedene, durch Wort, 
Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Darſtel⸗ 
lung begangen, deren Verfolgung und Beſtrafung. (V. 
v. 30. Juni 49. ss. 13—43.) 228236. — L auch 
Beleidigungen, Vergehen, Verbrechen ꝛc. 

Strafen, für Vergehen gegen die Telegraphenanſtalten 
des Staats oder der Eiſenbahngeſellſchaften. (V. v. 15. 
Juni 49.) 217 — 219. — für Übertretung oder Um⸗ 
gehung der Verbotsbeſtimmungen im Betriebe der Hand- 
werker, Fabrikinhaber und derjenigen Perſonen, welche 
mit Ganz» oder Halbfabrikaten Handel treiben — eg, 
23. 25. 26. 29. 31. 32. 33. 47. 50—52, 69. d. Verord. 
v. 9. Febr. 49. — (nach ee, 74. u. 75. derſ.) 109. 110. 
— für Üüiberſchreitungen der in den Verkaufslokalen 
aufgeſtellten Backwaaren-Taxen. (V. v. 9. Febr. 49. 
S. 72.) 409. — für Übertretungen der zur Verhütung 
des Mißbrauchs des Verſammlungs- und Vereinigungs⸗ 
rechts gegebenen Vorſchriften. (V. v. 29. Juni 49. 88. 13 
— 20. 22.) 223—225. — für vorgeladene, aber ohne ge⸗ 
nügende Entſchuldigung ausgebliebene Geſchworene. (V. 
v. 3. Janr. 49. §. 72.) 27. — für gehörig vorgela- 
dene, aber ausgebliebene Zeugen in Unterſuchungen. 
(V. v. 3. Janr. 49. §. 20.) 17. — volle geſetzliche, zu 
ſolchen find die in Unterſuchungen für ſchuldig Er- 
klärten zu verurtheilen. (ebend. §. 23.) 18. — 
für die Aufforderung, Anreizung oder Verleitung 
der Perſonen des Soldatenſtandes zum Ungehorſam. 
(V. v. 23. Mai 49.) 180, — (V. v. 30. Juni 
49. S. 42.) 235. — (G. v. 19. Novbr. 49.) 

417, 
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Strafen, (Fortſ.) 

417. — desgl. während des erklärten Belagerungs⸗ 
zuſtandes. (V. v. 10. Mai 49. s$. 9. u. 10.) 167. 
168. — für die während des erklärten Belagerungs- 
Zuſtandes in deſſen Bereich begangenen Verbrechen und 
Vergehen, deren kriegsrechtlicher Ausſpruch und Voll⸗ 
ſtreckung. (V. v. 10. Mai 49. ss. 6—10. 13.) 166 — 
168. 169. 170. — ſ. auch Disziplinar⸗ und Ordnungs⸗ 
ſtrafen, Geldſtrafen, Freiheitsſtrafe, Zuchthausſtrnfe ac, 
— desgl. ſtrafbare Handlungen. 

Strafgelder, ſiehe Geldſtrafen. 

Strafgeſetzbuch, Rheiniſches, ſiehe letz. 

Strafmaß, mit welchem in den Geſetzen Vergehen und 
Verbrechen bedroht ſind, Bemeſſung der gerichtlichen 
Kompetenz nach demſelben in Unterſuchungen wegen 
ſolcher in erſter Inſtanz. (V. v. 3. Janr. 49. ss, 27. 
38. 60. 61.) 18. 21. 24. 25. — im Disziplinarſtraf⸗ 
verfahren gegen Richter und Beamte. (V. v. 10. Juli 
49. 88. 16 — 19.) 256. 257. — (V. v. 11. Juli 49. 
ss. 17 — 20.) 274. 

Strafprozeßordnung, Rheiniſche, ſ. letz. 

Strafvollſtreckung, dieſelbe wird durch das vom 
Staatsanwalte gegen das Urtheil eingelegte Rechtsmittel 
nicht aufgehalten, wenn der Angeklagte zu einer Sri. 
heitsſtrafe verurtheilt iſt. (V. v. 3. Janr. 49. §. 158.) 
42. — dagegen hält die Einlegung der Appellation 
oder Nichtigkeitsbeſchwerde von Seiten des Angeklagten 
die Vollſtreckung der Strafe auf. (ebend. §. 159.) 
42. — eine vorläufige Abführung des zu einer Frei⸗ 
heitsſtrafe Verurtheilten nach der Strafanſtalt iſt, ſelbſt 
mit deſſen Einwilligung, nicht ferner zuläſſig. (ebend. 
§. 159.) 42. — das Gericht iſt jedoch befugt und 
verpflichtet, die erforderlichen Sicherheitsmaßregeln ge- 
gen den Verurtheilten zu treffen. (ebend. §. 159.) 42. 

Straßen (und Plätze), öffentliche, in wie fern Perſonen 
zu Dienſtleiſtungen auf ſolchen die polizeiliche Erlaubniß 
zu verſagen iſt. (V. v. 9. Febr. 49. §. 68.) 108. — 
ſ. auch Verſammlungen und Aufzüge. — desgl. An- 
ſchlagzettel, Plakate, Druckſchriften. 

Strehlitz, Groß-, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 11. 

Studirende, deren Gerichtsſtand ſoll durch ein beſon— 
deres Geſetz anderweit beſtimmt werden, bis wohin es 
bei den darüber beſtehenden Vorſchriften verbleibt. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 10.) 4. 

Stuhlmacher, Nachweis deren Befähigung zum Be— 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
$. 74.) 109, 

Stumsdorf, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 13. 

Jahrgang 1849. 


Subalternbeamte, aufgehobener Privatgerichte, an⸗ 
derweite Unterbringung derſelben. (V. v. 2. Janr. 49. 
Be 6, 7.) 2.3. 5 

Subhaſtationen, eines zuſammengehörigen Kom⸗ 
plexes von Gütern, welche in den Bezirken verſchie⸗ 
dener Gerichte gelegen ſind, deren Leitung. (V. v. 
2. Janr. 49. e 16.) 5. — unbeweglicher Güter der 
Pflegebefohlenen (S. 586. Tit. 18. Thl. II. des Allg. 
L. R. — A. K. O. v. 10. Noobr. 1830. Gef. Samml. 
S. 144.), zur Dispenſation von ſolchen bedarf es nicht 
weiter der Genehmigung der vorgeſetzten Behörde, viel⸗ 
mehr genügt der Beſchluß der kompetenten kollegialiſchen 
Gerichts. (V. v. 2. Janr. 49. §. 14.) 5. — der von der 
Schleſiſchen Landſchaft mit neuen Pfandbriefen beliehe⸗ 
nen ländliſchen Grundſtücken, Anordnungen für die- 
ſelben. (A. E. v. 11. Mai 49, und e, 15. des beige⸗ 
fügten Regulativs.) 182. 188. 

Supernumerarien, in Anſehung deren Entlaſſung 
kommen die darauf bezüglichen beſonderen Beſtimmungen 
zur Anwendung. (V. v. 11. Juli 49. §. 92.) 289. — 
ſiehe auch Civil-Supernumerarien. 

Symbole, ſiehe Zeichen. 


T. 


Tagegelder (Diäten), deren Gewährung für die Offiziere 
und Militairperſonen, ſowie für diejenigen Militair⸗ 
beamten, denen ein beſtimmter Militairrang beigelegt iſt, 
bei Dienft- und Verſetzungsreiſen. (A. E. v. 28. Dezbr. 
48.) 85 — 88. — Aufſtellung der einzelnen Sätze für 
ſolche (ebend. §. 1.) 85. 86. — Fortfall der zeitherigen 
Reiſezulagen. (§. 2.) 86. — gegen die Tagegelder fällt 
der Anſpruch auf Naturalquartier oder Servis im Kom⸗ 
mandoorte weg. ($. 3.) 86. — Zeitberechnung für 
deren Gewährung. (es, 4. u. 7.) 86. 87. — in wel⸗ 
chen Verhältniſſen ſolche nicht gewährt werden. (SS. 
5 —8.) 87. — auf das Korps der Landgendarmerie 
und auf das Korps der Feldjäger finden die Beſtim⸗ 
mungen dieſer Verord. nicht Anwendung. (S. 9.) 87. 
— die Bewilligung nach obigen Beſtimmungen beginnt 
mit dem 1. Janr. 49. ($. 10.) 88. — das Kriegs- 
miniſterium wird zugleich ermächtigt, obige vorläufigen 
Beſtimmungen für ihre Anwendung näher zu deklariren. 
(§. 11.) 88. — ſolche werden den Geſchworenen nicht 
gezahlt. (V. v. 3. Janr. 49. §. 74.) 27. — für die 
Mitglieder der Diſtrikts-Kommiſſionen zur Feſtſtellung 
der bei Ablöſung der Reallaſten zu beachtenden Nor⸗ 
malpreiſe und Normal⸗Marktorte. (G. v. 19. Novbr. 

E 49. 
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Tagegelder, (Diäten), (Jortſ.) 

49. e 5.) 416. — desgl. für die Mitglieder der Kreis- 
Kommiſſionen und Kreis-Abtheilungs-Kommiſſionen 
behufs der Vorarbeiten zur Aufhebung der beſtehenden 
Grundſteuerfreiheiten. (V. v. 29. Juni 49. F. 5.) 
238. 

Tapezierer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 


Täſchner, ſiehe Sattler. 


Taxen, für Backwaaren, deren Aufſtellung in den dafür 
beſtimmten Verkaufslokalen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 72.) 
109. — Beſtrafung der Überſchreitungen ſolcher Taxen 
nach §. 186. der Gewerbe-Ord. (§. 72.) 109. 


Taxregualtiv für die Beleihung des ländlichen Grund⸗ 
eigenthums mit neuen Pfandbriefen der Schleſiſchen 
Landſchaft. (A. E. v. 11. Mai 49. Anl. A.) 182. 
184. 198 — 201. 


Telegraphenanſtalten, des Staats oder der Eifen- 
bahn⸗Geſellſchaften, Beſtrafung der Vergehen gegen 
dieſelben. (V. v. 15. Juni 49.) 217 — 219. — Stra⸗ 
fen für vorſätzliche Handlungen, welche die Benutzung 
dieſer Anſtalten zu ihren Zwecken verhindern oder ſtö— 
ren. (ebend. §. 1.) 217. — Verſchärfung derſ., wenn 
durch dergl. Handlungen ein Menſch am Körper oder 
an der Geſundheit beſchädigt worden, oder dadurch das 
Leben verloren hat. lebend. §. 2.) 218. — Strafen 
für fahrläſſige Handlungen bei denſelben. ($. 3.) 218. 
— Beſtrafung und Entlaſſung der zur Beaufſichtigung 
und Bedienung bert, angeſtellten Offizianten und 
Perſonen für dergl. Vergehen. (88. 4 — 6.) 218 f. — 
Ausſchließung derſ. von jeder ferneren Anſtellung im 
Telegraphen⸗ oder Eiſenbahndienſte A Strafbar⸗ 
keit, wenn letztere dennoch erfolgt. (e 5. 6.) 218. f. 

Telegraphen⸗ Direktion, Königliche, deren Ein- 
ſetzung zur Verwaltung der Staatstelegraphen. (A. E. 
v. 23. März 49.) 146. — derſelben ſollen die allge— 
meinen Befugniſſe einer öffentlichen Behörde zuſtehen. 
(ebend.) 146. — fie iſt dem Miniſterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten untergeordnet. (ebend.) 
146. 

Tennſtädt, Stadt, ſ. Chauſſeebau Nr. 16. 

Termine, in Unterſuchungsſachen, bei deren Verſäumniß 
trägt der Säumige die dadurch verurſachten Koſten. (V. 
v. 3. Janr. 49. §. 179.) 46. — ſ. auch Zeugen. 

Teſtam ente, deren Aufnahme gehört zur Kompetenz 
der Einzelrichter. (V. v. 2. Janr. 49. e, 22. Nr. 7.) 
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Teſtamente, (Fortſ.) 
8. — deren Annahme und Aufbewahrung in gerichtli⸗ 
chen Depoſitorien. (V. v. 18. Juli 49. e 8.) 297. — 
rückſichtlich deren Errichtung in der Königlichen Familie 
behält es bei der Hausverfaſſung ſein Bewenden. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 11.) 4. 


Thatſachen, erdichtete oder entſtellte, welche in der 
Vorausſetzung ihrer Wahrheit die Einrichtungen des 
Staats oder die Anordnungen der Obrigkeit dem Haſſe 
oder der Verachtung ausſetzen, Strafe für deren öffent⸗ 
liche Behauptung oder Verbreitung. (V. v. 30. Juni 
49. $. 18.) 230. — öffentliche Bekanntmachung des 
darüber gefällten Urtheils auf Koſten des Verurtheilten. 
(S. 36.) 234. — Berichtigung derſelben in Zeitun⸗ 
gen und Zeitſchriften. (ebend. §. 7.) 227. 


Thierarzeneiſchule, deren Lehrplan iſt vor deſſen Ge— 
nehmigung durch den Miniſter der Medizinal-Angel. 
den Miniſtern des Krieges und für landwirthſchaftliche 
, Hate zur Außerung mitzutheilen. (A. E. v. 

2. Juni 49.) 335. 


Tbierärzte, jede organiſche Verfügung über die Aus- 
bildung derſelben hat der Miniſter der Medizinal-An⸗ 
gelegenheiten mit den Miniſtern des Krieges und für 
landwirthſchaftliche Angelegenheiten vorher zu berathen. 
(A. E. v. 22. Juni 49.) 335, 

Thronfolger, Königlicher, Beſtrafung der demſelben 
durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder 
andere Darſtellung zugefügten Beleidigungen. (V. v. 
30. Juni 49. §. 21.) 230. — öffentliche Bekanntma⸗ 
chung des darüber gefällten Urtheils in der durch letz. 
zu beſtimmenden Art und Weiſe, auf Koſten des Ze. 
urtheilten. e, 36.) 234. 

Tiſchler, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn, (V. 
9. Febr. 49. e, 23.) 98. — Strafbeſtimmung für Über⸗ 
tretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 
109. 


Titel, die Unterſuchung und Entſcheidung über deren 
Verluſt erfolgt in erſter Inſtanz mit Zuziehung eines 
Gerichtsſchreibers durch Gerichtsabtheilungen, welche aus 
drei Mitgliedern beſtehen. (V. v. 3. Janr. 49. eg, 27. 
u. 38.) 19. 21. — die Kompetenz der Einzelrichter 
iſt davon ausgeſchloſſen. (ebend. eg 27. 38.) 19. 21. 
— der Beamten, deren Verluſt in Folge der Dienſt⸗ 
entlaſſung im Disziplinar » Strafverfahren, ohne daß 
darauf beſonders zu erkennen iſt. (V. v. 10. Juli 49, 
§. 18. Nr. 4) 257. — (V. v. 11. Juli 49. §. 19. 
Nr. 2.) 274. 

Todessſtrafe, deren Verwirkung durch gewiſſe an ei- 
nem im Belagerung zuſtand erklärten Orte oder 


Be⸗ 
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Todesſtrafe, (Gott) 

Bezirke begangenen ſchweren CNN (V. v. 10. 
Mai 49. e 8.) 167. — Unterſuchung und Aburthei⸗ 
lung ſolcher Verbrechen durch die Kriegsgerichte. (ebend. 
§. 10.) 168. — die auf ſolche lautenden kriegsrecht⸗ 
lichen Erkenntniſſe unterliegen der Beſtätigung des Mi⸗ 
litairbefehlshabers. (ebend. S. 7. u. §. 13. Nr. 6.) 
167. 170. — die in Friedenszeiten während des Bela⸗ 
gerungszuſtandes gegen Militairperſonen ausgeſproche⸗ 
nen Todesurtheile bedürfen der Beſtätigung des kom⸗ 
mandirenden Generals der Provinz. (ebend. §. 7.) 167. 
— Vollſtreckung derſ. durch Erſchießen binnen 24 Stun⸗ 
den nach Bekanntmachung der erfolgten Beſtätigung. 
(§. 13. Nr. 7. u. 8.) 170. — Umwandlung der bei 
Aufhebung des Belagerungszuſtandes noch nicht vollzo⸗ 
genen Todesſtrafe von den ordentlichen Gerichten in die 
anderweit geſetzliche Strafe. (ebend. §. 13.) 170. 


Töpfer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe ihres 
Gewerbes vor Fetten ſelbſtſtändigem Beginn. (V. v. 9. 
Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für über⸗ 
tretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. e 74. 
109. 


Tribunal zu Königsberg, in Pr., deſſen Aufhebung. 
(V. v. 2. Janr. 49. §. 24.) 8. — ſ. auch Ober⸗ 
Tribunal. 

Trödelhandel (Handel mit gebrauchten Kleidern oder 
Betten, mit gebrauchter Wäſche oder mit altem Metall⸗ 
geräth), in wie fern die polizeiliche Erlaubniß zu demſ. 
zu verſagen if. (V. v. 9. Febr. 49. §. 68.) 108. 

—— von Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchriſt. 
(ebend. §. 74.) 109. 

Tumulte, ſiehe Volks aufläufe. 


U. 


überſchwemmung, deren vorſätzliche Verurſachung 
an einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte oder 
Bezirke wird durch kriegsrechtliches Erkenntniß mit dem 
Tode beſtraft. (V. v. 10. Mai 49. 8. 8.) 167. 


Uhrmacher, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
§. 74.) 109. 
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Umzugskoſten (Verſetzungskoſten), reglementsmä⸗ 
Ber, deren Vergütung bei Dienſtverſctzungen in ein 
anderes Amt von gleichem Range und etatsmäßi⸗ 
gem Dienſteinkommen. (V. v. 10. Juli 49. 8. 55.) 
264. — (V. v. 11. Juli 49. §. 94. Nr. 1.) 289. — 
deren Gewährung für Offiziere und Militairperſonen, 
fo wie für Militairbeamte, denen ein beſtimmter Mili⸗ 
tairrang beigelegt iſt, bei Verſetzungen im Dienſt. (Re⸗ 
gulativ v. 28. Dez. 48. §§. 5 — 8.) 83. 84. — dieſel⸗ 
ben finden in der Regel nur ſtatt, wenn mit der Ver⸗ 
ſetzung keine Verbeſſerung im Dienſteinkommen verbunden 
iſt. (ebend. §. 6.) 84. — ſolche können jedoch in dem 
Falle bis zur Hälfte bewilligt werden, wenn der Jah⸗ 
resbetrag der Verbeſſerung die beſtimmten Vergütungs⸗ 
ſätze nicht erreicht. (ebend. §. 6.) 84. — fie erfolgen 
bei Verſetzungen nicht, welche auf eigenen Antrag ſtatt⸗ 
finden. (ebend. §. 7.) 84. 

Unbewegliche Güter, ſiehe Grundſtücke. 

Ungehorſam gegen die Geſetze oder Verordnungen, 
oder gegen die Anordnungen der zuſtändigen Obrigkeit, 
Strafbeſtimmung für denjenigen, welcher dazu öffentlich 
auffordert oder anreizt. (V. v. 30. Juni 49. ee 16 
u. 31.) 229. 232. — ſtrafbare Aufforderung, Anrei⸗ 
zung oder Verleitung der Perſonen des Soldatenſtandes 
zu demſelben. (V. v. 10. Mai 49. SS. 9. u. 10.) 167. 
168. — (V. v. 23. Mai 49.) 180. — (V. v. 30. Juni 
49. 8. 42.) 235. — (G. v. 19. Novbr. 49.) 417. 


Univerſitäts⸗Bibliothek, in der betreffenden Pro⸗ 
vinz, Verpflichtung der Verlger von Druckſchriften, 
von jedem ihrer Verlagsartikel ein Exempl. unentgelt⸗ 
lich an dieſelbe einzuſenden. (V. v. 30. Juni 49. 8. 4.) 
226. 


Univerſitätsgerichte, der Gerichtsſtand der Studi⸗ 

renden in Beziehung auf ſolche, ſoll durch beſondere 
Geſetze anderweit beſtimmt werden, bis wohin es bei 
den darüber beſtehenden Vorſchriften verbleibt. (V. v. 
2. Janr. 49. §. 10.) 4. 

Unruhen, ſiehe Volks aufläufe. 

Unſittliche Druckſchriften, Strafen für deren Ver⸗ 
kauf, Vertheilung, Verbreitung, Ausſtellung und An⸗ 
ſchlagung. (V. v. 30. Juni 49. §. 42.) 231. — öffent⸗ 
liche Bekanntmachung des darüber gefällten Urtheils 
in der durch letzteres zu beſtimmenden Art und Weiſe, 
auf Koften des Verurtheilten. (ebend. §. 36.) 234. 

Unterbeamte, welche zu ſolchen in Beziehung auf das 
Disziplinar⸗Strafverfahren zu rechnen ſind, wird durch 
das Staat3-Minifterium beſtimmt. (V. v. 11. Juli 49. 
$. 22.) 275. — Verfahren in Disziplinarſachen gegen 
dieſelben. (ebend. $$. 63. 71.) 282. 284. — (Kanzlei⸗ 
diener, Boten, a 36.) bei den oberſten Verwal⸗ 

tungs⸗ 
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Unterbeamte, (Fortſ.) 

tungsbehörden, oder in ſolchen Verwaltungszweigen an⸗ 
geſtellt, in welchen keine Provinzialdienſtbehörden be— 
ſtehen, über deren Entlaſſung im Disziplinarverfahren 
entſcheidet endgültig der betreffende Miniſter. (V. v. 11. 
Juli 49. e, 93.) 289. — aufgehobener Privatgerichte, 
anderweite Unterbringung derſ. (V. v. 2. Janr. 49. 
88. 8. 6. 7.) 2. 3. 


Unterpfand der Schuldner der ritterſchaftlichen Pri- 
vatbank von Pommern, Befugniß der letzteren zum Ver⸗ 
kauf der erſteren, ſowie zu deſſen Zurückhaltung im 
Konkurſe der Schuldner. (Statuten der Bank v. 24. 
Aug. 49. §. 46.) 371. 


Unterſtaatsſekretaire, dieſelben können durch Kö⸗ 
nigliche Verfügung jederzeit mit Gewährung des vor— 
ſchriftsmäßigen Wartegeldes einſtweilig in den Ruhe- 
ſtand verſetzt werden. (V. v. 11. Juli 49. e, 94.) 290. 
— ſolche können zu Geſchworenen nicht berufen werden. 
(V. v. 3. Dom, 49. e 63. Nr. 1.) 25. 


Unterſtützungskaſſen, für Innungsgenoſſen, hülfs⸗ 
bedürftige Geſellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter, ſowie 
zur Fortbildung der Lehrlinge, Geſellen oder Gehülfen, 
deren Errichtung und Aufbringung der Beiträge zu 
ſolchen. (V. v. 9. Febr. 49. eg, 56-59.) 105. 106. 


Unterſuchungen, Aufhebung des eximirten Gerichts 
ſtandes der Richter, der gerichtlichen Polizeibeamten 
und Patrimonialgerichtsherren in ſolchen, mit Bezug 
auf die sg. 1. u. 2. des Gef. v. 11. Aug. 48. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 10.) 4. — in Stelle des Geſetzes 
vom 17. Juli 1846., wegen des Verfahrens in den 
bei dem Kammergerichte und dem Kriminalgerichte zu 
Berlin zu führenden Unterſuchungen, tritt nunmehr 
obige Verord. v. 3. Janr. 49. Gol, e 183.) 46. — 
Einführung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens 
mit Geſchworenen in ſolchen. (V. v. 3. Janr. 49.) 
14—47. 

Abſchnitt J. Allgemeine Vorſchriften über das Verfahren 
bei Unterſuchungen. (eg, 1— 26.) 14—18, 
Anklage-Prozeß. (S. 1.) 14. 
Staatsanwaltſchaft (eg, 2. 3.) 14. 
Verhältniß bert, zu andern Behörden. (eg, 4— 13.) 
14—16. 
Mündlichkeit und Sffentlichkeit des Verfahrens. 
(Ss. 14. 18.) 16. 
Vertheidigung. (eg, 16—21.) 16. 17. 
Beweis und Urtel. eg, 22—26.) 17. 18. 
Abſchnitt II. Beſondere Vorſchriſten über das Unterſuchungs— 
verfahren. (88. 27—61.) 1825. 
bei Vergehen. (88. 27—37.) 1821. — bei Berbre- 
chen. CG, 38— 59.) 21—24, — bei ſchweren Verbre⸗ 
chen, (§§. 60, 61.) 24, 25, 
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Unterſuchungen, (Gert? 
Abſchnitt III. Von den Schwurgerichten. (88. 62 — 125.) 
25—36. 
Bildung der Geſchworenen-Liſten. (eg, 6274.) 2527. 
Eröffnung der Unterſuchung. (Gs, 7578.) 
Haupt⸗Verfahren. (eg, 79— 125.) 28—36. 
a. Vorladung und Kontumazial-Berfahren. (88. 79 
bis 82.) 28. 29. 
b. Bildung des Schwurgerichts. Ces, 83—97.) 
29—31. 
e, Verhandlung der Sache vor dem Schwurgerichte. 
(eg, 98- 1160) 31—35, 
d. Urtelsſprechung. (Ss. 117—125.) 35. 36, 
Abſchnitt IV. Von der Anfechtung der Erkenntniſſe. (SS. 
126160.) 36-42, 
1. Appellation. (88. 126137.) 3639. 
2. Nichtigkeitsbeſchwerde. (Gë, 138150.) 39-41. 
3. Reſtitution. (Ss, 151460.) 41. 42. 
Abſchnitt V. Von dem Verfahren bei Unterſuchung von 
Polizeivergehen. (So. 161477.) 42—45, 
1. Öffentliches Verfahren. (es, 164170.) 43. 44. 
2. Mandats-Verfahren. (es, 171— 177.) 44. 45. 
Abſchnitt VI. Von den Koſten des Unterſuchungs-Verfah⸗ 
rens. (SS. 178. 179.) 45. 46. 
Abſchnitt VII. Allgemeine Beſtimmungen. (Gë, 180. 
bis 184.) 46. 47. 
Verfahren gegen Perſonen, welche Störung in der 
offentlichen Sitzung verurſachen. (§. 180.) 46. 
— desgl. wegen Holzdiebſtahls, Steuerdefraudationen 
und Kontraventionen, desgl. wegen Injurien gegen 
Beamte und Militairperſonen. (§. 181.) 46. 
— ber fisfalifche Unterſuchungsprozeß findet nicht mehr 
Datt, (§. 182.) 46, 
— Aufhebung aller dieſer Verord. entgegenſtehenden 
Beſtimmungen. (§. 183.) 46. 
— Ausführung bert, mit dem 1. Apr. 1849. und Ver- 
fahren wegen der zu dieſem Zeitpunkte noch anhängi⸗ 
gen Sachen. ($. 184). 47. 
— kriegsgerichtliche, ſieheͥ Kriegs gerichte. — wegen 
Polizeivergehen, ſ. auch letz.; desgl. Vorunter⸗ 
ſuchungen. 

Unterſuchungsakten, ſolche müſſen dem Vertheidiger 
des Angeklagten auf Verlangen in der Gerichtsregiſtra— 
tur zur Einſicht vorgelegt werden; eine Verabfolgung 
derſ. an den Vertheidiger iſt nicht geſtattet. (V. v. 3. 
Janr. 49. §. 17.) 17. — polizeiliche und gerichtliche, 
Einſicht derſ. von den Staatsanwalten. (ebend. §. 8.) 15. 


Unterſuchungsprozeß, fiskaliſcher, derſelbe findet 
nicht ferner ſtatt. (V. v. 3. Janr. 49. e 182.) 46. 
Unterſuchungsrichter, deren Ernennung von den Ge⸗ 
richten zur Ermittelung von Verbrechen, auf Antrag der 
Staatsanwalte. (V. v. 3. Janr. 49. §. 5.) 15. — im 
Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, deren Be- 
ſtrafung für Dienſtvergehen. (V. v. 10. Juli 49. . 81.) 269. 

Un⸗ 
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Unterſuchungsſachen, deren Führung von Einzel⸗ 
richtern. (V. v. 2. Janr. 49. es 20. 22.) 6. 8. 

Urlaub, vorſchriftsmäßiger, Beſtrafung der Beamten, 
welche ſich ohne ſolchen von ihrem Amte entfernen, oder 
den ertheilten Urlaub überſchreiten, mit Entziehung des 
Dienſteinkommens, reſp. mit Dienſtentlaſſung im Dis⸗ 
ziplinarverfahren. (V. v. 10. Juli 49. se, 10 — 14.) 
255. 256. — (V. v. 11. Juli 49. es, 11—15.) 273. 274. 

Urtel, ſiehe Erkenntniſſe. 

Urwähler, ſtimmberechtigte bei den Wahlen für die 
zweite Kammer, als ſolche ſind alle ſelbſtändige 
Preußen, welche das 24ſte Lebensjahr vollendet und 
nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte verloren ha⸗ 
ben, in der Gemeinde zuzulaſſen, worin fie ſeit 6 Mo⸗ 
naten ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, ſofern ſie 
nicht aus öffentlichen Mitteln Armenunterſtützung erhal⸗ 
ten. (V. v. 30. Mai 49. §. 8.) 206. — dieſelben 
haben ſich am 17. Juli 49. zur Wahl der Wahlmänner 
zu verſammeln. (V. v. 30. Mai 49. Art. I.) 212. — 
ſ. auch Kammern und Volkshaus. 


V. 


Veräußerungen unbeweglicher Güter, ſiehe Subha— 
ſtationen. 

Verbindungszeichen, (Vereinigungszeichen) verbotene 
äußere, Strafbeſtimmung für denjenigen, der ſolche an 
öffentlichen Orten oder in öffentlichen Zuſammenkünften 
trägt. (V. v. 30. Juni 49. §. 15. Nr. 2.) 229. 

Verbrechen, deren Unterſuchung und Entſcheidung in 
erſter Inſtanz durch Gerichtsabtheilungen mit Zuzie— 
hung eines Gerichtsſchreibers. (V. v. 3. Janr. 49. 
Se, 36. 38—59.) 20. 21—24, — ſchwere, deren gericht⸗ 
liche Unterſuchung und Entſcheidung vor einem aus 5 
Richtern und einem Gerichtsſchreiber beſtehenden Ge— 
richte, unter Zuziehung von Geſchworenen, als beiſitzen⸗ 
den Richtern. (V. v. 3. Janr. 49, es, 60—125.) 24— 36. 
— verſchiedene, durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, 
bildliche oder andere Darſtellung begangen, deren Ver— 
folgung und Beſtrafung. (V. v. 30. Juni 49. es, 13. 
bis 43.) 228—236. — während des erklärten Belage- 
rungszuſtandes begangen, deren Beſtrafung. (V. v. 10. 
Mai 49. ee, 8. 9.) 167. — Unterſuchung und Abur⸗ 
theilung derſ. durch Kriegsgerichte, ſiehe letz. — ſ. auch 
Unterſuchungen, Schwurgerichte, Geſchworene. 

Verbrecher, abweſende und flüchtige, ſolche ſind auf den 
Antrag des Staatsanwalts mittelſt Ediktalien vorzuladen. 
(V. v. 3. Janr. 49. §. 25.) 18. — die eg, 577, 578. 580, 
681. 585, u. 587, der Kriminal-Ord, treten außer 


Verbrecher, Fortſ.) 


Kraft; wogegen es bei den Vorſchriften der ee, 579. 
582. 583. 584 u. 386. daſelbſt verbleibt. (V. v. 3. 
Janr. 49. §. 25.) 18. 


Vereine, welche eine Einwirkung auf öffentliche Ange⸗ 


legenheiten bezwecken, deren Vorſteher ſind verpflichtet, 
die Statuten des Vereins binnen drei Tagen nach deſſen 
Errichtung und alle ſpäteren Abäuderungen der Orts⸗ 
polizei zur Kenntnißnahme einzureichen, derſelben auch 
auf Erfordern jede darauf bezügliche Auskunft zu er⸗ 
theilen. (V. v. 29. Juni 49. §. 2.) 221. — Strafen 
für Übertretung oder Nichtbefolgung dieſer Vorſchrif⸗ 
ten. (ebend. §. 14.) 223. — Perſonen des Soldaten- 
ſtandes, welche zur Einwirkung auf öffentliche Angele- 
genheiten oder zur Berathung militairiſcher Befehle und 
Anordnungen in Vereine zuſammentreten, oder zu ſol⸗ 
chen Zwecken ſich ſonſt verſammeln, werden nach den Beſtim⸗ 
ſtimmungen des §. 125. des erſten Theils des Militair- 
Strafgeſetzbuchs beſtraft. (ebend. §. 22.) 225. — auf 
kirchliche und religiöſe Vereine beziehen ſich obige Be⸗ 
ſtimmungen nicht. (§. 2.) 221. 


Vereinigungsrecht, Verhütung eines die geſetzliche 


Freiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs deſſel⸗ 
ben. (V. v. 29. Juni 49.) 221 — 225. 


Verfaſſer einer Druckſchrift, Verantworlichkeit deſſelben 


für deren Inhalt. (V. v. 30. Juni 49. §. 12.) 228. 


Verfaſſungs Urkunde, für den Preußiſchen Staat, 


v. 5. Dezbr. 1848. — deren Art. 5. 6. 7. 24. 25. 26. 
27. und 28. können erforderlichen Falls mit der Er⸗ 
klärung des Belagerungszuſtandes zeit- und diſtrikts⸗ 
weiſe von dem Staatsminiſterium oder dem Mi⸗ 
litairbefehlshaber, welcher letzteren ausſpricht, außer 
Kraft geſetzt werden. (V. v. 10. Mai 49. S. 5.) 166. — 
unter Suspenſion des Art. 7. wird nach Erklärung des 
Belagerungszuſtandes zur Anordnung von Kriegsge— 
richten geſchritten. (ebend. §. 10.) 168. — auch außer 
dem Belagerungszuſtande können im Falle des Krieges 
oder Aufruhrs die Artikel 5. 6. 24. 25. 26. 27. und 28. 
bert, vom Staatsminiſterium zeit- und diſtriktsweiſe 
außer Kraft geſetzt werden. GG 16.) 170. — erfolgt: 
die zeit- und diſtriktsweiſe Suspendirung der in den 
Së, 5. u. 16. angeführten Artikel der Verfaſſungsur⸗ 
kunde, oder einzelner dieſer Artikel, fo muß den Kam⸗ 
mern ſofort nach ihrem Zuſammentreten darüber Re- 
chenſchaft gegeben werden. (Sd. 5. u. 16.) 166. 170. 171. 


Vergehen, welche in den Geſetzen mit Geldbuße bis 


zu 50 Rthlr. oder Freiheitsſtrafe bis zu 6 Wochen, 
oder körperlicher Züchtigung, an deren Stelle jetzt ver— 
hältnißmäßige Freiheitsſtrafe tritt, oder mit mehreren 
dieſer Strafen zugleich bedroht find, in Anſehung ders 
ſelben erfolgt die Unterſuchung und die Entſcheidung 

erſter 
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Vergehen, (Gert) Gi 

erſter Inſtanz durch kommiſſariſch dazu beſtellte Einzel⸗ 

richter, mit Zuziehung eines Gerichtsſchreibers. (V. v. 

3. Sanr, 49. S. 27.) 18. 19. — Wahrnehmung der Ge⸗ 

ſchäfte des Staatsanwalts bei den Unterſuchungen die— 

ſer Art durch kommiſſariſch ernannte Polizeianwalte. 

(ebend. §. 28.) 19. — weiteres Verfahren in dieſen Un⸗ 

terſuchungen. (ebend. 88. 29—37.) 19—21. — verſchie⸗ 

dene, durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche 
oder andere Darſtellung begangen, deren Verfolgung und 

Beſtrafung. (V. v. 30. Juni 49. ge, 13—43.) 228 — 

236. — ſ. auch Dienſtvergehen, Polizeivergehen, poli⸗ 

tiſche und Preßvergehen ꝛc. 

Vergleichs⸗Ausſchüſſe, bei den Gewerbegerichten u. 
Innungen, ſiehe dieſe. 

Vergolder, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für übertre⸗ 
tung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. §. 74.) 109, 

Verhaftungen, ſolche ſind von dem Staatsanwalte, 
wenn nicht Gefahr im Verzuge obwaltet, nicht ſelbſt 
vorzunehmen. (V. v. 3. Janr. 49. S. 7.) 15. — deren 
Anordnung und Ausführung ſeitens der Gerichte, der 
Polizeibehörden und Sicherheitsbeamten. (ebend. Ss. 4. 5. 
7. 13.) 14. 15. 16. 

Verjährung des Rechts zur Verfolgung wegen der 
in der Verordnung vom 30. Juni 49. vorgeſehenen, 
öffentlich begangenen ſtrafbaren Handlungen, nach ſechs 
Monaten. ($. 35. ber) 233 f. — Unterbrechung derſ. 
durch jeden Antrag der Staatsanwaltſchaft und durch 
jeden Beſchluß des Richters. lebend. $. 35.) 233. — 
von dem Tage der letzten unterbrechenden Handlung an 
beginnt eine neue Verjährung von ſechs Monaten. (ebend. 
$. 35.) 234. — dieſe Beſtimmungen berühren nicht die 
Injurienklagen, inſoweit ſie im Wege des Civilprozeſſes 
angeſtellt werden können, auch nicht die Klagen auf Scha⸗ 
denserſatz vor den Civilgerichten. (ebend. $. 35.) 234. 

Verkaufsſtellen, gewiſſe, Verabredungen zwiſchen Fa⸗ 
brikinhabern und deren Arbeitern zc. wegen Entneh⸗ 
mung der Bedürfniſſe der letztern aus erſtern, find wë: 
tig. (V. v. 9. Febr. 49. §. 54.) 104, 

Verlagsartikel, von Druckſchriften, Verpflichtung de⸗ 
ren Verleger zur unentgeltlichen Einſendung zweier 
Exemplare, und zwar eins an die Landesbibliothek in 
Berlin und eins an die Univerſitätsbibliothek der br- 
treffenden Provinz. (V. v. 30. Juni 49. S. 4.) 226, 

Verläumdung, derſelben macht ſich derjenige ſchuldig, 
welcher in Beziehung auf einen Andern unwahre That- 
ſachen behauptet, oder verbreitet, welche denſelben in der 
öffentlichen Meinung dem Haſſe oder der Verachtung 
ausſetzen. (V. v. 30. Juni 49, . 25.) 231, — Beweis⸗ 
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Verläumdung, (Fortſ.) 
führung rückſichtlich der Wahrheit der behaupteten oder 
verbreiteten Thatſachen. (ebend. eg, 26—28.) 231. 232. 
— Beſtrafung derſelben. (ebend. Se, 23.29. u. 31.) 234.232. 
— Verfolgung dieſer Beſtrafung durch die Staatsan⸗ 


waltſchaft nur auf Antrag des Beleidigten. (§. 34.) 


233. — öffentliche Bekanntmachung des darüber gefäll⸗ 

ten Urtheils auf Koſten des Verurtheilten. (S. 36.) 234. 
— ohne Merkmale derſelben, werden die Beſtimmungen 
der beſtehenden Geſetze über die gegen Privatperſonen 
begangenen Beleidigungen von obiger Verordnung nicht 
berührt. (S. 41. derſ.) 235. 

Verleger, von Druckſchriften, Nennung deren Name 
und Wohnort auf letzteren. (V. v. 30. Juni 49. ee. 1. 
und 2.) 226. — Strafe für Zuwiderhandlung dage⸗ 
gen. (F. 10.) 228. — Verantwortlichkeit derſelben für 
den Inhalt einer Druckſchrift. (ebend. §. 12.) 228. 

Vermögens ⸗Konſiskation, anſtatt derſelben, ſoll 
gegen Deſerteure und ausgetretene Militairpflichtige auf 
Geldbußen von funfzig bis zu Eintauſend Thalern er⸗ 
kannt werden. (V. v. 4. Janr. 49.) 47. 48. 

Vernichtung unerlaubter Druckſchriften mit 
den dazu beſtimmten Platten und Formen. (V. v. 30. 
Juni 49. 8.37) 234. — ſ. ferner Druckſchriften. 

Verpflichtung durch Handſchlag der ernannten 
Mitglieder und Stellvertreter der Gemeinderäthe. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 13.) 96. — durch Eidesleiſtung, ſ. dieſe. 

Verſammlungen, geſetzlich nicht verbotene, denen 
die erforderliche Anzeige oder Genehmigung vorherge— 
gangen iſt, über ſolche können die Ankündigungen durch 
Anſchlagezettel und Plakate erfolgen. (V. v. 30. Juni 49. 
§. 8.) 227. — in welchen öffentliche Angelegenheiten 
erörtert oder berathen werden ſollen, werden als öffent⸗ 
liche Zuſammenkünfte angeſehen. (V. v. 30. Juni 49. 
§. 31.) 232. — in welchen öffentliche Angelegenheiten 
erörtert oder berathen werden ſollen, hat der Unterneh- 
mer mindeſtens 24 Stunden zuvor bei der Ortspolizei⸗ 
Behörde Anzeige zu machen. (V. v. 29. Juni 49. §. 1.) 221. 
— Strafe für Unterlaſſung der letztern. (ebend. $. 13.) 
223. — ſtehen Zeit und Ort ſtatutenmäßig oder durch 
einen beſondern Beſchluß des Vereins im Voraus feſt, 
ſo bedarf es einer ſolchen Anzeige nur vor der erſten 
Verſammlung. lebend. §. 3.) 222. — Befugniß der 
Ortspolizei⸗Behörde, in jede ſolcher Verſammlungen ei⸗ 
nen oder zwei Polizeibeamte, oder eine oder zwei an⸗ 
dere Perſonen als Abgeordnete zu ſenden, und für ſolche 
die Einräumung eines angemeſſenen Platzes zu verlan— 
gen. ($. 4.) 222. — Strafen für verweigerten Zutritt 
und verfügte Platzeinräumung. (§. 15.) 223. f. — Bes 
rechtigung der Abgeordneten der Polizeibehörde zur 
Auflöſung der Verſammlung, wenn darin Anträge oder 

Vor⸗ 
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Verſammlungen, (Fortſ.) 

Vorſchläge erörtert werden, die eine Aufforderung oder 
Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten, unbe⸗ 
ſchadet des gegen die Betheiligten geſetzlich einzuleiten⸗ 


den Strafverfahrens. ($. 5.) 222. — Verpflichtung 


aller Anweſenden, nach erklärter Auflöſung der Ver⸗ 
ſammlung, ſich ſofort aus derſelben zu entfernen. (. 6.) 
222. — Strafe für die dieſer Anordnung ſich Wider⸗ 
ſetzenden. (S. 16.) 224. — Niemand darf in einer Ver⸗ 


ſammlung bewaffnet erſcheinen, mit Ausnahme der im 


Dienſte befindlichen Polizeibeamten. (S. 7.) 222. — 
Strafe für Übertretung dieſes Verbots. (8. 18.) 224. 
— desgl. für denjenigen, welcher dazu auffordert, oder 
in einer Verſammlung Waffen austheilt. (8. 19.) 224. 
— auf die durch das Geſetz oder die geſetzlichen Autoritäten 
angeordneten Verſammlungen, ſowie auf die Verſammlun⸗ 
gen der Mitglieder beider Kammern während der Sitzungs⸗ 
periode finden die Beſtimmungen der obigen Verordnung 
keine Anwendung. (8. 21.) 225. — auf kirchliche und 
religiöſe Verſammlungen beziehen ſich obige Beſtimmungen 
ebenfalls nicht. (S. 2.) 221. — öffentliche unter freiem 
Himmel, Anordnungen für dieſelben. ($. 8.) 222. — 
polizeiliche Verbietung derſelben bei dringender Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung. (. 9.) 
222 f. — Strafen für die Aufforderer zu ſolchen, ſo⸗ 
wie für die Theilnehmer an denſelben. (S. 17.) 224. 
— Verbot der Volfsverfffimlungen unter freiem Him⸗ 
mel innerhalb zweier Meilen von dem Orte der jedes⸗ 
maligen Reſidenz des Königs oder von dem Orte des 
Sitzes beider Kammern während deren Sitzungsperiode. 
(. 12.) 223. — Strafen für die Aufforderer zu fol- 
chen, fo wie für die Theilnehmer an denſ. ($. 17.) 
224. — auf öffentlichen Plätzen und Straßen, ſowie 
öffentliche Aufzüge in Städten und Ortſchaften, ſolche 
bedürfen der polizeilichen Genehmigung, mit Ausnahme 
der in hergebrachter Art ſtattfindenden Leichenbegäng⸗ 
niſſe, kirchlichen Prozeſſtonen, ꝛc. für welche ſelbſt eine 
Anzeige nicht erforderlich iſt. (So. 0. u 440. 
— Strafen für diejenigen, welche an obigen Verſamm⸗ 
lungen auf öffentlichen Plätzen und Straßen theilneh⸗ 
men, dazu auffordern, oder darin als Ordner, Leiter 
oder Redner thätig find, ($. 17.) 224. — Beſtrafung 
der Perſonen des Soldatenſtandes, welche ſich zur Ein- 
wirkung auf öffentliche Angelegenheiten, oder zur Be⸗ 
rathung militairifcher Befehle c. verſammeln, nach den 
Beſtimmungen des $. 125. des erſten Theils des Mili- 
tair⸗Strafgeſetzbuchs. ($. 22.) 225. 
Verſammlungsrecht, Verhütung eines die geſetzliche 
Freiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs deſſel⸗ 
ben. (V. v. 29. Juni 49.) 221 — 225. 
Verſchwägerte, ſ. Schwägerſchafts⸗ Verhältniß. 


Verſetzungen, in Militairdienſt⸗Verhältniſſen, Gewäh⸗ 


rung von Reiſe- und Umzugskoſten bei ſolchen. (Re⸗ 
gulativ v. 28. Dezbr. 48.) 81—85. — desgl. von 
Tagegeldern. (A. E. v. 28. Dezbr. 48.) 85 — 88. — 
dem auf eigenes Anſuchen Verſetzten ſteht ein Anſpruch 
auf Tagegelder nicht zu. (ebend. §. 7.) 87. — unfrei⸗ 
willige, der Beamten, von einer Stelle in eine andere, 
ſiehe Dienſtverſetzung. — desgl. in den Ruheſtand, 
ſiehe Penſionirungen. — fiehe auch Reiſe- und 
Umzugskoſten, desgl. Tagegelder. 


Verſteigerungen, öffentliche, von neuen Handwerker⸗ 


waaren, ſiehe letz. 


Bertheidigung (Vertheidiger), Anordnungen für die⸗ 


ſelbe in Unterſuchungs- Sachen gegen Angeklagte. (V. 
v. 3. Janr. 49. §§. 16. 17.) 16. 17. — bei Vergehen 

(ebend. §. 30.) 19. — bei Verbrechen ($. 53.) 23. — 
bei ſchweren Verbrechen, ſowie bei politiſchen und Preß⸗ 
verbrechen vor Schwurgerichten. (ebend. 88. 16. 100. 
121.) 17. 32. 36. — in der zweiten Inſtanz (Appel⸗ 
lations⸗Inſtanz) (§§. 134. 136.) 38. — für die Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde. (§. 14 5.)40. — im Disziplinar⸗Straf⸗ 
verfahren gegen richterliche Beamte. (V. v. 10. Juli 
49. 88. 35. 37.) 260. — desgl. gegen nicht richter⸗ 
liche Beamte wegen Entfernung aus dem Amte. 
(V. v. 11. Juli 49. eg, 39. 41.) 278. — einer ſolchen 
kann ſich der Beſchuldigte vor den während des Bela» 
gerungszuſtandes angeordneten Kriegsgerichten bedienen. 
(V. v. 10. Mai 49. §. 13. Nr. 2.) 169. 


Verträge (und Verabredungen), zwiſchen Fabrikin⸗ 


habern und deren Arbeitern, Gehülfen ꝛc., welche den 
Beſtimmungen der ee, 50 — 52. u. 54. der Verord. v. 
9. Febr. 49. in Beziehung auf Lohnzahlungen und 
ge GC zuwiderlaufen, find nichtig. (daſ. S. 54.) 
104. 


Vervielfältigungen von Schriften, auf mecha⸗ 


niſchem Wege irgend einer Art vorgenommen, werden 
im Sinne der Verord. v. 30. Juni 49. den Druck⸗ 
ſchriften gleichgeſtellt. (§. 30. rer.) 232. — ſiehe ferner 
Druckſchriften. 


Verwaltungsbehörden, Verhältniſſe derſelben zu 


den Gerichtsbehörden. (V. v. 2. Janr. 49. e, 38.) 
12. 13. — ſie ſollen ſich gegenſeitig bei Erledigung der 
ihnen obliegenden Geſchäfte innerhalb ihres Reſſorts 
Unterſtützung leiſten. (ebend. e, 38.) 12. — die Ver⸗ 
waltungsbehörden ſind jedoch nicht ferner befugt, in Angele⸗ 
genheiten ihres Reſſorts den Juſtiz-Unterbehöͤrden An⸗ 
weiſungen zu ertheilen, und ſie zu deren Befolgung an 
zuhalten. (ebend. $. 38.) 12. 13. — die dieſem ent⸗ 
gegenſtehende Beſtimmung der Order v. 31. Dezbr. 
1825. unter D. Nr. XII. (Geſ. Samml. von 1826. 
S. 11.) wird aufgehoben. (V. v. 2. Janr. 49. 

$, 38.) 
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Verwaltungsbebörden, (Fortf.) 
§. 38.) 13. — dieſelben haben während eines erklärten 
Belagerungszuſtandes den Anordnungen und Aufträgen 
der Militairbefehlshaber Folge zu leiſten. (V. v. 10. 
Mai 49. 8. 4.) 166. 

Verwandte, im zweiten Grade, können nicht zu glei— 
cher Zeit Mitglieder des Gewerberaths ſein. (V. v. 9. 
Febr. 49. §. 8.) 95. — ſiehe auch Schwägerſchafts⸗ 
Verhältniß. 

Verweis, als Ordnungsſtrafe gegen richterliche Be— 
amte, Disziplinarverfahren wegen ſolcher. (V. v. 10. 
Juli 49, §§. 18. 19.) 257. — desgl. gegen nicht rich⸗ 
terliche Beamte. (V. v. 11. Juli 49. ee, 18. 20. 21.) 
274. 275. 

Volksaufläufe (Aufſtände, Aufruhr, Unruhen, Tu— 
multe), Erklärung des Belagerungszuſtandes zur 
Unterdrückung derſ., Suspenſion der Artikel 5. 6. 7. 
24. 25. 26. 27. 28. der Verfaſſungsurkunde v. 5. 
Dezbr. 48. oder einzelner dieſer Artikel, und Anord— 
nung von Kriegsgerichten zur Unterſuchung und Be— 
ſtrafung der während derſ. begangenen Verbrechen. (V. 
v. 10. Mai 49.) 165 — 471. — auch außer dem Be- 
Iogerungeänianbe. können im Falle des Aufruhrs die 
Art. 5. 6. 24. 25. 26. 27. u. 28. vom Staatsminiſte⸗ 
rium zeit- und diſtrikisweiſe außer Kraft geſetzt werden. 
(ebend. §. 16.) 170. f. — erfolgt die zeit- und diſtrikts⸗ 
weiſe Suspendirung der in den §§. 5. u. 16. zuvor 
angeführten Artikel der Verfaſſungsurkunde, oder ein- 
zelner dieſer Artikel, ſo muß den Kammern ſofort nach 
ihrem Zuſammentreten darüber Rechenſchaft gegeben 
werden. (88. 5. u. 16.) 166. 170. 171. — fe auch 
Belagerungszuſtand und Kriegsgerichte. 

Volkshaus, des deutſchen Parlaments, Ausführung 
der Wahl der Abgeordneten zu demſelben. (V. v. 26. 
Novbr. 49.) 419 - 430. — der Tag der Wahlen der 
Wahlmänner im Preußiſchen wird von dem Miniſter 
des Innern feſtgeſetzt. lebend. §. 26.) 428. — die 
Wahlen der Abgeordneten finden am 31. Janr. 1850. 
ſtatt. (ebend. §. 38.) 429. — ſ. auch Wohnſitz. 

Volksverſammlungen, öffentliche, unter freiem 
Himmel, Anordnungen für dieſelben. (V. v. 29. Juni 
49. ee, 8 — 10.) 222. 223. — Verbietung derſelben 
ſeitens der Ortspolizeibehörde bei dringender Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung. lebend. 
§. 9.) 222. 223. — ſolche dürfen innerhalb zweier 
Meilen von dem Orte der jedesmaligen Reſidenz des 
Königs oder von dem Orte des Sitzes beider Kam- 
mern während deren Sitzungsperiode nicht ſtattfinden. 
(F. 12.) 223. — Strafen für die ülberteekungen obiger 
Verbotsvorſchriften. (§. 17.) 224. ſ. auch Ver⸗ 
ſammlungen. 


Volpersdorf, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 10. 

Vorladungen, in Disziplinar -Strafſachen gegen 
Beamte. (V. v. 10. Juli 49. §§. 15. 33. 34. 37.) 
256. 260. 261. — (V. v. 11. Juli 49. eg, 16. 34. 
37. 41.) 274. 277. 278. — der Angeklagten bei Ver⸗ 
gehen. (V. v. 3. Janr. 49. ee 32. 35.) 19. 20. — 
bei Verbrechen. (ebend. §. 51.) 23. — desgl. bei 
ſchweren Verbrechen, ſowie bei politiſchen und Preßver— 
brechen. (ebend. 88. 79. u. 80.) 28. 29. — desgl. in 
der Appellations-Inſtanz (ebend. §. 134.) 38. — ab⸗ 
weſender und flüchtiger Verbrecher, ſiehe Ediktalien. — 
zu den Verhandlungen vor den Gewerbegerichten, ſiehe 
letzt. 

Vormundſchaftsgericht, zu Berlin, deſſen Einrich⸗ 
tung wird durch beſondere Inſtruktion geregelt. (V. 
v. 2. Janr. 49. §. 20.) 7. 

Vormundſchaftsſachen, deren Regulirung durch Ein⸗ 
zelrichter des Gerichtsbezirks. (V. v. 2. Janr. 49. §. 22. 
Nr. 8.) 8. — in der Königlichen Familie, rückſichtlich 
derſelben behält es bei der Hausverfaſſung fein Bewen⸗ 
den. (V. v. 2. Janr. 49. §. 11.) 4. 

Vorpommern, Neu-, ſiehe Pommern. 

Vorunterſuchungen, Vorſchriften für deren Anord⸗ 
nung und Führung. (V. v. 3. Janr. 49. eg, 4. 13. 16.) 
14. 15. 16. — gerichtliche, durch einen vom Gerichte 
zu Eenennenben Unterſuchungsrichter wegen Verbrechen. 
(ebend. §§. 5. 42 — 47.) 15. 22. 23. — desgl. wegen 
ſchwerer en politiſcher und Prozeßverbrechen vor 
Schwurgerichten (ebend. 58. 75 — 77.) 28. — desgl. 
in Disziplinar-Strafſachen gegen richterliche Beamte. 
(V. v. 10. Juli 49. ee, 20. 29. 32. 33.) 257. 259. 
260. — desgl. gegen nicht richterliche Beamte. (V. 
v. 14. Juli 49. es, 24. 3436. 104.) 275. 277. 292. 
— ſiehe auch Unterſuchungen. 


W. 


Waagen, deren Aufſtellung mit den erforderlichen ge⸗ 
eichten Gewichten in den Verkaufslokalen für Backwaa⸗ 
ren. (V. v. 9. Febr. 49. §. 73.) 109. 

Waaren, ſolche dürfen behufs der Anrechnung bei der 
Lohnzahlung Fabrikarbeitern und ſonſtigen Perſonen 
nicht kreditirt werden, die mit der Anfertigung der Fa⸗ 
brikate für Fabrikinhaber und für diejenigen, welche mit 
Ganz- oder Halbfabrikaten Handel treiben, beſchäftigt 
find, (Verordnung v. 9. Febr. 49. 88. 50 — 54.) 404. 
— Strafbeſtimmung für die Übertretung oder Umge⸗ 
hung dieſer Vorſchrift. (ebend. Ss, 74. 78.) 109. 110, 
— Verwendung der deshalb erkannten Geldbußen. 
lebend. §. 75.) 110. — die Beſtrafung wegen Abloh- 
nung der Fabrikarbeiter durch ſolche ſchließt von der 


Theil⸗ 


Sachregiſter. 


Waaren, (Fortſ.) 

Theilnahme an der Wahl der Mitglieder eines Ge⸗ 
werberaths und deren Stellvertreter aus. (V. v. 
9. Febr. 49. e 7. Nr. 5.) 94. 95. — Forderungen 
für dergleichen Waaren können weder eingeklagt, noch 
durch Abrechnung oder ſonſt geltend gemacht werden, 
vielmehr fallen ſolche der Arbeiter-Kranken⸗, Sterbe⸗, 
Spar⸗ oder ähnlichen Hülfskaſſe, in deren Ermangelung 
aber der Ortsarmenkaſſe zu. (§. 55.) 105. 

Waffen, mit ſolchen darf Niemand in einer Verſamm⸗ 
lung erſcheinen, außer den im Dienſte befindlichen Po⸗ 
lizeibeamten. (V. v. 29. Juni 49. . 7.) 222. — 
Strafe für Übertretung dieſes Verbots, desgl. für den⸗ 
jenigen, der dazu auffordert oder in einer Verſammlung 
Waffen austheilt. (ebend. eg, 18. u. 19.) 224. — wer 
mit ſolchen oder mit ſonſt gefährlichen Werkzeugen ver- 
ſehen, ſich des Angriffs oder des Widerſtandes gegen 
die bewaffnete Macht oder gegen Abgeordnete der Ci⸗ 
vil⸗ oder Militairbehörde in offner Gewalt während 
des erklärten Belagerungszuſtandes ſchuldig macht, wird 
kriegsrechtlich mit dem Tode beſtraft. (V. v. 10. Mai 

49. e 8.) 167. — zur Ausrüſtung der Bürgerwehren 
vom Staate verabreicht, deren Zurückgabe an letzteren. 
(G. v. 24. Oktbr. 49. e 2.) 402. 

Wahlen der Abgeordneten zur zweiten Kammer, 
Vorſchriften für dio Ausführung derſelben. (B. v. 30. 
Mai 49.) 205-211. — die dafür beſtimmten Tage 
ſind von dem Miniſter des Innern feſtzuſetzen. (ebend. 
ee 17. u. 28.) 208. 209. — die zur Ausführung der⸗ 
ſelben erforderlichen näheren Beſtimmungen hat das 
Staatsminiſterium in einem zu erlaſſenden Reglement 
zu treffen, (ebend. §. 32.) 210. — die Urwähler für 
die zweite Kammer haben ſich am 17. Juli 19. zur 
Wahl der Wahlmänner zu verſammeln. (B. v. 30. 
Mat 49. Art. 1.) 212. — für die Kammern, am 22. 
u. 29. Janr. 49. Ausſetzung der Rechtsgeſchäfte, ſowie 
der Behörden und einzelnen Beamten, an dieſen Ta- 
gen, gleichwie an Sonn⸗ und Feſttagen. (A. E. v. 
5. Janr. 49.) 48. — desgl. für die Wahlen der zwei⸗ 
ten Kammer am 17. Juli 49. (A. E. v. 9. Juli 49.) 
251. — der Abgeordneten zu dem Volkshauſe des deut⸗ 
ſchen Parlaments, deren Ausführung. (V. v. 26. Novbr. 
49.) 419430. — dieſelben finden am 31. Janr. 1850. 
ſtatt. (ebend. e, 38.) 429. — der Vorſteher, Mitglie- 
der, Stellvertreter, Schriftführer und Boten der Ge- 
werberäthe. (V. v. 9. Febr. 49. oe, 314. 19. 20.) 
94—98. — desgl. der Mitglieder und deren Stellver⸗ 
treter, des Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters, eines 

Gerichtsſchreibers und Gerichtsboten, für die Gewerbe⸗ 
gerichte. (V. v. 9. Febr. 49. eg, 4—15.) 111 115. 
— ſiehe auch Kammern (zweite.) 

Jahrgang 1849. 
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Waiſen⸗Unterſtützungskaſſen, deren Errichtung 
für Innungsgenoſſen u. Fabrikarbeiter u. Aufbringung 
der Beiträge zu ſolchen von letztern. (V. v. 9. Febr. 
49. ee, 56 — 59.) 105. 106. 

Waldau, Ort u. Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau 
Nr. 18. 

Waldenburg, Kreis, ſiehe Handelskammern. 

Wallfahrten, kirchliche, ſolche gehören nicht zu den- 
jenigen öffentlichen Aufzügen, welche einer vorgängigen 
Genehmigung oder einer Anzeige bedürfen. (V. v. 29. 
Juni 49. F. 11.) 223. 

Warburg, Stadt, ſiehe Eiſenbahnen Nr. 5. 

Warnung, als Orbnungsftrafe gegen richterliche Be- 
amte, Disziplinarverfahren wegen ſolcher. (V. v. 10. Juli 
49. 88.18. 19.) 257. — desgl. gegen nicht richterliche 
Beamte. (V. v. 11. Juli 49. eg, 18. 20. 21.) 274. 275. 

Wartegeld, vorſchriftsmäßiges, einſtweilige Verſetzung 
der nicht richterlichen Beamten in den Ruheſtand mit 
Gewährung eines ſolchen, unter Beachtung der Vor- 
ſchriften der Verordnungen v. 14. Juni u. 24. Oktbr. 
1848. (V. v. 11. Juli 49. §. 94. Nr. 2.) 289. 290. 
— findet nur auf Beamte im unmittelbaren Staats- 
dienſte Anwendung. (lebend. §. 101.) 291. 

Wartegeldempfänger, dieſelben ſollen bei Wieder- 
beſetzung erledigter Stellen, für welche ſie ſich eignen, 
vorzugsweiſe berückſichtigt werden. (V. v. 14. Juli 49, 
§. 94. Nr. 2.) 290. 

Wäſche, gebrauchte, in wie fern die polizeiliche Erlaub- 
niß zu dem Handel mit ſolcher zu verſagen iſt. (V. v. 
d. Febr. 49. §. 68.) 108. 

Weber, jeder Art, Nachweis deren Befähigung zum Be⸗ 
triebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. 
(V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung 
für Übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebeud. 
$. 74.) 109. 

Wechſel, in den Städten Elberfeld und Barmen 
vom 10. bis 25. Mai 49. zahlbar, deren vierzehntägige 
Verlängerung dieſer Zahlungszeit. (B. v. 17. Mai 49.) 
175. — dieſer Verordnung haben beide Kammern ihre 
Genehmigung ertheilt. (Staatsminift, Bekanntmachung 
v. 6. Oktbr. 49.) 278. — ſiehe ferner Wechſelord— 
nung. 


Wechſel⸗Amortiſation, dieſelbe iſt bei dem ordent⸗ 


lichen Gerichte des Zahlungsortes, und wo Handels- 
gerichte beſtehen, bei dieſen nachzuſuchen. (Einführungs⸗ 
Ord. zur allgem. deutſchen Wechſel⸗Ordn., v. 6. Janr. 
49. §. 2.) 49. — Verfahren bei ſolcher (ebend. §. 2.) 
49. 50. 

Wechſelklagen, Gerichtsſtand für ſolche. (Einfüh⸗ 
rungs⸗Ord. zur allgem. deutſchen Wechſelord., vom 6. 
Janr. 49, ep, 5. und 6.) 50. 

1 Wech⸗ 
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Wechſelorduung, Allgemeine Deutſche, Einführungs⸗ 
Ordnung zu derſelben (vom 6. Janr. 49.) 49. 50. — 
dieſelbe tritt für den ganzen Umfang der Preuß. Mo⸗ 
narchie am 1. Febr. 49. in Kraft: lebend. §. 1.) 49. 
— dagegen erliſcht mit dieſem Tage die Wirkſamkeit 
der bisherigen Wechſelordnungen, namentlich treten die 
ee, 713. bis 1249. Tit. 8. Thl. II. des A. L. R., ſo⸗ 
wie die Artikel 110, bis 189. des Rheiniſchen Han⸗ 
delsgeſetzbuchs, außer Kraft. (ebend. §. 1.) 49. — Ver⸗ 
fahren bei Amortiſation eines Wechſels. (ebend. $. 2.) 
49. 50. — Aufnahme von Wechſel-Proteſten. (ebend. 
88. 3. und 4.) 50. — desgl. von Wechſelklagen. (ebend. 
ss. 5. 6.) 50. 

überſichtlicher Inhalt 
der Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung. 
Erſter Abſchnitt. Von der Wechſelfähigkeit. (Art.1—9.) 51. 
Zweiter Abſchnitt. Von gezogenen Wechſeln. (Art. 
495.) 51—70. 
J. Erforderniſſe eines gezogenen Wechſels. (Art. 4— 7.) 
51. 52. 
II. Verpflichtungen des Ausſtellers. (Art. 8.) 52. 
III. Indoſſament. (Art. 9—17.) 52—54. 
IV. Präfentation zur Annahme. (Art. 18—20,) 54. 55. 
V. Annahme (Acceptation) — (Art. 21— 24.) 55. 
VI. Regreß auf Sicherſtellung. (Art. 25— 29.) 56. 57. 


1) wegen nicht erhaltener Annahme. (Art. 
2528.) 56. 
2) wegen Unſicherheit des Acceptanten. (Art. 
29.) 57, 
VII. Erfüllung der Wechſelverbindlichkeit. (Art. 3040.) 
57-59. 


4) Zahlungstag. (Art. 30-35.) 57, 58. 
2) Zahlung. (Art. 36 — 40.) 58. 59. 
VIII. Regreß Mangels Zahlung. (Art. 41—55.) 5962. 
IX. Intervention. (Art. 56— 65.) 62—64. 
4) Ehrenannahme. (Art. 56— 61.) 62. 63. 
2) Ehrenzahlung. (Art. 62—65.) 63. 64. 
X. Vervielfältigung eines Wechſels. (Art. 66 —72.) 
64. 65. ' 
1) Wechſelduplikate. (Art. 66—69.) 64. 65. 
2) Wechſelkopien. (Art. 70—72.) 65. 
XI. Abhanden gekommene Wechſel. (Art. 73. 74.) 


65. 66. 
XII. Falſche Wechſel. (Art. 75. 76.) 66. 
XIII. Wechſelverſährung. (Art. 7780.) 66. 67. 
XIV, Klagerecht des Wechſelgläubigers. (Art. 81 — 83.) 67. 
XV. Ausländiſche Geſetzgebung. (Art. 8486.) 67. 68. 
XVI. Proteſt. (Art. 8790.) 68. 69. 

XVII. Ort und Zeit für die Präſentation und andere im 
Wechſelverkehre vorkommende Handlungen. (Art. 
9193.) 69. 

XVIII. Mangelhafte Unterſchriſten. (Art. 94. 95.) 69. 70. 


Dritter Abſchnitt. Von eigenen Wechſeln. (Art. 96—100,) . 


70. 71. 


Sachregiſter. 


1849. 


Wechſel⸗Proteſte, deren Aufnahme. (Einführungs⸗ 
Ord. zur allgem. deutſchen Wechſelord., v. 6. Janr. 49. 
Se, 3. und 4.) 50. — zu den Gerichtsbeamten, welche 
ſolche aufnehmen können, gehören im Bezirke des Appel⸗ 
lationsgerichtshofes in Eöln auch die Gerichtsvollzieher. 
(ebend. §. 3.) 50. 5 

Weichſel, Strom, Ausführung des Brückenbaues über 
dieſelbe und der durch die Oſteiſenbahn-Anlage beding- 
ten Strom- und Deichregulirungen an bert. für Rech⸗ 
nung des Staats. (G. v. 7. Dezbr. 49. §. 1. Nr. 1. 
$. 2.) 437. 

Weißenſee, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 3. 

Weiſtritz, die, ſiehe Deichverband gegen die Über- 
fluthungen derſ. 

Wengern, Ort und Gemeinde, fiehe Chauſſeebau 
Nr. 24. N 

Wernigerode, Gemeinde, ſiehe Chauſſeebau Nr. 20. 

Wernigerode, Grafſchaft, Errichtung eines Gewer— 
begerichts für dieſelbe in der Stadt Wernigerode. (A. 
E. v. 15. Juni 49.) 294. 

Weſel, Stadt, dem Statute des daſelbſt unter der Be- 
nennung: „Kreditverein für Handwerker des Stadtbe⸗ 
zirks Weſel“ zuſammengetretenen Aktienvereins iſt un⸗ 
term 22. Juni 49. die Allerhöchſte Beſtätigung ertheilt. 
(Miniſt.⸗Bekanntmach. v. 12. Aug. 49.) 350. — das 
Statut ſelbſt wird durch das Amtsblatt der Regierung 
zu Düſſeldorf bekannt gemacht werden. (ebend.) 350. 

Weſtphalen, Provinz, der unter dem 18. Dezbr. 1848. 
erlaſſenen Verordnung über die bäuerliche Erbfolge in der— 
ſelben haben beide Kammern ihre Genehmigung ertheilt. 
(Staatsminiſt.⸗Bekanntmach. v. 13. Novbr. 49.) 406. 

Weſtphäliſche Eiſenbahn, ſiehe Eiſenbahnen 
Nr. 5. 

Weſtpreußiſche Landſchaft, ſiehe letz. 

Weſtpreußiſche Pfandbriefe, ſiehe Pfandbriefe. 

Wetter, Ort, ſiehe Chauſſeebau Nr. 24. 

Widerruf, auf ſolchen angeſtellte Beamte, Verfahren 
wegen deren Entlaſſung. (V. v. 11. Juli 49. $; 90.) 
288. f. i 

Widerſetzung, thätliche, gegen die bewaffnete Macht 
oder gegen Abgeordnete der Civil- oder Militairbehörde 
während des erklärten Belagerungszuſtandes, deren 
kriegsgerichtliche Unterſuchung und Beſtrafung. (V. v. 
10. Mai 49. 88. 8-10.) 467. 168. 

Wiedersbach, Ort, ſiehe Chauſſebau Nr. 17. 

Wirker, jeder Art, Nachweis deren Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Be⸗ 
ginn. (V. v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtim⸗ 
mung für Übertretung oder Umgehung dieſer Vor⸗ 

ſchrift (ebend. $. 74.) 109. 
Witt⸗ 
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Wittwen⸗Uunterſtützungskaſſen, deren Errichtung 
für Innungsgenoſſenfund Fabrikarbeiter und Aufbringung 
der Beiträge zu ſolchen von letzteren. (V. v. 9. Febr. 
49. 88: 56—59.) 105. 106. i 


Wochenmärkte, Genehmigung zu dem ferneren Ber- 


kaufe gewiſſer Handwerkerwaaren auf denſelben von 
einheimiſchen Verkäufern, mit Ausſchließung der aus— 
wärtigen, nach bisheriger Ortsgewohnheit. (V. v. 
9. Febr. 49. §. 70.) 108. f. — Beſchränkung des Ein⸗ 
kaufs von Lebensmitteln auf denſelben, ſeitens gewiſſer 
Klaſſen von Käufern, während einer beſtimmten Zeit, 
lebend. §. 71.) 109. 

Wohl, öffentliches, ſiehe letz. 

Wohnſitz, ſechsmonatlicher in einer Gemeinde, durch 
ſolchen wird die Zulaſſung als ſtimmberechtigter Ur- 
wähler bei den Wahlen für die zweite Kammer, ſowie 
durch einjährigen die Zulaſſung als Abgeordneter be— 
dingt. (V. v. 30. Mai 49. e 8.) 206. — dreijähriger, 
für die Wähler und Abgeordneten zum Volkshauſe. (V. 
v. 26. Novbr. 49. ee 7. 41.) 424. 430. — einjähri⸗ 
ger, in der Gemeinde des Aufenthaltsorts iſt zur Be- 
rufung als Geſchworener erforderlich. (V. v. 3. Janr. 
49. §. 62.) 25. 

Worbisſche Kreisſtände, ſ. Chauſſeebau Nr. 19. 

Wort, Verfolgung und Beſtrafung der durch ſolches 
zugefügten Beleidigungen und ſonſt begangenen ftraf- 
baren Handlungen. (V. v. 30. Juni 49. 88. 1343.) 
228236. 

Würden, die Unterſuchung und Entſcheidung über 
deren Verluſt erfolgt in erſter Inſtanz mit Zuziehung 
eines Gerichtsſchreibers durch Gerichtsabtheilungen, 
welche aus drei Mitgliedern beſtehen. (V. v. 3. Janr. 
49. 88. 27 und 38.) 19. 21. — die Kompetenz der 
Einzelrichter iſt davon ausgeſchloſſen. (ebend. eg, 27. 38.) 
19. 21. 


3. 


Zahlungsunfähig, Perſonen, welche ſich dafür er- 
klärt haben, ſind von der Theilnahme an der Wahl der 
Mitglieder des Gewerberaths und deren Stellvertreter 
ausgeſchloſſen. (V. v. 9. Febr. 49. §. 7. Nr. 2.) 
94. 95 — ſiehe ferner Konkurs. 

Zeichen (oder Symbole), welche geeignet ſind, den Geiſt 
des Aufruhrs zu verbreiten oder den öffentlichen Frie- 
den zu ſtören, Strafbeſtimmung für diejenigen, welche 
ſolche an öffentlichen Orten oder in öffentlichen Zu- 
ſammenkünften ausſtellen, verkaufen oder ſonſt verbrei⸗ 
ten. (V. v. 30. Juni 49. §. 15.) 229. — desgl. für 
diejenigen, welche verbotene äußere Verbindungs- oder 


üöbertretung dieſer Vorſchrift. (8. 10.) 228. — im 
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Zeichen (oder Symbole), (Fortſ.) 
Vereinigungszeichen an öffentlichen Orten oder in öffent⸗ 
lichen Zuſammenkünften tragen. (ebend. §. 15. Nr. 2.) 
229. — desgl. für diejenigen, welche in böswilliger 
Abſicht die öffentlichen Zeichen der Königl. Autorität 
wegnehmen, zerſtören oder beſchädigen. (ebend. §. 15. 
Nr. 3.) 229. 

Zeitſchriften, von ſolchen muß jede Nummer, jedes 
Stück oder Heft, außer dem Namen und Wohnort des 
Druckers, den Namen und Wohnort des Verlegers, fo 
wie des Herausgebers, wenn dieſer von dem Verleger 
verſchieden iſt, enthalten. (V. v. 30. Juni 49. e 2.) 
226. — Strafen für Zuwiderhandlung dagegen. (6 10.) 
228. — vorläufige Beſchlagnahme derſelben durch die 
Staatsanwaltſchaft und deren Organe, wenn ſie den 
Vorſchriften des vorſtehenden §. 2. nicht entſprechen, 
oder wenn ihr Inhalt ſich als Thatbeſtand einer ſtraf⸗ 
baren Handlung darſtellt. (ebend. §. 32.) 232. — die⸗ 
jenigen, welche dieſen Vorſchriften nicht entſprechen, 
dürfen von Niemandem verbreitet werden. (ebend. §. 3.) 
226. — Strafe für Übertretung dieſer Vorſchrift. (§. 10.) 
228. — im Inlande, in monatlichen oder kürzern Fri⸗ 
ſten herauskommend, von jeder Nummer, jedem Heft 
oder Stück derſ. muß der Herausgeber, ſobald die Aus⸗ 
theilung oder Verſendung beginnt, ein Exempl. bei der 
Ortspolizeibehörde hinterlegen. (§. 5.) 226. 227. — 
Strafe für deſſen Unterlaſſung. (e. 10.) 228. — welche 
Anzeigen aufnehmen, deren Herausgeber ſind auch zur 
Aufnahme jeder amtlichen Bekanntmachung gegen Zah⸗ 
lung der üblichen Einrückungsgebühren verpflichtet. 
(F. 6.) 227. — Strafe für deren Verweigerung. (8. 10.) 
228. — desgl. zur reſp. unentgeltlichen Aufnahme von 
Entgegnungen behufs der Berichtigung der in denf. 

erwähnten Thatſachen, zu welchen ſich die betheiligte 
Behörde oder die angegriffene Privatperſon veranlaßt 
findet. (§. 7.) 227. — Strafe für verweigerte Auf⸗ 
nahme. ($. 10.) 228. 

Zeitungen, jede Nummer derſ. muß, außer dem Na⸗ 
men und Wohnort des Druckers, den Namen und 
Wohnort des Verlegers, ſowie des Herausgebers, wenn 
dieſer von dem Verleger verſchieden iſt, enthalten. 
(V. v. 30. Juni 49. §. 2.) 226. — Strafe für Zu⸗ 
widerhandlung dagegen. (§. 10.) 228. — vorläufige Be⸗ 
ſchlagnahme derſelben durch die Staatsanwaltſchaft und 
deren Organe, wenn ſie den Vorſchriften des vorſtehen⸗ 
den 8. 2. nicht entſprechen, oder wenn ihr Inhalt ſich 
als Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung darſtellt. 
(ebend. §. 32.) 232. — diejenigen, welche dieſen Vor⸗ 
ſchriften nicht entſprechen, dürfen von Niemandem ver- 
breitet werden. lebend. e, 3.) 226. — Strafe für 


In⸗ 


r 
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Zeitungen, (Fortſ.) 

Inlande herauskommend, von jeder Nummer derſ. muß 
der Herausgeber, ſobald die Austheilung oder Verſen⸗ 
dung beginnt, ein Exemplar bei der Ortspolizeibehörde 
hinterlegen. ($. 5.) 226. 227. — Strafe für deſſen 
Unterlaſſung. (§. 10.) 228. — welche Anzeigen auf⸗ 
nehmen, deren Herausgeber ſind auch zur Aufnahme 
jeder amtlichen Bekanntmachung gegen Zahlung der 
üblichen Einrückungsgebühren verpflichtet. (S. 6.) 227. 
— Strafe für deren Verweigerung. (S. 10.) 228. — 
desgl. zur reſp. unentgeltlichen Aufnahme von Entgeg- 
nungen behufs der Berichtigung der in denſ. erwähn⸗ 
ten Thatſachen, zu welcher ſich die betheiligte Behörde 
oder die angegriffene Privatperſon veranlaßt findet. 
(. 7.) 227. — Strafe für verweigerte Aufnahme. 
(§. 10.) 228. 

Zerſtückelungen, Zertheilungen von Oruanpäden, 
ſiehe Parzellirungen. 

Zeugen, deren Vorladung, Vernehmung und Vereidung 
in gerichtlichen Unterſuchungen. (V. v. 3. Janr. 49. 
88. 20 — 22.) 17. 18. — gehörig vorgeladene, aber 
ausgebliebene, Strafverfahren gegen ſolche, mit Auf— 
erlegung aller durch Anſetzung eines neuen Termins 
verurſachten Koſten. (ebend. §. 20.) 17.— deren Vorla⸗ 
dung und Vernehmung in Unterſuchungen von Ber- 
gehen. (ebend. 88. 31. 32. u. 37.) 19. 20. — desgl. 
von Verbrechen. (ebend. 98. 45. 52.) 22. 23. — desgl. 
von ſchweren Verbrechen, ſowie von politiſchen und Preß- 
verbrechen vor Schwurgerichten. ($$. 98. 99.) 31. 32. 
— desgl. in der Appellations-Inſtanz. (ebend. §. 134.) 
38. Vernehmung und Vereidung derſelben im Diszipli⸗ 
n gegen richterliche Beamte. (V. 

„10. Juli 49. ee, 33. 36. 63. 64.) 260. 266. — 
ként, gegen nicht richterliche Beamte. (B. v. 11. 
Juli 49. §§. 34. 40.) 277. 278. — können in einer 
und derſ. Sache nicht auch zugleich Geſchworene ſein. 
(V. v. 3. Janr. 49. §. 95.) 31. — deren Verneh⸗ 
mung und Vereidung in dem Verfahren vor den Ge- 
werbegerichten. (V. v. 9. Febr. 49. eg, 20. 32 — 35). 
116. 118. 119. — meineidige, ſiehe Meineid. 

Ziegeldecker, Nachweis deren Befähigung zum felbft- 
ſtändigen Betriebe ihres Handwerks durch das im $. 45. 
der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Janr. 45. 
vorgeſchriebene Zeugniß der Regierung. (V. v. 9. Febr. 
49. §. 24.) 99 


Sachregiſter. 


1849. 


Zimmerleute, Haus- und Schiffs-, Nachweis deren 
Befähigung zum ſelbſtſtändigen Betriebe ihres Hand- 
werks durch das im e 45. der allgemeinen Gewerbeord— 
nung vom 17. Janr. 45. vorgeſchriebene Zeugniß der 
Regierung. (V. v. 9. Febr. 49. §. 24.) 99. 

Zinngießer, Nachweis deren Befähigung zum Betriebe 
ihres Gewerbes vor deſſen ſelbſtſtändigem Beginn. (V. 
v. 9. Febr. 49. §. 23.) 98. — Strafbeſtimmung für 
übertretung oder Umgehung dieſer Vorſchrift. (ebend. 
e 74.) 109. 

Zinsgarantie, von Seiten des Staats, für die von 
der Deichbau⸗Geſellſchaft zur Melioration des Nieder- 
Oderbruchs gemachte! Anleihe von 1,300,000 Rthlr. 
(Allerh. Privil. vom 5. Noobr. 49.) 408. 

Zinskupons, Einführung derſ. zu den Schleſiſchen land- 
ſchaftlichen Pfandbriefen, in Stelle der früheren Zins- 
recognitionen. (A. E. v. 7. Dezbr. 48. nebſt Regulativ) 
76-79, 

Zirke, Stadt, ſiehe Chauſeebau Nr. 12. 

Zolltarif, für die Jahre 1846—48. f. — Abänderung 
deſſelben in Beziehung auf den’ Eingangszoll für un- 
gereinigte Soda, welcher nunmehr ohne Unterſchied vom 
1. Mai 49. ab auf 1 Rthlr. für den Zentner feſtge⸗ 
ſetzt wird. (A. E. v. 3. März 49.) 129. 

Zörbig, Stadt, ſiehe Chauſſeebau Nr. 13. 

Zuchthausſtraſe, die Verurtheilung zu folder zieht 

den Verluſt des Amtes oder der Penſion von felbft 
nach ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt wird. 
(V. v. 10. Juli 49. e, 90 255. — (V. v. 11. Juli 
49. e 10.) 273. 

Züchtigung, körperliche, in deren Stelle jetzt verhält 
nißmäßige Freiheitsſtrafe tritt, Vergehen, welche in den 
Geſetzen mit ſolcher bedroht ſind, deren Unterſuchung 
und Entſcheidung in erfier Inſtanz erfolgt durch kom⸗ 
miſſariſch dazu beſtellte Einzelrichter, mit Zuziehung 
eines Gerichtsſchreibers. (V. v. 3. Janr. 49. §. 27.) 
18. 19. 

Zuſammenkünfte, öffentliche, als ſolche werden auch 
Verſammlungen angeſehen, in welchen öffentliche Ange 
legenheiten erörtert oder berathen werden ſollen. (V. v. 
30. Juni 49. §. 31.) 232. 

Zwangsmittel, jeder Art, durch welche in Unterfu- 
chungen der Angeklagte zu irgend einer Erklärung ge⸗ 
nöthigt werden Tell, find unzuläſſig. (V. 3. Janr. 49. 
§. 18.) 17. 


Druckfehler-Berichtigung. 
Seite 14 dieſes Sachregiſters iſt unter Chauſſeebau Nr. 21. in der 12ten und 16ten Zeile von oben 


Datt 204., zu ſetzen: 294, 
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